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Einfuͤhrung 


Dieſes der polniſchen Mentalität gewidmete Werk läuft Gefahr, 
in feiner inneren Zielfezung mißverſtanden zu werden. Es wird aber nichts 
anderes damit beabſichtigt, als eine gewiß kritiſche, aber keineswegs bös⸗ 
willige Darſtellung des polniſchen Weſens zu geben. Völker beſitzen 
genau wie Menſchen ihre Perſönlichkeit. Wenn wir das polniſche Volks⸗ 
tum ins Auge faſſen, dann eignet ihm die Genialität der Propaganda. 
Jeder Pole ift gleichſam fein eigener Reklamechef. In dieſer Kennzeichnung 
ſteckt aber, ſowie wir ſie als politiſche anſehen, weit mehr als die Sähig⸗ 
keit, einen guten Eindruck zu machen. Genialität der Propaganda erweitert 
die Wirkung der Perſon über den inneren Bereich, über die eigene Zu⸗ 
ſtändigkeit hinaus. Er verſpricht nicht nur mehr, als er hat; er ſcheint 
mehr, als er iſt, und umgibt ſich, bildlich geſprochen, mit einer Einfluß⸗ 
ſphäre, die ihm nicht zukommt. Kurz und gut, in der Genialität der Proz 
paganda liegt, wie man ſieht, innerliche Grenzenloſigkeit oder die Un⸗ 
fähigkeit, Maß zu halten. s 

Es ift kein Zweifel, daß das polniſche Volkstum aus der Not eine 
Tugend gemacht hat. Die ſtaatlichen Leiſtungen, die kulturellen Hervor⸗ 
bringungen, beſonders aber jene, die auf dem Felde der bürgerlichen Tugend 
liegen, kurz, all jene Gebiete, auf denen ſich die großen Völker Mittel⸗ und 
Weſteuropas hervorgetan haben, fehlen dem polniſchen faſt völlig. Das 
Polentum ift ſozuſagen ſpurlos durch die Welt gegangen. Was an großer 
Architektur in Polen zu finden iſt, ob in Warſchau, Krakau oder Gneſen, 
iſt ausnahmslos deutſches Werk. Die innere Ordnung des alten polniſchen 
Staates, die des heutigen geht auf die deutſche Rechtsordnung zurück. Das 
alles berührt den Polen nicht. Er lebt jenſeits der Wirklichkeit; er lebt ſo 
ſehr in dieſer eingebildeten Welt, daß er ſie nicht nur für wahr hält, 
ſondern anderen glaubhaft machen kann. Darin liegt der tiefſte Gegenſatz 
zum Deutſchtum, welches gleichſam die Metaphyſik des Wirklichen für 
ſich erobert hat. 

In der polniſchen Genialität der Propaganda liegt ein außerordentlich 
liebens würdiger Jug des polniſchen Volkstums. Polniſche Gaſtlichkeit bez 
ſitzt in dieſem Sinne ihren ganz beſonderen Charme: Sie iſt gewiß koſt⸗ 
ſpielig, und dennoch erſcheint das Gebotene doppelt wertvoll. Wie der 
Gaſtgeber ſich über ſich ſelbſt erhebt, ſo erhebt er den Gaſt über den Alltag. 

In dieſer Eigenſchaft ſteckt ein hohes Maß höchſt lebendiger natio⸗ 

naler Energie. Dennoch bleibt es wahr, daß die Kunſt der Propaganda 
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heute die größte Gefahr bildet, in der Polen fchwebt. Die heutigen Gren⸗ 
zen des polniſchen Staates ſind, wenn man will, blindlings geglaubte 
Propaganda. Der polniſche Staat iſt ſozuſagen im Salon bei Kaffee und 
Likör ins Grenzenloſe geſteigert worden, und da er grenzenlos iſt, da 
ihm das innerliche Maß fehlt, das Bewußtſein ſeiner Wirklichkeit, ſo liegt 
in dem heutigen Juſtand, ebenſo wie vor 150 Jahren, die Möglichkeit 
einer Enttäuſchung. 

In dieſem Buch zeigen wir dieſen Aſpekt des polniſchen Volkstums 
in einer Reihe von Aufſätzen. Sie zeigen das polniſche Weſen von innen 
heraus, in einzelnen Leiſtungen und in einzelnen geſchichtlichen Vorgängen. 
Das Bild iſt ſelbſtverſtändlich nicht vollftändig. Es erſcheint unmöglich, 
das Weſen eines Volkes, das ein lebendiges ift, erſchöpfend darzuſtellen, 
aber es ergibt ſich daraus ein Zugang zum Verſtändnis, es entſtammt 
dem Bedürfnis des Deutſchen, die Dinge richtig zu ſehen und auf ihr 
rechtes Maß zurückzuführen. 

Hin und wieder hat ſich das deutſche Volk für ſeine Nachbarn, auch für 
die Polen, begeiſtert. Vor etwa 100 Jahren gab es kaum einen deutſchen 
Lyriker, der nicht ein Polenlied gedichtet hatte, aber wir finden dazu kein 
Gegenſtück auf polniſcher Seite. Damit kommen wir zur dritten Wirkung 
der Propagandagenialität des Polen. Die Überfteigerung des eigenen Ichs 
läßt nichts neben ſich gelten. Hier liegt die pſychologiſche Wurzel der pol⸗ 
niſchen Unduldſamkeit in allen Fragen des Minderheitenrechtes. Hier liegt 
die immer wieder hervortretende Fähigkeit zur Brutalität und Unter⸗ 
drückung. Hier liegt die Quelle des Gleichmuts, mit der man bitterſte 
Armut und Not unzähliger Menſchen betrachtet. Hier liegt ein Mangel an 
Verantwortungsgefühl. Wer ſich über ſeine eigenen Grenzen täuſcht und 
andere zum Glauben daran verführt, wird niemals in der Lage ſein, den 
anderen gelten zu laſſen. Daraus ergibt ſich weiter, daß die polniſche Pro⸗ 
paganda im tiefſten Grunde eine der größten Gefahren für die Erkenntnis 
europäiſcher Notwendigkeiten darſtellt, weil die Welt von heute es ſich 
nicht leiſten darf, auf Illuſionen zu bauen. Es bedarf der Erkenntnis der 
e wie fie iſt; auch in der Oſtfrage gilt es, Schein und Sein zu unter: 

eiden. 
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„ . Ich habe nicht darum gekämpft, daß ein 
Polen komme — denn es mußte kommen —, ſondern 
daß ein großes Polen entſtehe. Das Polen von heute 
ift nicht klein, aber wit müſſen uns alle fagen, daß dies 
nur ein Angeld auf ein wirklich großes Polen iſt. Polen 
ift noch immer kein großes Reich, muß es aber werden, 
wenn ſeine Exiſtenz überhaupt feſt geſichert ſein ſoll. 
Für ein kleines Land iſt in dieſem Teile Europas kein 
Platz. ... Vergeſſet nicht, daß die Boleslaws und die 
Schöpfer der Lubliner Union an ein kleines Polen nicht 
gedacht haben!“ 


Aus der Doktoratsrede des Nationaldemokraten 
Roman Dmowfti, Juni 1923 in Doten, 
(Vgl. Voff. Itg. vom 29. 6. 1923.) 


Eines jener Weltwunder von heute, deren unerforſchtes Geheimnis 
darin liegt, daß ein an fid aufreizendes Phänomen weder Intereſſe noch 
Leidenſchaften zu entfeſſeln vermocht hat, ift das Doppelgeficht des polnifchen 
Nationalismus. Wunder auch deshalb, weil es ganz und gar abwegig wäre, 
einen Erfolg mit Taſchenſpielerkünſten erklären zu wollen, der bei vollem 
Cageslicht mit den Mitteln der Dialektik und Suggeſtion erzielt wurde. Die 
durch Jdentitätsbeweife erreichte Verſchleierung der Unſtimmigkeit eines nach 
außen verfochtenen politiſchen Anſpruches auf ethnographiſcher Grundlage 
mit der tatſächlich vollzogenen Aufrichtung eines hiſtoriſch⸗politiſch be⸗ 
ſtimmten Territoriums iſt an und für ſich ein politiſches Meiſterſtück. So 
konnte im Schutze der ethnographiſchen Jugeſtändniſſe der Verſailler Frie⸗ 
densmacher ein Staatsraum entſtehen, deſſen wirkliche Grenzen nur nach 
wirtſchaftlichen und hiſtoriſchen Anſprüchen abgeſteckt wurden. Doch nicht 
genug damit, wird von dem eben erſt beſtätigten jungen Staate eine neue 
Fielſetzung verkündet, die fern aller urſprünglich ethnographiſch argumen⸗ 
tierenden Auslandspropaganda auf die Erweiterung des beſtehenden 
Staatsgebietes bis zu den äußerſten Grenzen einer kurzlebigen geſchicht⸗ 
lichen Großreichbildung zielt. Muß an dieſer Stelle auch darauf verzichtet 
werden nach Gründen zu forſchen, die die Welt beſtimmen, in der Stage 
des polnifchen Trugfpieles ſich eine ſolche Zurückhaltung aufzuerlegen, ob: 
kan zerriſſene Grenzen, zerſtörte Wirtſchaft und vor allem die Hot von 
Zunderttauſenden, von heimatberaubten deutſchen Menſchen, von verfolgten 
Ukrainern, Meißtuffen, Litauern und Juden Kunde geben von den Solgen 
einer von der Welt begünſtigten Willkürpolitik, fo ift doch von unmittel⸗ 
barer Bedeutung, fih Rechenſchaft zu geben, aus welchen ſeeliſchen und 
geiſtigen Hintergründen das politiſche Denken der Polen ſeine Antriebe und 
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Richtlinien erhielt. Bei dem Verſuch einer ſolchen Urteilsbildung wird man 
ſicher den Erforderniſſen einer hiſtoriſchen Betrachtung und gleichzeitig 
denen einer Seftftellung des tatfächlichen Wertes der einzelnen zuſammen⸗ 
wirkenden politiſchen Faktoren im weiten Umfange gerecht werden und 
sine ira et studio die Geſchichte analpſieren müſſen. Man wird aber zu⸗ 
nächſt und vor allem auch bedacht ſein, die politiſche Haltung des zeit⸗ 
genöſſiſchen Polens als Außerung einer gegebenen Geiſtesverfaſſung zu 
werten, um ſich über die weiteren Möglichkeiten ihrer Wachstumsenergien 
und ⸗ausmaße Rechenfchaft zu geben. 

Es ſoll deshalb das Urteil des Betrachtenden durch eine Unterſuchung 
gefördert werden, die gerade in den letzten Wochen zur Veröffentlichung 
gelangte und auf Grund des eindrucksvollen Materialnachweiſes und der 
ſcharfen Beobachtung am geeignetſten ſcheint, den Deutungsverſuchen des 
politiſchen Charakters Polens vorangeſtellt zu werden. Es handelt ſich um 
die Arbeit von Stanislaus Mornik: „Polens Kampf gegen ſeine nicht⸗ 
polniſchen Volksgruppen“ (Berlin, W. de Gruyter & Co., 1931). Wir 
bringen einige beſonders aufſchlußreiche Stellen aus dieſem Werke mit dem 
folgenden zum Abdruck: 


Die Entſtehung des polniſchen Staatsterritoriums 


„Als 1914 der große Krieg ausbrach, hat die Nationaldemokratie, als 
die mächtigſte polniſche Partei, nach der Lage der Dinge zwar zunächft 
nicht an eine Löſung der polniſchen Frage in dem Sinne geglaubt, wie ſie 
inzwiſchen Wirklichkeit geworden iſt, aber ſie erkannte die großen Mög⸗ 
lichkeiten, die für die Idee eines neuen Polenſtaates aus dieſem Kriege er⸗ 
wachſen könnten, und glaubte, daß Rußland feine Verſprechungen ‚unter 
feinem Zepter Polens Wiedergeburt in feiner Selbſtändigkeit, feiner Re: 
ligion, feiner Sprache erfolgen “) zu laffen, doch wohl wahrmachen werde. 
Die politiſchen Ereigniſſe brachten den Polen mehr als eine Vereinigung 
aller polniſchen Länder unter dem Zepter des Zaren und von ſeinen Gnaden, 
ſie brachten ihnen einen eigenen ſouveränen Staat, deſſen Grenzen weit 
über die Gebiete hinausreichen, die wirklich polniſch ſind. 

Die Siege der Armeen der Mittelmächte machten es dieſen möglich, 
durch die Proklamation des Königreichs Polen vom 5. November 1916 die 
rußlandfreundliche Stimmung der polniſchen Bevölkerung zugunſten der 
Mittelmächte einzudämmen. Im März 1917 brach in Rußland die Revo: 
lution aus, die zum Sturz des Zaren führte. Damit erloſchen die Ver- 
pflichtungen der Polen ruſſiſcher Staatsangehörigkeit dem Zarenhaus gegen: 
über. Die Sympathie des polniſchen Volkes für die Politik der Mittel⸗ 
mächte wuchs. Als Lenin am 6. November 1917 die Gewalt in Rußland 
an ſich riß und unter ſeinem Regime das neue bolſchewiſtiſche Rußland 


*) Aufruf des Großfürſten Nikolai Nikolajewitſch vom 1. bis 14. Auguft 1914, 
zitiert nach Paul Roth: „Die Entſtehung des polniſchen Staates“, Berlin 1920, 
S. 30, dem wir auch in den übrigen, in dieſem Teil wörtlich zitierten Stücken 
folgen. 
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aus dem Verband der Entente ausſchied, hatte Polen kein unmittelbares 
Intereſſe mehr, nach Rußland zu ſchauen. 

Im driedens vertrag von Breſt⸗Litowſk vom 5. März 1918 beſtimmte 
der Art. III: ‚Die Gebiete, die weſtlich der zwiſchen den vertragſchließenden 
Teilen vereinbarten Linie liegen und zu Rußland gehört haben, werden der 
ruſſiſchen Staatshoheit nicht mehr unterſtehen .. Deutſchland und Eſter⸗ 
reich⸗Ungarn beabſichtigen, das künftige Schickſal diefer Gebiete im Bes 
nehmen mit deren Bevölkerung zu beſtimmen.“ 

Der polniſchen Frage ſchien eine Löſung beſtimmt zu ſein, die den 
Wünſchen und Zielen der polniſchen Nationaliſten genau widerſprach. 
Nicht von Rußland und Frankreich ſchien das Heil zu kommen, fondern 
von Deutſchland, das von franzoſenfreundlichen Polen gern der ‚Erbfeind 
Polens‘ genannt wurde. 

Wenn von feiten der Jentralmächte auch niemals daran gedacht 
worden war, dem noch de facto zu ſchaffenden polniſchen Staat Gebiete 
aus dem eigenen Hoheitsbereich anzugliedern — das deutſch⸗polniſche Ver⸗ 
hältnis ſchien damals doch ein freundlicheres zu werden. Noch am 17. No⸗ 
vember 1917 ſtellte der Deutſche Kaiſer mit Befriedigung feft, daß der 
Regentſchaftsrat klar erkannt habe, ‚daß Polen auf dem Fundament weiter 
aufgebaut werden muß, auf dem es neu gegründet worden iſt'. 

Die politiſchen Ereigniſſe führten gegen Ende des nächſten Jahres 
zu anderen Entwicklungen. Öfterreich zerfiel. In Krakau bildete ſich am 
27. Oktober eine Liquidationskommiſſion aus Vertretern aller polniſchen 
Parteien, die die Regierungsgewalt in Weſtgalizien übernahm. In Oſt⸗ 
galizien kam es zu ernſten Kämpfen mit den Ukrainern. Mit der großen 
deutſchen Rataſtrophe vom 9. November 1918 fand auch die deutſche Ot- 
kupationshoheit in Warſchau ihr Ende. Das Schickſal Polens war wieder 
in die Hände der Entente gegeben. Pilſudſki trat auf den Plan, den der 
Kegentſchaftsrat zum Staatsoberhaupt ernannte. In feinem Auftrag ſtellte 
Daſzynſki am 14. November die Regierung zuſammen. Der polniſche Staat 
beſtand nun tatſächlich. Am 28. Juni 1919 wurde der Verſailler Vertrag 
unterzeichnet. 

Deutſchland verlor die Provinz Poſen und den Korridor zugunſten 
Polens (Art. 87) und willigte in eine Abſtimmung in Oberfchlefien (Art. 88), 
im Regierungsbezirk Allenſtein und Kreis Oletzko des Regierungsbezirks 
Gumbinnen (Art. 94/95) und in dem öſtlich des Korridors gelegenen Teile 
von Weſtpreußen (Art. 9/97). Obwohl die Abſtimmung in Gberſchleſien 
e März 1921) 707393 Stimmen für Deutſchland und 479365 für Polen 
KE, wurde das Gebiet zwifchen Polen und Deutſchland in der Weiſe 
9 eilt, daß an polen fielen: 80% der Steinkohle führenden Fläche, von 
Aab mit s Werken 22 mit 5 Werken, von den 14 Stabl- und 
% Die Roheiſenproduktion wurde zu zwei Drittel polniſch, 

esgleichen ſämtliche Zinkhütten und 85% der Zinkproduktion ). 


*) Nach de 


m Di = 
51% Kots, (ëm „Temps“ vom 22. Oktober 1921 fielen an Polen 82 % Kohle, 


tliches Blei und Zinn, 85 0% des Gußeiſens, 70,5 % des Stahls, 
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Im oſtpreußiſchen Plebiſzitgebiet fielen (11. Juli 1920) 363 159 Stim⸗ 
men auf Deutſchland (97,5%), 7924 auf Polen (2,5%). In den weſt⸗ 
preußiſchen Teilen ſtimmten für Deutſchland 96 895 Perſonen (92,8%), für 
Polen 7947 (7,2%). Trotzdem kamen aus dem oſtpreutziſchen Gebiet 
3 kleine Dörfer, aus dem weſtpreußiſchen 5 an Polen. Wichtiger iſt, daß 
Polen ein ſchmaler Streifen rechts der Weichſel zugeſprochen wurde, ſo 
daß Oſtpreußen nirgends mehr an dieſen wichtigen Strom heranreicht. 

Die Verträge von Saint⸗Germain und Trianon enthalten keine Be⸗ 
ſtimmungen über die früheren öſterreichiſchen und ungariſchen Gebiete in 
betreff einer Gebietshoheit der Polen. Über das Teſchener Schleſien und 
die nördlichen Gebiete von Zips und Arva, derentwegen es lange Streitig⸗ 
keiten mit den Tſchechen gegeben hatte, entſchied der Botſchafterrat am 
28. Juli 1920. Polen erhielt etwa die Hälfte des Teſchener Gebietes; die 
Kaſchau⸗Oderberger Bahn verblieb der Tſchechoſlowakei. Die Stadt Teſchen 
links der Olſa wurde tſchechiſch, die rechts der Olſa polniſch. In der Zips 
und dem Arvagebiet bekam Polen kleine Grenzſtreifen. Auch die Erledigung 
der Jaworzyna⸗Frage, die ein kleines Gebiet in der Hohen Tatra betrifft, 
konnte erft nach mannigfaltigen Schwierigkeiten im Mai — September 1924 
erreicht werden. 

Weſtgalizien hatte fid bereits am 15. Oktober 1918 Rongreßpolen 
angeſchloſſen. Am nächſten Tag kam etwas verſpätet Kaifer Karl mit 
feinem Manifeſt über die ſtaatliche Umbildung Öfterreichs: „Gſterreich ſoll 
dem Willen ſeines Volkes gemäß zu einem Bundesſtaat werden, in dem 
jeder Volksſtamm auf ſeinem Siedelgebiet ſein eigenes ſtaatliches Gemein⸗ 
weſen bildet. Der Vereinigung der polniſchen Gebiete Oſterreichs mit dem 
unabhängigen polniſchen Staat wird hierdurch in keiner Weiſe vor⸗ 
gegriffen.“ 

Iſt mit dieſem letzten Satz das ukrainiſche Oſtgalizien gemeint? Dort 
bildete ſich unter Berufung auf das Selbſtbeſtimmungsgeſetz der Völker 
an 19. Oktober 1918 ein unabhängiger und ſouveräner uktainiſcher Staat, 
deſſen Grenzen Oſtgalizien und die ukrainiſchen Teile der Bukowina und 
Nordungarns umſchloſſen. Am 15. November gab der Ukrainiſche National⸗ 
rat dieſem neuen Staat den Namen, Weſtukrainiſche Republik‘. Polen erhob 
ebenfalls Anſprüche auf dieſes Gebiet, die es mit Waffengewalt wirkſam 
zu machen verſuchte. Die Kämpfe zogen ſich bis in den Sommer 1919 bin. 
Dem vereinigten Anſturm der Bolſchewiſten an der Oſtfront und der polen 
im Weſten erlag der ukrainiſche Staat. Solange der Kampf ohne Ent⸗ 
ſcheidung geblieben war, hatten ſich die Ententemächte bemüht, einen 
Waffenſtillſtand herbeizuführen. Als die durch Deutſchland transportierte 
franzöſiſche Haller⸗-Armee den Kampf zugunſten der polen entſchieden 
hatte, übertrug der Oberſte Rat durch Beſchluß vom 25. Juni 1919 den 
Polen das Mandat zur militäriſchen Beſetzung Oftgaliziens, ‚en vue de 
garantir les personnes et les biens de la population paisible de Galicie 


die geſamte Produktion an Schwefelſäure, ohne die großen Erdhütten zu zählen, 
die elektriſche Zentrale von Chorzow, das Ammoniak- und Salpeterwerk. 
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Orientale contre les dangers que leur font courir les bandes bolché- 
vistes‘, Dieſer Satz verdient feſtgehalten zu werden. Der polniſch⸗ruſſiſche 
Krieg vom Jahre 1920 bedrohte noch einmal Polens (wenn auch noch 
nicht völkerrechtlich feſtgelegten, ſo doch tatſächlichen) Beſitz Oſtgaliziens. 
Der für Polen glückliche Ausgang auch dieſer Kämpfe brachte der jungen 
Republik im Frieden von Riga (18. März 1921) den ruſſiſchen Verzicht 
auf alle Rechte und Anſprüche auf die weſtlich des Sbrutſch liegenden Ge⸗ 
biete. Am 15. März 1923 wurde ſeitens des Botſchafterrates Polens Sou⸗ 
veränität über Galizien — und damit auch über Oſtgalizien — zugeſtanden. 

In dem obenerwähnten Rigaer Frieden wurde neben der polniſchen 
Grenze gegen die weißruſſiſche und ukrainiſche Sowjetrepublik auch das 
Schickſal des zwiſchen Polen und Litauen ſtrittigen Wilnagebietes bez 
ſtimmt. ‚Die Frage der Zugehörigkeit dieſer (zwiſchen Litauen und Polen 
ſtrittigen) Territorien zu einem dieſer beiden Staaten hängt ausſchließlich 
von Polen und Litauen ab.“ 

Der Wilnafrage liegt kurz folgender geſchichtlicher Tatbeſtand zu⸗ 
grunde. Im April 1919 wurden die Bolſchewiſten von Pilſudſki aus 
Wilna vertrieben. 1920 rückten die Bolſchewiſten erneut in dieſes Gebiet 
ein. polen zweifelte die litauiſche Neutralität an. Es kam zu Kämpfen 
mit litauiſchen Truppen. Inzwiſchen, am 25. Auguſt, hatten die roten 
Truppen dem 7. Litauiſchen Infanterieregiment die Stadt überlaſſen. Die 
vom Völkerbundsrat beorderte Rontrollkommiſſion brachte am 5. Oktober 
1920 das Arrangement von Suwalki zuſtande, das eine Demarkierungs⸗ 
linie vorſah, die Wilna bei Litauen beließ. Das Abkommen ſollte am 
20. Oktober 1920 in Kraft treten und gültig fein: , jusqu'a ce que toutes 
les questions litigieuses entre les Polonais et les Lithuaniens soient 
définitivement résolues‘. Jedoch ſchon am 9. Oktober 1920 beſetzte der 
im amtlichen Auftrage meuternde polniſche General Zeligovofti, Wilna. 
Eine Einigung in der Wilnafrage zwiſchen Litauen und Polen iſt bis 
heute nicht erfolgt. De facto iſt Polen ſeitdem im Beſitz des ſtrittigen 
Gebietes geblieben. 

So kam Polen in den Beſitz ſeines jetzigen Staatsterritoriums, das 
eine Slächenausdehnung von 386 634 qkm hat und 1921 eine Einwohner⸗ 
zahl von 27,0 Millionen aufwies. So entſtand ein Staat, der in feiner 
Slächenausdehnung größer iſt als Großbritannien und Irland zuſammen 
(316300 qkm) oder als Italien (312568 qkm). Er entſtand unter Mig- 
achtung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Volker, das ja auch die Grundz 
lage ſeiner Exiſtenz iſt, aus Teilen, die, wie die Weſtgebiete, ihm durch 
die Gunſt der Entente zufielen oder die er ſich, wie die Oſtgebiete, in lang⸗ 
wierigen und gefährlichen Kämpfen ſelbſt aneignete.“ 


Polens ethnographiſche Struktur 


„Es iſt nur zu natürlich und durch das eigentümliche Zuftandelommen 
des polniſchen Staatsraumes bedingt, wenn Polen nun der Welt zu be⸗ 
weiſen trachtete, daß ſich in ſeinem Staat gar nicht dieſe Unzahl von Nicht⸗ 
polen befinde, wie man wohl allgemein zu glauben geneigt war. 
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Die „Struktur der Volksgruppen in Polen“ 
Unterſuchungen von St. Mornik über Polens ethnographiſche Struktur 
I. In abſoluten Ziffern 


Letzte Öfterreichifche, 


Polniſche Eigene Eigene 
Statiſtik vom bzw. deurſche, bzw. Berechnung für | Berechnung für 
30. 9. 1921 ruſſiſche Jählung 1921 1928 


JoJo oder 1897 


Dolen 18811550 15206374 16361 101 17814094 
Ukrainer 3878 000 4880512 4895 992 5772700 
Weißruſſen 1057000 1704520 1600000 2137500 
Großruſſen 48920 408400 80.000 100.000 
ie EE 72000 66610 72.000 82668 
Raffuben. . . == 104464 130000 140000 
Maſuren — 8896 9000 10000 
Tſchechen 30 652 8718 30 632 34000 
Juden 2123000 3155077 2771949 2900000 
Deutſche 1036000 2183683 1542600 1122000 
Andere a e 121555 129797 a > 


Insgefamt: | 27192674 27864 851 27492 74 80 212 9020 


Die Geſamtzahl der Nichtpolen beläuft ſich für: 


1921 auf 11131573 
1928 auf 12298 868. 


II. In Hundertteilen 


Lexte öſterreichiſche, 
bzw. deutſche, bzw. 
ruſſiſche Zählung 

19D oder 1897 


Polniſche 
Statiſtik vom 
30. 9. 1921 


Eigene Eigene 
Berechnung für | Berechnung für 
192] 1928 


D uk 59,3 
Utrainer**). . 19,1 
Weißruſſen HU 
Großruſſen 0,3 0,5 
Litauer 0,2 0,2 
Raffuben. . . 0,5 0,5 
Maſuren oi 0,1 
J eg 90 e? 
usen ce un al 9 
Deutſche 5,6 3,7 
Andere — — 

100 


„Polen ift alfo ein ausgeſprochener Nationalitätenſtaat. Ja, wenn 
wir den Anteil der ſogenannten Minderheiten in den einzelnen Wojewod⸗ 


*) Dieſe Ziffer nach Kwartalnik Stat. V, 3. 1928, S. 1316. 

„) „Bei der Fahl der Ukrainer in Gſtgalizien ift zu bedenken, daß die Zäh⸗ 
lung auch ſchon unter öſterreichiſcher Herrſchaft der Willkür der Polen aus⸗ 
geſetzt war.“ 
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ſchaften überprüfen, zeigt ſich deutlich, daß dieſe Volksgruppen in einem 
großen Teil der polniſchen Republik den größten Teil der Geſamtbevoͤlke⸗ 
rung ſtellen.“ 


Die Grundtendenz des polniſchen Nationalismus der 
Gegenwart 


„Warum trugen die Polen nun einen ſo energiſchen Kampf um Ge⸗ 
biete aus, auf die ſie ethnographiſch kein Anrecht haben. Wir haben eine 
zweifache Antwort: . 

Einmal ift der polnifchen nationaliſtiſchen Ideologie ein polnifcher 
Staat in den Grenzen des heute von Polen befiedelten Raumes unvorſtell⸗ 
bar; zum anderen lockte der große wirtſchaftliche Reichtum der von anderen 
Völkern bewohnten Nachbargebiete. Wir müſſen hier darauf verzichten, 
eine geſchichtliche Darſtellung des polniſchen Nationalismus zu geben. Es 
muß genügen, in einzelnen charakteriſtiſchen Zügen die Grundtendenz des 
polniſchen Nationalismus herzuſtellen. 

Obwohl mit den drei Teilungen 1772, 1795 und 1795 die Exiſtenz 
des polniſchen Staates ihr Ende gefunden hatte, war damit die polniſche 
Frage doch noch keineswegs erledigt. Abgeſehen von der Belaſtung mit 
dem polniſchen Problem, das die drei Teilungsmächte bis zum Weltkriege 
nicht zur Ruhe kommen ließ, wurde die polniſche nationale Tradition durch 
die größten Schriftſteller und Dichter der Polen gepflegt und ins Bewußt⸗ 
fein des Volkes gebracht. Mickiewicz, der größte polniſche Dichter, hat 
uns durch ſein Beiſpiel gezeigt, wie Poeſie und Literatur organiſche Be⸗ 
ſtandteile der Politik fein konnen. Sein Konrad Wallenrod hat das pol- 
niſche Volk die Handhabung machiavelliſtiſcher Waffen im Kampfe um 
die ſtaatliche Exiſtenz gelehrt. Ju keiner Zeit erſtreckte fich die nationale 
Sehnſucht auf ein ethnographiſches Polen. Bis in unſere Tage iſt die 
Wiederherſtellung eines Polenſtaates vom Baltiſchen bis zum Schwarzen 
Meer (Polska od morza do morza), die Verwirklichung der Jagielloniſchen 
Idee, das Ziel der geſamten polniſchen Nation bis in die Sozialdemokratie 
hinein. 1808 ſchrieb Kollataj, der als der ſcharfſinnigſte Kopf unter feinen 
Landsleuten galt, daß Napoleon, auf den die Polen ihre Hoffnungen ſetzten, 
keine halbe Arbeit tun werde. Das Herzogtum Warſchau könne nur eine 
Ubergangsform zu dem künftigen mächtigen Polen ſein, das ſich von 
der Oder bis an den Dniepr und an die Düna, von der Oſtſee bis zu den 
Karpathen und zum Schwarzen Meer erſtrecken und auch Schleſien um⸗ 
GH ſoll; Schleſien — wegen der ‚Lage dieſes Landes, die den Weg zum 

uftigen Bündnis Polens mit Sachſen bedeutet *)‘. 
batte 5 der Wiener Kongreß über Polens Schickſal entſchieden 
gniert E € im Juni 1815 Polens greiſer Nationalheld Rosciuſzko refi- 
M Szatorpfti: „Wir ſchulden dem Kaifer ewigen Dank, daß er den 

*) Uwagi nad 
od pokujo Tylkzysk 
mann. „Geſchichte 


terazniejszem polozeniem tej części ziemi polskiej, która 
iego zaczęto zwaè ksiestwem Warszawskiem nach W. Feld⸗ 
der polit. Ideen in Polen“. München, Berlin 1917, S. 52. 
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bereits verlorengegangenen polnifhen Namen auferſtehen ließ, doch der 
Name allein bildet keine Nation, nur eine Wiederherſtellung des polniſchen 
Reiches bis an Düna und Dniepr könnte ein Gleichgewicht und eine bez 
ftändige Freundſchaft mit Rußland begründen »). 

Lelewel, Polens bedeutſamſter und einflußreichſter Hiſtoriker, der als 
überzeugter Demokrat Ideen der Völkerverbrüderung propagierte und der 
Polens Verfall mit dem Abweichen von den Grundſätzen der Volksherr⸗ 
ſchaft identifizierte, hielt trotz alledem an der Idee eines Polens, das von 
Meer zu Meer reichen müſſe, feft. Man müffe die ‚Emanzipation des 
Slawenvolkes an die Exiſtenz Polens knüpfen! **), 

Wie man Debt: Gedankengänge, die noch heute in der polniſchen 
Politik lebendig ſind und die deutlich genug in den Verſuchen, Polen zum 
Wortführer der öſtlichen Nachfolgeſtaaten, 3. B. durch Schaffung eines 
Agrarblocks, zu machen, zum Ausdruck kommen. 

Die demokratiſche Geſellſchaft verkündete denn auch (1836): „Nicht ein 
Teilchen, nicht ein Bruchteil der großen Nation, vielmehr das ganze Polen 
in ſeinen vor den Teilungen beſtehenden Grenzen iſt fähig, ſein ſelbſtän⸗ 
diges Daſein aufrechtzuerhalten, feine Miſſion zu erfüllen *). 

Unter dem Einfluß des revolutionären §rankreichs und Mazzinis, des 
Begründers des Nationalitätengedankens, entſtand 1835 ‚Das junge Polen‘, 
das beſonders in Galizien, aber auch im Königreich Polen bedeutenden 
Einfluß hatte. In feinem Programm ſtand: „Wenn Oſterreich in der 
Surcht vor der Übermacht Rußlands das Syſtem der Reform und des Sort: 
ſchritts aufnimmt, dann wird das befreite Galizien unter der Standarte der 
Unabhängigkeit Polens und der Volksfreiheit die Maſſen von den Rat: 
pathen bis zur Düna, von der Oſtſee bis an den Dniepr aufrütteln und 
mit dem auferſtandenen Vaterland Gſterreich vor dem Barbarentum des 
Nordens ſchützen f).“ 

Karl Libelt, Polens größter Philoſoph und Denker, der ebenſo wie 
Lelewel deutſchen Blutes iſt, formulierte ein neues Nationalprogramm, 
das den verſchiedenen Nationalitäten gerecht werden will: ‚Unfer großes 
mächtiges Polen, weithin von Meer zu Meer reichend, wie in der Periode 
der Siegesmunde, wird nicht mehr als ein einheitlicher Staat mit einer 
Nationalregierung auferſtehen, um wie ehemals über Litauen, Ruthenien 
und Preußen zu herrſchen, es wird aber auferſtehen als eine Söderation 
dieſer verſchiedenſtämmigen Länder. Die ganze Zukunft des Slawentums 
kann nicht anders als nur föderativ fein f).“ 

Im September 1861 ließ der in Warſchau verſammelte Adel an Graf 
Jamojſki eine Manifeſtationsadreſſe gehen, in der es heißt: ‚Unferem Vater: 


= Seldmann, „Geſchichte der polit. Ideen in Polen”. Münden:Berlin 
1917, S. 74. 
"ei Lelewel Orzeł biały 1840 nach Seldmann S. 97. 
e) Feldmann, a. a. O. S. 108. 
t) Polnoc 1855, S. 27, nach §eldmann, a. a. O. S. 105. 
Ttt) Seldmann, a. a. O. S. 155. 
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land ſtellen wir die Grenzen auf, die ihm Gott zugewieſen und hiſtoriſche 
Tradition übertragen hat ). 

In ſeinem Manifeſt an den Jaren Alexander II. fordert ſeinerſeits 
Graf A. Jamoiſki als Gegner des panſlawiſtiſch eingeſtellten Grafen 
Wielopolſki 1862 im Namen der Großgrundbeſitzer den Anſchluß Litauens, 
Wolhyniens und Podoliens an das Königreich Polen **). 1870 trat Sürft 
Czartoryſti für die Jagielloniſche Idee ein. Bis zu ihrer Verwirklichung 
ſollen die Polen Galiziens gute Öfterreicher bleiben. 

Der 187 in Lemberg tagende Polenkongreß, bei dem das polniſche 
Königreich durch Emigranten vertreten war, ſtellte fein Programm im 
Sinne der Union von Lublin (1. Juli 1569) auf, womit eine Vereinigung 
von Polen, Litauen und der Ukraine gemeint war. Der Proteſt der Ukrainer 
gegen dieſe Beſchlüſſe konnte die Polen von dem Unrecht ihrer Sorderungen 
nicht überzeugen. 

Als Antwort auf die Kaiſerproklamation vom 5. November 1916 
kamen am 28. Mai 1917 die Krakauer Refolutionen zuſtande, die ganz ein⸗ 
deutig zum Ausdruck bringen, daß die polniſchen Keichsrats⸗ und Land⸗ 
tagsmitglieder auf dem Standpunkt eines vereinigten unabhängigen Polens 
ſtehen, daß man die Verwirklichung des Status quo ante 1772 verlange. 

Als die Wiederherſtellung des polniſchen Staates ſeitens der Entente 
deutlich zu werden begann, haben die Polen ihre Forderungen ja niemals 
auf ein ethnographiſches Polen beſchränkt. Nach der polniſchen ‚Denkſchrift 
über das Territorium des polnifchen Staates‘, die Ende März 1917 Balfour 
übergeben wurde, ‚follte das am dringendſten geforderte Gebiet des künf⸗ 
tigen polniſchen Staates umfaffen: 3. das öſterreichiſche Polen — Galizien 
und die Hälfte von Gſterreich⸗Schleſien (Teſchen); 2. das ruſſiſche Polen — 
das Königreich Polen und die Gouvernements: Rowno, Wilna, Grodno, 
einen Teil vom Gouvernement Minft und Wolhynien; 3. das deutſche 
Polen — das hiſtoriſche Poſener und Weſtpreußiſche Land mit Danzig. 
Dann Oberſchleſien und den Südftreifen von Oftpreußen‘ *). 

Dabei wird ausdrücklich über die Oſtgebiete geſagt, daß die Polen 
Zwar in der Minderzahl von 35—50% find, aber die polniſche Kultur und 
Ziviliſation, die dort vorherrſchen, fordere dieſen Beſitz. 

Dmowfkis Denkſchrift an Wilſon vom s. Oktober 19 1s hebt beſonders 
hervor, daß die Grenzen Polens geographiſchen Bedingungen ent: 
N müffen, damit feine Unabhängigkeit von den Nachbarn gefichert 
e Es wird verlangt: Pofen, Weſtpreußen mit Danzig TH), Oſtpreußen 

geographiſchen, hiſtoriſchen, ethnographiſchen und wirtſchaftlichen 


— 
a Setomann, a. a. O. S. 201. 
georg Cleinow, „Die Jukunft Polens“. Bd. 1. Leipzig 1908, S. 110 
* . . ` . . 
7 Zeta nach Roman Dmowfti, „Polityka polska“, Warſchau re 524. 
+ a Paul Roth, a. a. O. S. 133. 
lichen Ziffern „Danzig finden ſich folgende erſtaunliche Auslaſſungen: „Die amt⸗ 
eve Arten Danzig ftellen diefe Stadt als rein deutfche hin. Indeſſen zeigen 
polniſch iſt, w gen auf polniſchem Wege, daß faſt die Hälfte der Bevölkerung 
"" Wenn auch oberflächlich germaniſiert“. A. a. O. S. 138. 
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Gründen) bis auf die Provinz Königsberg, die mit dem polniſchen Staat 
auf der Baſis der Autonomie vereinigt oder eine kleine unabhängige, durch 
Zollunion mit Polen vereinigte Republik werden muß, Oberſchleſien und 
drei Kreife von Mittelſchleſien, Galizien, Teſchen, ſoweit es von Polen 
bewohnt wird, das Königreich Polen, der größere Teil des Gouvernements 
Wilna mit Einſchluß der Stadt Wilna, das Gouvernement Grodno, der 
größere Teil des Gouvernements Minſk mit den Städten Minſk, Slug, 
Pinſt, der weſtliche Teil Wolhyniens bis zum Horyn und die weſtlichen 
Teile Podoliens (Ploſtirow und Kamenez⸗Podolſt), der weſtliche Teil des 
Gouvernements Witebſk (Polniſch⸗Livland) mit der Stadt Dünaburg und 
der Oſtrand KRurlands (Kreis Illuxt), wofern Kurland und Livland nicht 
zu Rußland gehören ſollten. Das litauiſche Gebiet (Gouvernement Kowno, 
nördlicher Teil des Gouvernements Wilna, nördlicher größerer Teil des 
Gouvernements Suwalki, nordöſtlicher Streifen Oſtpreußens, Südecke Bur: 
lands mit den Häfen Polangen und Libau) iſt als beſonderes Land zu 
organiſieren und mit Polen auf der Baſis der Autonomie zu verbinden. 
„Litauen würde die Zivilifation von Polen übernehmen, die Fortſetzung 
ſeiner Union mit Polen wäre etwas völlig Natürliches und würde keine 
Gefahr für feine nationale Zukunft bilden. — Die Errichtung eines un⸗ 
abhängigen litauiſchen und ukrainiſchen Staates würde entweder Anarchie 
bedeuten oder die Regierung von Fremden, nämlich der Deutſchen.“ 

Wieweit dieſe Gebiete (ſoweit ſie wirklich polniſch geworden ſind) 
von Polen beſiedelt werden, haben wir oben gezeigt. — Ein kurzer Über⸗ 
blick ſoll uns jetzt die eminente wirtſchaftliche Bedeutung vor Augen 
führen, die dieſen nichtpolniſchen Gebieten innewohnt. 

Wir beginnen mit den früher preußiſchen Gebieten. Obwohl wir 
von der Provinz Poſen nicht behaupten wollen, daß ſie in ihrer Geſamt⸗ 
beit bei der polniſchen Übernahme eine überwiegend deutſche Bevölkerung 
beſeſſen hat, ſo ziehen wir ſie doch mit Pommerellen und Oberſchleſien in 
den Kreis dieſer Betrachtung, weil der wirtſchaftliche Einfluß und die 
wirtſchaftlichen Leiſtungen der Deutſchen für die Wirtſchaftsentwicklung 
des Landes ausſchlaggebend geweſen ſind. 


3. Oberſchleſien 


Die Steinkohlenförderung 1928 betrug in ganz Polen 40 428 ooo t. 
Auf Oberſchleſien entfallen davon 30310000 t ( ca. 75%). Die Eiſen⸗ 


hütteninduſtrie Polens lieferte 1927: 


Gußſtahl Walzerzeugniſſe 


in der Woiwodſchaft Rielcdtdte 177222 430 427 296.003 

„ 2 n Krakau 12258 10335 ES 

in Gberſchleſie n. 440964 194878 614840 
Die Jint- und Bleiinduſtrie brachte 1927 hervor: 


Rohzink Zinkblech Rohblei 


in der Woiwodſchaft Kielce. d 
„ n n Krakau 14868 
in Oberjcehleftene Ar Rp: 129833 
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2. Poſen und Pommerellen (weſtliche Woiwodſchaften) 
Es wurden im Durchſchnitt je ha 1928 hervorgebracht ): 


Ganz Polen 28,7 11,2 12,5 11,7 
Zentr. Woiwoöfchaften . 13,0 11,4 13,1 12,6 
Oſtl. Woiwodſchaften 30, 8,4 8,9 8, 
Sudl. Woiwodſchaften. 9,5 10,0 30,4 10,4 
Weſtl. Woiwodſchaften. 17,8 14,8 18,4 17,7 


Juckerrübenanbaufläche und Erträge 1928 **): 


Anbaufläche Anbaufläche Betrage 
in ha in % je ha 
. | Abbe in 
Boten De. 84 924 8,77 217,9 
au 40 504 1,92 144,6 
Pommerellen 21 610 1,97 217,9 
r 20 082 1,04 ! 144,6 
Wolhynien 13 590 1,09 148,5 
D 12 275 0,88 144,6 
CEO pOL une. 10 653 0,47 148,5 
BIETER get, d E Soit 0,51 144,6 
Tu a s 528 0,54 148,5 
Spirituserzeugung in hl reinem Weingeiſt 1926/27 *: 
Weſtgebiete 238 680 
KRongreßpolen 173 580 
Galizien 143 950 
Oſtgebiete 22580 
Geſamtpolen 578 790 
Tierzucht 


Auf 1000 ha nutzbare Fläche entfielen im Jahre 19215): 


Bullen 
über 
2 Jahre 


Ommerellen.. . 


Ongreßpolen 2,4 8,7 55,5 a7 
elen. Se 1,5 6,4 40,0 71 

gebiete. 9,9 0,8 15,6 5,8 
En 


= Leo Sall in Dziennik poznanſki Nr. 280 (28. Oktober 1928). 
rübenr Aa ſind hier nur die wichtigſten Woiwodſchaften angeführt. Die Jucker⸗ 
n auktion der übrigen iſt ganz unerheblich. 
Schubert „Die Entwicklung der poſ. Landwirtſchaft ſeit 1919 im 
Rahmen der geſamten Staats wirtſchaft ! Pofen 1928, S. 58. 
T) Schubert, a. a. O. S. 98. 
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Butterge winnung 1926 in Zentnern “): 


Poſen 74 740 
Pommerellen 50 200 
Kongreß polen 22000 
Galizien 17 500 
Oberſchleſien 9200 


Es wurden geerntet an allen Getreidearten zuſammen im Durchſchnitt 
der Jahre 1921/22 bis 1925 / 26: 


Auf den Kopf 


der Bevölkerung Insgeſamt 
kg t 

EF 786 1 546 000 
Pommerellen. 658 616 000 
Zube. EE 549 1 241 000 
Bialoſtock 525 686 000 
Wolhynien 496 714 000 
Tarnopol 462 661 000 
Warſchau 430 1 310 000 
Wines 451 420 000 
TR 0000 5 ae 410 425 000 
Nowogrodek 413 540 000 
Relee SE 388 984 000 
Doreen -e -aea 307 271 000 
gemberg. .-.. 805 828 000 
Krakau 2 280 558 000 
Stanislauu - 255 542 000 
Schleſien 119 124 000 
Ganz Polen 11 566 000 


Es wird nach diefen Überfichten geglaubt werden, daß nach fach⸗ 
männiſchem Urteil **) fih Polen ohne Poſen und Pommerellen nicht erz 
nähren könnte — ebenſowenig wie ſich Deutſchland ohne dieſe Provinzen 
ernähren tann. 

Der Reichtum der Oſtgebiete der polniſchen Republik beſteht in den 
rieſigen Waldgebieten und den bedeutenden Petroleumquellen. 


Es ſind mit Wald beſtanden 
in der Woiwodſchaft Stanislau 34,9% der geſamten Släche 


n 57 an Schleſien 55,8 0% „5 a 3 
55 n 3) Polefien 50,5% „ II H 
an n 75 Wolhpnien 29,7 0% 1 3 37 
an n D Howogrodel 28,9% „ 57 „ 
an n n Wilna 25,9% „ 73 3 
n» 55 Lemberg 25,7% „ „ n 
non HI Bialoſtot 25,2% „ D 55 


„) Schubert, a. a. O. S. gs. 
**) Nach einem Vortrag von Dr. agr. Schubert, Oſtern 1929 in Poſen. 
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in der Woiwodſchaft Kielce 24, 10% der geſamten Fläche 
n a 55 Krakau 25,9% „ 75 55 
n n 5 Pommerellen 22,5% „ 55 H 
n n n Lublin 23,0 0% HI ” DI 
» on n Poſen 18,1% „ an mn 
nm 27 55 Tarnopol 17,4% „ 3 DI 
nm on D Lodz 13,5% „ 55 DI 
n 35 3 Marſchau 11,8% „ D „ 


Demnach liegen ſämtliche Woiwodſchaften mit mehr als 25% Wald: 
beſtand in Gebieten, die, bis auf Schleſien und Bialoſtok, eine polniſche 
Minderheit aufweiſen. Bei Bialoſtok ift zu beachten, daß der Bialoweſer 
Urwald völlig auf ukrainiſchem Siedlungsboden liegt. 

Polens Naphtha produktion) im Jahre 1928 betrug insgeſamt 
3 Ziſternen Bruttoproduktion Rohöl. Es entfielen davon auf das 

evier 


Drohobycz 62393 Zifternen 
Jaslo TORTEN 
Stanis lau 4279 „ 


Demnach fallen 66672 von den 74300 Zifternen auf ukrainiſchen 
Boden. Nur der Bezirk Jaslo liegt auf polniſchem Volksboden. 

Wir faſſen zuſammen: Poſens und Pommerellens Bedeutung für die 
Volks wirtſchaft Polens liegt in ihrer hochentwickelten Landwirtſchaft und 
Viehzucht, die Oberſchleſiens in den Steinkohlengruben, in der Eiſen⸗, 
Sint- und Bleiinduſtrie und in ſeinem Waldreichtum. Die Bedeutung der 
weißruſſiſchen und ukrainiſchen Oſtgebiete beruht auf ihren Wald: und 
Petroleumſchätzen. Die 1918 am meiſten polniſchen Woiwodſchaften War: 
ſchau, Lodz, Rielce, Lublin und Krakau ſind ausgeſprochen arm an Boden⸗ 
ſchätzen und an Wald. Ihre land wirtſchaftliche und Viehproduktion ift 
verhältnismäßig niedrig. Die Bedeutung der nichtpolniſchen Woiwod⸗ 
ſchaften bzw. der bis 1918 ihrer Bevölkerung nach nichtpolniſchen) für 
die polniſche Volkswirtſchaft leuchtet beſonders ein, wenn man feſtſtellt, 
daß die Hauptausfuhrartikel Polens Kohle, Holz, Vieh und landwirtſchaft⸗ 
liche Produkte ſind und daß Polen ſich ſogar noch eine geringe Ausfuhr 
von Petroleum erlauben kann. 

Jab Nach der polniſchen Statiſtik (Rocznik ftat. 1927, S. 232) waren im 
re 1926 Hauptausfuhrartikel: 


. landwirtſchaftliche Produkte 494 043 ooo Goldzloty 
d Gë und Holzfabrikate j 207541000 ͤ „ 
` Aolonialwaren und andere Lebensmittel 3981000 75 
4 Kohſtoffe und Halbfabrikate der Bergwerks⸗ 
induſtrie 416 830 000 5 
Garunter Kohle, Kots, Briketts 255543000 ꝓ„ ) 
) Nach 


der polniſchen Zeitung „Baltiſche Preffe“ v. J. 5. 1929. 
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5. andere Rohſtoffe und Halbfabrikate 21 242000 Goldzloty 
6. Induſtrieartikel 162 035 000 P 
7. Bold, Silber u. ä. 368000 Fr 


Der Petroleumaußenhandel wies 1926 ein Aktivum von 22 142.000 Zloty 
auf. 

Das Intereſſe Polens an den fremdnationalen Gebieten im Weſten 
und im Often ſcheint mir demnach pſychologiſch und materiell verſtändlich 
zu fein. Pſychologiſch, indem fidh zeigte, daß es für den Polen eine ganz 
fremde Denkvorſtellung ift, einen auf feine ethnographiſchen Grenzen be: 
ſchränkten Staat als Erfüllung ſeiner nationalen Sehnſucht zu erhalten, 
materiell, indem wir die gewaltigen Wirtſchaftskräfte gerade dieſer Ge⸗ 
biete darlegten ). 

Was den Weſten anlangt, fo trieb den Polen darüber hinaus — und 
gewiß nicht zuletzt —, daß das Poſener Land die Wiege des hiſtoriſchen 
polniſchen Staates iſt und daß Pommerellen ihm den Weg zum Meere 
frei machte. Vielleicht gehen wir auch nicht fehl, wenn wir von den drei 
geopolitiſchen Wachstumsſpitzen Pommerellen, Wilnagebiet und Oſt⸗ 
galizien glauben möchten, daß ſie als ſolche mit imperialiſtiſchen Hinter⸗ 
gedanken von vornherein erkämpft worden ſind. Die Umklammerungs⸗ 
abſichten Oſtpreußens und Litauens durch den RKorridorarm auf der einen 
Seite und den auf die Kigaer Bucht zuſtrebenden Wilnakeil auf der 
anderen find allzu einleuchtend, weil fie mit Dmowſkis Sorderungen in 
feiner obenerwähnten Denkſchrift fo auffallend übereinftimmen. 

Nach alledem konnte auch kaum ein Zweifel herrſchen, welche Natio⸗ 
nalitätenpolitik Polen treiben will. In Oſtgalizien hat es ſeine Unduld⸗ 
ſamkeit den Ukrainern gegenüber ſtets unverhüllt bewieſen. In Dmowſkis 
Denkſchrift heißt es, daß Polen gleichzeitig ein demokratiſcher und natios 
naler polniſcher Staat fein müffe**). Damit find im Grunde Polens 
wahre Abſichten klar herausgeſtellt. Beſitz eines Staatsgebietes, deſſen 
Grenzen über die realiſierten im Oſten, Norden und Weſten hinaus⸗ 
gehen — und ein polniſcher nationaler Staat! Wir glauben nicht, daß 
die polen über den Anteil ihrer Bevölkerung in dieſen Gebieten im un⸗ 
klaren waren — aber ſie trauten ihrem Volke wohl genug Kraft zu, 
dieſe mehr als ein Drittel Nichtpolen zu verdrängen oder zu polonifieren, 
um aus dieſem Riefengebiete einen polniſchen Nationalſtaat zu machen. 

) Darzuftellen, wie diefe wirtſchaftlichen Tatſachen dem polniſchen Natio⸗ 
nalismus von jeher, wenn vielleicht auch nur inſtinktiv, Richtung und Ziel 
gegeben haben, müſſen wir uns verſagen, obwohl uns ſcheint, daß das Geſicht 
des polniſchen Nationalismus damit ganz neue und wahrſcheinlich böchft inter: 
eſſante Züge bekäme. 

**) Roth, a. a. O. S. 180. 
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Der politiſche Staat — nicht die kulturelle Volksgemeinſchaft — ſteht 
unverändert als der hervorragendſte Ausdruck einer wirklichen volklichen 
Macht da. Das in Wahrheit ſelbſtändige Leben eines Staates und Volkes 
ſteht und fällt daher mit den in ihm ruhenden ſtaatsbildenden Fähigkeiten. 

Eine Analpſe der in einem Volk vorhandenen Fähigkeiten zur Staats⸗ 
bildung wird fih nicht auf eine biftorifche Beweisführung an Hand der 
Stärke⸗ oder Schwächeperioden des Staats weſens beſchränken können, fonz 
dern wird vielmehr die inneren politiſch⸗ſtrukturalen Vorgänge hervor: 
kehren müſſen. Glanz und Macht eines Staates, der den Namen des in ihm 
vorherrſchenden Volkes trägt, wurden in der Weltgeſchichte oft genug ge⸗ 
tragen von Einzelperſonen oder Machtgruppen, die mit der Denkungsart 
und dem Charakter des durch fie zu Glanz und Macht gekommenen Staats- 
volkes oft wenig oder gar nichts gemeinſam hatten. Man mag dabei 
an den Freihtitskampf der Franzoſen unter der Allemannin Jranne d' Are, an 
das Frankreich des Korſikaners Napoleon Buonaparte, das ſpaniſche Welt⸗ 
reich der Habsburger und im Oſten Europas an das frühere ruſſiſche 
Weltreich der deutſchen Holſtein⸗Gottorps und ihrer deutſchen Adelsminiſter, 
das jetzige Sowjetreich des Halbaſiaten und Nichtruſſen Lenin, des aus 
einer ruffenfeindlichen Georgierfamilie ſtammenden Stalin, die bekannten 
Polenaufftände des Ukrainerſtämmlings Noſciuſzko, das Polen des Litauer⸗ 
danmungs pilſudſti und unzählige andere hiſtoriſche Beiſpiele mehr 

enken. 

Die oft ſ br tiefg henden Verſchi denheiten zwiſchen Volk und §ührer⸗ 
ſchicht oder gar nur dem Einzelführer grundlegend gegeneinander abzu⸗ 
wägen, würde den Rahmen dieſes Aufſatzes überſchreiten. Dieſe Beziehun⸗ 
gen zwiſchen dem oder den Führern und dem geführten Volke, die inneren 
mehr oder weniger biologiſchen Verbundenheiten zwiſchen beiden Faktoren 
wi aber naturgemäß — dieſe Seftftellung muß bier genügen — von 
titan aggebenber Bedeutung für die Beurteilung eines hiſtoriſch⸗poli⸗ 
deffen ne als Außerung ſtaatspolitiſcher Sähigkeiten des Volles, 

aat Hauptträger dieſes Vorganges iſt. 
ke Fos immer ift das Dafein und Wohlergehen eines Staatsweſene 
bängt En faatspolitifchen Fähigkeiten ſeiner führenden Schichten ab⸗ 
hun St Geſchichte gibt zahlreiche Beiſpiele dafür, daß Generationen 
ren aaten beſtanden, in denen es ſtaatspolitiſches Denken und eine 
politiſchen Willen beſeelte Fuͤhrerſchicht nicht gab. Es handelte 
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ſich dabei um Staatengebilde, die nur der Ausdruck der politiſchen Macht⸗ 
intereſſen anderer Staaten waren und zur Aufrechterhaltung irgendeines 
„Gleichgewichtes“ oder „Status quo“ dienten. In ſolchen Staaten war die 
Bevölkerung ſtets der unerhörten Willkür einerſeits der unfähigen, von 
der fremden Macht unterhaltenen „Regierenden“, andererſeits der des 
intereſſierten fremden Volkes ſelbſt ausgeſetzt, und von einer politiſchen 
Selbſtändigkeit des regierten Volkes konnte und kann auch heute in dieſen 
Sällen nicht geſprochen werden. Tatſächlich kommt dieſer Zuftand einer 
Fremdherrſchaft gleich, übertrifft fie aber in feinen Auswirkungen oft 
genug. 

Gewiſſe natürliche Vorbedingungen bei der Staatbildung und ſpäte⸗ 
ren Volkwerdung Polens — ſichtbar in Erſcheinung getreten iſt in der 
polniſchen Geſchichte als das primäre die Staatbildung, obwohl auch hier 
wie überall volksſchickſalhafte Unterſtrömungen ſicher den Ausſchlag 
gaben — können in dieſem Zuſammenhange nicht übergangen werden. 
Einer der bekannteſten polniſchen Hiſtoriker, Michael Bobrzynſki, fagt in 
ſeinem Werk „Geſchichte Polens“ von den Slawen etwa des 5. Jahr⸗ 
hunderts nach Chriſti: „Die Slawen konnten nicht daran denken, ſich mit 
den Germanen zu vergleichen und mit ihnen in ihrer geſchichtlichen Rolle 
zu konkurrieren. Auch die Germanen waren noch wild, aber es war eine 
ſtark organiſierte Wildheit. Den Slawen fehlte jedoch jedes Gefüge und 
jede Organiſation. Sie warfen ſchnell das Nomaden- und Kriegerleben 
ab und bildeten fo in ſich nicht die Achtung vor dem Recht aus, ſchufen 
ſich keine deſpotiſche Gewalt und hatten nicht das Gefühl der Kraft, das 
die innere Strenge und die innere Einigkeit geben.“ 

Jahlreiche fo geartete Volksſtämme befiedelten im frühen Mittelalter 
das Gebiet des heutigen Polen. Zu einer Staatenbildung aus dieſer Maſſe 
heraus waren, obwohl ſämtliche benachbarten germaniſchen Völkerſchaften 
bereits ihre Staatsformen gefunden hatten, keinerlei Anſätze vorhanden. 
Es bedurfte ſtarker äußerer Einflüſſe, um die Staatenbildung in Polen 
Tatſache werden zu laffen. Dieſe Einflüſſe begannen mit dem erſten Zu: 
ſammenſtoß zwiſchen Polen und Deutſchen, als Fürſt Mieſzko 1. von 
Gneſen⸗Poſen im Kampf von dem Markgrafen Gero beſiegt wurde. Nach 
feiner Niederlage brach Mieſzko ſofort den Krieg mit den Deutfchen ab, 
huldigte dem deutſchen Kaifer, nahm das Chriſtentum an, hielt fih lange 
Jeit am deutſchen Kaiſerhof auf und begann mit dem Aufbau des eigenen 
Staates nach vollkommen deutſchem Muſter. Ihm gelang auf dieſem 
Wege zum erſten Male in der polniſchen Geſchichte die Juſammenfaſſung 
mehrerer der miteinander in Jank und Hader liegenden weft und mittel- 
ſlawiſchen Stämme zu einem ſtaatenähnlichen Gebilde. Das deutſche 
Kaiſerreich, dem er fich lofe eingliederte, war für Mieſzko die politifche 
und zum Teil kulturelle Kraftreſerve. Er wie feine Nachfolger, darunter 
auch Boleſlaw der Tapfere (Chrobry), mußten ſich beim inneren Ausbau 
ihres Staats weſens oft genug in entſcheidenden Momenten an den deut- 
ſchen Kaifer wenden mit der Bitte, ihnen im Rampf gegen widerſpenſtige 
eigene Volksſtämme beizuſtehen. 
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Den inneren Aufbau ihres Staatsweſens förderten die polniſchen 
Fürſten in erfter Linie durch die ſtärkſte damals beſtehende Organiſation, 
die katholiſche Kirche. Auch hier war die deutſche Geiſtlichkeit der Mittler. 
Benediktinermönche aus dem Kloſter Neu Korba in Sachſen waren die 
erſten Sendboten wefteuropäifcher Kultur in Polen, entſandt vom Magde⸗ 
burger Biſchof, dem auch das damalige Polen unterſtand. „Die Organi⸗ 
ſation der Kirche wurde auch ein Beiſpiel für die Organiſation der welt⸗ 
lichen Behörden“, ſchreibt in dieſem Juſammenhange Bobrzynſki. 

Im Maße der inneren Feſtigung ihres Staates auf den deutſchen 
Sundamenten ſuchten ſich die polniſchen Könige ſodann vom deutſchen 
Kaiſerreich zu löſen. Um das Jahr 1000 gab der Papſt Splvefter II. Polen 
einen eigenen Biſchofsſitz in Gneſen. Der deutſche Kaiſer Otto III. tat bei 
einem Beſuch in Gneſen ein übriges und ſicherte Boleſlaw dem Tapferen 
die ſtaatliche Selbſtändigkeit zu. Kaiſer Heinrich II., durch mannigfache 
innere Sorgen behindert, wollte zunächſt die Selbſtändigkeit Polens nicht 
anerkennen, tat es nach langen und ermüdenden Kämpfen an den Oft- 
grenzen feines Reiches ſchließlich im Jahre 1018 doch. Von dieſer Zeit 
begann die ſelbſtändige ſtaatliche Entwicklung Polens. 

Die fortwährenden inneren und äußeren Kämpfe, die die polniſchen 

onarchen in den nächſten Jahrhunderten um den Beſtand ihres Staates 
zu führen hatten, mit den mannigfachen Außerungen des Mangels an 
ſtaatsbildenden Fähigkeiten in den führenden Schichten Polens hier anzu⸗ 
führen, kann nicht Aufgabe dieſer kurzen Abhandlung ſein. Es ſei ganz 
allgemein darauf hingewieſen, daß im ſpäteren Mittelalter, zu einer Zeit 
alſo, wo das ſtaatspolitiſche Denken ſich auf die Köpfe der ſchon damals 
mit den Dynaſtien aller möglichen europäiſchen Länder verwandten Herr⸗ 
ſcher und ihrer wenigen willkürlich gewählten Ratgeber beſchränkte und 
keinesfalls die Fähigkeiten des Volkes — eines damals noch keineswegs 
ausgeprägten Begriffes — den Ausſchlag gaben, war Polen eine wirkliche 
europäiſche Großmacht, zeitweife überhaupt die Großmacht des Oſtens. 
Die Macht der polniſchen Dynaſten reichte bis nach Moskau. 

Das nahm ein Ende, ſobald ſich im Oſten wie im Weſten ſtärkere 
völkiſche Triebkräfte zu regen begannen und den Staaten überall in wach: 
ſendem Maße ihr Gepräge gaben. Schon im Jahre 1613 wurde der Grund⸗ 
ftein zum Verfall der äußeren polniſchen Macht im Oſten gelegt durch Er⸗ 
en der ruſſiſchnationalen Bewegung in Niſchnij⸗ Nowgorod, die 
iii anner aus den nationalbewußten Volksſchichten heraus wie der Steifcher: 

ziſter Minin und der Fürſt Poſcharſti leiteten. Dieſe nationale ruſſiſche 

g — fpülte den von Polen in Moskau als „Jar von Rußland“ einge- 
er Bien Kronprinzen Wladiſlaw mit all ſeinem politiſchen An⸗ 
euffifche ch Moskau fort, und damit ſetzte die Jahrhunderte andauernde 

. egenoffenfive gegen Polen ein. 
PS bei a derſtandefahigkeit der ftaatspolitifchen Kräfte Polens erwies 
Men ni ruſſiſchen Gegenoffenſive von Jahrzehnt zu Jahrzehnt als 
die Tatſach iger. Verhängnisvoll wirkte ſich hier für das polniſche Volk 
e aus, daß ſeine mittelalterlichen Könige ſich nicht gegen den 


25 


Richard van Ooſten 


Adel mit der gleichen Energie durchgeſetzt hatten, wie es die Staufen in 
Deutſchland und ſpäter die erſten Hohenzollern in Brandenburg getan 
haben. Zwar hat auch in England im 15. Jahrhundert das Königtum 
dem Adel in der Magna Charta ſehr weitgehende Zugeftändniffe machen 
müffen. Aber der engliſche Adel war reich und unabhängig, die geſamte 
Kitterſchaft das Herrſchen gewöhnt und hat vor- und nachher ſtets hohen 
ſtaatspolitiſchen Sinn gezeigt, die geographiſche Lage Englands war ſchon 
immer eine splendid isolation. Ganz anders verhielt es ſich mit dem pol⸗ 
niſchen Adel des Mittelalters, andere Erforderniſſe bezüglich ſeiner inneren 
Organiſation ergaben ſich für Polen auch aus ſeiner geographiſchen Lage. 
Die Adelsvorrechte, das Recht des Liberum Veto beſaßen alle Schlach⸗ 
zizen, und das waren weitaus überwiegend völlig verarmte, käufliche 
und arbeitsunluſtige Landadlige, denen die Adelsvorrechte ausſchließlich 
eine willkommene Einnahmequelle bedeutete. Sie verkauften ihre Stimmen 
ohne Kückſicht auf irgendwelche ſtaatlichen Intereſſen demjenigen, der 
ihnen am meiſten zahlte, nicht ausgenommen den äußeren Seind des Landes. 
Einzig daſtehen dürfte wohl die Tatſache, daß, nachdem der polniſche 
König bereits vor Ausbruch des Krieges mit ſeinen Adligen handelseinig 
geworden war, dieſe oft genug am Tage vor entſcheidenden Schlachten 
ihm plötzlich den Dienſt aufkündigten und höhere als die vereinbarten 
Summen von ihm erpreßten (3. B. vor der Schlacht bei Konitz — im 
Kriege gegen den deutſchen Orden). 

Dieſe Adelsſchicht, der ſtaatspolitiſches Denken ebenſo fremd war, 
wie ſie gedankenlos auf die Wahrung ihrer Freiheiten bedacht war, iſt die 
eigentliche Urſache des Niederganges und ſchließlichen Unterganges des 
polniſchen Staates geworden. In einem Augenblick der höchſten Bedräng⸗ 
nis des Landes, als im Großen Nordiſchen Kriege König Karl XII. von 
Schweden bereits die beiden Verbündeten Polens, Rußland und Däne⸗ 
mark, beſiegt hatte und nun in Polen einfiel, ſpaltete ſich dieſer Adel in 
zwei feindliche Lager. Daß der ſiegreiche Schwedenkönig ſchließlich die 
Wahl eines polniſchen Königs nach eigenem Geſchmack begünſtigte, näm⸗ 
lich die des Poſener Woiwoden Staniſlaw Leſzezynſki — der im übrigen 
bei einem ſehr großen Teil des polniſchen Volkes Anklang fand — iſt nicht 
weiter verwunderlich. Daß aber die innerpolitiſchen Gegner dieſes neuen 
polniſchen Königs ſich mit dem außenpolitiſch von jeher gefährlichſten 
Gegner Polens, Rußland, gegen den eigenen König verbündeten und 
peter den Großen im Jahre 1704 ins Land riefen, zeigt die Unfähigkeit 
der polniſchen Adelsſchichten des 18. Jahrhunderts zu ſtaatspolitiſchem 
Denken. In jener Zeit wurden die Ruffen die eigentlichen Machthaber in 
Polen, ihre Armeen haben mehr als zwei Jahrhunderte hindurch das Land 
nur noch für kurze Zeitabftände verlaſſen. Sie ſchalteten und walteten 
dort nach eigenem Ermeſſen und wurden auch ſpäter noch von den Polen 
ſelbſt einige Male zu Vermittlern und Schiedsrichtern in innerpolitiſchen 
Streitigkeiten beſtellt. Der polniſche Adel ließ ſich ſogar einen Vertrag mit 
feinem eigenen Könige Auguft dem Starken, in dem auf Drängen des 
Adels das polniſche Kronheer auf ein Minimum beſchränkt wurde, durch 
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den ruffifchen Zaren garantieren! Die Yauptfache war und blieb alfo nicht 
der eigene Staat, fondern die eigenen Standesrechte. 

In Sieten und den fpäteren Jahrzehnten des Tiefſtſtandes der poli⸗ 
tiſchen Ethik in der polniſchen §ührerſchicht begann fih hier und da das 
Beſtreben nach einer Anderung und Verbeſſerung der ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
faſſung Polens zu regen. Aber dieſes Beſtreben war nicht einheitlich. Der 
überwältigende Teil der polniſchen Führerſchichten ſtand ihm völlig paſſiv 
gegenüber, der vom guten Willen beſeelte kleinere Teil ſpaltete ſich noch 
in zwei verſchiedene, einander heftig bekämpfende Lager. Die eine Partei, 
die der „Patrioten“, an der die Adelsſippen der Branicki und Potocki füh⸗ 
rend beteiligt waren, ſah ihr Heil für Polen in einem Bündnis mit 
Schweden, Frankreich und der Türkei. Die andere Partei, deren Führer 
die Familie der Fürſten Czartorypſki ſtellte, trat energiſch für eine An⸗ 
lehnung an Rußland ein. Der Kampf dieſer beiden Kichtungen gegenein⸗ 
ander, bei dem es natürlich auch wieder nicht ohne die Anrufung des Aus⸗ 
landes abging, paralyſierte fo noch in allerletzter Stunde der ſtaatlichen 
Selbſtändigkeit des alten Polen die Anſätze zu einer Reform der unheil⸗ 
vollen Verfaſſung der Adelsrepublik. Nur diefe Reform, beizeiten durch⸗ 
geführt, hätte die Teilung verhindern können. Das ſtaatsrechtliche Mon⸗ 
ſtrum einer „Adelsrepublik mit einem Rönig an der Spitze“ aber, die Lega⸗ 
liſierung der Anarchie durch das Liberum Veto mußte Polen bei dem 
immer ſtärker werdenden Druck der von nationalen Ideen beſeelten, durch 
energiſches ſtaatspolitiſches Denken geleiteten Staaten an ſeinen Oſt⸗ und 
Weſtgrenzen ſchließlich dem Verfall preisgeben. 

Als die Polen ſich kurz vor der endgültigen Teilung ihres Reiches an 
Friedrich den Großen wandten mit der Bitte um Silfe gegen Rußland, 
ſchrieb der Preußenkönig folgende Worte nieder: „Die Polen ſind eitel, 
übermütig im Glück, niederträchtig im Unglück, für Geld zu allem bereit, 
werfen es jedoch ſofort wieder zum Fenſter hinaus; ſie ſind leichtſinnig, 
unvernünftig, immer bereit, fih einer Seite ſchnell zuzuneigen und ſie 
ohne Grund ſchnell im Stich zu laſſen, ſtets bereit, ſich in die unange⸗ 
nehmſte Lage zu bringen durch den Leichtſinn ihrer Handlungen. Sie haben 
Geſetze, aber niemand befolgt ſie, da keine Iwangsgerechtigkeit beſteht. Der 
Verſtand hat fich in dieſem Königreich in eine Spindel verkrochen, die 
Frauen intrigieren in ihm, regieren mit allem, und ihre Männer betrinken 
ich inzwiſchen.“ 
cen erſte Teilung Polens kam als eine zwangsläufige Solge der ſtaat⸗ 
mach Ohnmacht des Landes in einem Zeitalter, in dem die ſtaatliche 
e politik mit großer Stärke vorherrſchte. Verzweifelt äußerte einer 
er en Könige“ Polens, Sür Adam Czartoryſti, in der Reichs: 
beige vom 12. Januar 1789: „Die geographiſche Lage des Landes 
don 8 es, daß nicht wir über Zeit und Verhältniſſe gebieten, vielmehr 
Ser Ben und den Verhältniſſen regieet werden.“ Immerhin rüttelte 
Volkes i der Selbſtändigkeit die führenden Schichten des polniſchen 
8. Mal zu ſtärkerer Aktivität auf. Der Kampf um die Verfaſſung vom 
‚ar 1791 war höchſter Ausdruck dieſer geſteigerten politiſchen Aktivität, 
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gleichzeitig aber auch ein Spiegelbild der inneren Zerfahrenheit und 
Gegenſätzlichkeit der ſtaatsbildenden und ſtaatserhaltenden Kräfte in Polen. 
Es fei eine Außerung des polniſchen Hiſtorikers Feldmann („Geſchichte der 
politiſchen Ideen in Polen“) angeführt: „In politiſcher Beziehung ragt 
ganz beſonders der ſtaatsbildende Inſtinkt der Schöpfer der Kon: 
ſtitution hervor, eine Kraft, an der es in Polen feit Jahrhunderten 
gemangelt hatte.“ 

u den vielen poſitiven Seiten der Verfaſſung gehört die Schaffung 
einer Regierungseinheit Polens mit Litauen (bis dahin hatten Polen und 
Litauen jedes beſondere Regierungen). Durch ihre modernen ſtaatsorgani⸗ 
ſatoriſchen Grundlagen ſtellte ſie außerdem „den ſtaͤrkſten Gegenſatz 
Polens zu dem Geiſte der ruſſiſchen Staatsideen dar, in ihrem ganzen 
Wortlaut aber war fie als Manifeſt der Zugehörigkeit Polens zu der 
weſtlichen Kultur aufzufaſſen.“ Das unbedingt wichtigſte Problem war 
für Polen in jener Zeit aber die Bauernfrage, mit der die Staatlichkeit 
Polens ſtehen und fallen mußte, und gerade an dieſer Frage ging die Verz 
faſſung faſt völlig vorbei. Den Bauern wurde zwar ein gewiſſer Rechts» 
ſchutz gewährt, ihre Anerkennung als ſoziale Klaſſe aber erfolgte nicht, 
und damit gelang es auch nicht, die große Maſſe des polniſchen Volkes 
an der Selbſtändigkeit des Staates zu intereſſieren. Noch immer war der 
verderbliche Einfluß der Schlachzizen in Polen fo groß, daß er einen end: 
gültigen Bruch mit den bisherigen Herrſchermethoden dieſer Standesklaſſe 
verhindern konnte. 

Wie groß die im polniſchen Bauerntum ruhenden Volkskräfte 
waren, hat erft fpäter der Koſciuſzkoaufſtand bewieſen. Die Freiheits⸗ 
verſprechungen Koſciuſzko an die Bauern genügten, um eine Volts- 
bewegung zu entfachen, die in Wahrheit einzigartig in der damaligen 
Geſchichte daſteht und nur der Erhebung in Preußen im Freiheitskriege 
zu vergleichen ift. Aber Koſciuſzko kam zu ſpät, es waren bereits Tat- 
beſtände geſchaffen, die mit aller Macht zu verteidigen ſämtliche Teilungs⸗ 
mächte ein formales Recht hatten. Schließlich taten auch feine inneren 
polniſchen Widerſacher ein übriges, um ihn zu Fall zu bringen. 

Nicht nur die polniſchen Parteien fielen damals von einem Extrem 
ins andere, auch die geiſtig und politiſch führenden Männer taten es. Ein 
klaſſiſches Beiſpiel dafür ift der Sozialpolitiker Staniſlaw Staſzic, neben 
Kollontaj einer der Hauptſchöpfer der Verfaſſung vom 3. Mai 1791. 
Staſzic gehörte mit zu dem Lager der „Patrioten“ und trat vor den Tei⸗ 
lungen begeiſtert für eine ſtaatliche Reform Polens nach modernſtem 
wefteuropäifchen Muſter ein. Er veranlaßte fogar J. J. Rouffeau zur Ab: 
faſſung einer Schrift „Considérations sur le gouvernement de Pologne 
et sa réforme projetée“ (1772). Als im Jahre 1815 Jar Alexander I. 
von Rußland ein „Rönigreich Polen“ errichtete und dieſes Königreich 
Rußland angliederte, war unter den meiſten anderen auch Staſzic ge⸗ 
nügend Pole, um ſchnell ſeine bisherigen Ideen fallen zu laſſen und die 
politifche Geſte des Zaren, deren innere Unwahrheiten und Widerſinnig⸗ 
keiten zu erkennen nicht ſchwer war, als eine Befreiungstat für Polen zu 
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verherrlichen. Staſzic ſagte damals: „Die Vereinigung mit den eigenen 
Brüdern (gemeint find die Ruffen), die Verſchmelzung wenigſtens inner⸗ 
halb des flawifchen Stammes iſt die urewige Erfüllung der Abſichten und 
Zwecke der Natur. Gott fördert dieſen Gedanken, und elend wird zugrunde 
gehen, wer fih ihm widerſetzt.“ 

Die Begeiſterung für Rußland, gegen das bis dahin mit einiger 
politiſcher Berechtigung der Haß des polniſchen Volkes geſchürt wurde, 
war in dieſen Jahren allgemein, um wenige Jahre ſpäter bei Auslegung 
der „Verſchmelzung innerhalb des ſlawiſchen Stammes“ durch die Ruffen 
auf ihre Art wieder in einen ebenſo allgemeinen Haß umzuſchlagen. Ledig⸗ 
lich Roſciuſzko, der übrigens nicht polniſcher, fondern ukrainiſcher Ub- 
ſtammung war, hatte ſich den klaren Blick bewahrt und ging nach Er⸗ 
richtung des Königreiches Polen durch den ruſſiſchen Jaren in das frei⸗ 
willige Exil nach der Schweiz. Allerdings überſteigerte auch er ſich in 
ſeinen Forderungen nach einem polniſchen Staat bis ins Unwahrſchein⸗ 
liche und trug nicht im geringſten den tatſächlichen machtpolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſen Rechnung. So lehnte er alle Staatsgrenzen für Polen ab, die 
nicht im Oſten in gerader Linie Riga mit Odeſſa verbanden! 

Es ließen ſich noch zahlreiche Einzelheiten dafür anführen, wie in der 
Zeit der Teilungen der völlige Mangel an nationaler Energie, an der 
Fähigkeit, zu entſagen und für die Idee große Entbehrungen zu ertragen, 
bei der geſamten herrſchenden Oberſchicht jedes fruchtbare ſtaatspolitiſche 
Denken in polen untergrub. Natürlich gab es immer wieder Ausnahmen, 
und unter ihnen ſei als die hervorragendſte der Legionengeneral Dom⸗ 
browſki genannt. Er vereinte in fidh alles, was der Mehrheit ſeiner pol⸗ 
niſchen Standesgenoſſen völlig abging: eine zähe Energie bis zum Tode, 
Askeſe im Intereſſe der Nation, Tapferkeit und dabei hervorragendes real⸗ 
politiſches Denken. Über dem Schimmer der Romantik und Tragik, der 
über dem Schickſal der polniſchen Legionen und ihrer Führer liegt, darf 
man nicht vergeſſen, daß Dombrowſki fih erft Frankreich zugewandt 
hat, nachdem ſeine mehrfachen Annäherungsverſuche an Preußen ge⸗ 
ſcheitert waren. Er wußte, daß die große Gefahr für Polen immer Ruß⸗ 
land ſein würde und daß das wirkſamſte Gegengewicht dagegen immer 
der weſtliche Grenznachbar, damals Preußen, war. Immer wieder ver⸗ 
ſuchte er in den verſchiedenſten Formen bald durch Anbieten der polniſchen 
Krone, bald durch Bündnisangebote den preußiſchen König poſitiv an 

olen zu intereſſieren — leider vergeblich. 
à Jm übrigen charakteriſiert Alerander Swietochowſki, ein polniſcher 
Hiſtoriker der Gegenwart, die damaligen Zuſtände in Polen kurz wie folgt: 

„Wenn man heute die Erinnerungen und wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
arbeitungen der Geſchichte der Teilungen lieſt, ſo iſt man erſtaunt über den 
gewaltigen Unterſchied zwiſchen dem gegenwärtigen und dem damaligen 
SN den dieſe Ereigniſſe in den Gedankengängen und Gefühlen 
ba 56 auslöften. Was uns heute bis ins ſchmerzhafte erregt, wurde 
tuſſiſchen ei ſtärkeren Proteft hingenommen. Die Entrüſtung über die 

ewalttaten, die ſich zweifellos in den Seelen einiger weniger 
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Ausnahmemenſchen verbarg, konnte ſich nicht allgemein verbreiten und iſt 
erſt ſpäter von den Geſchichtſchreibern hinzugearbeitet worden. Der eine 
Kanzler Jamojſki trat von ſeinem Amt zurück, als ſich um ihn Ver⸗ 
brechen und Niederträchtigkeit ergoſſen; der eine einzige Wybicki pro- 
teſtierte im Sejm gegen den ruſſiſchen Delegierten; der einzige Rejtan 
warf ſich auf die Schwelle des Sejm, um die herausgehenden Abgeord- 
neten zurückzuhalten, der eine Koſciuſzko verſuchte das Vaterland zu 
retten durch bewaffneten Widerſtand, und er allein wollte die Wider- 
ſtandskraft aus dem Volke herausholen, während die anderen Patrioten 
um Hilfe bei den ausländifchen Höfen, ſelbſt bei den Feinden (Preußen) 
bettelten. Dem vor der Rache der Ruffen flüchtenden Wybicki verſagten 
die eigenen Volksgenoſſen den Schutz; Rejtan verſuchte man mit einem 
Gerichtsurteil zu erſchrecken, dann durch Überredung zur Nachgiebigkeit 
mit Hilfe von Beſtechungen zu bewegen; dem Roſciuſzko ſtahl man die 
zu den aufſtändiſchen Truppen eingezogenen Herrſchaftsbauern, um nicht 
die Gutsarbeiter zu verlieren. Dreimal wiederholte fih das ungeheuer⸗ 
liche, ohne Gleichnis in der Geſchichte daſtehende Ereignis der Teilung 
und des Zerfalles eines großen Staates ohne deſſen Rampf und mit Ein⸗ 
verſtändnis der Vertreter des Volkes einſchließlich des Monarchen. Selbſt 
die berühmte und gefeierte Verfaſſung vom 3. Mai war durchaus nicht 
das Werk einer Sejmmehrheit, ſondern der Verſchwörung eines Häufleins 
von Patrioten. Vier Jahre Herumrederei, Intrigen und wütender Gegen⸗ 
ſätze waren notwendig, um dieſe Verfaſſung zuſtande zu bringen. Man 
ſollte annehmen, daß ein ſo furchtbarer Schlag, wie es die Teilung war, 
das Volk mit Trauer hätte erfüllen müſſen. In den Erinnerungen 
Wybickis aber leſen wir: ‚Als ich in der Hauptſtadt eintraf, erfüllte es 
mich mit tiefer Trauer, daß ich ſie durchaus fröhlich antraf, eingeſchlafen 
auf dem Bette der Vergnügungen und des Luxus zuſammen mit dem 
König. Die unglückliche Zerteilung des Landes hatte man ſich völlig aus 
den verweichlichten Gemütern geſchlagen. Niemand erinnerte mehr daran, 
ja die Erinnerung daran gehörte ſogar zum ſchlechten Ton.“ Die Zu: 
friedenheit mit dem furchtbaren Schickſal war in den oberen Sphären ſo 
allgemein, daß den zeitgenöſſiſchen Geſchichtſchreibern zufolge die einzige 
ſtarke Oppoſition gegen den niederträchtigen und wortbrüchigen König 
(Auguft Poniatowſki) feine von ihm verlaſſenen Geliebten bildeten.“ 
Einer ähnlichen Überzeugung gab vor 120 Jahren der franzöſiſche 
Staatsmann Talleyrand Ausdruck, der fih in Warſchau im Auftrage 
Napoleons des Großen beſonders der polniſchen Frage widmete und des- 
halb wahrhaftig ein Intereſſe daran hatte, Polen als Staat wieder zu 
errichten. Talleyrand ſchrieb aus Warſchau an Clarke: „Ganz Polen iſt 
nicht einen Tropfen von dem vielen Blut wert, das wir dafür vergießen.“ 
Au Sowary foll er geſagt haben: „Der Kaifer muß feine Pläne betreffend 
Polen aufgeben; dieſe Nation taugt zu nichts, man kann mit ihr nur die 
Unordnung organiſieren.“ Auf dem Wiener Kongreß ſchlug Talleyrand 
eine neue Teilung Polens vor. Er ſchrieb an den engliſchen Vertreter 
Caſtlereagh: „Polen, zur Selbſtändigkeit hingewendet, würde zur Anarchie 
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zurückkehren. Polen wird durch die Teilung durchaus nicht vernichtet 
werden. Die Polen werden unter fremder Herrſchaft ihr Mannesalter 
erreichen, das ſie während der neun Jahrhunderte ihrer Unabhängigkeit 
nicht haben erreichen können. Das iſt die einzige Art, aus ihnen Europäer 
zu machen.“ 

Noch war auch nach den Teilungen für die Polen nicht alle Ausſicht 
darauf geſchwunden, in zielbewußter, ſyſtematiſcher Arbeit wieder ein 
eigenes ſtaatliches Leben aufzubauen. Jar Alexander I. von Rußland hat 
bei Errichtung des Königreiches Polen im Jahre 1815 tatſächlich eine Arte 
lang daran gedacht, Polen ſoweit wie irgend möglich freiheitlich zu 
organiſieren, mit einer völlig felbftändigen Verwaltung und einer eigenen 
Armee. Auf dieſer Grundlage hätte unendlich viel geſchaffen werden kön⸗ 
nen, wenn eine wirkliche ſtaatsſchöpferiſche Idee vorhanden geweſen und 
im polniſchen Volke Wurzel geſchlagen hätte. Das war aber keineswegs 
der Fall. Nach wie vor ſtanden dem Schlachzizen feine perſönlichen Vor⸗ 
teile viel näher als das Schickſal ſeiner bäuerlichen Volksgenoſſen. Die 
politiſche Aktivität der führenden Kreiſe äußerte fih in dem Kampf der 
Ideen aller gegen alle. Man dachte nicht an das Notwendigſte, nämlich 
der Arbeit an den breiten Volksmaſſen, einzelne einflußreiche Adlige erz 
gingen ſich in der Propagierung ihrer eigenen Ideen bei der eigenen Sipp⸗ 
ſchaft oder den guten Vettern im Auslande. Die polniſchen Emigranten 
im Auslande hatten ganz andere Pläne als die Patrioten im Inlande, 
und dieſe wieder andere als die Mehrzahl der in Polen verbliebenen 
Adligen. 

In den einzelnen Zeitabfchnitten der Unfreiheit Polens herrſchten 
verſchiedene politiſche Orientierungen, die die Wiedererrichtung des ſelb⸗ 
ſtändigen Staates zum Ziele hatten, vor. In der Zeit von 1818 bis etwa 
1825 war es unbeſtritten die ruſſophile Einſtellung, die in der Mehrzahl 
der führenden politiſchen Köpfe Polens am meiſten Sympathien fand. 
Wie Stafzic in jener Zeit dachte, fo dachten die meiſten anderen Nicht⸗ 
emigranten. Die hervorragendſte Außerung fand dieſe politiſche Einſtellung 
in der politiſchen Tätigkeit des Sürſten Adam Czartoryſki, der als National⸗ 
pole in den ruſſiſchen Staatsdienſt übernommen wurde, zeitweiſe ruſſiſcher 
Außenminiſter war und als enger perſönlicher Freund des Zaren Alexan⸗ 
der I. ungemein ſtarken Einfluß auf die Dinge nehmen konnte. Er zer: ` 
brach zuſammen mit den ruſſophilen Ideen an der Unduldſamkeit des ruſſi⸗ 
ſchen Imperialismus, und die Sohlheit der Ideen von einer Sührerrolle 
des Polentums innerhalb des ruſſiſchen Reiches mußte ſich in vollem 
Umfang erweiſen, als man polniſcherſeits ſchüchterne Verſuche machte, 
ſich ein wenig aus den Seſſeln der rein formalen Beſtimmungen des Wiener 
Kongreſſes zu löſen und von dem ruſſiſchen Jaren die Einlöſung ſeiner 
hochtrabenden und weitgehenden Verſprechungen forderte. Der erwachende 
ruſſiſche Panſlawismus, deſſen vernichtende Kraft niemand deutlicher als 
Mickiewicz fühlte, ſtand mächtig und drohend vor allen Jugeſtändniſſen 


an Polen und errang feinen erſten großen Sieg im Niederſchlagen des 
Aufſtandes von 1831. 
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Längſt nicht mehr fo einheitlich wie bis zum Jahre 18350 war die 
Entwicklung der politiſchen Ideen in Polen nach dem mißlungenen Auf⸗ 
ſtand von 1831 und dem darauffolgenden völligen Verluſt der polniſchen 
Selbſtändigkeit innerhalb Rußlands in Armee und Verwaltung. Die ruſſo⸗ 
philen Ideen hatten einen ſchweren Schlag erlitten, und die bis dahin in 
Polen beſtehende Mehrheit für dieſe eine Idee zerſplitterte ſich auf viele. 
Es begann das Zeitalter des „Glaubens an die Völker“, das etwa bis zu 
den europäiſchen Revolutionen im Jahre 1848 anhielt. Noch einmal 
nahmen ruſſophile Ideen ſtark Einfluß auf die polniſche politiſche Ideen⸗ 
welt. Sie fanden ihren hervorragendſten Vertreter in dem Grafen Alexander 
Wielopolſki, der einen bedeutenden Einfluß am ruſſiſchen Hof gewann 
und als ſtrenger Legitimiſt für enge Anlehnung Polens an die ruſſiſche 
Monarchie war. Dabei haßte er tief das Germanentum. Sein politiſches 
Glaubensbekenntnis ſtellte der „Brief eines polniſchen Edelmannes“ dar, 
in dem er ſchrieb: „Allein für uns zu kraftlos, um als politiſcher Körper 
Herren des eigenen Schickſals zu werden, einen Staat zu bilden, können 
wir mit Rußland im Verein, als derſelben Kaffe angehörig, ein neues 
Gebiet finden.“ Wielopolſki klagt weiterhin heftig den polniſchen Staat 
an, der „70 Jahre lang einen Abgrund zwiſchen dem Bauern und dem 
Gutsherrn gegraben“ habe, und zeiht die polniſche Emigration „verz 
brecheriſcher Agitation“. 

Das Jahr 1848 brachte den Polen eine große Enttäuſchung, als ſich 
erwies, daß die liberal⸗demokratiſchen Ideen ſich zum „nationalen Egois⸗ 
mus“ bekannten. Der Glaube an die Völker, getragen beſonders von den 
mannigfachen, oft einander bekämpfenden politiſchen Organiſationen der 
Emigranten, machte auf einige Jahre dem Glauben an die Hilfe der Weft- 
mächte Platz. Schließlich brach nach dem Aufſtande von 1863 und der von 
den Weſtmächten bei dieſer Gelegenheit bewieſenen völligen Paſſivität 
auch dieſer Glaube zuſammen und auf längere Zeit erſtarb nach dem un⸗ 
glücklichen Ausgang des Aufſtandes jede ſtark hervortretende politiſche 
Aktivität im polniſchen Volke. 

Erſt in den beiden letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts 
begann es ſich in Polen wieder zu regen. Nach wie vor waren aber die 
für einen politiſchen Ideenkampf in Frage kommende Kreiſe des polniſchen 
Volkes in mehrere verſchiedene Lager geſpalten. In dieſer Zeit galt es vor 
allem, Demagogenarbeit zu leiſten und felbft auch alle poſitiven Seiten 
der Fremdͤherrſchaft zu leugnen, um die nationale Einheit des Volkes 
aufrecht zu erhalten. Darin wurde verhältnismäßig viel geleiſtet, und 
auch die Klagen im Auslande bei denjenigen Staaten, die an einem 
feſten Keil zwiſchen Deutſchland und Rußland ſtärkſtes politifches Jnter- 
eſſe hatten, wurden mit einigem Geſchick von den polniſchen adligen 
Emigranten, die es ſich im übrigen im Auslande recht wohl ergehen 
ließen und zum großen Teil auch nach der Wiederaufrichtung der Selb⸗ 
ſtändigkeit des polniſchen Staates nicht in ihr Vaterland zurückgekehrt 
ſind, vorgebracht. Ju einer einheitlichen Kraftanſtrengung iſt es nirgends 
gekommen, jedesmal in entſcheidenden Stunden ſtanden ſich die Polen im 
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eigenen Lager feindlich gegenüber, oft genug mit der Waffe in der Hand. 
Als zur Zeit des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges Rußland in allen Fugen 
krachte und ſich einige Ausſichten auch für einen bewaffneten Aufſtand 
der Polen boten, begab fih einer der damaligen Führer der polniſchen 
ſozialiſtiſchen Partei, der jetzige Marſchall Joſeph Pilſudſki nach Tokio, 
um die japaniſche Regierung zu Waffenlieferungen nach Polen und zur 
finanziellen Unterſtützung des Aufſtandes zu bewegen. In denſelben Tagen 
ſprach ein anderer polniſcher Delegierter in Tokio vor, der Vertreter der 
Nationaldemokraten Roman Dmowſki, um die japaniſche Regierung 
himmelhoch zu beſchwören, nicht den Vorſchlägen Pilſudſkis Gehör zu 
ſchenken. Japan hat es danach abgelehnt, Polen zu helfen. 

Das ſtaatspolitiſche Denken in Polen hat auch in der Neuzeit eine 
nennenswerte Wendung in der Richtung einer Vertiefung und Verinner— 
lichung nicht erfahren. Nicht den beſonderen Fähigkeiten der polniſchen 
Konſpiratoren ift es zuzuſchreiben, daß der polniſche Staat heute 
eriftiert, ſondern in erſter Linie dem Beſtreben anderer Staaten, das euroz 
päiſche „Gleichgewicht“ herzuſtellen. In den letzten Jahrzehnten hat es 
keine polniſchen Führer gegeben, deren politiſche und ſtaatsbildende Aktivität 
den Erfolg des Polentums in den Nachkriegsjahren gerechtfertigt hätte. 
Bei einer kurzen Betrachtung der in dieſem Juſammenhang zu erwähnen— 
den polniſchen Führer kann der Klaviervirtuoſe Paderewſki wohl völlig 
aus dem Spiel gelaſſen werden. Erſt kürzlich hat er ſelbſt erzählt, mit 
wie geradezu ungeheuerlicher Leichtfertigkeit er im Laufe von wenigen 
Nachtſtunden an Hand eines veralteten Propagandabüchleins die gegen— 
wärtige deutſch-polniſche Grenze umriſſen hat, nur weil dem Präſidenten 
Wilſon dieſe Angelegenheit am nächſten Tage beim Frühſtück beigebracht 
werden ſollte. Der Erfolg blieb nicht aus, Wilſon hatte nach dieſem 
Frühſtück feinen 13. Punkt! Paderewſkis enger Mitarbeiter Roman Dmow⸗ 
ffi hat in den zwei Jahrzehnten vor dem Kriege für Polen viel geleiſtet. 
Er war in der ruſſiſchen Duma ein verhältnismäßig guter Taktiker, 
ruſſophil eingeſtellt, haßte die Deutſchen und verſtand es, durch feine Be- 
leuchtung der polniſchen Frage im Auslande, beſonders in Frankreich die 
politiſchen Kreiſe über die Abſichten zum mindeſten eines Teiles der Polen 
zu informieren. Niemand aber dachte ſelbſt in Frankreich daran, dem pol⸗ 
niſchen Volke, das ſich ſo oft als ſtaatspolitiſch gänzlich unfähig erwieſen 
batte, die Selbſtändigkeit zuzuſichern gegen die Preisgabe der guten Bez 
ziehungen zu dem mächtigen ruſſiſchen Jartum. So wurden alſo die 
ſtaatspolitiſchen Fähigkeiten der polniſchen Führer vor dem Weltkriege auf 
keinerlei Proben geſtellt, und fie konnten fih, wie vor allem Pilfudfki, auf 
revolutionäre Kleinarbeit oder, wie Dmoveſki, auf die abſtrakte Behand: 
lung europaiſcher Probleme im Juſammenhang mit Polen beſchränken. 

Nach Errichtung des polniſchen Staates iſt das anders geworden. 
In außerordentlich ſtarkem Maße trat unmittelbar nach Abebbung der 
militäriſchen Wirren im Oſten Europas, die mit der glücklichen Be⸗ 
endung des Bolſchewiſtenkrieges im Jahre 1920 für Polen ihren äußeren 
Abſchluß fanden, an die polniſchen Staatsmänner die Forderung heran, 
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ſtaatspolitiſches Denken in den Dienſt ihres neuen Vaterlandes zu ſtellen. 
Und hier erwies es ſich, daß in keinem einzigen der führenden Männer, 
mit Ausnahme des einen Marſchall Pilſudſki, die Sähigkeit dazu ſchlum⸗ 
merte, und daß auch das Volk ſelbſt noch immer nicht, wie Talleyrand 
erhofft hatte, ſein Mannesalter erreicht hatte. Im freien Polen verſagte 
ein Roman Dmowjli als Staatsmann vollkommen, ebenſo Paderewfi, 
ebenſo der polniſche Hochadel. Befangen in innerpolitiſchen Gegenſätzen, 
ohne den weiten Blick wahrer Staatslenker ergingen ſich die polniſchen 
Staatsmänner innenpolitiſch in Schikanen gegen die Minderheiten und 
auch die Oppoſition der eigenen Volksgenoſſen, außenpolitiſch beſchränkte 
fich ihre Tätigkeit darauf, fih immer mehr dem franzöfifchen „Freunde“ 
zu verſchreiben, der erſt nach dem Juſammenbruch Rußlands ſich wieder 
auf die traditionelle Freundſchaft mit Polen beſonnen hatte. Welche Auf— 
gaben auch zu löſen waren, ob es die Verfaſſung war, ein Steuergeſetz, 
die kulturelle Geſetzgebung, die Agrarreform, immer wurde auch im 
neuen Polen ein Kuhhandel ſchlimmſter Art daraus, und auch hier wur: 
den die Stimmen der Abgeordneten wie einſt zwei Jahrhunderte früher 
durch alle möglichen kleinen, oft perſönlichen materiellen Vorteile erkauft. 
Bezeichnend ift, daß, um die breiten Kleinbauernſchichten Kongreßpolens 
für den Kampf gegen den Bolſchewismus zu gewinnen, die Regierung 
den Bauernvertretern erſt das Agrarreformgeſetz verſprechen mußte. 

Der ehemalige polniſche Kultusminiſter Staniſlaw Grabſki, der 
Schöpfer des Rigaer Vertrages und zahlreicher Schulgeſetze, ein Bruder 
des ehemaligen Miniſterpräſidenten und Finanzminiſters Wladyflaw 
Grabſki, einer der Hauptführer der polniſchen nationalen Bewegung wäh: 
rend der Vorkriegszeit, hat vor etwa zwei Jahren eine Schrift beraus- 
gegeben „Der nationale Staat“. Bei der Lektüre dieſer Schrift erkennt 
man mit erſchreckender Deutlichkeit, wie unglaublich niedrig das Niveau 
des ſtaatspolitiſchen Denkens ſelbſt bei für die Mitarbeit an der Leitung 
ihres Staates fo berufenen Männer wie Staniflew Grabſki ift. Das 
Buch wimmelt von hiſtoriſchen Mißdeutungen der polniſchen Geſchichte, 
der Verfaſſer verſucht fich und feine Lefer an nationalen Phraſen zu bez 
rauſchen, ohne auch nur im geringſten der nüchternen Wirklichkeit Rech⸗ 
nung zu tragen. An einer Stelle fordert Grabſki, daß man dem geſamten 
polniſchen Volk ohne Unterſchied der Klaſſen die Verantwortung für die 
Jukunft überlaſſen müſſe, da alle Schichten, auch die Arbeiter, Bauern und 
Bürger über ihre eigenen Intereſſen während der Zeit der Unfreiheit 
Polen geſtellt hätten. An einer anderen Stelle ſtellt er feſt, daß das Ver— 
antwortungsgefühl innerhalb der einzelnen Klaſſen in Polen nicht ſtark 
genug ſei, um das politiſche Intereſſe über die eigenen Klaſſenvorteile 
und Parteiintereſſen zu ſtellen. Er fordert in einem Atemzuge, daß das 
polniſche Volk in Polen regieren ſoll und andererſeits, daß eine Inſtanz 
geſchaffen wird, die im politiſchen Intereſſe auch gegen den Willen des 
Volkes den Staat leiten foll. Er fordert ferner ein Wahlgeſetz, durch das 
die nationalen Minderheiten öffentlich völlig entrechtet werden und be⸗ 
denkt nicht die internationalen Ronſequenzen, die ſolche Geſetzbeſchlüſſe 
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— obwohl ſie auch ungeſchrieben in Polen längſt zur Anwendung kom⸗ 
men — auf internationalen Boden haben müffen. 

Ein Mann, der wirklich ſtaatspolitiſch denken kann, iſt Marſchall 
Pilſudſki. Mit ſeltener Klarheit hat er die Unfähigkeit feines Volkes zum 
ſtaatspolitiſchen Denken erkannt. Voll innerlichem Widerwillen hat er den 
Kampf mit der ſeeliſchen Anarchie des Volkes aufgenommen und von Zeit 
zu Zeit in feiner Art ſich über die bei dieſem Kampf gewonnenen Er⸗ 
kenntniſſe geäußert. Einmal behauptete er ſogar öffentlich, daß das pol⸗ 
niſche Volk ein Volk von Idioten ſei, das mit der Peitſche zu Verſtand ge⸗ 
bracht werden müſſe. Seine in pathologiſchem Tone gehaltenen Aufſätze 
und Preſſeinterviews enthalten Stellen, die zwar in harten und in 
Weſteuropa ungewohnten Worten, aber oft genug treffend mit den nega⸗ 
tiwen ſtaatsbildenden Fähigkeiten der polniſchen Führer abrechnen. 

Aber auch fein Kampf iſt vergebens. Er iſt nicht mehr jung genug, 
ift ein alter und kranker Mann, dem die phyfifche und die ſeeliſche Kraft 
zum jahrzehntelangen Kampf gegen den Anarchismus der polniſchen Ideen 
fehlt. Er iſt ſchon jetzt nicht mehr in der Lage, unter ſeinen Mitarbeitern 
die richtigen Männer auszufuchen, Nervoſität und perſönliche Verärge— 
rung, Verbitterung gegenüber ſeinem Volke haben ihn und ſein Regime 
in Bahnen getrieben, die aus der ſtrengen, beſonnenen Hand eines euro⸗ 
päifchen Volkserziehers eine rohe Fauſt machten und für die Neuzeit die 
Begriffe „Breſt Litowſk“ und „Pazifizierung Oſtgaliziens“ prägten. Sieht 
man die Entwicklung der polniſchen Geſchichte als etwas Biologiſches an, 
das nicht im Laufe von einigen Jahrzehnten gewaltſam geändert werden 
kann, fo wird man mit großer Skepſis auf den Erfolg des politifchen 
Experimentes Pilſudſkis am polniſchen Volke blicken müſſen. Was nicht 
organiſch gewachſen iſt, kann nicht in zwei oder drei Jahrzehnten einem 
ganzen Volke eingepaukt werden. 

Die zweifellos kräftige Staatspolitik Pilſudſkis ruht zur Zeit aus: 
ſchließlich auf den Schultern des Führers ſelbſt. Bei ſeinem Verſchwinden 
iſt ein Kampf der Diadochen wahrſcheinlich, mit ihm würde Polen als 
Staat ſeine innere Kraft verlieren. Daß der polniſche Staat dann aus⸗ 
ſchließlich als franzöſiſcher Machtfaktor für alle Jeiten fortbeſtehen kann, 
iſt unwahrſcheinlich. Viel eher dürfte auch hier das Naturhafte ſich wieder 

urchſetzen, wie ſchon zu Zeiten Mieſzkos I. und wie es oft die beſten der 
Polnifchen politiſchen Köpfe gewünſcht haben, das heißt die organiſche 
Anlehnung an das Reich des deutſchen Volkes. 
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Die Rechtsverſprechen und Rechtsſicherungen 
fuͤr die Minderheiten 


1. Der Minderheitenſchutz in dem Ultimatum der alliierten 
und aſſoziierten Maͤchte 


Der deutſchen Regierung überreicht mit der Mantelnote 
vom 10. Juni 1919 

Die alliierten und aſſoziierten Mächte ſind bereit, den deutſchen Min⸗ 
derheiten in dem vom Deutſchen Reiche an die neuen, durch den Friedens⸗ 
vertrag geſchaffenen Staaten überantworteten Gebiete Rechts garantien zu 
den Fragen der Erziehung, der Religion und der Kultur zu gewährleiſten. 
Dieſe Garantien werden unter den Schutz des Völkerbundes geſtellt ſein. 
Die alliierten und aſſoziierten Mächte nehmen von der Erklärung der 
deutſchen Delegierten Kenntnis, daß das Deutſche Reich entſchloſſen ift, die 
fremden Minderheiten in ſeinem Staatsgebiet nach gleichen Grundſätzen 
zu behandeln 


2. Die Minderheiten 
in der Note des Praͤſidenten Clemenceau vom 24. Juni 1919 
an den polniſchen Miniſterpraͤſidenten Paderewſfki, 


betreffend den Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staa: 
ten von Amerika, Großbritannien, Srankreich, Italien 
und Japan einerſeits und Polen andererſeits 


Die Mächte ſtehen vor einer C'est une situation nouvelle que 


neuen Situation, zu der fie Stel: 
lung nehmen müſſen. Auch hat die 
Erfahrung gezeigt, daß neue Dis⸗ 
poſitionen nötig ſind. Die Gebiete, 
die man zur Zeit Polen und ande: 
ren Staaten zugewieſen hat, ſind — 
dieſes iſt nicht zu vermeiden — von 
einem bedeutenden Bevölkerungsan⸗ 
teil bewohnt, der ſprachlich und 
raſſenmäßig ſich von dem Volke 


50 


les puissances ont maintenant A 
considerer, et l’experience a de- 
montré que de nouvelles disposi- 
tions sont nécessaires. Les territoi- 
res que l'on transfère actuellement 
à la Pologne et A d'autres Etats 
comprennent inévitablement une 
importante population parlant des 
langues et appartenant à des races 
différentes de celles de la popu- 
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unterſcheidet, dem er ſoeben einge⸗ 
gliedert worden iſt. Zu ihrem Un⸗ 
glück haben ſich dieſe verſchiedenen 
Völker in langen Jahren bitterer 
Seindſchaft voneinander entfernt. 
Nun glaubt man, daß dieſe ver⸗ 
ſchiedenen Bevölkerungselemente ſich 
leichter an ihre neue Lage gewöhnen 
werden, wenn ſie von Anfang an 
die Gewißheit haben, daß ein wirk⸗ 
ſamer Schutz gegen jede Gefahr 
einer ungerechten Behandlung oder 
gar Unterdrückung gewährleiſtet 
wird. Die einfache Tatſache, daß 
fie von dem Vorhandenſein ſolcher 
Sicherheiten wiſſen, wird, wie man 
hofft, die von allen erſehnte Ver⸗ 
ſöhnung erleichtern und in der Tat 
zu ihrem Teil die Notwendigkeit, 
einen Ausgleich mit Gewalt herbei⸗ 
zuführen, verhindern. 

V. — Was die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen des vorliegenden Vertrages 
betrifft, ſo garantiert der Artikel 2 
allen Einwohnern die elementaren 
Rechte, die in jedem ziviliſierten 
Staate gewährleiſtet werden. 

Die Abſchnitte 3 bis 6 follen jeder 
Perſon, die in den unter polnifche 
Hoheit geftellten Gebieten leben, alle 
Vorrechte ſicherſtellen, die einem 
Staatsbürger zuſtehen. Die Artikel 
und s zielen darauf, entſprechend 
den vorhergehenden, daß nicht der 
geringſte Unterſchied zum Nachteil 
jener polniſchen Staatsbürger ge⸗ 
macht werden foll, die durch Reliz 
5 Sprache und Motte fih von 
der großen Maſſe der polniſchen 
Bevolkerung unterſcheiden. Wir 
glauben zu wiſſen, daß die polniſche 
es: en davon entfernt, 

nen iderfpruch gegen das 
Grundſätzliche bitler Atitel zu er⸗ 
heben, bereits von ſich aus die feſte 
Abſicht ausgeſprochen hat, die fun⸗ 


lation à laquelle ils vont être in- 
corpor&s. Malheureusement, les ra- 
ces ont été divisé par de longues 
années d’äpre hostilité. On croit 
que ces populations s’accoutume- 
ront plus facilement à leur nou- 
velle situation si, dès le début, 
elles savent qu’elles sont assurées 

etre protégées et garanties d'une 
manière effective contre tout ris- 
que de traitement injuste ou d' op- 
pression. Le simple fait de savoir 
que ces garanties existent facili- 
tera, on l’espere, pratiquement la 
réconciliation désirée de tous, et 
en fait contribuera à empêcher 
qu’il devienne nécessaire de lim- 
poser par forcé. 


V. — Quant aux clauses indivi- 
duelles du présent traité, l'article 2 
garantit à tous les habitants les 
droits élémentaires qui sont, en 
fait, assurés dans tout Etat civi- 
lisé. 

Les clauses 3 à 6 visent à assu- 
rer à toute personne résidant réel- 
lement dans les territoires trans- 
férés sous la souveraineté polo- 
naises tous les privilèges afférant 
à la qualité de citoyen. Les arti- 
cles 7 et 8, conformément aux 
précédents, stipulent qwil ne sera 
fait aucune différence de traite- 
ment au préjudice des citoyens 
polonais qui, par leur religion, leur 
langue, ou leur race, diffèrent de 
la grande masse de la population 
polonaise. Nous croyons savoir 
que, loin d'élever aucune objection 
sur le fond de ces articles, le 
gouvernement polonais a déjà, de 
lui-même, déclaré sa ferme inten- 
tion de faire des principes fonda- 
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damentalen Grundſätze, die hierin 
zum Ausdruck gebracht ſind, zur 
Grundlage ihrer Rechtsgebarung zu 
machen. 

Die folgenden Artikel weichen in⸗ 
ſofern von den vorhergehenden ein 
wenig ab, als ſie beſtimmten Grup⸗ 
pen dieſer nationalen Minderheiten 
mehr Sonderrechte zugeſtehen. 

Bei der Durcharbeit der endgülti⸗ 
gen Formulierung dieſer letzten Ar⸗ 
tikel haben die Mächte mit einer 
gewiſſen Überrafchung die in Ihrem 
Memorandum vom 10. Juni ge⸗ 
machten Bemerkungen zur Kenntnis 
genommen, und in der Folge haben 
diefe Artikel einige textliche Ub- 
ſchwächungen erhalten. Der endgül⸗ 
tige Text des Vertrages bringt deut⸗ 
lich zum Ausdruck, daß der Genuß 
der Sondervorrechte, die in dem 
Artikel 9 gewährt werden, allein auf 
die polniſchen Staatsbürger deut⸗ 
ſcher Zunge in den Teilen Polens 
ausgedehnt wird, die der Vertrag 
mit dem Deutſchen Reiche vom 
Reih auf Polen übertragen hat. 
Die Deutſchen anderer Landesteile 
Polens können dieſen Artikel nicht 
für ſich in Anſpruch nehmen, um 
ſich ſeiner Vorrechte zu erfreuen. Es 
bleibt ihnen daher, um dieſes doch 
zu erreichen, nichts anderes übrig, 
als ſich an die wohlwollende Ge⸗ 
ſinnung der polniſchen Regierung 
zu wenden, und damit befinden ſie 
ſich in der gleichen Lage wie die 
deutſchen Staatsbürger polniſcher 
Junge im Deutſchen Keiche. 

VI . (bezieht fih 
auf die Spezialbeſtimmungen für 
die Juden). 

Es iſt mit der Hoheit des Staa⸗ 
tes nicht unvereinbar, Schulen an⸗ 
zuerkennen oder zu unterſtützen, in 
denen die Kinder einer religiöſen 
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mentaux qui y sont exprimés les 
fondements de ses institutions. 


Les articles qui suivent ont un 
caractère quelque peu different en 
ce sens qu’ils accordent plus de 
privilèges particuliers à certains 
groupes de ces minorités. 

Au cours de la révision défini- 
tive de ces derniers articles, les 
puissances ont été frappées des 
observations présentées dans votre 
mémorandum du 16 juin, et, en 
conséquence, ces articles ont subi 
quelques modifications de texte. 
Le texte définitiv du traité fait 
clairement ressortir que le béné- 
fice des privilèges spéciaux accor- 
dés dans larticles ọ est étendu 
uniquement aux citoyens polonais 
de langue allemande des parties 
de la Pologne que le traité avec 
l’Allemagne a transférées de 
PAllemagne à la Pologne. Les 
Allemands des autres parties de la 
Pologne ne pourront pas se récla- 
mer de cet article pour bénéfi- 
cier de ces privilèges. Ils ne pour- 
ront donc, pour cela, que sen rap- 
porter à la générosité du gouver- 
nement polonais et, en fait, ils 
se trouveront dans la même situa- 
tion que les citoyens allemands de 
langue polonaise en Allemagne. 


Veen, (bezieht ſich 
auf die Spezialbeſtimmungen für 
die Juden). 

Il nest pas incompatible avec 
la souveraineté de l’Etat de recon- 
naître et de subventionner des éco- 
les où les enfants subiront l'in- 
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Erziehung unterzogen werden, die 
ſie von Haus aus gewöhnt ſind. In 
ausdrücklicher Anerkennung, daß die 
Beſtimmungen dieſes Vertrages dem 
polniſchen Staate nicht unterſagen, 
die polniſche Sprache in allen ſeinen 
Schulen und Erziehungsanſtalten 
obligatoriſch zu machen, ſind hin⸗ 
reichende Garantien geſchaffen wor⸗ 
den, die in ähnlicher Weiſe gegen 
den Gebrauch nichtpolniſcher Spra⸗ 
chen, der darauf zielt, ſeparatiſtiſche 


fluence religieuse à laquelle ils 
sont habitués chez eux. En recon- 
naissant expressément que les dis- 
positions de ce traité minterdisent 
pas à l'Etat polonais de rendre 
la langue polonaise obligatoire 
dans toutes ses écoles et institu- 
tions d'éducation, des garanties 
très suffisantes se trouvent ainsi 
prises contre l'emploi de langues 
non-polonaises dans le but d'en- 
courager des tendances séparaties 


Tendenzen gegen den Staat zu för⸗ à intérieur de I Etat. 


dern, Vorkehrungen treffen. 


3. Friedensvertrag von Verſailles 


Art. 93 
polen iſt damit einverſtanden, daß die Alliierten und Aſſoziierten 
Hauptmächte in einem mit ihm zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen 
aufnehmen, die ſie zum Schutz der Intereſſen der nationalen, ſprachlichen 
und religiöfen Minderheiten in Polen für notwendig halten. 


4. Minderheitenſchutzvertrag mit Polen vom 28. Juni 1919 


Überfegung entnommen aus Herbert Kraus: Das Recht 
der Minderheiten 


Art. 2 

Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, allen Einwohnern ohne 
Unterſchied der Geburt, der Staatsangehörigkeit, der Sprache, des Volks⸗ 
tums und der Religion den umfaſſendſten Schutz ihres Lebens und ihrer 
Freiheit zu gewähren. 

Alle Einwohner Polens follen das Recht auf freie private und ëffent: 
liche Ausübung jeden Bekenntniſſes, jeder Religion oder Weltanſchauung 
haben, deren Betätigung nicht mit der öffentlichen Ordnung und den 
guten Sitten unvereinbar iſt. i 

Art. 7 
Alle polniſchen Staatsangebörigen ſind vor dem Geſetze gleich und 
genießen ohne Unterſchied des Volkstums, der Sprache oder der Religion 
die gleichen bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 

Der Unterſchied der Religion, der Weltanſchauung oder des Be⸗ 
kenntniſſes foll keinem polniſchen Staatsangehörigen im Genuſſe der 
bürgerlichen oder ſtaatsbürgerlichen Rechte ſchaden, insbeſondere bei der 
Zulaſſung zu öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und Ehrenſtellungen oder 
bei der Ausübung der verſchiedenen Berufe und Gewerbe. 
bel Rein polniſcher Staatsangehöriger darf in dem freien Gebrauch einer 

eliebigen Sprache irgendwie beſchränkt werden, weder in feinen perſön⸗ 
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lichen oder wirtſchaftlichen Beziehungen, noch auf dem Gebiete der Reliz 
gion, der Preſſe oder bei Veröffentlichungen jeder Art, noch endlich in 
öffentlichen Verſammlungen. 

Unbeſchadet des Rechts der polniſchen Regierung, eine Staats» und 
Amtsſprache zu beſtimmen, müſſen den fremdſprachigen polniſchen Staats⸗ 
angehörigen für den ſchriftlichen oder mündlichen Gebrauch ihrer Sprache 
vor den Gerichten angemeſſene Erleichterungen gewährt werden. 

Art. 8 

Die polniſchen Staatsangehörigen, die zu einer völkiſchen, religiöfen 
oder ſprachlichen Minderheit gehören, ſollen die gleiche Behandlung und 
die gleichen rechtlichen und tatſächlichen Sicherheiten genießen wie die 
übrigen polniſchen Staatsangehörigen. Sie follen insbeſondere ein gleiches 
Recht haben, auf ihre Koſten Wohlfahrts-, religiöfe oder ſoziale Ein⸗ 
richtungen ſowie Schulen und andere Erziehungsanſtalten zu errichten, zu 
leiten und zu beaufſichtigen und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen 
und ihre Religion frei auszuüben. 

Art. 9 


Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts foll die polniſche Regie: 
rung in den Städten und Bezirken, in denen fremoͤſprachige polniſche 
Staatsangehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, angemeſſene Er⸗ 
leichterungen ſchaffen, um ſicherzuſtellen, daß den Kindern dieſer polniſchen 
Staatsangehörigen in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer eigenen 
Sprache erteilt wird. Dieſe Beſtimmung ſoll nicht ausſchließen, daß die 
polniſche Regierung in dieſen Schulen die polniſche Sprache zum Pflicht 
fache macht. 

In den Städten und Bezirken, in denen polniſche Staatsangehörige 
einer völkiſchen, religiöſen oder ſprachlichen Minderheit in beträchtlichem 
Verhältnis wohnen, ſoll für dieſe Minderheiten ein gerechter Anteil an dem 
Genuſſe und der Verwendung der Summen ſichergeſtellt werden, die in 
ſtaatlichen, kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für Zwecke der 
Erziehung, der Religion oder der Wohlfahrt ausgeworfen werden. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Artikels dürfen nur auf die 
polniſchen Staatsangehörigen deutſcher Zunge in denjenigen Teilen Polens 
angewendet werden, die am 1. Auguft zum deutſchen Gebiet gehörten. 

Art. 10 

Ortliche Schulausſchüſſe, die von den jüdiſchen Gemeinden eingeſetzt 
werden, ſollen unter der allgemeinen Aufſicht des Staates die Verteilung 
des verhältnismäßigen Anteils, der den jüdiſchen Schulen gemäß Art. 9 
zuſteht, ſowie die Einrichtung und Leitung dieſer Schulen ficherftellen. Die 
Beſtimmungen des Art. 9 über den Gebrauch der Sprache in den Schulen 
finden auf dieſe Schulen Anwendung. 

Art. 1 

Die Juden dürfen nicht gezwungen werden, irgendwelche Hand: 

lungen vorzunehmen, die eine Verletzung ihres Sabbat in ſich ſchließen, 
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und fie dürfen keine Entrechtung erleiden, wenn fie ſich weigern, am 
Sabbat vor den Gerichten zu erſcheinen oder Rechtshandlungen vorzu⸗ 
nehmen. Dieſe Beſtimmung befreit jedoch die Juden nicht von den Pflich⸗ 
ten, die allen polniſchen Staatsangehörigen im Hinblick auf die Notwendig⸗ 
keiten des Heeresdienſtes, der nationalen Verteidigung oder der Aufrecht⸗ 
erhaltung der öffentlichen Ordnung obliegen. 

polen erklärt, daß es nicht beabſichtigt, allgemeine oder örtliche 
Wahlen an einem Sonnabend vorzuſchreiben oder zu geſtatten; es darf 
keine obligatoriſche Einſtellung in Wählerliſten u. dgl. an einem Sonn⸗ 
abend ſtattfinden. e 

Art. 12 

polen iſt damit einverſtanden, daß, inſoweit die Beſtimmungen der 
vorſtehenden Artikel Perſonen einer völkiſchen, religiöſen oder ſprachlichen 
Minderheit betreffen, dieſe Beſtimmungen Verpflichtungen von inter⸗ 
nationalem Intereſſe begründen und unter die Garantie des Völkerbundes 
geſtellt werden. Sie können nur mit Zuftimmung der Mehrheit des 
Völkerbundrates geändert werden. Die Vereinigten Staaten von Amerika, 
das Britiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflichten ſich, keiner 
Abänderung der bezeichneten Artikel ihre Zuſtimmung zu verſagen, wenn 
fie von der Mehrheit des Völkerbundrates formgerecht angenommen 
worden iſt. 

polen iſt damit einverſtanden, daß jedes Mitglied des Völker: 
bundrates befugt ift, die Aufmerkſamkeit des Rates auf jede Verletzung 
oder jede Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieſer Verpflichtungen zu 
lenken, und daß der Rat befugt ift, alle Maßnahmen zu treffen und alle 
Weifungen zu geben, die nach Lage des Salles zweckmäßig und wirkſam 
erſcheinen. 

polen iſt ferner damit einverſtanden, daß im Salle einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit zwiſchen der polniſchen Regierung und einer jeden alliierten 
und aſſoziierten Hauptmacht oder jeder Macht, die Mitglied des Völker: 
bundrates iſt, über die rechtlichen und tatſächlichen Fragen, die dieſe Artikel 
betreffen, diefe Meinungsverſchiedenheit als Streit anzuſehen ift, der im 
Sinne des Artikels 14 der Völterbundfagung internationalen Charakter 
trägt. Die polniſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß jeder Streit 
dieſer Art auf Verlangen des anderen Teiles vor den Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshof gebracht wird. Die Entſcheidung des Ständigen 
Gerichtshofes ſoll endgültig ſein und dieſelbe Kraft und Wirkung haben 
wie eine auf Grund des Artikels 15 der Völkerbundſatzung gefällte Ent: 
ſcheidung. 


5. Die Minderheiten in der Verfaſſung der polniſchen Republik 


Art. 95 Abſ. ı 
Die polniſche Republik ſichert auf ihrem Gebiet allen Bürgern ohne 
Unterſchied der Herkunft, Nationalität, Sprache, Raſſe oder Religion 
vollen Schutz des Lebens, der Freiheit und des Eigentums zu. 
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Art. 109 

Jeder Bürger hat das Recht, ſeine Nationalität zu bewahren und 
ſeine Sprache und nationalen Eigentümlichkeiten zu pflegen. 

Beſondere ſtaatliche Geſetze ſichern den Minderheiten im polniſchen 
Staat die volle freie Entwicklung ihrer nationalen Eigentümlichkeiten mit 
Hilfe von autonomen Minderheitsverbänden öffentlich⸗ rechtlichen Cha- 
rakters im Umfang der Verbände der allgemeinen Selbſtverwaltung. 

Der Staat wird hinſichtlich ihrer Tätigkeit das Recht der Kontrolle 
und der Ergänzung ihrer finanziellen Mittel im Fall der Bedürftigkeit 
haben. 


Art. 110 


Die polniſchen Bürger, die zu nationalen, konfeſſionellen oder ſprach⸗ 
lichen Minderheiten gehören, haben in gleicher Weiſe wie die anderen 
Bürger das Recht zur Gründung, Beaufſichtigung und Verwaltung von 
Wohltätigkeits⸗, religiöſen und ſozialen Anſtalten, Schulen und anderen 
Erziehungsanſtalten auf ihre eigenen Koften ſowie zum freien Gebrauch 
ihrer Sprache und zur freien Religionsübung in dieſen. 


Art. 175 

Die Kirchen der religiöſen Minderheiten und die anderen rechtlich an- 
erkannten Religionsverbände regieren fih nach eigenen Geſetzen, denen der 
Staat die Anerkennung nicht verſagen wird, ſofern ſie nicht Beſtimmungen 
enthalten, die mit dem Geſetz in Widerſpruch ſtehen. 

Das Verhältnis des Staates zu dieſen Kirchen und Bekenntniſſen 
wird auf geſetzlichem Wege nach Verſtändigung mit ihren rechtmäßigen 
Vertretungen feſtgeſetzt. 


b. Deutſch⸗polniſches Abkommen uͤber Oberſchleſien (Genfer 
Konvention) vom 15. Mai 1922 


Das deutſch⸗polniſche Abkommen regelt in ſeinem Teil III, umfaſſend 
die Art. 64—158, unter Hinweis auf die gemäß Beſchluß des Botſchafter⸗ 
rates vom 20. Oktober 1921 auch auf Polniſch⸗Schleſien anzuwendenden 
Beſtimmungen des Minderheitenvertrages eingehend die rechtliche Lage der 
deutſchen Bevölkerung in Polniſch⸗Oberſchleſien. 

Art. 66—72 wiederholen die Beſtimmungen des Minderheitenſchutz⸗ 
vertrages. 


Art. 74. „Die Zugehörigkeit zu einer völkiſchen, ſprach— 
lichen oder religiöfen Minderheit darf von den Behörden 
weder nachgeprüft noch beſtritten werden.“ 

Art. 75—83 (Bürgerliche und ſtaatsbürgerliche Rechte) ſichern den 
Minderheitsangehörigen wirtſchaftliche Gleichberechtigung, unbehinderte 
Ausübung des Wahlrechts, gleichmäßige Julaſſung zu öffentlichen Amtern, 
volle Vereins-, Verſammlungs⸗ und Preſſefreiheit, ſowie das Recht zur 
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Einrichtung und Verwaltung kultureller und religiöſer Einrichtungen 
aller Art zu. 

Art. 34—96 (Religion und Kirche) geben der Minderheit das Recht 
auf freie Ausübung jeden Bekenntniſſes, den Religionsgeſellſchaften auf 
freien Gebrauch der Mutterſprache bei der Verwaltung der kirchlichen 
Angelegenheiten, Seelſorge und kirchlichem Unterricht, ſowie auf einen 
angemeſſenen Anteil an den für religiöſe Zwecke beſtimmten öffentlichen 
Mitteln. Die Geiſtlichen dürfen ohne Kückſicht auf Herkunft und Sprache 
nicht in ihrer Amtstätigkeit behindert werden. 

Art. 97—133 regeln das öffentliche und private Schalweſen. 

Privatunterricht iſt ohne Berückſichtigung der Bedürfnisfrage bei 
Erfüllung der auch ſonſt allgemein vorgeſchriebenen Bedingungen zu ge⸗ 
nehmigen. 

Für den öffentlichen Volksſchulunterricht hat der Staat zu ſorgen 
durch Errichtung mutterſprachlicher Volksſchulen (bei Vorhandenſein von 
40 zur Minderheit gehörigen Kindern in einem Schulverband) oder wenig⸗ 
ſtens von mutterſprachlichen Volksſchulklaſſen, Einrichtung von mutter⸗ 
ſprachlichem Schreib: und Leſeunterricht (bei 18 Kindern), mutterſprach⸗ 
lichem Religionsunterricht (bei 12 Kindern). 

Er hat an den für die laufende Verwaltung von Schulen bereit⸗ 
geſtellten Summen die Minderheitenſchulen entſprechend ihrer Schülerzahl 
zu beteiligen. e 

Zur Teilnahme an der Schulverwaltung ift für jede Minderheiten: 
ſchule eine Schulkommiſſion zu bilden, die zu mehr als der Hälfte aus von 
den Erziehungsberechtigten gewählten Mitgliedern beſtehen muß. 

Die Lehrer an den Minderheitenſchulen ſollen grundſätzlich der Natio⸗ 
nalität der Kinder angehören. 

Staatliche oder kommunale höhere Minderheitenſchulen ſind für 
mindeſtens 300 Minderheitsſchüler am gleichen Ort zu errichten, Minder⸗ 
heitsklaſſen an polniſchſprachigen Staatsſchulen bei Vorhandenſein von 
30 (bzw. 20) Minderheitsſchülern; Minderheitsſprach⸗ bzw. religions: 
unterricht ift einzurichten für 25 bzw. 18 Schüler. 

Privaten höheren Minderheitenſchulen iſt bei genügenden Leiſtungen 
das Gffentlichkeitsrecht zuzuerkennen. Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
ſoll ihnen nach den gleichen Grundſätzen wie den übrigen Privatſchulen 
zuerteilt werden. 

Art. 131. „Was die Sprache eines Kindes oder Schülers 
iſt, beſtimmt ausſchließlich die mündliche oder ſchriftlich 
abgegebene Erklärung des Erziehungsberechtigten. Dieſe 
Erklärung darf von der Schulbehörde weder nachgeprüft 
noch beſtritten werden. — Auch haben ſich die Schulbehör— 
den jeder Einwirkung, welche die Zurücknahme des Ans 
trages auf Schaffung von Minderheitsſchulein richtungen 
bezweckt, gegenüber den Antragſtellern zu enthalten.“ 

i Art. 156—146 (Sprache) ſichern freien Gebrauch der Mutterſprache 
im perſönlichen und wirtſchaftlichen Verkehr, in Preſſe, privaten und 
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öffentlichen Verſammlungen, in den Gemeindeverſammlungen, auf dem 
Provinziallandtag, desgleichen vor Gericht und ferner die Möglichkeit 
mutterſprachlicher Eingaben an die Zivilbehörden, zu. 

Art. 147—158 (Eingaben und Rechtsmittel) beſtimmen die Schaffung 
eines Minderheitenamtes zur Prüfung von Minderheiteneingaben. Wird 
die Angelegenheit von dieſem Amt nicht zur Jufriedenheit der Petenten 
geregelt, geht ſie weiter an den Präſidenten der Gemiſchten Rommiſſion. 
Die Stellungnahme des Präſidenten wird den Verwaltungsbehörden zu⸗ 
geleitet. Sind die Petenten von der Erledigung durch dieſe Behörden nicht 
befriedigt, ſo ſteht ihnen das Recht der Anrufung des Völkerbundes zu. 


7. Beſchluß des Botſchafterrats vom 15. März 1933 uber 
die Regelung der polniſchen Oſtgrenzen 


Dieſer Beſchluß enthält einen Paſſus: „Polen hat bezüglich des öft- 
lichen Teiles (d. h. bezuglich Oſtgaliziens) anerkannt, daß die ethno⸗ 
graphiſchen Bedingungen ein autonomes Regime erfordern.“ 


8. Polniſch⸗tſchechiſcher Privatvertrag vom 25. April 1925 


Dieſer Vertrag enthält im Kapitel MI Beſtimmungen über den Schutz 
der jeweiligen Minderheit des einen auf dem Territorium des anderen 
Staates. 

Art. 11 beſtimmt, daß die polniſchen (bzw. tſchechiſchen) Staats: 
angehörigen tſchechiſcher (bzw. polniſcher) Nationalität alle Rechte genießen 
follen, die ihnen nach ihrer Zahl entſprechend der Verfaſſung und den den 
beiden Staaten international auferlegten Minderheitenſchutzbeſtimmungen 
zukommen könnten. — Die beiden Staaten verpflichten ſich zu wohl— 
wollender Behandlung der gegenſeitigen Minderheiten, während von dieſen 
eine loyale Haltung gegenüber ihrem Staat vorausgeſetzt wird (Art. 12). 

Die Zugehörigkeit zu einer Minderheit beſtimmt ſich allein nach dem 
Bekenntnis der betreffenden Perſon. Jede zwangsweiſe Entnationaliſierung 
iſt unterſagt (Art. 13). 

Art. 14 und 15 gewährleiſten den Gebrauch der Mutterſprache vor 
Gericht und Behörden. 

Art. 16 ſichert den Minderheitsangehörigen wirtſchaftliche Gleich- 
berechtigung zu. 

Beide Staaten verpflichten ſich, der Minderheit dort, wo ſie keine 
öffentlichen nationalen Schulen beanſpruchen kann, die Gründung von 
Privatſchulen, die Juſchüſſe aus öffentlichen Mitteln erhalten, zu ge⸗ 
nehmigen. Das Lehrperſonal der Minderheitenſchulen muß der Nationalität 
der Schüler angehören. Für die Verwaltung der Minderheitenſchulen follen 
nach Möglichkeit beſondere Verwaltungsorgane geſchaffen werden (Art. 17 
bis 22). 

Art. 73—81 ſehen zur Beſeitigung eventueller Mißhelligkeiten eine 
Gemiſchte Rommiſſion und ein Schiedsgericht vor. 
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Die Mißachtung der Minderheitenverpflichtungen 


Die Dokumente, die dieſen Ausführungen vorangeſtellt ſind, enthalten 
die Verpflichtungen, die Polen bei ſeiner Neugründung zagunſten der auf 
ſeinem Territorium lebenden, vom Mehrheitsvolk durch Abſtammung, 
Sprache oder Religion ſich unterſcheidenden Nationalitäten übernommen 
und auch in feiner Verfaſſung verankert hat. Dieſe Beſtimmungen find 
Staatsgrundgeſetz, kein Geſetz, keine Verordnung, keine öffentliche Hand⸗ 
lung darf vor ihnen Vorrang haben oder mit ihnen in Widerſpruch 
ſtehen. Sie ſichern den fremdnationalen Volksgruppen Polens völlig gleiche 
Behandlung mit den Angehörigen des Staatsvolkes, die gleichen „recht⸗ 
lichen und tatſächlichen Sicherheiten“, freien Gebrauch ihrer Mutterſprache, 
ungehinderte Pflege ihrer kulturellen und religiöſen Eigenart zu. 

Im folgenden iſt zu unterſuchen, wie das polniſche Volk, das ſich 
ſprichwörtlicher Toleranz rühmt und das aus eigener langer Erfahrung 
das Schickſal des Minderheit⸗Seins kennt, dieſen Verpflichtungen ſeinen 
fremdſtämmigen Staatsbürgern gegenüber, die mehr als ein Drittel der 
Geſamtbevölkerung ausmachen, nachkommt. Um das negative Ergebnis 
gleich vorwegzunehmen: es iſt auf einem Raum von wenigen Drudfeiten 
nicht möglich, eine eingehende und lückenloſe Schilderung aller Soll vor: 
gekommener Verletzungen der Minderheitenſchutzbeſtimmungen, von Ver⸗ 
waltungswillkür und Schikane gegen die Minderheiten zu geben. Was 
verſucht werden ſoll, iſt, an den wichtigſten Sällen die allgemeine Linie 
der polniſchen Minderheitenpolitik, die Tendenz zu mehr oder weniger 
gewaltſamer Entnationaliſierung und Einengung des Lebensraumes der 
fremden Volksgruppen, von der fie beherrſcht ift, deutlich zu machen. 

Wir fragen deshalb: Wieweit gewährleiſtet Polen ſeinen Nationali⸗ 
täten die Möglichkeit ungehinderter Bewahrung und Entfaltung ihrer 
nationalen Rultur? Wieweit ſichert es ihnen die wirtſchaftliche Gleich⸗ 
berechtigung? Wie ſteht es um ihre allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte? 

Die erſte Frage beantwortet ſich vor allem durch die polniſche Schul⸗ 
und Kirchenpolitik. — Das Schulweſen der deutſchen Volksgruppe ent⸗ 
behrt noch immer einer feſten geſetzlichen Regelung, obwohl das ſogenannte 
Schulunterhaltungsgeſetz vom 17. Sebruar 1922 beſtimmte, daß das öffent- 
liche Volksſchulweſen der nationalen Minderheiten durch beſonderes Geſetz 
geregelt werden ſolle. Dieſes Geſetz iſt bis heute nicht erlaſſen. — In dem 
ehemals preußiſchen Teilgebiet hätten die Polen mit etwas gutem Willen 
leicht auf der vorhandenen Grundlage weiterbauen können. Hier beſtanden 
aus preußiſcher Zeit die ſogenannten Schulſozietäten, auf konfeſſio⸗ 
neller Baſis zuſammengefaßte perſonale Schulverbände. Auf dieſem 
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Sundament konnte ein nach Nationalitäten getrenntes Schulweſen ohne 
große Schwierigkeiten errichtet werden. Nach anfänglicher Tolerierung 
der Schulſozietäten gingen einzelne Schulkuratorien bald daran, dieſe Ver⸗ 
bände aufzulöfen. Das ſchon erwähnte Schulunterhaltungsgeſetz von 1922 
machte die politiſchen Gemeinden zu Trägern des öffentlichen Schul⸗ 
weſens. Durch eine Novelle zu dieſem Geſetz aus dem Jahre 1925 wurden 
dann die Schulſozietäten offiziell aufgelöft und ihr Vermögen den poli⸗ 
tiſchen Gemeinden übertragen. Nicht genug aber, daß man die Grund: 
lage, auf der ſich die der Minderheit zu gewährenden „angemeſſenen 
Erleichterungen“ leicht hätten verwirklichen laſſen, zerſchlug, erſchwert 
man ihr überdies auf alle mögliche Weiſe die Ausnutzung der noch perz 
bliebenen geringen Möglichkeiten zum Aufbau eines deutſchen Schulweſens. 
Auf Grund einer noch in Geltung befindlichen Verfügung des Pofener 
Teilminiſteriums aus dem Jahre 1920 ift Vorausſetzung für die Er- 
richtung einer öffentlichen deutſchen Schule das Vorhandenſein von vierzig 
deutſchen Kindern. Die Behörden verſuchen nun, möglichſt oft das Zu: 
ſtandekommen dieſer Zahl zu verhindern, indem ſie Ortſchaften willkürlich 
dieſem oder jenem Schulbezirk zuteilen, Gaſtſchüler aus Nachbargemeinden 
nicht mitrechnen uſw. Sie ſchließen deutſche Schulen, die die nötige 
Srequenz nicht mehr aufweiſen, ſofort, anſtatt der geſetzlichen Vorſchrift 
gemäß erſt dann, wenn 2 Jahre hindurch die Mindeſt zahl nicht mehr 
erreicht wurde. 

Zum Zweck der ſog. Höherorganiſierung der Schulen werden deutſche 
Schulen adminiſtrativ an polniſche angeſchloſſen (oft unter Unterſtellung 
des um ſehr viele Dienſtjahre älteren deutſchen unter den jüngeren pol⸗ 
niſchen Lehrer), womit in der Regel der erſte Schritt zur völligen Verz 
ſchmelzung mit der polniſchen Schule getan iſt. In den letzten Jahren 
wurden beſonders häufig deutſche Lehrer nach Kongreßpolen oder, obwohl 
noch dienſtfähig, in den Ruheſtand verſetzt und durch Nationalpolen 
erſetzt. Es ift der deutſchen Bevölkerung auch nicht möglich, ſich für das 
unzureichende öffentliche deutſche Schulweſen durch Errichtung einer ge⸗ 
nügenden Jahl von Privatſchulen zu entſchädigen. Denn abgeſehen von 
den Schwierigkeiten der Sinanzierung und von allgemein erſchwerenden 
Beſtimmungen — z. B. der, daß Privatſchulgründungen nur jeweilig zum 
J. März eines Jahres erfolgen dürfen, fo daß eine aufgelöſte deutſche 
öffentliche Schule eventuell erſt nach Jahresfriſt durch eine Privatſchule 
erſetzt werden kann — nehmen die Schulkuratorien durchweg eine ab⸗ 
lehnende Haltung zu den deutſchen Privatſchulen ein. Die Bedürfnisfrage 
wird in den meiſten Sällen verneint. Reine deutſche Privatſchule hat bisher 
noch das Offentlichkeitsrecht erhalten, obwohl eine ganze Reihe von 
polniſchen Privatſchulen es beſitzen. Durch dieſe Politik hat ſich in Dote: 
Pommerellen die Zahl der deutſchen öffentlichen Schulen in den Schul⸗ 
jahren 1924/25 bis 1929/30 wie folgt entwickelt: 


1924/25 557 1927/28 375 
1925/26 507 1928/29 320 
1926/27 414 1929/30 283. 
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Von 55 111 am 1. 12. 1929 vorhandenen deutſchen Schulkindern beſuchten 
ſtaatliche deutſche Volksſchulen 16085, private 3208. 15818 = 45% aller 
deutſchen Schüler mußten in polniſche Schulen gehen; im Norridorgebiet 
für ſich genommen beträgt diefe Zahl fogar 67%. Dabei wäre es bei 
anderer Schulnetzbildung, Errichtung von Sammelſchulen uſw. ohne große 
finanzielle Mehrbelaſtung für Staat und Komune möglich, den größeren 
Teil der jetzt polniſche Schulen beſuchenden Kinder ebenfalls deutſchem 
Unterricht zuzuführen. 

In Rongreßpolen wurden der in der deutſchen Okkupationszeit im 
Einvernehmen mit dem polniſchen Regentfchaftsrat gebildete deutſch⸗ 
evangeliſche und deutſch⸗katholiſche Schulverband durch Dekret vom 7. 2. 
1919 ebenfalls aufgelöſt und das auf etwa 10 Millionen Zloty ver- 
anſchlagte Vermögen den politiſchen Gemeinden zugeſprochen, während 
die beſtehenden polniſchen Schulverbände unberührt blieben. Das den 
Eltern gewährte Recht, fidh für die Beibehaltung deutſcher Schulen aus- 
zuſprechen, wurde praktiſch dadurch ſabotiert, daß man fie von dieſer 
Möglichkeit nicht rechtzeitig unterrichtete, die Annahme diesbezüglicher 
Deklarationen verweigerte oder ſie einfach unbeachtet ließ. Auf die Lehrer 
wurde ein Druck ausgeübt, auch gegen den Willen der Eltern die polniſche 
Unterrichts ſprache einzuführen, dem beſonders die nicht voll qualifizierten 
Lehrkräfte nicht immer ſtandhalten konnten. So ſind von den 1919 vor⸗ 
handen geweſenen 504 deutſchen Volksſchulen heute nur etwa 98 erhalten 
geblieben, in denen aber auch ſchon zum großen Teil die Hälfte des Unter: 
richts polniſch ift. Über 80% der deutſchen Kinder mëtten in polniſche 
Schulen gehen. Don den 9 höheren Schulen beſtehen noch 5 Privatſchulen. 
Die Gründung deutſcher öffentlicher Schulen auf Grund des erwähnten 
Dekrets von 1919 iſt in keinem Falle geſtattet worden. 

In Oberſchleſien leidet das deutſche Schulweſen beſonders unter den 
behördlichen Beanſtandungen der Anmeldungen zu den Minderheitsſchulen 
und unter dem wirtſchaftlichen Druck, der auf die Erziehungsberechtigten 
ausgeübt wird, ihre Kinder ſtatt deſſen in die polniſchen Schulen zu 
ſchicken. Art. 131 der Genfer Konvention überläßt zwar ausdrücklich die 
Beſtimmung der Sprache eines Kindes den Erziehungsberechtigten, deren 
diesbezügliche Erklärung weder beſtritten noch nachgeprüft werden darf. 
Trotzdem konnte es fo weit kommen, daß im Schuljahr 1926/27 von 
8500 Anmeldungen zur Minderheitsſchule rund 7000 beanftandet wurden. 
Dieſer Streit führte zu einer Völkerbundsbeſchwerde und einem Urteil 
des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag und in deren 
Verfolg zur Einführung von Sprachprüfungen der Kinder durch einen 
neutralen Fachmann. Dieſe als Ausnahmeregelung zur Beſeitigung eines 
einmaligen Notſtandes gedachte Maßnahme verſuchten die polniſchen Be⸗ 
hörden dann ſpäterhin widerrechtlich auch auf andere Schulkinderjahrgänge 
auszudehnen. Ebenſo widerrechtlich wird von den Erziehungsberechtigten 
die Abgabe mündlicher Deklarationen über die Schuleinſchreibung ihrer 
Kinder verlangt. Der dabei ausgeübte Druck, die Benachteiligung der 
deutſchen gegenüber den polniſchen Kindern bei Schulſpeiſungen, Weih⸗ 
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nachtsbeſcherungen, Serienaufenthalt auf dem Lande uſw., hat in den 
letzten Jahren die Fahl der deutſche Schulen beſuchenden Kinder ſtetig 
herabgemindert. Bei den noch vorhandenen öffentlichen deutſchen Schulen 
liegt die Leitung, und teilweiſe auch der ſonſtige Unterricht, ſchon vielfach 
in der Hand von Nationalpolen. Der Ausbau eines privaten deutſchen 
Schulweſens iſt natürlich auch hier durch den Mangel an Mitteln begrenzt. 
Die Schulpolitik gegenüber den nichtdeutſchen Volksgruppen bewegt 
ſich in ähnlichen Bahnen. Für die Oſtgebiete wurde durch Geſetz vom 
51. Juli 1924 als grundſätzlicher Typ der Minderheitenſchule die zwei⸗ 
ſprachige Schule eingeführt, in der aber im erſten Schuljahr Leſen und 
Schreiben nur polniſch gelehrt wird, die Mutterſprache erſt vom zweiten 
Schuljahr ab; Geſchichte, Geographie, Naturgeſchichte wird überhaupt 
nur polniſch unterrichtet. Auch iſt ſchon bei den zahlenmäßigen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Schulgründung die Minderheit gegenüber dem Mehr⸗ 
heitsvolk benachteiligt, indem das Geſetz von der einen das Vorhanden⸗ 
ſein von 40, bei der anderen nur von 20 ſchulpflichtigen Kindern verlangt, 
alſo ganz direkt differenziert. Von 3500 ukrainiſchen Volksſchulen, die zur 
Okkupationszeit in Oſtgalizien und den übrigen jetzt zu Polen gehörigen, 
von Ukrainern bewohnten Gebieten vorhanden waren, beftanden 1918s 
in Oſtgalizien noch rund 400, in den übrigen ukrainiſchen Gebieten 7 
ukrainiſche und 390 zweiſprachige Volksſchulen. In Galizien gibt es 
noch 6 höhere Schulen, für die rund 2 Millionen Ukrainer im ruſſiſchen 
Teilgebiet jedoch keine einzige. — Die Weißruſſen beſaßen im Schul⸗ 
jahr 1929/30 für eine Bevölkerung von faſt 2¼ Millionen Seelen 23 weiß: 
ruſſiſche Grundſchulen und 44 zweiſprachige, in denen zum Teil ſchon 
faſt rein polniſch unterrichtet wird. Beantragt hatten die Weißruſſen 
dagegen auf Grund des Geſetzes von 1924 über 1000 Schulen. (Zum 
Vergleich ſei darauf hingewieſen, daß in dem zu 70% weißruſſiſchen 
Bezirk Bialyſtok 2164 polniſche Grundſchulen beſtehen!) Eine große An⸗ 
zahl qualifizierter weißruſſiſcher Lehrer findet keine Anſtellung, während 
ortsfremde polniſche Lehrkräfte in großer Zahl herangezogen werden. 
Auch das litauiſche Schulweſen wird ſyſtematiſch reduziert. — Das 
jüdiſche Schulweſen iſt ebenfalls bisher geſetzlich noch nicht geregelt. Die 
Juden beklagen ſich beſonders über die nur beſchränkte Zulsffung zu 
Mittelfchulen und gewiſſen Fakultäten; — an den fog. geſchloſſenen Sakul⸗ 
täten, zu denen nur eine beſchränkte Hörerzahl zugelaſſen wird, werden durch⸗ 
ſchnittlich nur 100% der fich meldenden jüdiſchen Hörer aufgenommen, obwohl 
das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, daß die zahlenmäßige Beſchränkung nicht 
zur Benachteiligung irgendeiner Nationalität angewendet werden darf. 
Auch auf kirchlichem Gebiet ſind die Nationalitäten noch weit von 
Gleichberechtigung entfernt. Die evangeliſch⸗unierte Kirche im preußiſchen 
Teilgebiet leidet beſonders darunter, daß ihre Verfaſſung immer noch nicht 
beſtätigt iſt. Infolge dieſes ungeklärten Zuſtandes ift mehrfach deutſcher 
evangeliſcher Kirchenbeſitz in polniſche Hand übergegangen; desgleichen 
übrigens auch die feit 1833 in deutſchem katholiſchem Beſitz befindliche 
Sranziskanerkirche in Poſen und die aus Mitteln der deutſchen Katholiken 
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erbaute Herz⸗Jeſu-Rirche in Bromberg. Auch deutſche kirchliche Wohl⸗ 
fahrtsanſtalten (Waiſenhäuſer uſw.) wurden mehrfach liquidiert. — In 
Kongreßpolen befindet ſich die evangeliſche Kirche, obwohl zu 80% aus 
Deutſchen beſtehend, faſt ganz in polniſcher Verwaltung (die deutſchen 
Pfarrer werden in zahlreichen Fällen verſetzt oder nicht beſtätigt), ein 
Werk des Warſchauer Generalſuperintendenten Burſche. — In Gber— 
ſchleſien mangelt es ebenfalls an deutſcher Predigt und Seelſorge. Deutſche 
Andachten und Predigten find in zahlloſen Fällen abgeſchafft worden. 

Den griechiſch⸗orthodoren Ukrainern in Polen ſind nach ihren An⸗ 
gaben über 500 Kirchen fortgenommen worden, die zum Teil jetzt einfach 
leerftehen, weil keine genügend große Zahl römiſch⸗katholiſcher Gläubiger 
vorhanden ift, die ihrer bedürfte. Die Weißruſſen geben die Zahl der ihnen 
genommenen Kirchen ſogar auf 1300 an. Ihre Geiſtlichkeit ſteht unter 
ſtarkem Druck der Verwaltungsbehoͤrden. Die römiſch⸗katholiſchen Weiß: 
ruſſen ſind beſonders intenſiven Poloniſierungsbeſtrebungen ausgeſetzt. 

Anſtatt ſeinen fremdſtämmigen Volksgruppen ungehindertes kul⸗ 
turelles Ausleben zu ermöglichen, wie der Geiſt des Minderheitenvertrages 
es fordert, oder es wenigſtens ſtillſchweigend zu dulden, untergräbt alſo 
das tolerante Polen ohne jede moraliſche Hemmung die unerläßlichſten 
Sundamente eines jeden nationalkulturellen Eigenlebens. 

Am augenfälligſten zeigt die Beobachtung der polniſchen Bodenpolitik, 
wie wenig Polen auch auf wirtſchaftlichem Gebiet die international ges 
ſchützten Rechte feiner fremdſtämmigen Bevölkerung achtet. Von Anfang 
an waren die Polen beſtrebt, den in deutſcher Hand befindlichen Grund- 
beſitz zu ſchmälern. Einen Vorwand zu zahlreichen Enteignungen von 
deutſchem Privatbeſitz fand Polen in der angeblich mangelnden polniſchen 
Staatsangehörigkeit der betreffenden Eigentümer. Dieſe beim Völkerbund 
anhängig gemachte Streitfrage führte 1924 zur ſog. Wiener Konvention 
zwiſchen Deutſchland und Polen, die ergab, daß Polen in etwa doppelt 
fo viel Sällen die Liquidation deutſchen Beſitzes beantragt hatte, als es 
berechtigt war. Polens weitere Liquidationstätigkeit führte zu einer erz 
neuten Völkerbundsbeſchwerde und in deren Verfolg zur Einſetzung einer 
deutſch⸗polniſchen Kommiſſion, die feſtſtellte, daß in 134 von Polen 
beſtrittenen Sällen die Betroffenen die polniſche Staatsangehörigkeit be⸗ 
ſaßen, die Liquidation alſo wiederum zu Unrecht ausgeſprochen war. 
Serner gingen fie gegen die in preußiſcher Zeit angeſetzten Anſiedler in 
boſen—Weſtpreußen, die zwar ihre Grundſtücke ſchon bewirtſchafteten, 
aber die gerichtliche Auflaſſung bis zu einem beſtimmten Stichtag (1. 1. 
1919) noch nicht erhalten hatten, unter dem Vorwand vor, daß es ſich 
bei ihren Grundſtücken noch um preußiſches Staatseigentum handele, das 
nach dem Stiedensvertrage nunmehr auf den polniſchen Staat übergehe 
(fog. Annullation). Nicht weniger als 4000 Anſiedler dieſer Kategorie 
mit einer durchſchnittlichen Betriebsgröße von 15 ha wurden zwangs⸗ 
weiſe exmittiert: eine Handlungsweiſe, die nach dem im Jahre 1923 er⸗ 
gangenen Gutachten des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im 
Haag gegen den Sriedensvertrag verſtößt. Leider waren zu dieſem Zeit: 
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punkt die meiſten in Frage kommenden Anſiedler bereits von ihrer Scholle 
vertrieben. Ein weiteres Mittel, den deutſchen Landbeſitz zu ſchmälern, 
beſtand in der Anwendung des Wiederkaufsrechtes gegenüber den ſog. 
„Beſitzbefeſtigten“, d. h. mit ſtaatlicher Hilfe regulierten Anſiedlungen. 
Von 29 ooo Rentengutsanfiedlungen wurden durch Anwendung des Wie⸗ 
derkaufsrechtes 14000 in polniſche Hände hinübergeſpielt. In dem deutſch⸗ 
polniſchen Liquidationsabkommen vom 31. Oktober 1929 hat jetzt Polen 
allerdings auf weitere Anwendung des Wiederkaufsrechtes verzichtet; der 
polniſche Außenminiſter hat aber auch offen zugegeben, daß im Falle 
einer Entſcheidung des Haager Gerichtes in dieſer Frage der Ausfall für 
polen nach einem in einem ähnlichen Fall ergangenen Entſcheid durchaus 
zweifelhaft ſein würde. Polen ſtehen ja auch zur Jurückdrängung des 
deutſchen Grundbeſitzes noch genügend andere Mittel zur Verfügung. So 
3. B. Verſagung der Auflaſſungsgenehmigung, die deutſchen Käufern faſt 
ſtets verweigert wird — auch bei ſtädtiſchen Grundſtücken. Serner das 
Vorkaufsrecht, in preußiſcher Zeit zur Verhinderung von Spekulations⸗ 
käufen nur auf Grundſtücke über 20 ha angewandt, von den Polen bis 
zur Größe von / ha herunter und auch auf ſtädtiſche Grundſtücke aus⸗ 
gedehnt. Dieſes in das freie Ermeſſen der Behörden geſtellte Recht läßt ſich 
aus keinerlei ſachlichen Motiven, 3. B. Zwecken der Bodenreform, rechte 
fertigen (die Grundſtücke werden oft ungeteilt an Polen weitergegeben). 
Es dient ganz einfach zu einer die deutſchen Staatsbürger benachteiligen⸗ 
den unterſchiedlichen Behandlung; in einem Einzelfall iſt einmal ganz 
deutlich zum Ausdruck gebracht worden, daß der Gebrauch der deutſchen 
Sprache ſeitens des Käufers der Grund für die Anwendung des Vor— 
kaufsrechtes war. Vor allem aber iſt da das Mittel der Agrarreform. 

Das polniſche Agrarreformgeſetz vom 28. 12. 1925 und feine An⸗ 
wendung und Auswirkung iſt bereits in den im zweiten Korridorheft 
dieſer Jeitſchrift erſchienenen Aufſatz von Arthur Golding ausführlich 
gewürdigt worden. Hier ſoll nur um der Vollſtändigkeit halber noch ein⸗ 
mal kurz auf die unterſchiedliche Art hingewieſen werden, in der auch 
auf dieſem Gebiet Mehrheitsvolk und Minderheiten behandelt werden. 
Die differenzierende Behandlung äußert ſich den Deutſchen in den Weſt⸗ 
gebieten gegenüber vor allem in der verſtärkten Heranziehung zur zwangs⸗ 
weiſen Parzellierung. Wo polnifcher Großgrundbeſitz enteignet wird, 
handelt es ſich vielfach um Beſitzer, denen die Parzellierung eines Teiles 
ihrer Fläche aus Gründen wirtſchaftlicher Sanierung nur willkommen iſt. 
Die deutſchen Landwirte werden außerdem bei der Zuteilung der geſetzlich 
vorgeſehenen zusätzlichen enteignungsfreien Fläche für intenſiv bewirt⸗ 
ſchaftete Betriebe benachteiligt, indem ihre Anträge auf ſolche Juſchläge 
nicht oder nicht genügend berückſichtigt werden. Der der Agrarreform 
unterliegende polniſche landwirtſchaftliche Grundbeſitz verhält ſich zum 
entſprechenden deutſchen Beſitz in Poſen —Pommerellen wie 40:60. Zur 
zwangsweiſen Landabgabe wurde herangezogen in den Jahren 1926 bis 
1929 der deutſche Grundbeſitz in Doten mit 68%, in Pommerellen mit 
80 0%, der polniſche dagegen mit 51 bzw. 19%. Auf zoo ha berechnet iſt 
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der deutſche Großgrundbeſitz durch 32% feiner nutzbaren Flache, der 
polniſche nur mit 131% zur Abgabe herangezogen. — Es muß zu dieſem 
ganzen Vorgehen noch darauf hingewieſen werden, daß Land auf dem 
freien Gütermarkt in einem ſolchen Umfange angeboten wird, daß freiz 
händig zu verkaufender Grund und Boden in letzter Zeit häufig keinen 
Käufer mehr findet. 

Bei Ukrainern und Weißruſſen liegt die Verletzung der Gleichberechti⸗ 
gung mehr in der Benachteiligung bei der Zuteilung von Land im Wege 
der Agrarreform, da ſie nicht entſprechend ihren Bedürfniſſen und ihrer 
Bevölkerungszahl berückſichtigt werden. Bei den Weißruffen, die am Groß: 
grundbeſitz auf ihrem Territorium nur mit 1½ 0% beteiligt, alfo in der 
Hauptſache kleine Landwirte ſind, und bei den Ukrainern, die etwa eine 
Million nicht voll exiſtenzfähiger Kleinwirtſchaften aufweiſen, ift natur: 
gemäß die Möglichkeit des Hinzuerwerbs von Land eine beſonders bro: 
nende Frage. Statt das Landbedürfnis dieſer Kleinbauern zu befriedigen, 
wird in vielen Sollen ihnen die Genehmigung verſagt, und an ihrer Stelle 
werden ortsfremde polniſche Siedler in großer Zahl ins Land gezogen. 
Sowohl auf weißruſſiſchem wie auf ukrainiſchem Gebiet ift eine Militär⸗ 
koloniſation großen Umfangs betrieben worden. Auf erſterem ſind durch 
das Geſetz über die Militärkoloniſation von 1920 Tauſende von Militär: 
koloniſten angeſiedelt und nicht einmal die laut Geſetz der örtlichen Be— 
völkerung vorzubehaltenden 17% der zur Aufteilung gelangenden Släche 
dieſer zugeteilt worden. In der Ukraine find rund 245000 ha an Militär⸗ 
anſiedler, weitere 360000 ha im Wege der zivilen Agrarreform in pol- 
niſche Hand übergegangen. 

In Wolhynien find infolge der ungünſtigen Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes über den Erwerb langjähriger Pachtgrundſtücke ganze Kolonien 
deutſcher Pächter in den Jahren 1925 und 1920 ermittiert worden. Erſt 
eine Novelle des Jahres 1938 zu dieſem Geſetz beſtimmt, daß eine in der 
Jeit vom Auguft 1914 bis 31. Dezember 1933 erfolgte unfreiwillige 
Pachtunterbrechung (Zwangsverſchickung im Kriege!) nicht zum Ub- 
lehnungsgrund für die Übereignung der Pachtgrundſtücke genommen werden 
darf, wie es früher in der Mehrzahl der Fälle geſchah. 

Bei der Bewertung dieſer ganzen Bodenpolitik darf nicht vergeſſen 
werden, daß durch die polniſche Agrarpolitik gegenüber den Minderheiten 
nicht nur der einzelne unmittelbar Betroffene geſchädigt wird, ſondern in 
weiterer Auswirkung auch die deutſchen Arbeiter und Gewerbetreibenden, 
ſowie, infolge der allgemeinen finanziellen Rückwirkungen, auch die deutſche 
Schule und Kirche. 

Die ſonſtigen Fälle von Schlechterſtellung der Minderheiten auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet ſind nicht ſo einfach zahlenmäßig zur Darſtellung zu 
bringen, 3. B. die Nichtberückſichtigung bei der Vergebung öffentlicher 
Lieferungen und bei der Kreditgewährung. Die Zurüdfegung als ſolche 
darf jedoch mit gutem Gewiſſen behauptet werden. Als Einzelbeiſpiel fei 
hier angeführt die polniſche Politik gegenüber den Fürſtlich Pleßſchen Bes 
trieben in Oberſchleſien, die man verſucht, durch Auferlegung außerordent⸗ 
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licher Steuerlaſten und ZJurückſetzung bei den Kohlenlieferungen an die Eiſen⸗ 
bahn den polniſchen Wünſchen betreffend Entdeutſchung der Betriebe uſw. 
gefügig zu machen. Es ſei ferner bemerkt, wie die Polen auf der anderen 
Seite deutſche Kreditorganiſationen bekämpfen, vgl. den Sall der deutſchen 
Kreditgenoſſenſchaft in Wolhynien, die zuerſt zeitweilig behördlich ge⸗ 
ſchloſſen und dann wegen „Einſtellung ihrer Tätigkeit“ liquidiert wurde. — 

Immerhin gibt es, beſonders für die Verdrängung des minderheit⸗ 
lichen Elementes aus Handel und Gewerbe, doch auch unwiderlegliche 
Zahlen und Tatſachen. Gegen die gewerbetätige deutſche Bevölkerung 
in Poſen⸗Pommerellen wird beſonders mit dem Mittel der Entziehung 
der Konzeffion zum Ausſchank alkoholiſcher Getränke auf Grund des Antiz 
alkoholgeſetzes vom 23. April 1923 gearbeitet. Dieſes Geſetz hat die Ten⸗ 
denz, allgemein die Jahl der Schankſtätten in Polen zu verringern; in der 
Praxis wirkt es ſich aber vorwiegend gegen die deutſche Bevölkerung aus. 
Obwohl die Ausführungsbeſtimmungen eine Vermeidung allzu großer 
Härten bei der Durchführung ermöglicht hätten, wird gegen die Deutſchen 
ganz rückſichtslos vorgegangen. Selbſt Kriegs- und ſonſtige Invaliden, 
die nach dem Geſetz einen bevorrechtigten Anſpruch haben, werden, ſofern 
ſie deutſcher Nationalität ſind, bei der Erteilung der Konſenſe nicht bez 
rückſichtigt. Dagegen wird die Konzeſſion bei einem Verkauf von deutſcher 
in polniſcher Hand meiſt erteilt, auch wenn der polniſche Käufer die durch 
das Geſetz vorgeſchriebenen Bedingungen nicht erfüllt. Der Tendenz des 
Geſetzes zur Einſchränkung der Ronzeſſionen entgegen wird Polen noch ein 
erheblicher Prozentſatz zugebilligt. Es wird geſchätzt, daß die Jahl der 
Konzeſſionen fich ſeither noch um rund 100% vermehrt hat. In 34 unter⸗ 
ſuchten Kreiſen des ehemals preußiſchen Teilgebiets haben ſich die in 
deutſcher Hand befindlichen Alkoholkonzeſſionen im Zeitraum von 1919 
bis 3928 um 1473 vermindert, die der Polen um 590 vermehrt. Wenn 
auch nicht alle dieſe Verluſte auf unmittelbare Ronzeſſionsentziehung zu⸗ 
rückzuführen ſind, ſo hat doch die ſtändige Gefahr einer Entziehung und 
die damit gegebene Unſicherheit einen ſtarken Einfluß auf die Verkaufe 
ausgeübt. In 334 Fällen ift die Entziehung nachweislich direkt im Wider⸗ 
ſpruch zu den geſetzlichen Vorſchriften erfolgt. — Dem einzigen deutſchen 
Verſicherungsunternehmen iſt im November vorigen Jahres ohne jeden 
ſachlichen Grund die Genehmigung zur Fortſetzung des Geſchäftsbetriebes 
entzogen worden. Die Geſellſchaft arbeitete durchaus zufriedenſtellend; es 
ſind keinerlei Mängel oder Unregelmäßigkeiten in Betriebs⸗ und Kaſſen⸗ 
führung ſeitens der ſtaatlichen Kontrolle zu beanſtanden geweſen. Trog- 
dem wurde Konzeffion entzogen und die Einleitung der Liquidation ver⸗ 
langt. In keinem anderen Salle ſonſt ift eine Nichtgenehmigung zur Weiter⸗ 
führung eines Verſicherungsbetriebes bekannt geworden. Im vorliegenden 
Fall kann es ſich alſo nur um eine beabſichtigte wirtſchaftliche Schädigung 
der deutſchen Bevölkerung handeln. — Über eine ähnliche Behandlung 
beſchweren ſich auch andere Minderheiten. So iſt als Folge des Geſetzes 
vom Dezember 1924 über den Handel mit Monopolerzeugniſſen etwa 
50 ooo jüdiſchen Familien der weitere Handel mit Monopolartikeln un⸗ 
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möglich gemacht worden, obwohl fie zum Teil ſchon jahrzehntelang in dem 
betreffenden Gewerbezweig tätig waren. 

Den Ukrainern, die infolge ihrer großen Jahl nichteriftenzfähiger 
Kleinlandwirte ähnlich wie die deutſchen Kleinbeſitzer in Südpoſen für den 
Sommer in größeren Maſſen als Saiſonarbeiter nach Deutſchland gingen, 
um ſich ſo die nötigen zuſätzlichen Exiſtenzmittel zu beſchaffen, wird jetzt 
dieſe Möglichkeit durch die einſeitig das polniſche Element begünſtigende 
Emigrationspolitik ſtark beſchnitten. Im Jahre 1925 3. B. befanden ſich 
unter den von Polen nach Deutſchland gehenden Saiſonarbeitern nur rund 
tauſend Ukrainer. e 

Keine Möglichkeit ungehinderten eigennationalen Aulturlebens, ſtetig 
fortdauernde Einengung des wirtſchaftlichen Lebensraumes der Nationali⸗ 
täten — — kann man erwarten, daß Polen wenigſtens die allgemeinen 
ſtaatsbürgerlichen Rechte ſeiner Minderheiten beſſer achtet? Iſt die perſön⸗ 
liche Sicherheit, freie Vereinsbetätigung, Preſſefreiheit, ungehinderte Wahl⸗ 
beteiligung wenigſtens gewährleiſtet? 

Die Preſſe ſteht in Polen allgemein unter ſcharfer Jenſur. Daß 
Minderheits zeitungen beſonders oft der Beſchlagnahme anheimfallen und 
beſonders oft ſich vor Gericht verantworten müſſen, iſt aber wohl ſchwer 
zu leugnen. 

Grganiſationen und Einzelperſonen, die ſich im Intereſſe ihres ans 
geſtammten Volkstums betätigen, werden dafür verfolgt und ſtrafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen. Bekannt iſt die Reihe von Prozeſſen gegen 
führende deutſche Perfönlichkeiten in Pofen-Pommerellen und in Ober⸗ 
ſchleſien. Der im Jahre 1921 gegründete „Deutſchtumsbund zur Wahrung 
der Minderheitenrechte“, deffen Zwede durchaus im Einklang mit den 
Minderheitenſchutzbeſtimmungen ſtanden, wurde mit ſeinen Unterverbänden 
ſchon im Jahre 1923 behördlich aufgelöft. Gegen die leitenden Perſönlich⸗ 
keiten dieſer Vereinigung wurde Anklage erhoben; und zwar zunächſt gegen 
den nachmaligen Geſchäfts führer der Bromberger Zentralftelle des Deutſch⸗ 
tumsbundes, Studienrat Heidelck, und neun leitende Angeſtellte, ſpäter gegen 
den Abgeordneten Graebe als ſeinerzeitigen Mitgründer und Haupt⸗ 
geſchäftsführer des Deutſchtumsbundes. Vorgeworfen wurde den An⸗ 
geklagten, ſich an einem Verein beteiligt zu haben, deſſen Zweck und Tätig⸗ 
keit angeblich darauf gerichtet war, „durch ungeſetzliche Mittel die An⸗ 
ordnungen der Verwaltungsbehörden und die Ausführung der Geſetze zu 
vereiteln und abzuſchwächen“. Strafbare Handlungen wurden u. a. in 
folgendem geſehen: In der Beratung der annullierten Anſiedler über die 
zweckmäßige Verwertung des ihnen gehörigen Inventars; in dem an die 
Options berechtigten gegebenen Rat, vor der Aushebungskommiſſion ihre 
Optionsabſicht zu erklären, um von der Militärpflicht befreit zu werden; 
ferner in der Sammlung ſtatiſtiſcher Daten über deutſche Schulkinder, die 
als Grundlage für die Forderungen an die Regierung nach einem Ausbau 
des deutſchen Schulweſens dienen ſollte; in der Verſchickung von deutſchen 
Kindern in Nachbargemeinden zum Zweck der Aufrechterhaltung der er⸗ 
forderlichen Kinderzahl für die dortige deutſche Schule. 
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Ein weiterer Fall des Hochverrats wurde aus der Verleihung von 
Kriegergedenkmünzen des Kyffhäuſerbundes an ehemalige deutſche Militärs 
angehörige in Polen, alſo einer harmloſen Erinnerungsangelegenheit. 
konſtruiert und den Angeklagten dieſes Prozeſſes die Aufſtellung einer 
Stammliſte der früheren deutſchen Militärperſonen in Polen zur Laſt gelegt. 

Das Urteil wurde erft im Jahre 1930 gefällt, wodurch die Kichtig⸗ 
ſtellung der unterſtellten ſtrafbaren Handlungen den Angeklagten angeſichts 
der lange zurückliegenden Tatbeſtände auch nicht gerade erleichtert wurde. 
Die Urteile lauteten auf ein bis ſechs Monate Gefängnis. Das Poſener 
Appellationsgericht hat in beiden Prozeſſen das erſtinſtanzliche Urteil bez 
ſtätigt, wobei allerdings das Gericht zu einem Freiſpruch ſchritt, weil die 
Angeklagten aus ehrenhaften Motiven gehandelt hätten und von der Anz 
klage des Hochverrats und der Spionage freizuſprechen ſeien. 

Im ſogenannten Pfadfinderprozeß vom Mai d. J. wurden vier 
junge Deutſche wegen „Geheimbündelei“ verurteilt, weil ſie in ideellen 
Beziehungen zum deutſchen Pfadfinderbund im Keich geſtanden, an einem 
deutſchen Pfadfinderlager teilgenommen und ſich außerdem des illegalen 
Grenzübertritts bzw. der Beihilfe dazu ſchuldig gemacht haben ſollen. Der 
Prozeß wurde unter Ausſchluß der Offentlichkeit geführt; ein bekannter 
engliſcher Pfadfinder, der ſich als Entlaſtungszeuge zur Ausſage über 
Zwecke und Aufgaben der Pfadfinderbewegung bereitgeſtellt hatte, wurde 
nicht zugelaffen. — Auf die vielen kleineren Prozeſſe kann hier aus Raum: 
gründen nicht näher eingegangen werden. 

Von deutſchen Prozeſſen in Oberſchleſien fei beſonders erinnert an 
den des Abgeordneten Ulitz, der auf Grund eines offenſichtlich gefälſchten 
Dokuments der Beihilfe zur Fahnenflucht angeklagt und in erſter Inſtanz zu 
fünf Monaten Gefängnis verurteilt wurde, in zweiter Inſtanz allerdings 
freigeſprochen werden mußte. Der Prozeß hatte ein großes internationales 
Aufſehen erregt.) Den Schulrat Dudek hat man ſogar auf Grund eines nur 
mit dem Anfangsbuchſtaben ſeines Namens unterzeichneten Dokuments in 
allen Inſtanzen wegen angeblichen Verrats von Staatsgeheimniſſen zu 
anderthalb Jahren Gefängnis verurteilt. 

Die zahlreichen immer wieder vorkommenden Verhaftungen und Ver⸗ 
urteilungen weißruſſiſcher und ukrainiſcher polniſcher Staatsbürger feien 
nur kurz erwähnt, ebenſo die Verfolgung der zur Pflege des kultucellen 
Lebens der Ukrainer gegründeten ukrainiſchen Vereinigung „Prosvita“; 
über hundert Leſeſäle der Vereinigung ſind wegen „ſtaatsfeindlicher Pro— 
paganda“ geſchloſſen worden. 

Vor allem aber müſſen in dieſem Juſammenhang die Ereigniſſe vor 
und während der polniſchen Novemberwahlen des Vorjahres erwähnt 
werden. — Die kurz vor den Wahlen gegen die ukrainiſche Bevölkerung 
in Oſtgalizien durchgeführte ſogenannte „Pazifierungsaktion“ hat ja in der 
ganzen Welt Aufſehen erregt (ſie hat u. a. zu verſchiedentlichen Anfragen 
im engliſchen Parlament über die Lage der Ukrainer in Polen geführt). 
Wegen einer Reihe von Brandſtiftungen an Staats» und Privateigentum 
wurde eine Strafexpedition von Gendarmerie und Militär gegen eine Be⸗ 
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völkerung unternommen, die nur zum geringſten Teil mit dieſen Brand⸗ 
ſtiftungen überhaupt etwas zu tun hatte. Während überhaupt nur in etwa 
170 Dörfern Brände vorgekommen waren, davon der größere Teil ganz 
gewöhnliche Unglücksfälle, wurden gegen 700 ukrainiſche Dörfer Tauſende 
von Poliziſten und ganze Regimenter ausgeſandt. Sie nahmen maſſenhaft 
Hausſuchungen und zahlreiche Verhaftungen vor. Dabei wurde die Be⸗ 
völkerung zum Teil auf geradezu mittelalterliche Weiſe mißhandelt und 
gefoltert, um ſie zu belaſtenden Geſtändniſſen zu zwingen. Nach Angabe 
der Ukrainer ſind fünf Perſonen unmittelbar unter den furchtbaren Miß⸗ 
handlungen geſtorben, etwa fünfzig ſpäter an den Folgen; Hunderte mußten 
ſich Operationen unterziehen. Von dem am Hausmobiliar angerichteten 
Verwüſtungen, Bombenwürfen in die Büroräume der ukrainiſchen Zentral: 
genoſſenſchaft und mehrerer lokaler Genoſſenſchaften ganz zu ſchweigen. 
Nach der Durchführung dieſer Aktion wurde von den ukrainiſchen Ge⸗ 
meindevorſtehern die „freiwillige“ Unterzeichnung einer Erklärung ver⸗ 
langt, daß ſie weder ukrainiſche Schulen noch Genoſſenſchaften noch Ver⸗ 
eine wollten. Es zeugt für die nationale Widerſtandsfähigkeit der Ukrainer, 
daß die verlangten Dokumente nur in fünf Fällen unterſchrieben wurden 
und daß bei den nachfolgenden Wahlen mehr ukrainiſche Stimmen ab⸗ 
gegeben wurden als früher. Aber daraus, daß die Polen bei der Säube⸗ 
rungsaktion in erſter Linie kulturelle Einrichtungen vernichtet haben (Kon: 
ſumgenoſſenſchaften, Büchereien, Leſeſäle und ſämtliche Verträge ufw.), 
und zwar in ſo großem Umfange, daß es erſt in ſehr langer Zeit möglich 
ſcheint, das Kulturleben der Ukraine wieder aufzubauen, ferner aus der Late 
fache, daß diefe Zerftörungen weit über das übliche Maß von kriegeriſcher 
Vernichtung hinausgingen, erhellt, daß auch hier eine politiſche Abſicht 
zugrunde gelegen hat: die Aſſimilierung der Ukrainer durch Vernichtung 
ihrer Eigenkultur vorzubereiten. 

Beſonders charakteriſtiſch für das polniſche Verhalten überhaupt ſind 
die Vorgänge bei den Wahlen. Feigen fie doch, daß auch die eigenen Volks⸗ 
genoſſen nicht vom Terror verſchont blieben. Hinſichtlich der deutſchen Be⸗ 
völkerung wirkte ſich der polniſche Wahlterror beſonders ſchlimm in Ober⸗ 
ſchleſien aus. Die dortige deutſche Bevölkerung konnte ihr Wahlrecht am 
10. und 25. November vorigen Jahres zum Teil überhaupt nicht, zum Teil 
nur unter Gefährdung von Leben und Eigentum ausüben. Zunächft verz 
ſuchte man in ganz großem Umfang der deutſchen Bevölkerung durch An⸗ 
zweiflung ihrer polniſchen Staatsangehörigkeit das Wahlrecht zu nehmen. 
Es ſollen einige zehntauſend Wahleinſprüche gegen Deutſche erhoben ſein, 
darunter auch gegen ſolche, deren polniſche Staatsangehoͤrigkeit ganz unz 
zweifelhaft feſtſteht und die bisher unbeanſtandet an allen Wahlen teil⸗ 
genommen hatten. Die Einſprüche wurden entgegen den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften auch ohne nähere Begründung vorgenommen. Sie erfolgten in 
vielen Sällen auf vorgedruckten Formularen, ein Beweis, daß es ſich um 
eine planmäßige, einheitlich geleitete Aktion handelte. Als Nachweis der 
Staatsangehörigkeit wurden Päſſe, Militärpapiere und ähnliche amtliche 
Dokumente vielfach nicht anerkannt; die geforderten beſonderen Staats⸗ 
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angehörigkeitsbeſcheinigungen ließen ſich in der kurzen Zeit — felbft bei 
gutem Willen der Behörden — angefichts der Maſſenhaftigkeit der Ein⸗ 
ſprüche nicht beſchaffen. So gingen Tauſende von Deutſchen ihres Wahl⸗ 
rechts verluſtig. Daneben verſuchte man die deutſche Bevölkerung mit allen 
möglichen Druckmitteln von einer Stimmabgabe auf die deutſchen Liſten 
abzuhalten. Schon im Oktober hatte der Aufſtändiſchenverband, der unter 
der Kontrolle der Behörden ſteht, finanzielle Beihilfe von Staat und Ge: 
meinden erhält und zu deſſen Mitgliedern hohe Staatsbeamte zählen, zu 
einer „antideutſchen Woche“ aufgerufen, in deren Verlauf es bereits zu 
Ausſchreitungen kam. Ein Telegramm der deutſchen Führung nach War⸗ 
ſchau um Abhilfe blieb unbeantwortet. Anfang November wurde eine all⸗ 
gemeine Mobiliſierung der Aufſtändiſchen angeordnet, die ſich unmißver⸗ 
ſtändlich gegen die deutſche Bevölkerung richtete; u. a. wurde dem deutſchen 
Volksbund und der „illopalen“ deutſchen Preſſe erbitterter Kampf an⸗ 
gekündigt. Auch der Weſtmarkenverein blieb nicht zurück; in ſeinem Auf⸗ 
rufe heißt es, daß, wer für die deutſche Liſte ſtimme, als Verräter des ober⸗ 
ſchleſiſchen Volkes anzuſehen fei und die dementſprechenden Solgen zu tragen 
habe. Tauſende von Drohbriefen wurden verſandt; ſie wurden zum Teil 
unfrankiert durch die Poſt zugeſtellt! Aufſtändiſche in Uniform machten 
abends die Dörfer unſicher. Dabei ift es zu Hunderten von Terrorfällen gez 
kommen. Die Völkerbundsbeſchwerde des deutſchen Volksbundes zählt 
namentlich 255 Fälle auf, bei denen Leben und Eigentum Deutſcher bedroht 
wurde. Die Polizei hat dieſem Treiben meiſt tatenlos zugeſehen, in einigen 
Sällen fogar ſelbſt an der Mißhandlung von Minderheitsangehörigen teil- 
genommen. Befonders bekannt geworden ift der Fall von Hohenbirken, wo 
eine Aufſtändiſchenbande ſtundenlang deutſche Häuſer heimſuchen und die 
Bewohner mißhandeln konnte, ohne daß polizeiliche Hilfe erſchienen wäre. 
Serner der Fall von Golaſſowitz, wo Aufſtändiſche das Gemeindehaus und 
die Minderheitsſchule überfielen und den deutſchen Botter ſchwer mig- 
handelten. Da auch hier die Polizei nicht erſchien, mußte die deutſche Bez 
völkerung zur Selbſthilfe greifen, wobei es zur Tötung eines polniſchen 
Poliziſten in Zivil kam. — Dieſe Terrorakte nur mit üblicher Wahlleiden⸗ 
ſchaft zu entſchuldigen, iſt nicht angängig. Zu klar hat ſich hierbei die Mit⸗ 
wirkung oder ſtillſchweigende Duldung behördlicher Organe erwieſen. 
In Poſen⸗Pommerellen hat es einen fo ſchlimmen Terror wie in Ober: 
ſchleſien zum Glück nicht gegeben. Doch hat man auch hier mit allen 
Mitteln die deutſche Bevölkerung von einer Stimmabgabe für die deutſchen 
Liſten zurückzuhalten verſucht. Der Bromberger Kreisſchulinſpektor hat 
3. B. ganz direkt die ihm unterſtellten Lehrer angewieſen, ihre Stimme 
offen und in einer der Regierung genehmen Weiſe abzugeben. Den deutſchen 
Gaſtwirten wurde bei Androhung der Ronzeſſionsentziehung unterſagt, 
ihre Räumlichkeiten für Wahlverſammlungen herzugeben. Deutſche Wahl⸗ 
werber wurden in mehr als einem Dutzend Fällen verhaftet. Auch hier 
wurde das Mittel der Wahleinſprüche wegen angeblich mangelnder pol: 
niſcher Staatsangehörigkeit maſſenhaft (nachweisbar über 1500 Fälle) an⸗ 
gewandt. Auch hier die gleichen Schwierigkeiten beim Nachweis der 
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angezweifelten Staatsangehörigkeit. Im Wahlbezirk Graudenz wurde 
kurzerhand die ganze deutſche Liſte wegen nicht genügender Unterſchriften⸗ 
zahl für ungültig erklärt, obwohl ſie mit doppelt ſoviel Unterſchriften wie 
erforderlich verſehen war; aber man half ſich, indem man drei Viertel 
davon für ungültig erklärte, meiſt wegen lächerlich kleiner Formfehler. In 
den Bezirken Thorn und Samter wurde den örtlichen deutſchen Liſten der 
Anſchluß an die Staatsliſte (wecks Verwertung von Reſtſtimmen) ver: 
ſagt, ebenfalls aus geringfügigen formalen Gründen. Dagegen wurde auf 
Anregung des Bromberger Staroſten und mit offenſichtlich behördlicher 
Unterſtützung in Bromberg aus zweifelhaften Elementen eine Gegenliſte 
der „loyalen Deutſchen“ aufgeſtellt! 

Iſt es in dem Bereich der ehemaligen preußiſchen Provinzen Weſt⸗ 
preußen⸗Poſen auch nicht zu einem ſolchen Ausmaß von Gewalttätigkeiten 
gekommen wie in Oberſchleſien, ſo wiegen ſie inſofern wieder ſchwerer, als 
der Kechtsſchutz für diefe Gebiete ein weit geringerer iſt. Denn während 
das Reich auf Grund der Genfer Konvention hinſichtlich Oberſchleſiens 
beim Völkerbund jegliche Beeinträchtigung der Minderheitenrechte be⸗ 
ſchwerdeführend vorbringen kann, hat es für Weſtpreußen⸗Poſen lediglich 
das Recht, als Ratsmacht die Aufmerkſamkeit des Völkerbundsrates auf die 
Vorgänge zu lenken. 

An die vorſtehend geſchilderten Tatſachen noch ausdrückliche Schluß⸗ 
folgerungen zu knüpfen, dürfte ſich erübrigen. Sie ſprechen auch ohne das 
deutlich genug und beweiſen klar, wie notwendig es war, daß Polen und 
anderen neu entſtandenen bzw. unter Zuteilung von fremdſtämmigen 
Bevölkerungsgruppen vergrößerten Staaten Verpflichtungen auferlegt wur⸗ 
den, die bieten fremdſtämmigen Bevölkerungsgruppen Rechte und Sreiz 
heiten garantieren ſollten, deren Gewährung nach abendländiſchen Be⸗ 
griffen für einen Rechtsſtaat eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, und deren Nicht⸗ 
beachtung zu einem allgemeinen Abſinken des Rechtsbewußtſeins zu führen 
droht. Sie beweiſen aber leider ebenſo klar, daß polniſche Mentalität es 
erlaubt, ſich über abendländiſche Rechts vorſtellungen und bindende inter⸗ 
nationale Verpflichtungen immer wieder rückſichtslos hinwegzuſetzen. 


W. Rutſchabſky: 


Die Grundlagen der polniſchen Politik 
gegen die Ukraine 


Nicht nur von den Deutſchen, ſondern auch von den Ukrainern ſelbſt 
wird allgemein der Juſammenbruch des Waffenkampfes des ukrainiſchen 
Volkes um die eigene Staatlichkeit zu Ende des Jahres 1919 und als 
Solge davon die Teilung der Ukraine unter Polen und die Sowjetunion für 
ein Ereignis gehalten, welches ſich eigentlich abſeits von den großen Ver⸗ 
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ſailler Entſcheidungen abgeſpielt hat. Der Ausgang jenes Kampfes ſei 
gewiſſermaßen automatiſch durch die militäriſche Ubermacht Polens und 
des Bolſchewismus und durch die inneren Unzulänglichkeiten der Ukrainer 
ſelbſt beſtimmt geweſen, und die Teilung der Ukraine hätte demnach keine 
direkten Beziehungen zu den vorgefaßten franzöſiſch⸗-polniſchen Plänen der 
dauernden Lahmlegung Deutſchlands, nach welchen das „Werk von 
Verſailles“ ausgeführt wurde, — dies ift diefe allgemein herrſchende 
Auffaſſung. 

Es ift nun an der Zeit, zu ſagen, daß dieſe Auffaſſung irrig iſt, daß 
die Vernichtung der ukrainiſchen Staatlichkeit aus den Jahren 1918—1919 
in die franzöſiſch⸗polniſchen Pläne jener Zeit als eine der weſentlichen 
Grundlagen der zu begründenden Verſailler Ordnung in Europa eingebaut 
wurde. Dieſe Erkenntnis iſt außerordentlich wichtig, denn ſie enthüllt den 
Sinn der polniſchen Oſtpolitik, wie fie auf Jahrzehnte hinaus, unabhängig 
von den perſönlichen Neigungen der jeweiligen Lenker Polens, weil von 
Anfang an in den Grundfeſten des polniſchen Staates verankert, vor⸗ 
gezeichnet iſt, genau ſo wie die deutſchfeindliche Haltung Polens nicht 
vom perſönlichen Willen der polniſchen Staatsmänner abhängt, ſondern 
durch die aus dem Beſitz des Danziger Korridors und Oſtoberſchleſiens 
entſpringende objektive Notwendigkeit Polen zum Vorteil §rankreichs mit 
ins Leben gegeben wurde. 

Vom Standpunkt dieſer polniſch⸗deutſchen Beziehungen iſt der Be⸗ 
gründer des polniſchen Staates nicht etwa Pilſudſki, der polniſches Staats⸗ 
oberhaupt war, ſondern derjenige Mann, nach deſſen Plänen und Ideen 
polen durch den Verſailler Vertrag aus der Karte Europas heraus» 
geſchnitten wurde: der Führer der polniſchen Nationaldemokratie und 
der Vertreter Polens in Verſailles, Roman Dmowſki. Ob pPilſudſki 
etwa in ſeiner Magdeburger Internierungszeit gut oder ſchlecht behandelt 
wurde, ob er Deutſchland gegenüber von Sympathien oder Keſſentiments 
beherrſcht war, — dies war im Jahre 1919 vollkommen gleichgültig: 
nicht er, der Staatschef, ſondern Roman Dmovofli, der Diplomat, ſchuf 
in Verſailles polniſches Schickſal auf Jahrzehnte hinaus. 

Dmowfſki rühmt fih, der erſte geweſen zu fein, der ſchon im 
Jahre 1917 den über zwei Jahre ſpäteren Verſailler Vertrag in ſeiner 
Geſamtheit formulierte und begründete. Es iſt dies ſeine für die Entente⸗ 
diplomatie beſtimmte geheime Abhandlung „Die Probleme Mittel⸗ und 
Oſteuropas“, die er im April 1917 dem engliſchen Außenminiſter A. J. Bal⸗ 
four überreicht hatte und deren Ideen tatſächlich zur Grundlage des „Der: 
ſailler-Werks“ und des polniſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes gegen Deutſch⸗ 
land wurden. Die Teilung Öfterreich-Ungarns, um der deutfchen Expanſion 
den Weg nach Südoſteuropa zu verwehren, die äußerſte Verkleine⸗ 
rung des Ungarnſtaates und die Demütigung Bulgariens, um Deutfch- 
land der gegebenenfalls natürlichen Verbündeten zu berauben, die Ent⸗ 
waffnung Deutſchlands, Vernichtung ſeiner wirtſchaftlichen Macht und 
Einkreiſung durch feindliche Militärſtaaten, in erſter Linie durch Frank⸗ 
reich und Polen, und eine Überſättigung Polens mit den deutſchen Ge⸗ 
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bieten, um Frankreich Sicherheit zu verſchaffen, daß Polen fortan nie 
anders handeln können würde, als nur als eine in ihrer Exiſtenz voll⸗ 
ſtändig von Srankreichs Gunſt abhängige Dependenz, — dies waren die 
Ideen jener Dmowfkiſchen Abhandlung. Sie wurden tatſächlich zu Grund⸗ 
feſten des Verſailles-Vertrags zwei Jahre ſpäter. 

Hier ſetzt nun die Verknüpfung der Ukraine mit dem Schickſal 
Deutſchlands ein, wie Dmowjli fie im Jahre 1917 herſtellte. Die Ein⸗ 
kreiſung Deutſchlands — meinte Dmowfli — wäre unvollſtändig, wenn 
die Deutſchen die Möglichkeit behalten würden, ihre Einflüſſe auf das 
Gebiet des ehemaligen Ruffifchen Reichs auszudehnen, von da aus einen 
Schlag gegen Polen zu führen und durch den polniſchen Untergang das 
ganze Syſtem der franzöſiſch⸗polniſchen Herrſchaft auf dem Kontinent zu 
zerſtören. Als dieſes Werkzeug Deutſchlands käme Rußland — gemeint 
iſt das Staatsweſen mit dem Mittelpunkt in Moskovien — auf Jahrzehnte 
hinaus nicht mehr in Frage, denn Rußland ſei mit der Märzrevolution 
vom Jahre 1917 in eine längere hiſtoriſche Periode der inneren Ser⸗ 
rüttung, in welcher Revolutionen und Gegenrevolutionen wechſeln wür⸗ 
den, eingetreten, ſo daß, im Innern geſchwächt, Moskovien auf un⸗ 
abſehbare Zeit nicht in der Lage fein würde, eine äußere gegenpolniſche 
Aktion zu unternehmen. Anders verhielte es ſich freilich mit der Ukraine. 
Die Entfaltung der ukrainiſchen nationalen Bewegung ſei wohl unauf⸗ 
haltſam und ihr Ziel müſſe früher oder ſpäter die Eigenſtaatlichkeit wer⸗ 
den. Zur wirklichen politiſchen Selbſtändigkeit ſeien jedoch die Ukrainer 
unfähig, ihnen fehle jede ſtaatsgründende und erhaltende Qualität. Da ſie 
nun ſeit jeher und unverbeſſerlich deutſchfreundlich ſeien, ſei es mit Be⸗ 
ſtimmtheit zu erwarten, daß ſie zum Zweck der Erfüllung ihrer national⸗ 
ſtaatlichen Ideologie notwendigerweiſe deutſche Kräfte heranziehen wer⸗ 
den. Dadurch würden ſie einfach zu einem Werkzeug Deutſchlands 
werden, mit welchem in der Hand die Deutſchen in die Lage verſetzt 
ſein würden, ihren Vernichtungsſchlag gegen Polen vom Oſten her zu 
führen. Angeſichts der Unfähigkeit der Ukrainer zur wirklichen politiſchen 
Unabhängigkeit und der Unvermeidlichkeit deffen, daß fie ins §ahrwaſſer 
der deutſchen Befreiungspolitik gerieten, ſei es alſo im Intereſſe der fran⸗ 
zöſiſch⸗polniſchen Herrſchaft auf dem Kontinent unumgänglich, jeden 
Verſuch der Gründung irgendeines ukrainiſchen Staates in Oſteuropa zu 
vereiteln, und zwar durch die Teilung der Ukraine unter Polen und Ruß⸗ 
land⸗Moskovien. Rußland würde dann dauernd in die Notwendigkeit 
der Niederhaltung ſeiner rebellierenden Ukrainer verſetzt, was neben der 
ſozialen Gärung ein weiteres Moment ſeiner politiſchen Lahmlegung be⸗ 
deuten würde, und dieſe Notwendigkeit würde ftatt einer deutſch⸗ruſſiſchen 
Intereſſengemeinſchaft gegen Polen ein natürliches gemeinſames polniſch⸗ 
ruſſiſches Intereſſe an der Niederhaltung der Ukraine erzeugen — ähnlich 
wie die Teilungen Polens eine preußiſch⸗ruſſiſche Gemeinſchaft auf faſt 
ein Jahrhundert gefchaffen hatten —, und dieſes Moment der außen⸗ 
politiſchen Stabilität in Oſteuropa im polniſchen Sinne würde die fran⸗ 
zöſiſch⸗polniſche Ordnung in Mitteleuropa ſozuſagen auf ewige Zeiten 
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befeſtigen. Nach einigen Jahrzehnten würde Polen ſeinen Anteil der 
Ukraine — Oſtgalizien, Wolhynien und Weſtpodolien — poloniſiert 
haben, und ein in nationaler Hinſicht einheitlicher Polenſtaat würde fortan 
„ſich ſelbſt Schutz genug ſein“, ja er würde dann in die Lage verſetzt, 
weitere Teile der Ukraine an ſich zu reißen und auf den Trümmern des 
innerlich anarchiſierten Rußlands feine Grenzen bis zum Dnjepr und zum 
Schwarzen Meer vorzutragen. 

Die hier wiedergegebenen Auffaſſungen Dmowſkis vom Jahre 1917 
wurden in ſeiner mit höchſtem diplomatiſchem Geſchick verfaßten Balfour⸗ 
Denkſchrift naturgemäß nicht unumwunden ausgeſprochen: es ſind dies 
von ihm vor Balfour nicht direkt geäußerte Folgerungen, die ſich aus feiner 
ganzen Darſtellung der Lage und Beweisführung mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit ergeben. Und in der Tat: kaum erſcholl in der Dnjepr⸗Ukraine 
im Januar 1918 der Ruf nach der ſtaatlichen Unabhängigkeit, kaum 
wurden die deutſch⸗ukrainiſchen Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk ab: 
geſchloſſen, kaum rückten in die Ukraine die deutſchen Truppen ein, als das 
Pariſer „Polniſche Nationalkomitee“, die Zentrale der Dmowfkiſchen 
Ententepolitik, am 28. Februar 1918 folgenden Beſchluß als eine Richt: 
linie für die polniſche Außenpolitik auf Jahrzehnte hinaus faßte: „Die 
Sicherung der im Oſten Polens gelegenen litauiſchen und rutheniſchen 
Länder vor der Ausdehnung der unmittelbaren oder mittelbaren deutſchen 
Herrſchaft kann nur dann erreicht werden, wenn Polen im Often un- 
mittelbar an Rußland grenzen wird, wenn die litauiſchen und rutheniſchen 
Länder angefichts der Unmöglichkeit der Schaffung eines wirklich un: 
abhängigen ukrainiſchen und litauiſchen Staates, anſtatt ſich unter dem 
deutſchen Einfluß zu befinden, zum Teil unter den polniſchen und zum 
anderen Teil unter den ruffifchen Einfluß geraten.“ Die Vernichtung der 
ukrainiſchen Staatlichkeit und die Teilung der Ukraine unter Polen und 
Rußland als eine Exiſtenzaufgabe Polens wurde ſomit in genauer Über: 
einſtimmung mit den Abſichten der Dmowflifchen Balfour⸗Denkſchrift 
nicht ganz ein Jahr ſpäter offen und klar ausgeſprochen: das Verhängnis 
des franzöſiſch⸗polniſchen Vernichtungswillens ſtand gleich an der Wiege 
des damaligen ukrainiſchen Staatlichkeitsverſuchs zu Anfang des Jab- 
res 1918. 

Um nach dem mißlungenen Verſuch der Franzoſen im Februar 1919 
die Ukrainer — mit der Zufriedenftellung Polens durch den Beſitz der 
Weſthälfte Oſtgaliziens — zur Ausſöhnung mit Polen zu verleiten und 
ein ukrainiſches Staatsgebilde auf den Gebieten zwiſchen Lemberg und 
Kiew als einen öſtlichen Grenzſchutz Polens in das franzöſiſche Verſailles⸗ 
Syſtem hineinzubeziehen, machte ſich Frankreich jene polniſche Auffaſſung 
ganz zu eigen. Der Untergang der Ukraine war damit beſiegelt nicht nur 
durch Polens und des Bolſchewismus, ſondern auch durch Frankreichs 
Militärmacht. Nicht automatiſch durch den Lauf der Dinge ſelbſt, ſondern 
zum Zweck der Stützung und Sicherung des Verſailler Vertrags iſt daher 
der ukrainiſche Staat von der franzöſiſch⸗polniſchen Allianz mit gründlich 
überlegter Abſicht und mit einer nicht unbeträchtlichen Rräfteanſpannung 
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aus der Karte Nachkriegseuropas ausgemerzt worden: neben Deutſch⸗ 
land, Ungarn und Bulgarien gehört dadurch auch die Ukraine in die Reihe 
der Länder, deren Weltkriegsſchickſal nicht etwa äußerlich und zufällig, 
ſondern innerlich und in untrennbarer Verquickung gemeinſam iſt. Die 
Ukraine war nur unter dieſen ſchickſalsverbundenen Völkern die ſchwächſte, 
und deshalb iſt ſie vom ſchwerſten Los getroffen worden: von dem völ⸗ 
ligen ſtaatlichen Untergang. 

Die allzu ſtarre Dmowſkiſche Feſtlegung der politiſchen Lebens⸗ 
aufgaben Polens, nämlich das allzu enge Anſchmieden des Geſchicks Polens 
an das Heil und Unheil Frankreichs allein, hat nun die politiſche Be⸗ 
wegungsfreiheit des polniſchen Staates in einem ganz ungewöhnlich 
hohen Maße eingeengt. Nur ein einziges poſitives Jiel wurde in den 
Verſailler Keim des polniſchen Staates gelegt: dies iſt ſeine Umwandlung 
in einen einheitlichen Nationalſtaat und der Weg dazu: die Vernichtung 
ſeiner nichtpolniſchen Nationalitäten! Denn ſolange dies nicht gelungen iſt, 
ſolange hängt die Exiſtenz Polens im Grunde nicht von der eigenen 
Macht, ſondern von den Zufälligkeiten der äußeren Konjunkturlagen in 
Europa ab. Die Verſchiebungen dieſer Lage werden aber keineswegs ſo 
reſtlos von Frankreich kontrolliert, wie dies auf den erſten Blick angeſichts 
der militäriſchen und finanziellen Macht der Stanzofen ſcheinen konnte. 
Selbſt weltpolitiſch vorläufig noch ſo ſchwache Faktoren wie die heutige 
Ukraine bekommen hier ein Gewicht, das die haarſcharfe Balance, auf der 
die „Großmachtſtellung“ Polens beruht, verhängnisvoll ſtören kann. Es 
genügt ja nur zu fragen: was geſchieht mit Polen, wenn einer ge⸗ 
ſchickten nationalpolitiſchen Taktik der Ukrainer einmal in der Zukunft 
gelingt, ihren Kampf mit den Ruffen — und fei es nur durch einen vor⸗ 
läufigen Waffenſtillſtand — beizulegen? Iſt dann Polens Schickſal nicht 
beſiegelt, wenn die Ruſſen auf die ukrainiſche Waffenſtillſtandsbedingung 
des gemeinſamen Kampfes gegen Polen eingehen? Nun iſt die einzige 
pofitive Jielſetzung Polens, deren Erfüllung dieſen Gefahren einigermaßen 
halt gebieten könnte: die Polonifierung der ukrainiſchen Untertanen, ein 
abſolut unerreichbares Phantom. Dmowfki felbft wähnte es in 10 bis 
15 Jahren erfüllbar, — nun find 15 Jahre bald um, aber noch nie war das 
polniſche Volk dermaßen weit davon entfernt, die Ukrainer zu aſſimilieren, 
wie heute. Dennoch hat Polen keine Wahl, als dieſem Phantom nach⸗ 
zujagen, und es hat damit heute für die leichtſinnige Vernichtung der 
ukrainiſchen Staatlichkeit zu ſühnen, denn jeder Verſuch, fih mit den 
Utrainern etwa auf der Baſis der Gewährung einer territoriellen Auto⸗ 
nomie — und dies iſt das einzige, was Polen den Ukrainern noch bieten 
könnte — auszuföhnen, wäre zweifellos der erſte Schritt zur künftigen 
Loslöſung dieſer Gebiete vom ſtaatlichen Zuſammenhang mit Polen. 

Als ein Nationalſtaat erfüllt ſomit Polen ſeinen Sinn nicht. Was 
ihm ſeinen eigentlichen Sinn infolgedeſſen verleiht, ſind nur zwei äußere 
und rein negative Zielfegungen: die Niederhaltung Deutſchlands 
im Weſten und die Niederhaltung der Ukraine im Often, 
ein Zweiftontentampf, der nicht ordnend in Europa eingreift, ſondern 
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lebensfeindlich, lähmend, zerſetzend, anarchiſierend. Die Zentralachfe der 
gegendeutſchen Anſtrengungen Polens bildet dabei die Notwendigkeit der 
treuen Gefolgſchaft Frankreichs, und mögen mitunter noch fo verzweifelte 
Verſuche eines Orientierungswechſels unternommen werden, was Beſtand 
hat — ift die ſklaviſche Ankettung an Frankreich. Die Zentralachfe der 
gegenukrainiſchen Bemühungen iſt dagegen die Notwendigkeit des erklärten 
oder wenigſtens ſtummen Wohlwollens Rußlands, und mögen noch fo 
kühne politiſche Phantaſten ans Ruder kommen und von einem Feldzug 
gegen Smolenſk, Kiew und Odeſſa träumen, — was im Wandel der 
Tagesereigniſſe nicht untergehen kann, iſt: das Schweben des ruſſophilen 
Geiſtes Dmowfſkis über den troſtloſen, wogenden Gewäſſern des pol: 
niſchen Chaos. 

Dieſe Erſtarrung Polens, dieſe jede ſchaffende politiſche Tat im Reime 
erſtickende Seffelung, gibt aber einem jeden Feind Polens eine nicht hoch 
genug zu ſchätzende Chance: ſie ſichert ihm — ſobald er der ganzen Lage 
ſich völlig bewußt wird — unter allen Umſtänden die Vorteile der 
Anpaſſung und der Initiative. 


Aus einer Rede Korfantys zum Zaushaltplan 
(Stenogrammbericht aus der 10. Sitzung des II. Schleſiſchen Sejm v. 10. Sept. 1930) 


Hohes Haus! Unſer Staat macht eine ſchwere Wirtſchaftskriſe durch, 
deren Erſcheinungen immer draftifchere Formen annehmen. Als Organ 
nationaler Politik macht unſer Staat eine ſchwere Staatskriſis durch. Es 
wäre überflüſſig, jene Erſcheinungen unſeres Lebens in Schleſien auf— 
zuzählen, um den Nachweis zu führen, daß unfer Leben lediglich ein Reflex 
unſeres ſtaatlichen Lebens iſt. Und daß unſer öffentliches Leben in Schleſien 
nur ein Abglanz und eine Widerſpiegelung des öffentlichen Lebens in 
unſerem Staate ift, beweiſt am beſten das uns vorgelegte Rumpf: 
präliminar ſowie die Rede des Vorſitzenden des Woiwodſchaftsrats. 

Sowohl dieſes Präliminar als auch die Rede des Dr. Grazynſki ſtehen 
unter dem Zeichen des Erſterbens unſeres Wirtſchaftslebens, unter dem 
Jeichen der Arbeitsloſigkeit, Wohnungsloſigkeit und Erſchöpfung der Ein⸗ 
kommensquellen der Staats- und Woiwodſchaftskaſſe. 

.. Als Antwort auf diefe Behauptung kann man dem Woiwoden 
Dr. Grazynſki, dem Vorſitzenden des Woiwodſchaftsrats, dem geiſtigen 
Sührer und Ehrenvorſitzenden in einer Perſon, mit ſeinen eigenen Worten 
aus der geſtrigen Rede zur Antwort geben: „In keiner Lage darf man die 
Augen vor der Wirklichkeit verſchließen und für dieſe nicht das nehmen, 
was man will. Die Welt der Illuſionen hat eine große ſuggeſtive Macht, 
beſonders, wenn ihr ein ſtarkes Gefühl des Haſſes parallel geht. 

Die reale Wirklichkeit ſieht folgendermaßen aus: Vor drei Monaten 
iſt das ſchleſiſche Volk aufgefordert worden, ein Urteil über den Wert der 
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angeblich edelſten Repräſentation desſelben und über ihr Programm zu 
fällen, und kaum 20% der ſchleſiſchen Bevölkerung hat ſich für dieſe 
Organiſation ausgeſprochen, während ſich darunter alle diejenigen Neu⸗ 
tralen befunden haben, denen zur Äußerung ihrer Stimme verholfen 
worden iſt, ſowie die Armen, deren Stimmen gekauft worden ſind. 

Am vergangenen Sonntag hat der Ehrenvorſitzende dieſer edelſten 
Kepräſentation der polniſchen Bevölkerung in Schleſien in der Keichs⸗ 
halle u. a. geſagt, daß Proteſte gegen den Inhalt des Programms dieſer 
Organiſation ein Verbrechen vom Standpunkt der Staatsintereſſen feien. 
Somit hat der Woiwode 80% der ſchleſiſchen Bevölkerung, die ſich vor 
5 Monaten gegen dieſes Programm ausgeſprochen haben, als anti— 
ftaatliche Verbrecher qualifiziert. 

Es ift bedauerlich, daß der Woiwode Dr. Grazynſki die Staats⸗ 
intereſſen auf ſo morſche Grundlage, auf die Elite jener Edelſten ſtützt, 
die Herr Slawek als neuzeitliche Ritter Polens, neuzeitliche Schlachta 
polens genannt hat. Ich kenne viele von ihnen, die noch vor einigen 
Jahren den St.⸗Georgs⸗Orden von ihrer Bruſt geriſſen und mit Sußen 
getreten haben, ich kenne viele, welche Vertreter dieſer Idee ſind und noch 
vor einigen Jahren Kriegervereine und Slottenvereine organiſiert haben, 
ich kenne fie alle, fie alle find Repräſentanten dieſer Idee, wie z. B. in der 
Rattowitzer Stadtverordnetenverſammlung. Ich kenne ſolche, welche Me⸗ 
daillen und Ehrenauszeichnungen dieſer edelſten Organiſation für billiges 
Geld kaufen können, ſelbſt wenn ſie Deutſche oder Juden ſind und den 
Aufſtand nicht geſehen haben. Morſch ſind wahrhaftig die Grundlagen 
für den Staat, die der Woiwode ſucht. Mit Bedauern möchte ich feſt⸗ 
ſtellen, daß eine ſolche Haltung keinen Beweis für die Aufrichtigkeit der 
Zuſammenarbeit und Befriedung Schleſiens bildet. 

Ein Hindernis für die Befriedung Schleſiens ſind die komplizierten 
Aufgaben, die dem Woiwoden auferlegt worden ſind. Wie ich bereits ge⸗ 
ſagt habe, iſt er Woiwode, Vorſitzender des Woiwodſchaftsrates einer⸗ 
feits und geiſtiger Führer jener Edelſten und Chef der Sanacja anderer⸗ 
ſeits, und daher weiß man niemals, in welcher Eigenſchaft er auftritt, und 
manchmal tritt er in doppelter Eigenſchaft gleichzeitig auf. 

Wenn der Woiwode hier an unſere Adreſſe geſagt hat: „Es wäre 
hundertmal beffer, daß wir uns in dieſem Hauſe von dem frei machten, was 
die ſogenannte große Politik treibt“, ſo möchten wir, daß der Woiwode 
Dr. Grazynſki fich jener ihm auferlegten Aufgaben als geiſtiger Führer und 
Chef der Sanacja in Oberſchleſien entledigt, nur die Pflichten des Woi- 
woden und Vorſitzenden des Woiwodſchaftsrates erfüllt, und dann könn⸗ 
ten wir unſere Woiwodſchaft in den heutigen ſchweren Zeiten ſozuſagen 
mit einer Sicherheitsglasglocke bedecken und unter dieſer Glocke jene ſchwe⸗ 
ren und großen Aufgaben erledigen, die wir vor uns haben. Wenn er das 
tun würde, werden wir auf der ganzen Linie ſeinem Beiſpiel folgen, aber 
er möge uns dieſes Beiſpiel geben. Dieſe Glocke jedoch, die manche Leute 
über unſere Woiwooſchaft decken wollen, um fie vor den Erſchütterungen 
zu ſchützen, die heute unſeren Staat heimſuchen, wird leider ſehr oft gerade 
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vom Woiwoden Dr. Grazynſki in feiner Eigenſchaft als geiftiger Führer 
der Edelſten und als Chef der Sanacja zerſchlagen. 

Nach den geltenden Geſetzen in unſerer Woiwodſchaft hat jeder 
Bürger das durch die Verfaſſung garantierte Recht auf Abhaltung von 
Ver ſammlungen. Es ift allgemein bekannt, daß feit mehreren Jahren jene 
„Edelſten“ Dr. Grazynſkis mit Stöcken, Knüppeln, Meſſern und Bomben 
die Mehrheit der ſchleſiſchen Bevölkerung der durch die Verfaſſung garan⸗ 
tierten Rechte berauben. Ich möchte feſtſtellen, daß fie dabei ſtraflos 
ausgehen. Wir ſind alle Zeugen, daß die Polizei gegenwärtig in 
ſolchen Verſammlungen gleichgültig zuſieht, weil ſie ſolche Inſtruktio⸗ 
nen hat. Wir meſſen die Schuld nicht jenen unteren Polizeibeamten bei, 
welche viele Kinder und eine zahlreiche Familie haben und Gefahr laufen, 
morgen oder übermorgen auf die Straße geworfen zu werden, und die 
damit rechnen. Dieſe kleinen Beamten kann man nicht dafür verantwort⸗ 
lich machen, denn die Verantwortung tragen diejenigen, welche ihnen 
ſolche Inſtruktionen geben. Eine klaſſiſche Illuſtration dieſer Dinge ift das, 
was am Sonntag geſchehen iſt. Am vergangenen Sonntag wollten die 
Parteien in der Woiwodſchaft Schleſien, welche eine ungeheure Mehrheit 
der polniſchen Bevölkerung repräſentieren, von dem in der Verfaſſung 
garantierten Bürgerrecht und den hier geltenden Rechten Gebrauch machen 
und eine Proteſtverſammlung in der Ausſtellungshalle im Park Rosciuſzki 
veranſtalten. Zu dieſer Verſammlung ſind ruhige, wehrloſe Menſchen 
guten Willens ohne irgendwelche agreſſiven Abſichten gekommen, welche 
die Woiwodſchaft mit der Glasglocke bedecken wollten. Unter anderem 
wandten ſie ſich auch an die die Verſammlung veranſtaltende Oppoſition 
mit der Bitte, daß dieſe Verſammlung den friedlichſten Verlauf nehmen 
möchte. Es wurde erklärt, daß nicht beabſichtigt iſt, irgendeinen Umzug in 
der Stadt zu veranſtalten, es wurde erklärt, daß keine Fahnen und Trans⸗ 
parente im Zuge getragen würden, ja noch mehr, daß der Verband Schle- 
ſiſcher Aufſtändiſcher nicht über 500 m dem Verſammlungslokal nahe 
komme, und dann würden Ordnung und öffentliche Ruhe nicht verletzt 
werden. Dieſe Menſchen guten Willens begaben fih zu Dr. Grazynſki, 
und gemäß ihrem Referat hat Grazynſki erklärt, daß diefe Verſammlung 
im geſchloſſenen Lokal ruhig verlaufen würde, wenn der Umzug in der 
Stadt unterlaſſen wird. Aber es beſtand nicht einmal eine ſolche Abſicht. 

Die Oppoſitionsparteien haben dieſes Lokal auf Grund eines Ber 
ſchluſſes des ganzen Magiſtrats etwa 10 Tage vor dem Sonntag gemietet. 
Jeder unvoreingenommene Menſch wird zugeben, daß die Oppoſitions⸗ 
parteien alles getan haben, was in ihren Kräften ſtand, damit der Verlauf 
dieſer Manifeſtationsverſammlung ruhig war und die öffentliche Ordnung 
und Ruhe in keiner Weiſe verletzt wurde. Am Sonnabend vor der Det: 
ſammlung am Mittag hat der Zweite Bürgermeiſter von Kattowitz, 
Szkudlarz, ohne die anderen Mitglieder des Magiſtrats zu fragen, unter 
dem Druck der „Edelſten“ auf eigene Sauſt dasſelbe Lokal, die Ausſtellungs⸗ 
halle, für denſelben Sonntag an den Verband Schleſiſcher Aufſtändiſchen 
vermietet. Ihm wurde verſprochen, daß die Aufſtändiſchen das Lokal 
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um 12,50 Uhr räumen würden, in dem Sinne, daß ſie nicht nur die Halle, 
ſondern auch den Ausſtellungsplatz frei machen würden, und die Verſamm⸗ 
lungsteilnehmer hatten die Überzeugung, daß der Woiwode Dr. Grazynſki 
zur Kenntnis genommen hat, daß dieſe Herren nicht über 500 Schritte an 
die Ausſtellungshalle herankommen würden. 

Der heldenmütige Vizebürgermeiftee Szkudlarz hat die Verant⸗ 
wortung für die Solgen auf ſich genommen, daß das Lokal gleichzeitig an 
zwei Gruppen, darunter an eine Gruppe, über welche die Meinung feſt⸗ 
ſteht, vermietet wurde. Herr Szkudlarz wußte, daß die gleichzeitige Ver⸗ 
mietung desſelben Lokals auch an den Verband Schleſiſcher Aufſtändiſchen 
unberechenbare Solgen nach ſich ziehen konnte. Solche Zeiten verderben 
den Charakter. Das macht derſelbe Szkudlarz, der ſeine Stellung den Stim⸗ 
men dieſer Oppoſition zu verdanken hat. Die Kückſicht auf die Würde 
dieſes Hohen Hauſes geſtattet uns nicht, unſere Gefühle zum Ausdruck 
zu bringen, die wir dieſem Individuum gegenüber hegen. Die Rüdficht 
auf die Geſchäftsordnung und auf dieſes Haus geſtattet mir nicht, das 
Verhalten dieſes Herrn zu charakteriſieren. Es fehlt mir der Begriff für 
den Mangel an Mut bei einem Menſchen, der die Verantwortung für ein 
eventuelles Blutvergießen auf ſich nimmt. In dieſem Falle hat dieſer Herr 
nicht ſeine Kollegen im Magiſtrat gefragt, wie er es getan hat, als es ſich 
darum handelte, den Saal vor 10 Tagen an uns zu vermieten. Am Nach⸗ 
mittag hat man dieſen Herrn in der ganzen Stadt nicht finden können, 
damit er in dieſer Angelegenheit nicht interpelliert und ſein unüberlegter 
Schritt nicht ungültig gemacht werden konnte. Am folgenden Tage jedoch 
nahm er am Aufſtändiſchenkongreß teil, wo er Wünſche zu fruchtbarer 
Arbeit überbracht hat, ohne von jemand aus dem Magiſtrat dazu erz 
mächtigt zu ſein. 

Sür uns war es am Sonnabendnachmittag eine techniſche und phy⸗ 
ſiſche Unmöglichkeit, die Verſammlung abzuſagen. 

Am Verſammlungsort und in der Stadt wurde ſehr viel Polizei 
konzentriert, und wie verſchiedentlich behauptet wird, iſt Polizei aus 
anderen Woiwodſchaften herangezogen und hier in die Uniform der 
Woiwodſchaftspolizei eingekleidet worden. Ich möchte bemerken, daß, 
ſoweit meine Informationen reichen, der Aufſtändiſchenkongreß für den⸗ 
ſelben Sonntag, an welchem wir die Manifeſtationsverſammlung hatten, 
erſt nach der Einberufung unſerer Verſammlung einberufen worden iſt. 
Wir haben Beweiſe dafür in der Hand, daß die Leute Auftrag hatten, mit 
Stöcken zur Verſammlung zu kommen. 

Jedermann konnte einen Sanitätswagen ſehen, den ein Bataillon 
nach dem Ausſtellungsplatz gebracht hatte. In der Ausſtellungshalle wur⸗ 
den die Leute mit Schnaps bewirtet — 1 Flaſche Schnaps auf 2 Perſonen. 
Und als ſie ſich an Leib und Seele geſtärkt hatten, verließen ſie um 
Let Uhr tatſächlich die Ausſtellungshalle in Marſchordnung und ſtellten 
ſich am Ausgang hinter dem Zaune auf. Ich frage, woher die Pflaſter⸗ 
fteine mittlerer Größe auf den Ausſtellungsplatz gekommen find. Ich habe 
nicht gewußt, daß die Abſicht beſtanden hat, den Ausſtellungsplatz zu 
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pflaſtern. Ich bin Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung, und die 
Stadtverordnetenverſammlung hat keinerlei Mittel für die Pflaſterung 
des Ausſtellungsplatzes bewilligt, aber es geht das Gerücht, daß mit 
Hilfe von Autos dieſe Waffe hintransportiert worden iſt, deren ſich die 
„Edelſten“ der Nation bedienen ſollten. Als die 10000 Menſchen zählende 
menge nach dem Park geſtrömt war, wo die Verſammlung ſtattfinden 
ſollte, wandten ſich die Führer an die Polizeibehörden, an die höheren Be⸗ 
amten, damit der von dieſen Herren beſetzte Eingang frei gemacht würde. 
Darauf wurde ihnen geſagt: „Bitte ſehr, gehen Sie nur, die Halle iſt 
frei.“ Als die erſten Teilnehmer ſich in dieſer Richtung bewegten, wurden 
fie mit Revolverſchüſſen begrüßt und mit Steinen beworfen. Vier Mann 
ſind verwundet und ins Krankenhaus abtransportiert worden. Das ſind 
feſtſtehende Tatſachen, die protokolliert worden find. Ich ſelbſt war Zeuge 
dieſer Szene, als ich mit dem Auto ankam und aus demſelben geſtiegen 
war. Ich begab mich nach dem Park, wohin die Polizei die Teilnehmer 
unſerer Verſammlung geleitet hatte, und am Rande des Parkes ſtehend, 
habe ich geſehen, wie aus den Reihen der „Edelſten“! Pflaſterſteine und 
Revolverfehüffe nicht nur in der Richtung meines Autos, ſondern auch in 
anderen Richtungen gefallen find. Ich wandte mich dann an den höheren 
Polizeibeamten Jeziorſki mit der Srage: „Sehen Sie denn nicht, daß dort 
Steine fliegen, wiſſen Sie denn nicht, daß das eine ſtrafbare Handlung 
iſt?“ Dieſer Herr überlegte, ging davon, winkte mit dem Säbel einem 
Poliziften und kehrte ruhig auf feinen Platz zurück, nachdem er ſozuſagen 
den Anſchein einer Intervention erweckt hatte. 

Die Bevölkerung, welche keinen Zutritt zur Ausſtellungshalle hatte, 
wurde von den Polizeibehörden nach dem Südpark abgedrängt. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß angeſichts dieſer beiſpielloſen Provokationen die Er⸗ 
regung der Menge von Minute zu Minute wuchs. Die beſte Löſung einer 
ſolchen Situation beſteht darin, daß an die Verſammelten einige Worte 
der Beruhigung geſprochen werden und die Menge aufgefordert wird, 
auseinanderzugehen. Ich möchte feſtſtellen, daß es bei uns keine Vorſchrift 
und keine Rechtsgrundlage gibt, welche Verſammlungen unter freiem 
Himmel oder Umzüge verbietet. Der Polizeidirektor hat die Veranſtaltung 
eines Umzugs verboten, indem er ſeine Zuflucht zum Allgemeinen Land⸗ 
recht des längſt zu Staub gewordenen Friedrich II. nahm. Und es ver⸗ 
lohnt zu bemerken, daß die Urteile des Oberſten Preußiſchen Gerichts und 
des Oberſten Verwaltungsgerichts der letzten Jahre die Anwendung dieſer 
Beſtimmungen des Landrechts oder den Mißbrauch derſelben zum Zwecke 
des Verbots von Umzügen und Verſammlungen abgelehnt haben. Und 
als hier ſchon einmal dieſelbe Beſtimmung mißbraucht worden iſt, hat ſich 
das Verwaltungsgericht der Woiwodſchaft auf denſelben Standpunkt 
geſtellt, daß dieſe Beſtimmung des Preußiſchen Landrechts hier nicht miß⸗ 
braucht werden dürfe. 

Die Veranſtaltung eines Umzugs iſt verboten worden, aber wir 
waren Zeugen, daß dieſes Verbot nur für uns beſtanden hat. Die 
„Edelſten“ gingen mit Sabnen, Muſik durch die ganze Stadt. Ich felbft 
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habe geſehen, wie Herr Grzeſik, der an der Spitze des Umzugs ging, Herrn 
Jeziorſki begrüßt hat. Auf der Straße ſtanden Polizeiketten, welche dem 
Umzug den Weg verlegen ſollten, aber Herr Grzeſik begrüßte Herrn 
Jeziorſki, ſie unterhielten ſich freundlich, Herr Jeziorſki gab ein Zeichen, 
die Polizei ging zur Seite, und die Aufſtändiſchen marſchierten bis auf 
den King der Stadt. 

Sie werden verzeihen, aber unſere Bevölkerung begreift eine ſolche 
Anwendung des Rechtes nicht, fie ift auch niemals daran gewöhnt gez 
weſen. Sie iſt daran gewöhnt, daß das Recht für alle, aber auch das 
Verbot für alle beſtimmt iſt. Leider wird dieſe Sache bei uns anders 
behandelt. Bei uns kann eine Verſammlung unterm freien Himmel nicht 
verboten werden, weil es keine Rechtsgrundlage hierfür gibt. Als ich unter 
freiem Himmel zu der Menge reden wollte, damit ſie angeſichts dieſer Ver⸗ 
hältniſſe ruhig auseinandergeht, erſchien ein Polizeikommiſſar in Zivil — 
ich glaube Herr Silar in Begleitung von 2 Poliziſten — und begann zu 
ſchreien und mit den Händen zu ringen und daraufhin fortzulaufen. Ich 
ſprang von der Tribüne hinunter und lief hinter ihm her, um ihm zu 
ſagen, daß er keine Dummheiten machen möge. Aber er lief weiter, daß 
es nur ſo rauchte, und gleichzeitig machte die Polizei zu Fuß und ſpäter 
zu pferde einen Angriff auf die Menge, die in der Richtung des Südparks 
ſtrömte. Und man hätte die Szenen ſehen ſollen, die ſich da abgeſpielt 
haben. Ich habe den Eindruck, daß all das, was am Sonntag geſchehen 
ift, eine Provokation, eine Rechtloſigkeit war. 

Am felben Sonntag begab fih Dr. Grazynſki in die Keichshalle, 
wo er diefe Organiſation die „edelſte“ Vertretung der ſchleſiſchen Bevölke⸗ 
rung und die Mehrheit der ſchleſiſchen Bevölkerung antiſtaatliche Ver⸗ 
brecher gegenüber denjenigen genannt hat, welche in der Ausſtellungshalle 
die Angriffe und Provokationen verübt hatten, alſo gegenüber den neu⸗ 
zeitlichen Rittern des Herrn Slawek. 

Im mittelalter zeichneten ſich die Ritter dadurch aus, daß fie mit 
der chriſtlichen Kultur einen hohen Ehrbegriff mitbrachten. Dieſe ritter⸗ 
liche Ehre ſchloß diejenigen aus dem Kreiſe anſtändiger Menſchen aus, 
welche aus dem Hinterhalt ſchoſſen oder einem Menſchen eine Salle ſtell⸗ 
ten. Das wurde als eine Tat angeſehen, die mit der Ritterehre unver: 
einbar war. 

Und es floß Blut in den Straßen der Stadt Kattowitz, von der 
polniſchen Polizei vergoſſenes Blut, das erſte polniſche Blut ſeit der An⸗ 
gliederung Schleſiens an Polen. 

Dieſe Kataſtrophe aber, welche Hunderte von Leichen hätte zur 
Solge haben können, iſt nur dank dem Umſtand verhindert worden, daß 
wir alles getan haben, um die erregte, verärgerte und in ihrem Gerechtig⸗ 
keitsgefühl verletzte Menge zu beruhigen. Und als wir ſie in einer An⸗ 
zahl von mehreren Tauſend in den Tivoli-Garten leiteten, wollten die 
„Edelſten“ einen Angriff unternehmen, nur die Polizei hat das verhindert. 

Ich kann Sie verſichern, daß die Vorkommniſſe vom Sonntag un⸗ 
berechenbaren Schaden für das Staatsgefühl unſerer Bevölkerung, nicht 
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wieder gutzumachenden Schaden für die Intereſſen unſeres jungen Staats⸗ 
weſens hervorgerufen haben. Dieſe ſchleſiſche Bevölkerung beſitzt ja doch 
keine derartigen ſtaatlichen Traditionen. Die Schäden, welche Sie ver: 
urſacht haben, ſind nicht wieder gutzumachen, und jeder ehrliche Bürger 
muß ſie im Intereſſe jenes Staates tief bedauern, dem wir alle dienen 
wollen. Wir wollen nicht, daß die gegenwärtige Tragödie Polens ein 
ſolches Ende nimmt wie jener „Marchold“ von Kasprowicz, wo hinter 
der Szene der Thron geſtürzt und der Uſurpator verprügelt wird und die 
Menge ſingt: „Du haſt uns auf den Kopf geſchlagen, jetzt haben wir dir 
den Rücken verdroſchen!“ 
Daher warnen wir Sie und verlangen Mäßigung! Respice finem! 


Die Affäre von Breſt⸗Litowſk 


Das alte Städtchen Breſt am Bug, auch Breſt-Litowſk genannt, ift 
noch in legendären Zeiten entſtanden und hat eine intereſſante Geſchichte. 
Bereits im Anfang des 1. Jahrhunderts in den ukrainiſchen Chroniken 
erwähnt und ſpäter Hauptſtadt eines Fürſtentums, geriet die Stadt im 
14. Jahrhundert nach dem Verfall des altukrainiſchen Staates unter 
litauiſche Herrſchaft und erhielt 1390 von König Jagiello das Magde⸗ 
burger Stadtrecht verliehen. Im 16. Jahrhundert war Breſt der Schau: 
platz heftiger Kämpfe der vom Breſter Gouverneur Radziwill dem 
Schwarzen begünſtigten kalviniſtiſchen Koloniſten, die fidh hier nieder⸗ 
ließen, und den Jeſuiten. 1590, 1594 und 1590 fanden hier die drei 
Breſter Synoden ſtatt, die einen teilweiſen Juſammenſchluß der ortho- 
doren Kirche und des Katholizismus und in deſſen Folge blutige Reli- 
gionskriege zur Folge hatten. Im Nordiſchen Krieg ſpielte Breſt, wie auch 
ſchon früher, als Seftung eine wichtige Rolle. 1792 tagte hier die ſo⸗ 
genannte Targowitzer Konföderation. 1918 endlich wurden in Breſt die 
Stiedensverträge der Zentralmächte mit der Ukraine und mit Sowjet⸗ 
rußland unterzeichnet. So lebte die Stadt im Laufe beinahe eines Jahr⸗ 
tauſends ein recht bewegtes Leben, gehörte nacheinander dem altukrainiſchen, 
dem litauiſchen, dem polniſchen und dem ruſſiſchen Staate an und ſpielte 
ſtets eine bedeutende Rolle. Heute ift Breſt mit einer buntgemiſchten 
ukrainiſch⸗polniſch⸗weißruſſiſch⸗ruſſiſch⸗jüdiſchen Bevölkerung von etwa 
bo ooo Seelen die Hauptſtadt der polniſchen Woiwodſchaft Polefien. Als 
ſolche hat Breſt ſich im vergangenen Jahre neue internationale Beachtung 
erworben, aber diefe Beachtung rührt aus fo traurigen Vorkommniſſen her, 
daß man ſich in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts kaum noch 
traurigere vorſtellen kann. 
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Die „Breſt⸗Affäre“ begann damit, daß in der Nacht vom 9. auf den 
10. September v. J. an verſchiedenen Orten Polens auf einen Schlag 
14 polniſche und 5 ukrainiſche Abgeordnete verhaftet wurden, die den 
letzten polniſchen Parlamenten angehört hatten. Am 20. September folgte 
in Kattowitz die Verhaftung Korfantys und kurz darauf auch die eines ge⸗ 
weſenen Abgeordneten des Regierungsblocks, der demſelben aber den 
Rücken gekehrt hatte und nun wegen verſchiedener Strafdelikte angeklagt 
war. Die insgeſamt 21 Verhafteten wurden in geſchloſſenen Kraftwagen 
ſämtlich in das im Bereich der ehemaligen Seſtungszone von Breſt gelegene 
Breſter Militärgefängnis transportiert. Von den Verhafteten waren ihrer 
Parteizugehörigkeit nach 6 Sozialiſten (der PpS.), 4 ukrainiſche National⸗ 
demokraten (der „Undo“ ), 3 polniſche Nationaldemokraten, je 2 Mitglieder 
der Bauernparteien „Wyzwolenie“ und „Piaſt“ und je Vertreter der 
Chriſtlichen Demokratie, der Nationalen Arbeiterpartei und der ukrainiſchen 
Kadikalſozialiſten. Die Verhaftungen riefen eine um ſo größere Senſation 
hervor, als die Verhafteten zu den angeſehenſten und bekannteſten Führern 
der Oppoſitionsparteien gegen den Regierungsblod gehörten. Unter ihnen 
befanden ſich der dreimal Miniſterpräſident geweſene Piaſtenführer Witos, 
der geweſene Vizeminiſterpräſident und Leiter der oberſchleſiſchen Aufſtände 
Rorfanty, der ſchon im altöſterreichiſchen Reichsrat hervorgettetene be⸗ 
deutende Politiker Dr. Liebermann, der einſtige Miniſter Barlicki, der ge⸗ 
weſene Woiwode Dembſti und der Bauernführer Dr. Kernit. Dr. Lieber⸗ 
mann hatte gerade damals im Auftrage der Sejmoppoſition gegen den 
ehemaligen Sinanzminifter des Regierungsblocks Czechowicz Anklage vor 
dem Staatsgericht wegen unbefugter Budgetüberſchreitung in Höhe von 
560 Mill. Zloty erhoben. Die Öffentlichkeit erfuhr tagelang überhaupt 
nicht, was mit den Verhafteten geſchehen war, bis endlich die Preſſe von 
ihrer Überführung nach Breſt Wind bekam. Zugleich wurde bekannt, daß 
Oberſt Koſtek⸗Biernacki, Kommandant des Schützenregiments in Przemyſl, 
zum Kommandanten des Breſter Militärgefängniſſes ernannt worden 
war. Auf die Alarmrufe der oppofitionellen Preſſe erwiderte Marſchall 
Pilſudſti in einem in der „Gazeta Polſka“ erſchienenen Interview, daß 
die Verhafteten während ihrer Tätigkeit als Abgeordnete eine Reihe von 
Verbrechen begangen hätten; er fügte dieſer Erklärung die Drohung hinzu, 
daß eigentlich noch eine weit größere Zahl von Abgeordneten hätte ver⸗ 
haftet werden ſollen, nur habe man ſich vorläufig auf die Verhaftung des 
„erften Transports“ beſchränkt. Es verſteht ſich, daß dies Interview die 
öffentliche Meinung Polens nicht beruhigen konnte, und dies um ſo 
weniger, als die VBerhafteten völlig iſoliert gehalten wurden und eine 
Zeitlang niemand wußte, ob fie überhaupt noch am Leben waren. Gleich⸗ 
zeitig verbreiteten ſich zahlreiche Gerüchte über in Breſt vorgefallene 
Schreckensſzenen. Weder Rechtspertreter noch Samilienangehörige wurden 
zu den Gefangenen zugelaſſen. Polen ſtand gerade am Vorabend der letzten 
Parlamentswahlen, und da die meiſten der Verhafteten ihren Partei⸗ 
genoſſen keine vorherigen Juſtimmungserklärungen in bezug auf ihre 
Kandidatur ausgehändigt hatten, konnten nur 5 von ihnen in den neuen 
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Sejm gewählt werden. Erſt nachdem der Regierungsblod feinen „Wahl⸗ 
ſieg“ davongetragen hatte, wurden die 21 Verhafteten aus dem Breſter 
Militär- in das Kreisgefängnis überführt, das 13 von ihnen im Dezember 
gegen Stellung von Kaution auf freien Fuß ſetzte. Zur Zeit befinden fid 
noch 5 geweſene ukrainiſche Abgeordnete in Haft, und zwar im Sem: 
berger Gefängnis. 

Obwohl Journaliſten, Parteigenoſſen und alle möglichen Bekannten 
die aus "Brett nach dreimonatiger Kerkerhaft Freigelaſſenen mit der Bitte 
um Auskunft über die Breſter Vorgänge beftürmten, hüllten fih die De: 
troffenen zunächſt in Schweigen. Es ſtellte ſich raſch heraus, daß der 
Grund der war, daß ſie alle durch die in Breſt durchgemachten Leiden 
körperlich und geiſtig völlig gebrochen und um viele Jahre gealtert waren. 
Am 10. Dezember brachten die Nationaldemokraten und die Ukrainer im 
Sejm einen Dringlichkeitsantrag ein, ſämtliche für die Breſter Vorgänge 
verantwortlichen militäriſchen, Jivil⸗ und Juſtizbeamten zur ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortung zu ziehen. In dem Antrag wird feſtgeſtellt, daß die 
Breſter Gefangenen einer „im Sinne des regulären Strafverfahrens un: 
erhörten Marter unterworfen“ und nicht nur ausgehungert, „ſondern auch 
von Offizieren und Unteroffizieren geſchlagen und gemartert“ worden 
waren. Die Regierung wurde dadurch vor die Notwendigkeit geſtellt, arbe 
zu bekennen und entweder eine ſtrenge Unterſuchung und Beſtrafung der 
Schuldigen zu verſprechen oder aber ſich mit den Breſter Prügelhelden 
ſolidariſch zu erklären, indem ſie ſich einer ſolchen Unterſuchung entzog. 
Die Regierung wählte den letzteren Weg. Mit 208 Stimmen des Regie: 
rungsblocks gegen 148 Stimmen der Oppoſition ließ fie zunächſt den 
Sejm die Dringlichkeit des Antrages verneinen. Die Oppoſition ließ jedoch 
nicht locker, und ihre ſämtlichen Klubs der Linken und der Mitte reichten 
noch am Tage dieſer Abſtimmung eine Interpellation des Miniſterpräſi⸗ 
denten über die Breſter Vorgänge ein, deren Einzelheiten ihr Antrag 
ſehr anſchaulich ſchildert: 

„Die Verhafteten wurden von der Staatspolizei und der Militär⸗ 
gendarmerie in geſchloſſenen Wagen in unbekannter Richtung abtranspor⸗ 
tiert. Während der Fahrt wurden fie beſchimpft und bedroht ... Dr. Lieber⸗ 
mann wurde während der Fahrt bei Siedlce von den begleitenden Poli- 
ziſten und Gendarmen dermaßen geſchlagen, daß er das Bewußtſein 
verlor.“ Der Antrag ſchildert weiter, wie die Beamten Dr. Liebermann in 
einen Wald führten, ihn zu Boden warfen, ihm die Kleider vom Leibe 
riffen und ihn unter dem Vorhalt „Wie wagſt du es, Czechowicz on: 
zuklagen? Wie wagſt du es, gegen den Marſchall zu ſprechen?“ ein 
zweites Mal unmenſchlich prügelten. „Der Körper Dr. Liebermanns war 
mit 20 blutenden Wunden bedeckt, die der Mitverhaftete Karl Popiel noch 
ſpäter in der Zelle konſtatierte.“ „Die Verhafteten wurden nach dem ver: 
ſchärften Militärreglement behandelt, das nicht einmal gegen Deſerteure 
angewendet wird“, und die wachthabenden Offiziere und Gendarmen ver: 
ſchärften die Anwendung dieſes Reglements gegen die Verhafteten noch. 
Die Gefangenen wurden „mit den gemeinſten Beſchimpfungen beleidigt 
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und für ſchwere und gemeine Arbeiten verwendet. Witos ... Dr. Lieber: 
mann ... und Dr. Preger mußten mit einem Setzen ... unter militäriſcher 
Aufſicht Aborte reinigen und Fußböden waſchen, bis fie vor Erſchöpfung 
in Ohnmacht fielen“. Die Gefangenen erhielten nur völlig unzureichende 
Nahrungsmittel, während ihren Samilienangebörigen die Juſtellung von 
Lebensmitteln an die Gefangenen mit der Begründung verweigert wurde, 
die letzteren ſeien gut verpflegt. „In der Nacht vom 9. auf den 10. Oktober 
führte ein Aufſeher Herrn Karl Popiel ... in die Kanzlei, an welche ein 
dunkler, leerer Saal anſtieß. Popiel trat auf Befehl eines Hauptmanns in 
das dunkle Zimmer ein und wurde drinnen von mehreren Händen er⸗ 
griffen. Ein Gendarm hielt ihn am Kopfe, ein anderer an den Knien, 
und ſo wurde er auf eine Bank geworfen. Auf den Kücken legte man ihm 
ein naſſes Tuch, und dann ſchlug man ihn mit einem eiſernen Inſtru⸗ 
ment, wahrſcheinlich einem Gewehrputzſtock ... Popiel erhielt wenigſtens 
30 Hiebe und fiel in Ohnmacht .. Nachher ſagte ihm der aſſiſtierende 
Offizier: „Sei froh, daß es damit endet; das nächſte Mal wird dich 
Marſchall Pilſudſki erſchießen laſſen!“ Ahnlich wurden H. Baginfli und 
Rorfanty geſchlagen ... Kohut und andere wurden barbariſch ins Geſicht 
gefchlagen... Während man die Verhafteten ſchlug, wurde ſtets der 
Motor der Waſſerleitung in Bewegung geſetzt, damit deſſen Brummen 
die Schreie der Gefolterten übertönte .. Um den Gefangenen das Bewußt⸗ 
ſein der Todesgefahr zu erhalten, inſzenierte man von Zeit zu Zeit 
fiktive Hinrichtungen ...“ 

Die Interpellanten richteten an den Minifterpräfidenten Slawek die 
Frage, was er gegen die Schuldigen zu unternehmen und wie er einer 
Wiederholung ſolcher Vorkommniſſe vorzubeugen gedenke. Der Antrag 
wurde einem Ausſchuß überwieſen, in dem der Abgeordnete Car den Vor⸗ 
ſitz führte, der gerade während der Breſter Affäre den Poſten eines Juſtiz⸗ 
minifters bekleidet hatte. Zum Referenten über die Interpellation be⸗ 
ſtimmte man entgegen der bisherigen Geſtion einen Abgeordneten des 
Kegierungsblockes. Unter dieſen Umſtänden konnte es nicht wunder- 
nehmen, wenn nach einer Sitzung von dramatiſcher Spannung der 
Ausſchuß mit 17 Regierungs- gegen 13 oppoſitionelle Stimmen die Inter⸗ 
pellation ablehnte. Am 20. Januar gelangte die Interpellation zugleich 
mit den ukrainiſchen Beſchwerden über die „Pazifizierung“ Oſtgaliziens 
wieder vor das Sejmplenum. Miniſterpräſident Slawek erklärte, die 
Breſter Affäre ſei wegen angeblicher Umſturzverſuche der Linksparteien 
„unumgänglich“ geweſen, und ſeine Rede endete nur mit einer neuen 
Drohung gegen die Oppoſition. Mit 252 Stimmen des Regierungsblods 
wurde dann gegen 150 oppoſitionelle Stimmen die Interpellation ab⸗ 
gelehnt, welchem Beiſpiel noch am gleichen Tage der Senat (mit os gegen 
29 Stimmen) folgte. Während der folgenden Budgetberatungen lehnten 
es in den Sejmausſchüſſen die Miniſter für Krieg und Juſtiz ab, die 
Breſter Affäre auch nur zu diskutieren. 

Die Regierung hat ſo die Behandlung der Breſter Affäre im Parla⸗ 
ment unterbunden. Wenn auch die Sozialiſten noch einen zehnköpfigen 
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Unterſuchungsausſchuß aus hervorragenden Gelehrten beantragt hatten, 
ſo ſpricht man doch im Parlament vorläufig nicht mehr über Breſt. Die 
öffentliche Meinung im In- wie im Auslande hat aber Breſt noch nicht 
vergeſſen. Seit den erſten Enthüllungen über die Affäre bringt die pol- 
niſche Oppoſitionspreſſe aus allen Teilen des Landes eine ununterbrochene 
Reihe von Proteften. Die Profefforen der Univerſität Krakau forderten 
ihren Kollegen Prof. Krzpzanowſki, einen Abgeordneten des Regierungs- 
blocks, in einem offenen Briefe auf, „alles Mögliche zur Wiedergut⸗ 
machung des Breſter Unrechts und zur Beſtrafung der Schuldigen“ zu 
unternehmen. Prof. Krzyzanowfli legte, als er nichts zu erreichen ver- 
mochte, ſein Mandat nieder, und ſeinem Beiſpiel folgten zwei weitere 
Abgeordnete der Regierungsmehrheit. Den Warſchauer Juriſtenverband 
löſte die Regierung auf, als er gegen Breſt proteſtierte. Die Träger des 
Namens „Biernacki“ veröffentlichten eine gemeinſame Erklärung, daß 
ſie mit dem Breſter Gefängniskommandanten nichts zu tun hätten. Aber 
dieſe Welle von Proteſten hat an der Haltung der Regierung Slawek 
nichts ändern können, und ebenſowenig wird das Echo der Breſter Affäre 
im Auslande dieſe Haltung beeinfluſſen: wir denken dabei an Genf, wo 
beim Völkerbund eine Beſchwerde über die Solterung von 5 ukrainiſchen 
Abgeordneten in Breſt eingebracht worden iſt. Vielleicht wird die Breſt⸗ 
Affäre noch gerichtliche Nachſpiele haben. In Bromberg hat ein mutiger 
Kichter in einem Preſſeprozeß wegen Beleidigung der ſtaatlichen Organe 
dem Antrag der Verteidigung ſtattgegeben, zur Durchführung des Wahr: 
heitsbeweiſes alle ehemaligen Breſter Gefangenen zu laden. Der Richter 
iſt bereits zur Dispoſition geſtellt worden. Die Breſter Häftlinge ſelbſt, 
die Pilſudſki öffentlich ſchwerer Verbrechen bezichtigte, haben noch immer 
keine Anklage zugeſtellt erhalten. Es iſt andererſeits fraglich, ob ſie ſelbſt 
gerichtliche Klage wegen der in Breſt erlittenen Mißhandlungen erheben 
werden. Es kommt ja auch gar nicht ſo ſehr darauf an, daß wir noch 
weitere Einzelheiten über die Breſter Vorgänge erfahren. Was das Wid- 
tigſte ift und was alle polniſchen Patrioten ſowie die polniſchen Verbünde⸗ 
ten und ſämtliche Freunde Polens im Auslande ſo überaus ſchmerzlich 
berührt, das find die Urſachen und Zuftände, die Breſt überhaupt erſt 
möglich machten. Die Hauptſache bleibt die Breſter Affäre als hiſtorio⸗ 
logiſches und pſychologiſches Problem. 


* 


Bei der Breſter Affäre handelt es fih keineswegs um einen Aus: 
nahmefall von brutaler Willkür von Einzelperſonen, keineswegs um eine 
bloße Ausartung des innerpolitiſchen Kampfes der Parteien. Nein: dieſe 
Affäre iſt auf dem Hintergrunde der geſamten polniſchen Vergangenheit 
und Gegenwart eine durchaus logiſche Erſcheinung, ſie iſt nur ein Glied 
in einer endlos langen Kette ähnlicher Gewalttaten, wie fie der Pſychik und 
Mentalität der regierenden Kreiſe Polens durchaus entſprechen. Hervor⸗ 
ragende polniſche Patrioten haben dies eingeſehen. Der bekannte polniſche 
Hiſtoriker Al. Swientochowſki hat im Januar eine „Breto Stamm: 
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baum“ betitelte Artikelſerie veröffentlicht, in der er die Hintergründe der 
Affäre vom ſozialpſychologiſchen Standpunkt aus unterſucht. Bis vor 
kurzem noch einer der beſten Publiziſten der polniſchen Nationaldemo⸗ 
kratie, die ſich durch die charakteriſtiſchen Merkmale des altpolniſchen 
Schlachtzizentums (Chauvinismus, Fehlen nationaler wie religiöſer Tole⸗ 
ranz, Mangel an Diſziplin und Phantaſie, fehlendes Rechtsgefühl und 
mNeigung zur Willkür) unter allen polniſchen Parteien am meiſten aus⸗ 
zeichnet, ift gerade Al. Swientochowſki zu einer ſolchen Unterſuchung be⸗ 
rufen. Wir laſſen ihm im folgenden Abſatz das Mort: 

„Polen — darunter verſtehe ich vor allen Dingen die regierende Ober⸗ 
ſchicht oder die ſogenannte Schlachta, die ſich für die Nation hielt — war 
niemals ein wirklich organifierter und rechtlicher Staat, das heißt, es 
bat niemals die Entwicklung und Sorm erreicht, in der ſich politiſch⸗ſoziale 
Sähigkeiten und ſtarke Charaktere hätten bilden können: Polen war ein Netz 
lockerer und nur ſchwach miteinander verbundener, beinahe unabhängiger 
kleiner Monarchien, das kein organiſches Ganzes darſtellte. Zur Zeit der 
piaſten war der polniſche Staat erſt in Bildung begriffen, während der 
Jagiellonen⸗Herrſchaft begann die Jerſetzung, und unter ihren Nachfolgern 
ſetzte bereits die Fäulnis ein. Es genügt, hierbei an all die Verſchwörungen 
der Machthaber, an den Unfug des ‚liberum veto‘ in den Landtagen und 
an die Erpreſſung der Schlachta, die angeſichts des heranrückenden äußeren 
Seindes unter Androhung, an der Verteidigung des Landes keinen Anteil 
zu nehmen, Privilegien erzwang, oder ſchließlich an die Mandate zu 
denken, die den Abgeordneten in dem Sejm erteilt wurden und die ver⸗ 
pflichtet waren, nicht das Allgemeingut, ſondern lokale oder perſönliche 
Intereſſen zu wahren. Kein Bürger, ja nicht einmal diejenigen, die ſich 
durch Tugenden auszeichneten, haben ihre Dienſte oder Verdienſte dem 
Lande umſonſt zur Verfügung geſtellt, ſondern ſie haben dieſelben für 
Geld, für Privilegien, für Einkünfte, ja zum mindeſten für Titel, mit 
denen ſie ſich alle gern ſchmückten, ganz gleich von wem ſie ſie erhielten, 
verkauft. Schließlich wurde polen zu einem in der Welt einzig daſtehenden 
Unding — zur Republik mit einem König an der Spitze. 

Die lange und bedrückende Unfreiheit ſaugte aus uns zwar viele 
Gedanken, Gefühle und Gewohnheiten aus, die mit dem wahnſinnigen 
‚liberum veto‘ und mit dem Sprichwort ‚In Polen herrſcht Anarchie‘ 
verbunden waren, aber ſie hat unſere ftreitfüchtige Natur nicht verändert. 
Wir blieben gerade in den oberen Schichten des Volkes auch weiterhin die 
Schlachta, und als dieſelbe zum größten Teil ausſtarb, vererbten ſich die 
Reime der ſtaatlichen Zerſetzung auf deren Miſchlinge, ja fogar auf die 
emporkommenden Volksſchichten. Unſere Begriffe, Gewohnheiten, Sitten, 
Kunſt und Literatur, mit einem Wort, unſere ganze Kultur und unſere 
angeblich demokratiſchen Formen blieben herriſch. Unſer Bauer oder 
Bürger, der eine höhere Stufe der Wohlhabenheit erreicht, wird zur Kopie 
oder Karikatur des Schlachtzizentums. Zu dieſer Streitſucht kam noch der 
demoraliſierende Einfluß der Unfreiheit hinzu, was vor allen Dingen darin 
zum Ausdruck kam, daß man fih an die Gewalt und Rechtloſigkeit gez 
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wöhnte, dem Schwinden des Kechtsgefühls und dem Abhandenkommen 
eines allgemein gültigen Maßſtabes für öffentliche Taten und Leiſtungen 
gleichgültig gegenüberſtand und ſchließlich nur Furcht vor Kraft empfand. 
Wenn wir heute gleichgültig oder mit einer ſchwachen Entrüſtung die 
Taten einer Willkür über uns ergehen laſſen, wenn wir die Verwirklichung 
des Sprichworts: ‚Den nützlichen Dieb ſoll man vom Galgen abſchnei⸗ 
den‘ erleben und wenn wir uns ſolche Beleidigung, wie ‚ein Voll von 
Idioten“ und der Sejm fei eine Verſammlung von Lumpen, gefallen laſſen 
und wenn dies alles uns nicht zu einer kraftvollen Reaktion bewegt, dann 
gelten für uns die Worte des ruſſiſchen Generals Repnin, der dem König, 
als dieſer fih anläßlich der Verhaftung von Abgeordneten wegen des Éin: 
drucks in der Öffentlichkeit ängſtigte, mit folgenden Worten beruhigte: 
„Fürchten Sie nichts, Majeſtät, nur Jamojſki wird den Siegel zurückgeben, 
der auch anzunehmen ift. Der Reft der Polen aber wird mit Furcht zur 
Käſon gebracht.“ 

Die Grauſamkeiten, Gewalttaten und Tpranneien der öſtlichen, anti⸗ 
ken, mittelalterlichen und neuzeitlichen Deſpoten übertrafen vielfach ähnliche 
bei uns verübte Verbrechen, aber dies geſchah vor tauſenden oder hunderten 
Jahren. Der Kern des Übels aber ſteckt nicht allein in feinem Weſen und 
Umfang, ſondern in der Zeit, in der es zum Vorſchein kommt, und in den 
Bedingungen, die es möglich machen. Es ſteht gewiß außer jedem Zweifel, 
daß die Mißbräuche, die heute bei uns häufig und gewöhnlich ſtraflos ver: 
übt werden, in keinem anderen Kulturvolke möglich wären; ich will mehr 
ſagen, daß ſelbſt diejenigen, die ſie ſich zuſchulden kommen laſſen, in einer 
anderen Umgebung weder die Abſicht noch den Willen hätten, ſolche 
Untaten zu begehen. Die Allgemeinheit vereinfacht ihr Urteil und wälzt 
die Schuld von ſich ab, indem ſie alle Verantwortung auf einen kleinen 
Kreis unmittelbarer Führer überträgt. Breſt, unſere Schmach, unſere große 
Schande vor den RKulturvölkern und Gegenſtand ihrer Verachtung iſt nicht 
erft vor vier Jahren geboren (Pilſudſkis Maiumſturz im Jahre 1926) und 
im vergangenen Jahre gereift, ſondern er iſt zum mindeſten zwei Jahr⸗ 
hunderte alt. Das iſt eine viel traurigere Tatſache als die ſchreiendſten 
Gewalttaten und einzelne Fälle der Kechtloſigkeit — doch das muß erkannt 
und nicht vergeſſen werden ...“ 

Die den Breſter Vorgängen zugrunde liegende pfychifche Einſtellung 
ift unfähig, das Recht nicht nur der Gorm, ſondern auch dem Sinne des 
Geſetzgebers nach zu wahren. Wie das Polen der Vergangenheit der Form 
nach eine Republik war, in der jedoch eine kleine Minderheit diktierte, fo 
ift auch das Polen der Gegenwart bei einer äußerſt liberalen Verfaſſung 
doch zugleich das Land einer Diktatur, die den Parlamentarismus brutal 
vergewaltigt. Es handelt ſich nicht um die Diktatur einer Einzelperſon — 
vieles von dem, was über die Diktatur Marſchall Pilſudſkis erzählt wird, 
ift ſchief geſehen. In Polen diktiert eine anonyme Militäroligarchie, die 
in einige miteinander um die Macht ſtreitende Gruppen zerfällt, und gerade 
die Anonymität dieſer Diktatur macht Vorgänge wie die von Breſt oder 
die „Pazifizierung“ Oſtgaliziens möglich. Natürlich wird Pilſudſki für 
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alles verantwortlich gemacht, was ſeit 5 Jahren in Polen vorgeht. Es 
ſprechen auch etliche Indizien dafür, daß der Marſchall der Initiator der 
Breſter Folterungen ift. Seine faſt krankhafte Antipathie gegen die Ab⸗ 
geordneten der in den Parlamenten vor 1928 maßgebenden Parteien iſt 
bekannt. Der Breſter Gefängniskommandant bat fih auch bei allen feinen 
Handlungen auf ausdrückliche Befehle bzw. Verbote des Marſchalls be⸗ 
rufen. Es wird ſogar erzählt, daß Pilſudſki telegraphiſch die Erſchießung 
ſämtlicher Breſter Gefangenen anordnete, und der Gefängniskommandant 
ſelber ſoll in letzter Minute die Annullierung dieſes Befehls erwirkt haben. 
Andererſeits wird dagegen behauptet, daß Pilſudſki, was viel wahrſchein⸗ 
licher klingt, nur die Verhaftung, nicht aber die Folterungen befohlen hat. 
Dieſe widerſprechenden Meinungen charakteriſieren die polniſchen Verhält⸗ 
niſſe treffend. Breſt ſtellte jedenfalls durch die Inhaftierung von 20 hervor⸗ 
ragenden Oppoſitionsführern gerade während des Wahlkampfes einen 
bedeutenden Beitrag zum „Wahlſieg“ der Regierungspartei dar. Die Oppo⸗ 
ſition wurde dadurch in ſolchem Maße eingeſchüchtert, daß ſie ſchließ⸗ 
lich wehrlos zuſah, wie ihre beſten Führer geſchlagen und gefoltert wurden, 
und hinter allen ihren wegen Breſt gegen die Regierung gerichteten An⸗ 
griffen ſtand nur ein halber Mut. Niemand wagte eine Straßen⸗ 
kundgebung gegen die Regierung, fo daß die letztere ſich am 14. September 
durch Provokateure eine ſolche „Demonſtration“ organifieren laffen mußte, 
um durch neues Blutvergießen neue Einſchüchterung bewirken zu können. 
Hier offenbarte ſich die große Schwäche der polniſchen Demokratie. Breſt 
hat bewieſen, daß im neuen Polen wieder die geiſtige Atmoſphäre aus der 
Zeit vor dem Verfall des alten Polens lebendig geworden iſt. In der Zeit 
zwiſchen dem 1s. und dem 20. Jahrhundert hat ſich an der Weichſel 
eigentlich gar nichts geändert 


Fritz von Chamier: 
Ein politiker des Dunkels 


Am 29. Auguſt wurde Tadäus Holuwlo in einer Penſion des in 
den weſtukrainiſchen Karpathen liegenden Badeortes Truskawetz, in pol⸗ 
niſcher Schreibweiſe Truskawiec, von unbekannten Tätern erſchoſſen. Die 
penſion wird geleitet von einem ukrainiſchen katholiſchen Schweſtern⸗ 
orden. Holuwko hatte hier Aufenthalt genommen, um vertrauliche Verz 
handlungen mit Kreiſen der weſtukrainiſchen Volksgruppe zu führen, die 
zweifellos in Juſammenhang ſtanden mit den Beſorgniſſen, die für die 
Warſchauer Regierung aus den Genfer Beſchwerden der ukrainiſchen 
Minderheit und namentlich deren Echo in angelſächſiſchen Kreiſen ent- 
ſtanden waren. Obwohl alſo ſchon die äußeren Umſtände nicht gerade 
dafür ſprachen, daß die politiſchen Kreiſe der weſtukrainiſchen „Minderheit“ 
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ſich grade dieſen Augenblick ſchwebender taktiſcher Verhandlungen dazu 
ausgeſucht hätten, durch die Ermordung des wichtigſten polniſchen Unter⸗ 
händlers die Chancen ihrer auf der Baſis des internationalen Minder⸗ 
heitenrechtes eingereichten Beſchwerde erheblich zu verſchlechtern, ſo ſchob 
doch ſofort die polniſche öffentliche Meinung die Tat jener weſtukrainiſchen 
geheimen Militärorganifation in die Schuhe, deren Vorhandenſein und Bez 
tätigung Polen als laufenden Beweis der Illopalität der „rutheniſchen 
Minderheit“ und als Begründung für die eigenen Terrormaßnahmen anz 
zuführen ſich gewöhnt hat. Eine neue blutige Welle des barbariſchſten 
Terrors ſcheint über die unglückſelige Bevölkerung der unterdrückten Weſt⸗ 
ukraine hinweggehen zu ſollen. 

Wer die führende Rolle Holuwkos in der polniſchen Oſtmarkenpolitik 
des letzten Jahrzehnts kennt, wird intereſſiert auf das Echo des Lebens und 
Wirkens dieſes Mannes in der öffentlichen Meinung ſeines eigenen Volkes 
hören. Aber er wird ſeltſam enttäuſcht oder vielmehr, er findet in der Art 
dieſes Echos eine ſo bezeichnende Widerſpiegelung der Art dieſes typiſchen 
polniſchen „Politikers im Dunkeln“, wie ſie kein regelrechter Lebenslauf mit 
genauen Daten vermitteln könnte. Denn grade dieſe Daten fehlen faſt voll⸗ 
ſtändig, und wenn man daher den Werdegang und die Rolle Holuwkos 
darſtellen will, ſo iſt die tiefere Bedeutung der leeren Stellen und Lücken 
wichtiger als das dürftige biographiſche Material. 

Tadäus Holuwko wurde in Turkeſtan geboren als Kind einer jener 
aus der Heimat ins weite ruſſiſche Reich verſchlagenen polniſchen Fami⸗ 
lien, in deren Schoß die Flamme des glühendſten polniſchen Nationalismus 
namentlich durch die polniſchen Mütter und Frauen faſt noch brennender 
erhalten wurde als auf polniſcher Erde ſelbſt. Sicherlich hat er ſchon aus 
dem Elternhaus in der Nahe der großen aſiatiſchen Wüſten und Steppen 
jenes Gefühl für die hiſtoriſche Miffion Polens, der „Pionier der Zivili⸗ 
fation und Demokratie“ gegenüber einem barbariſchen Oſten zu fein, mit- 
gebracht, das dann beherrſchend über feinem Leben ſtehen ſollte. Kaum erz 
wachſen, wurde die konſpirative Luft der ſozialiſtiſchen Bewegung das 
Element, in dem fid feine Sähigkeiten zur Intrige, zur politiſchen Lüge und 
zum politiſchen Verrat entwickeln konnten. Er war nicht der Mann, der 
um der Idee willen von Gefängnis zu Gefängnis wanderte, der unter 
Gefahr für Freiheit und Leben illegale Druckſchriften herſtellte wie Pil- 
ſudſki, der Bomben auf Gouverneure warf, deren Splitter das eigene Gez 
ſicht zerriſſen wie Slawek, von Tadäus Holuwto iſt nichts zu berichten, 
als daß er in Krakau ſtudierte, wo er, evangeliſch und Sozialiſt, in Pils 
ſudſki den Meifter fand, dem er von nun an folgte und deffen Ideen von der 
Notwendigkeit, Polens Jukunft auf das erneute Vortragen der hiſtoriſchen 
föderativen Ideen nach Oſten zu gründen, wohl niemand in ihrer typifch 
polniſchen Doppelzüngigkeit der Propaganda und Methode beffer begriffen 
hat E Holuwko. Er wurde das befte und geſchmeidigſte Werkzeug dieſer 
Politik. 

Wäre Holuwko ein deutſcher Politiker geweſen, ſo wären jetzt in 
Kürze „Enthüllungen“ über ſeine Tätigkeit an der Tagesordnung. Die in 
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bieten Dingen trotz aller inneren Jerriſſenheit geſchloſſene nationale Difsi- 
plin der polniſchen Offentlichkeit läßt derartiges nicht zu. Die Leichenrede 
des Abgeordneten des Pilſudſkiklubs, Woiciechowſki, deutet nur mit äußer⸗ 
ſter Behutſamkeit die großen Verdienſte des Verſtorbenen um die nationale 
Sache an, aber ſie ſucht auch weiterhin um dieſe Arbeit im Dunkeln alles 
im Dunkeln zu belaſſen, in erſter Linie durch ein planmäßiges Vermeiden 
aller genaueren Zeitangaben. Das Leben dieſes Mannes weiſt ſcheinbar 
keine Daten auf. Man ahnt und kombiniert, aber dieſe Kombinationen 
wecken ſeltſame Gedanken. 

Mit dem Kriege trat Holuwko in die Legion Piſſudſkis ein, und man 
weiß, was das im heutigen Polen zu bedeuten hat. Er widmete ſich „dann“ 
mit großem Eifer der militäriſch⸗konſpirativen Arbeit in den eroberten Ge⸗ 
bieten. Sollte damit die von den deutſchen Armeen okkupierte Ukraine ge⸗ 
meint fein? Holuwko ſchuf „dann“, ſagt Pan Woiciechowſki, in der 
Ukraine die polniſche militäriſche Organiſation. Oberoſt dürfte wenig 
davon gewußt haben, daß unter feinen Augen große polniſche Jukunfts⸗ 
politik vorbereitet wurde. Als dann das unabhängige nationale Polen ge⸗ 
ſchaffen wurde, kämpfte Holuwko in den Reihen der nationalen Armee 
und nun, nachher, geht er in die Politik. Aus dem politiſchen Konſpira⸗ 
teur und politiſchen Soldaten wird der politiſche und diplomatiſche Beamte, 
der als beſonderer Renner der Oſtfragen mit Recht gelten kann. Seit 
vielen Jahren iſt er der Vertraute des Marſchalls, nach dem Pilſudſkiputſch 
tritt er wie ſelbſtverſtändlich aus der ſozialiſtiſchen Partei aus, denn es 
war ja nie der Sozialismus, der ihn trieb, ſondern immer jene hiſtoriſche 
Idee „Polen als Vormacht des Oſtens“. Er wird Direktor der Oſtabtei⸗ 
lung im Außenminiſterium, und nun kann er es nicht mehr verhindern, daß 
ſein Name häufiger in der Gffentlichkeit genannt wird. Man ſieht den be⸗ 
häbig ausſehenden Mann mit dem ſchwarzen Kopf voll kurzer Locken und 
den ſtechend blickenden dunklen Augen auf internationalen Konferenzen in 
Genf, Paris, Königsberg. Er gilt als der Mittelpunkt der polniſchen 
Baltenpolitik und iſt es. Seine ganze Verſchlagenheit ſetzt er an die Löſung 
der verfahrenen Wilnafrage. Die Pletſchkaitiade iſt ſein Werk. Ipniſch 
gibt er das dem Generalſekretär des litauiſchen Außenminiſteriums, jetzi⸗ 
gen Außenminiſter Zaunius, im Privatgeſpräch in Königsberg zu. „Wir 
haben natürlich alles bezahlt, alle Waffen ſtammen von uns und alle 
Terrorakte und Attentatsverſuche gehen von uns aus, aber wir werden die 
beften Freunde fein, wenn ihr ernſthaft verhandeln werdet. Denn Polen 
erſtrebt nichts wie Frieden und Brüderlichkeit.“ Er hat Format, er wirbt 
nicht um ein Vertrauen, das er ſelbſt verlachen würde, aber er fühlt ſich 
überlegen genug, deutlich zu zeigen, daß man mit ihm über jedes Geſchäft 
ſprechen kann. Eine Diplomatie der Tatſachen, die die hohle Phraſe ſelbſt⸗ 
redend beherrſcht, aber für die ſelbſt die Tatſache immer wieder nur den 
Schleier für die darunter liegende noch tiefere Tatſache bildet. Welche Ver⸗ 
achtung muß dieſer Mann für naive Verſtändigungsgläubige empfunden 
haben. Allerdings war auf ſeinem Feld, der Arbeit nach Oſten, die Ge⸗ 
legenheit zu ſolcher Verachtung ſeltener. 
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1950 wird er Abgeordneter des Pilſudſkiklubs, kurz B. B., wo er den 
Poſten des Vizepräſidenten innehat und Referent für Oſtfragen in der 
Partei ift. Wieder einmal geht fein Fynismus mit ihm durch, von der 
Tribüne des Sejm ſchleudert er den Ukrainern ins Geſicht, daß alle Er⸗ 
folge in Genf ihre Anechtſchaft nicht ändern würden. Aber bald darauf 
unterhandelt er, der beſte Kenner der öſtlichen Seele und Mentalität, in 
Truskawetz mit Ukrainern. Denn die Taktik reißet niemals ab, dort, wo der 
große Betrug vom größeren Betrug übertrumpft wird, wo das in ftiller, 
emſiger Tätigkeit geſponnene Netz der geheimen Abhängigkeiten und der 
irgendwie erſpürten moraliſchen Unzulänglichkeiten, der groben Drohung 
und noch gröberen Korruption, der ſeeliſchen Hemmungen und geiſtigen 
Verranntheit ſeine Wirkungen ausübt. 

Im polniſchen Polizeipräſidium in Lemberg weiß man allzu wohl, 
daß die Kugeln im Schädel Holuwkos nicht aus Piſtolen der weſtukraini⸗ 
ſchen Militärorganiſation ſtammen. Aktiviſten dieſer Organiſation, die 
faßt man, das wäre ja noch ſchöner bei einer öſtlichen Polizei, die vor 
keiner Methode und keiner Brutalität zurückzuſcheuen braucht. Aber ſeit 
einiger Zeit faßt man unheimlicherweiſe die Täter nicht mehr! Und auch 
die wirklichen Attentäter auf Holuwko werden nicht gefaßt werden. Der 
Lemberger evangeliſche Paftor Dr. Keſſelring führte bei der Aufbahrung 
aus, daß die Männer, die in Genf das Schickſal der nationalen Minder⸗ 
heiten behandeln, ganz beſtimmt das Verbrechen verurteilen werden, das 
ausgeübt wurde an dem Bürger, der ſein Leben lang für Ausſöhnung der 
brüderlichen Völker gearbeitet habe, geleitet von den edelſten Idealen. Und 
Pan Woiciechowſki umſchrieb mit einiger Unvorſichtigkeit dieſe edelften 
Ideale genauer: „Mit Worten aufrichtiger Verſöhnung und Liebe ging der 
Verſtorbene zu den Völkern, welche die weiten Gebiete des alten Polen 
zwiſchen der Oſtſee und dem Schwarzen Meere bewohnen.“ Dem Mann 
mit den Worten der Verſöhnung und den Taten des Verrats entz 
wortete nunmehr das tiefe und unerbittliche Schickſal dieſer Völker, die die 
„weiten Gebiete des alten Polen zwiſchen Oſtſee und Schwarzem Meer“ 
beſiedeln, mit tödlichen Revolverſchüſſen, die aus einem tieferen Dunkel 
kamen, als ſelbſt dieſer an Dunkles gewohnte Mann geahnt hatte. Und 
irgendwie wird nun auch das polniſche Volk dieſem ihm eigentümlichen 
Typus konſpirativer Kämpfer gerecht: Gett der Gloriole nationalen Mär: 
tyrertums breitet es über fein Leben und Wirken das Geheimnis des 
Schweigens und der Dunkelheit. 
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Wer die politiſche Lage in Europa mit einiger Aufmerkſamkeit ver⸗ 
folgt, kann an der intenſiven, vom polniſchen Staate geführten Propa⸗ 
ganda nicht vorübergehen. Dieſe Propaganda hat zum Ziel, der Welt zu 
beweiſen, daß das Beſtehen der polniſchen Republik, als eines mächtigen 
Faktors zum Schutze der Kultur, des Friedens und des weltlichen Gleich⸗ 
gewichtes unentbehrlich iſt. Die Propaganda begann im Augenblicke des 
Erſcheinens Polens auf der Weltarena. Ihre Loſungen find der aus der 
Zeit des Verſailler Vertrages beſtehenden Pfychologie und Stimmungen 
entnommen. Dieſe Stimmungen waren, wie bekannt, folgende: der Krieg 
hat nach der Anſicht der Siegerſtaaten die erwünſchten Keſultate nicht ge⸗ 
geben. Deutſchland war nicht endgültig vernichtet. Die Möglichkeit einer 
Erſtarkung und Erhebung Deutſchlands war nicht gänzlich ausgeſchloſſen. 
Daher war es erforderlich, einen derartigen Frieden zu ſchaffen, durch wel⸗ 
chen es möglich wäre, das zu erzielen, was dem Kriege nicht gelungen war, 
d. h. den gänzlichen Juſammenbruch Deutſchlands herbeizuführen. Zur Ér- 
reichung dieſes Zieles wurden die energiſchſten Maßnahmen getroffen. 
Europa wurde zerſtückelt, Flotten und Kolonien wurden enteignet, unter 
der neuerdachten Bezeichnung „Reparationen“ wurden horrende Rontri⸗ 
butionen auferlegt, es wurden ſinnloſe Korridore geſchaffen, ganz uner⸗ 
wartete Volksentſcheide wurden vorgenommen uſw. 

Zum Schutze dieſer ganzen, in Verſailles erdachten Arbeit wurde 
Polens Großmachtanſprüchen Gewähr gegeben. Ihm wurde die Aufgabe 
zuteil, eine unüberwindliche Scheidewand zwiſchen Deutſchland und den 
revolutionierenden Ländern des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches zu bilden. 
Es ſollte gleichzeitig auch als Waffe dienen, die ſofort gegen Deutſchland 
gewandt werden könnte, falls das ſelbe ſich erholen ſollte und den Wunſch 
hätte, die ihm durch den Verſailler Vertrag auferlegten Seſſel zu ſprengen. 
Zur Hilfe Polens wurde die Kleine Entente geſchaffen, hinter welcher die 
Große Entente ſtand. Das war die künſtlich geſchaffene balance of power, 
zu deren Schutze Polen berufen war. 

Das neue, durch einen glücklichen Zufall geſchaffene Polen — von der 
Art dieſes Zufalles berichtet der geweſene polniſche Außenminiſter Alexander 
Skrzynſki in feinem Buche „Polen und der Friede“ mit treuherziger Naivität 
folgendes: „Was geſchah denn? Etwas Phantaſtiſches und Unwahrſchein⸗ 
liches, was der polniſche Gedanke nicht vorausſehen konnte, nämlich, daß 
alle an den Teilungen Polens beteiligten Mächte beſiegt wurden“, begriff 
nur allzubald ſeine Lage eines „verwöhnten Kindes“. Es fing an, ſeine 
ganze Politik, alle ſeine Berechnungen darauf zu bauen, daß es die Haupt⸗ 
achſe des Verſailler Vertrages ſei und daß ſein Schickſal mit Verſailles un⸗ 
trennbar zuſammenhängt. Polen begann hartnäckig, die Erfüllung ſeiner 
häufig ganz unbegründeten Anſprüche zu fordern, in der feſten Überzeu⸗ 
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gung, daß es bei den Schöpfern von Derfailles Unterſtützung finden wird. 
Immer neue Forderungen wurden vorgebracht, welche angeblich zum 
Schutze des Verſailler Traktates erforderlich waren. Auf diefe Weiſe er: 
reichte es die Vermehrung ſeines Heeres, die Schaffung einer Flotte, den 
Ausbau des Hafens in Gdingen und die Auszahlung von Geldern zum 
Zwecke einer ununterbrochenen Propaganda in Oſtpreußen durchzuſetzen. 
Seine beſondere Aufmerkſamkeit lenkte Polen ſtets auf Deutſchland, dieſen 
Hauptvorkämpfer der Vernichtung des Vertrages von Verſailles. Die pol⸗ 
niſche Preſſe verfolgt mit ungeteilter Aufmerkſamkeit jedes Auftreten der 
extremen Parteien in Deutſchland. Wie winzig und unbedeutend ſolche 
Aktionen manchmal auch ſein mögen, werden ſie immer zu einer großen 
politiſchen Frage und ſchrecklichen Drohung aufgebauſcht, wonach dieſe 
Drohung nicht nur Polen, ſondern dem ganzen Werke von Verſailles gilt. 
Gewiß ſind die Polen erfahrene Politiker. Sie verſtehen es gut, daß es un⸗ 
möglich ift, direkte Verleumdungen gegen ein Land, welches fih mitten in 
Europa, ſozuſagen unter den Augen aller befindet, zu richten. Daher ſuchen 
ſie direkte Anſchuldigungen, auf welche man ſtets mit Erklärungen und 
Enthüllungen dieſer Lügen antworten kann, zu vermeiden. Die Attacke 
wird, beſonders in letzter Zeit, hauptſächlich indirekt auf dem Wege von 
Inſinuationen, Andeutungen und auf anderen indirekten Wegen geführt. 
Hierzu gehören die raſtloſen Beſchuldigungen der deutſchen Bevölkerung 
Polens, welche ununterbrochen verdächtigt wird, illoyal zu fein, Verſchwö⸗ 
rungen anzuzetteln und die anerkannten Rechte Polens auf die von Deut- 
ſchen bevölkerten Gebiete zu unterwühlen. 

Das ift die erſte Loſung der polniſchen Propaganda. Sraglos ift Polen 
daran intereſſiert, das durch den Verſailler Vertrag geſchaffene Gleidh- 
gewicht zu bewahren. Als ein wirklicher Beſchützer der Unantaſtbarkeit 
desſelben kann jedoch Polen nicht angeſehen werden. Seine Anſchläge gehen 
weit über die durch den Verſailler Vertrag gezogenen Grenzen hinaus. 
Immer wieder hört man von manchmal ſehr verantwortlichen polniſchen 
Politikern Forderungen, Polen in den Grenzen dieſer oder jener Geſchichts⸗ 
periode wiederherzuſtellen. Es wird die Angliederung von ganz Ober- 
ſchleſien, von gewiſſen Teilen oder des ganzen Oſtpreußen gefordert. Über 
die Beſtrebungen Polens nach Oſten hin ſchon gar nicht zu reden. Polen 
iſt noch lange nicht ſaturiert und mit ſeiner jetzigen Lage zufrieden. 

Als Haupttrumpf ſeiner Propaganda ſpielt Polen ſeine Rolle eines 
Hüters und Verteidigers der europäiſchen Kultur gegen den Bolſchewis— 
mus aus. Auf dieſem Punkte beſteht es immer beſonders. Dank dieſem iſt 
es ihm ſchon mehrmals gelungen, von verſchiedenen Staaten Europas be⸗ 
trächtliche moraliſche und wirtſchaftliche Unterſtützungen zu bekommen. 
Hier möchte ich dieſe Frage näher berühren, um zu zeigen, wie die Polen 
es verſtanden haben, durch eine kluge Propaganda nicht nur ihre Verbün⸗ 
deten, ſondern auch ihre Gegner, in dieſer Jahl auch bedeutende Schichten 
der deutſchen Öffentlichkeit, in der Richtigkeit dieſes Gedankens zu über: 
zeugen. Nichtsdeſtoweniger aber iſt dieſe Behauptung vollkommen falſch. 

Vor allem ſind die Polen bei weitem nicht ſolche erklärte und natür⸗ 
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liche Gegner des Bolſchewismus, als welche ſie ſich ausgeben und als 
welche ſie von vielen angeſehen werden. Im Gegenteil ſehen viele Polen 
das Beſtehen des Bolſchewismus als eine Grundbedingung für die weitere 
Exiſtenz des heutigen Polens an. Viele polniſche Politiker haben dieſes 
ſogar häufig offiziell erklärt, unter dieſen ſogar eine derart ſachverſtändige 
Perſönlichkeit wie der bisherige Chef der Oſtabteilung des polnifchen 
Außenminiſteriums Holuwko. Dieſelbe Meinung hörte ich im Jahre 1922 
in Zoppot von dem bekannten polniſchen Patrioten und Schriftſteller 
Stanislaus Pſchebyſchewſki. S 

Serner find die Polen feſt davon überzeugt, daß alle Bolſchewiken, 
angefangen mit Lenin bis Stalin und allen ſeinen Nachfolgern, ſtets der 
Deviſe treu bleiben werden, welche fie in Breſt⸗Litowſk, Riga und bei 
allen anderen Friedenskongreſſen und Konferenzen, an welchen fie teil⸗ 
genommen haben, zum Ausdruck gebracht haben. Dieſe Deviſe lautet: 
„Nieder mit dem Kriege, es lebe die Revolution.“ Dieſe Worte werden 
ſtets das Programm der Tat und des Benehmens der Bolſchewiken bleiben. 
Sie werden jedem Kriege ſtets mit allen Mitteln aus dem Wege gehen. 
Sogar ein ſiegreicher Krieg Moskaus wird ſtets ein gewiſſes Gegen⸗ 
gewicht in der roten Armee bilden, und davor haben die Bolſchewiken bez 
fonders Angſt. Außerdem könnte ein Krieg gegen die ſchwachen Rand: 
ſtaaten eine allgemeine europäiſche Front gegen die Sowjets bilden. Und 
keine Frontattacken könnten dann noch Erfolg haben. Sogar eine ſiegreiche 
Okkupation der Randftasten wäre nur die Vernichtung einer Scheidewand 
zwiſchen Europa und Sowjetrußland, was dem Kreml auch nicht an- 
genehm wäre. Nach dem bolſchewiſtiſchen Plane ſoll doch Europa nicht 
durch Krieg erobert werden. Es ſoll ihnen wie eine reife Frucht in den 
Schoß fallen. Dieſe Reife hängt einerſeits von den Erfolgen der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Propaganda und andererſeits von der Verſchärfung der Wirt⸗ 
ſchaftslage (Arbeitsloſigkeit, Erfolge des Extremismus uſw.) in Europa 
ſelbſt ab. Daher iſt die Spitze der bolſchewiſtiſchen Propaganda immer 
gegen wirtſchaftlich ſchwächere Staaten gerichtet und nicht gegen wirt- 
ſchaftlich hochſtehende Staaten. In dieſer Hinſicht werden keine Verträge 
mit den Bolſchewiken helfen. Dieſe Verträge binden die Bolſchewiken in 
keiner Weiſe. Sie ſehen dieſelben nur als einen taktiſchen Schritt zur Er- 
langung einer Agitationsfreiheit an. Die Polen verſtehen es nur allzu gut, 
daß ſie mit einer jeden anderen Regierung wegen des Rigaer Vertrages 
Schwierigkeiten haben werden. Daher ift das Fortbeſtehen der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Macht das beſte, was die Polen ſich wünſchen können. Die er⸗ 
folgloſe Offenſive Trotzkis gegen Polen im Jahre 1920 berechtigt die 
polen dazu, immer zu behaupten, ſie ſtehen unter der Drohung eines bol⸗ 
ſchewiſtiſchen Angriffes, daß ein ſolcher Angriff ſchon einmal ſtattgefun⸗ 
den hat und daß es den Polen nur mit Mühe gelungen iſt, denſelben auf⸗ 
zuhalten und Europa vor der bolſchewiſtiſchen Slut zu erretten. Jedem 
aber, der nur einigermaßen mit dem Gange des polnifchebolfchewiftifchen 
Krieges bekannt ift, ift es vollkommen klar, daß die Bolſchewiken die pol: 
niſche Front leicht durchbrochen haben. Sie hätten zweifellos Warſchau 


6 81 


MI. v. Roroftowes 


eingenommen, wenn nicht die franzöfifchen Offiziere, mit General Wey⸗ 
gand an der Spitze, die Verteidigung Warſchaus organiſierten und den 
Angriff der Bolſchewiken zum Stillſtand brachten. 

Zu der Zeit glaubten die Bolſchewiken, die als Kriegskommiſſar ba: 
mals noch Trotzki hatten, daß Europa ſo ſchwach wäre, daß es durch 
einen direkten Schlag möglich wäre, in ganz Europa einen Aufſtand zu 
entfeſſeln. Es folgte jedoch eine bittere Enttäuſchung, und jetzt ſehen Stalin 
und alle ſeine Mitarbeiter auf Polen wie auf eine Scheidewand, welche 
ſie von Europa trennt. Europa aber muß nicht durch Krieg, ſondern durch 
Revolution beſiegt werden. 

Allerdings haben die Bolſchewiken es in den letzten Jahren mehrfach 
unternommen, in Polen von innen heraus einen Putſch zu organiſieren. 
Sie haben aber dieſes in unentſchloſſener Form gemacht. Scheinbar wußten 
fie ſelbſt nicht, was mit Polen anzufangen fei, wenn ihre Ideen dort Fuß 
gefaßt hätten, ohne einen gleichzeitigen Sieg in Deutſchland zu verzeichnen, 
iſt doch Deutſchland für die Bolſchewiken der Hebel, um die Welt aus den 
Angeln zu heben, zunächſt aber alle Randſtaaten in den Beſtand der 
Sowjetunion einzufügen. 

Bei der Beſprechung der polniſch⸗bolſchewiſtiſchen Beziehungen muß 
noch eine wichtige Tatſache ins Auge gefaßt werden. Als eine ihrer vielen 
Zerftörungswaffen benutzen die Bolſchewiken auch das ſogenannte Dum: 
ping. Dieſe Waffe iſt für Europa beſonders gefährlich wegen des hohen 
Lebensſtandards der europäiſchen Arbeiter. Für Polen jedoch iſt dieſes Dum⸗ 
ping infolge der primitiven, faſt mittelalterlichen Lebensweiſe der polni⸗ 
ſchen Arbeiter viel weniger gefährlich. Polen nimmt ſelbſt ein gewiſſes 
Dumping vor, indem es einige Erzeugniſſe dank der billigen Arbeitskräfte 
(Leder, Kohle, Holz uſw.) zu Schleuderpreiſen auf den Markt wirft. Aus 
dieſem Beiſpiel iſt wiederum zu erſehen, wie Polen und die Sowjetunion 
zwei Seiten derſelben Medaille ſind, auch wenn ſie auf den erſten Blick 
verſchieden und entgegengeſetzt erſcheinen. In Wirklichkeit ſind ſie eng ver⸗ 
bunden, helfen einander und ſind aufeinander angewieſen. 

Es gibt auch andere Erſcheinungen, welche Polen mit Sowjetruß⸗ 
land verbinden. Dieſe beiden Länder behaupten immerzu, daß fie die Bez 
ſchützer und Träger des Gedankens der Selbſtbeſtimmung der Volker 
ſeien, daß nur bei ihnen die Frage, welche im nachkrieglichen Europa unter 
dem Namen „nationale Minderheiten“ bekannt iſt, richtig gelöſt worden 
ſei. Und ſo iſt ihre Politik in dieſen Fragen dieſelbe. Lenin und die von 
ihm geführte kommuniſtiſche Partei fingen dieſe Politik bereits im Jahre 
1913 auf der Krakauer Konferenz an, indem fie den Völkern das Recht 
der Selbſtbeſtimmung bis zur völligen Loslöſung vom Mutterlande zu⸗ 
erkannten. Später find die Bolſchewiken in dieſer Stage bis zur völligen 
Unterdrückung jeder Autonomie, außer der Sprachenfrage, gegangen. Ge⸗ 
nau ebenſo begann Polen mit einer Begünſtigung der ukrainiſchen, ruthe⸗ 
niſchen und weißruſſiſchen Bewegungen und ging nachher zu Maßnahmen 
des chauviniſtiſchen Terrors über. Beide Regierungen ſind in gleichem 
Maße daran intereſſiert, alle antibolſchewiſtiſchen und antipolniſchen Ele⸗ 


82 


Die polniſchen Propagandaloſungen und ihre Hintergründe 


mente in ihren Ländern zu vernichten. In dieſer Beziehung arbeiten die 
bolſchewiſtiſche Tſcheka und die polniſche Defenſive häufig Hand in Hand. 

Es gibt noch eine andere Frage, in welcher die Intereſſen Polens und 
der Bolſchewiken gemeinſam ſind und die für beide Staaten ſehr wichtig 
iſt. Es iſt dieſes die religiöfe Frage im Oſten Europas. Durch intenſive 
Propaganda haben die Polen es verſtanden, den Anſchein zu erwecken, als 
feien fie die wirklichen Träger des Chriſtentums im Often, daß nur fie 
wirkliche Katholiken ſeien, und auf dieſe Weiſe erreichten ſie den Segen 
des Papſtes zur freien Tätigkeit im Oſten. Sie hofften, daß die Bolſche⸗ 
witen durch ihre Verfolgung von Religion und die Zerſtörung der Kirchen 
im Often eine gewiſſe tabula rasa bilden werden, welche einen befondero 
fruchtbaren Boden für die katholiſche Saat bilden könnte. Dieſe Propaganda 
des Katholizismus wird von den Polen in beſonders chauviniſtiſcher orm 
geführt. In der Frage der Zerſtörung der orthodoxen Kirche in den polni⸗ 
ſchen Gebieten ſtehen die Polen den Bolſchewiken faſt nicht nach. Wenn 
auch dieſe Verfolgungen ihr Ziel in keiner Weiſe erreicht haben, ſondern 
im Gegenteil an vielen Orten das religiöſe und nationale Gefühl der 
Weißruſſen und Ukrainer nur noch geſtärkt haben, fo bildet dieſer gemein: 
ſame Feldzug der Bolſchewiken und Polen gegen die orthodoxe Kirche doch 
ein Bindeglied zwiſchen ihnen. 

Bei ſo viel Ahnlichkeit nimmt es nicht wunder, wenn auch die Me⸗ 
thoden der Propaganda beider Seiten ſich ähneln. Ein beſonders beliebtes 
Propagandamittel bildet auf beiden Seiten die Statiſtik. Ihre ganze 
Statiſtik ift von A bis Z falſch und auf dem Prinzip aufgebaut, daß fie 
dieſem oder jenem Propagandazweck zu dienen hat. Sowohl bei den 
Bolſchewiken als auch bei den Polen hat die Statiſtik monſtröſe Ausmaße 
angenommen. Für alle zu propagandierende Fragen haben ſie bereits im 
voraus Broſchüren, Bücher, Angaben uſw. vorbereitet. Als Publiziſt und 
Berichterſtatter ausländiſcher Zeitungen mußte ich manchmal mich an 
ſtatiſtiſche Amter wenden, um dieſe oder jene Auskunft zu erhalten. In 
jeder angeregten Frage waren die Polen imſtande, ſofort mit den genaue⸗ 
ſten ſtatiſtiſchen zahlenmäßigen Angaben zu dienen, wobei man ſpäter ſah, 
daß alle dieſe Angaben ad usum delphini vorbereitet waren. Darin ſind ſie 
mit den Bolſchewiken vollkommen einig, welche zu ſagen pflegen, „die 
Statiſtik exiſtiere dazu, um den Gegner in dem zu überzeugen, was ſie 
ſelbſt wollen“. Für dieſe wie jene iſt es eben eine bewährte Erfahrung, 
daß die Propaganda beſſer und wirkſamer auf dem Gebiete des Unter⸗ 
bewußtſeins als auf logiſcher Solgerung baſiert ift. 

Berückſichtigt man alle dieſe Tatſachen, ſo kann man zwar Polen bis 
zu einem gewiſſen Grade als Hüter des Verſailler Vertrages anſprechen, aber 
gewiß nicht als Beſchützer Europas vor der bolſchewiſtiſchen Gefahr. 
Dazu verbinden allzuviel gemeinſame Intereſſen dieſe beiden Länder, be⸗ 
herrſcht allzuviel Gemeinſames die Pfychologie ihrer Machthaber, find 
allzugleich ihre Methoden der Arbeit und der Löſung verſchiedener Fragen. 
Nichts wäre daher leichtfertiger, als an die Ernſthaftigkeit der polniſchen 
Argumente zu glauben. 
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Polniſche 


Die Rota 


(Deutſche Überfegung des polniſchen Haßliedes) 


Wir laſſen nicht von unſerer Erde, von der wir ſtammen, 
Wir laſſen nicht verſcharren unſere Sprache, 

Wir, die polniſche Nation, das polniſche Volk, 

Ein königliches Geſchlecht — das der Piaſten, 

Wir laffen nicht zu, daß der eind uns germaniſiert. 

So wahr uns Gott helfe! 


Bis zum letzten Blutstropfen 
Werden wir den Geiſt ſchützen, 

Bis in Aſche und Staub zerfällt 
Der Anſturm der Kreuzritter. 

Eine Seftung ſoll uns jedes Haus fein. 
So wahr uns Gott helfe! 


Nicht mehr wird uns der Deutſche ins Geſicht ſpucken, 
Nicht mehr unſere Rinder germanifieren, 

Bewaffnet wird unſere Schar auftreten, 

Der Geiſt wird uns führen, 

Hingehen werden wir, wo das Goldene Horn donnert. 
So wahr uns Gott helfe! 


Wir werden durchhalten in den ſchlimmen Tagen, 
Unſer Geiſt wird ſich davon frei machen. 

Und aus unſeren Opfern, Mühen, Blut 

Wird der Rächer unſeres Schickſals erſtehen. 

Wenn aber das Goldene Horn der Freiheit aufblitzt. 
So wahr uns Gott helfe! 


Die Rota 


Schlaglichter 


Rota > 


Z zapałem Feliks Nowowiejski 


Nie rzucim ziemi skąd nasz ród, 
Nie damy pogrześć mowy! 

My polski naród, polski lud, 
Krolewski szczep Piastowy. 

Nie damy by nas zniemezyl wróg, 
Tak nam dopomóż Bóg, 

Tak nam dopomóż Bóg! 


Do krwi ostatniej kropli z żył — 
Bronié będziemy Ducha — 

Aż się rozpadnie w proch i w pył 
Krzyżacka zawierucha. 

Twierdzą nam będzie każdy próg..... 
Tak nam dopomóż Bóg! 


Nie będzie Niemiec pluł nam w twarz, 
Nie dzieci nam germanił, 

Orezny wstanie hufiec nasz, 

Duch bedzie nam hetmanił, 

Pójdziem, gdy zagrzmi złoty rög,.... 
Tak nam dopomóż Bóg! 


Marja Konopnicka 
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Das Thorner Bluturteil 


Es geſchieht wohl, daß ein Knabenſtreit in leidenſchaftlicher Partei- 
nahme der Erwachſenen bedeutende Folgen auslöſt, die über Jahrzehnte 
hinweg das Schickſal eines Gemeinweſens, eines Staates, eines Volkes 
beſtimmen. In Thorn, wo noch die Not und Verwirrung des Nordiſchen 
Krieges nachzitterte, hielten eines Juliſonntages 1724 die Benediktiner⸗ 
nonnen im Hof der Jakobskirche eine Prozeſſion ab. Deutſche Bürgers 
jungen evangeliſchen Glaubens ſtanden an der Kirchhofsmauer und ſahen 
ſich das fremde Gepränge an. Da ſprang ein polniſcher Schüler aus den 
Reihen der Prozeſſierenden, verſetzte den deutſchen Jungen Ohrfeigen 
und verfuchte fie in die Knie zu zwingen. Die Anaben gingen ohne 
Widerrede davon. Ein belanglofer Vorfall. Aber nach beendeter Proz 
zeſſion fing derſelbe polniſche Schüler mit einem Sleifcherburfchen und 
einem Lehrling Streit an. Es war nichts Ungewöhnliches, wenn auch 
von den deutſchen Bürgern der Stadt nur ſchwer ertragen, daß ſich 
Schüler des Jeſuitenkollegs, meiſt junge polniſche Adlige, Übergriffe 
und Herausforderungen dem deutſchen Bürger gegenüber erlaubten. 
In den Knabenſtreit griffen Bürger ein, übergaben den hochfahrenden 
Schüler der Stadtwache. Tags darauf, es waren gerade Ferien, ein all⸗ 
gemeiner Tumult unter den Jeſuitenzöglingen. Mit gezückten Degen 
rotteten ſie ſich auf offener Straße, bedrohten ſie Bürger und verſuchten 
ſie die Stadtwache zu ſtürmen. Die gereizten Bürger griffen einen anderen 
Schüler auf und lieferten ihn in die Wache; der erſte war inzwiſchen 
entlaſſen worden. Die Unruhen zogen ſich über den Tag hin, niemand 
in der Stadt nahm ſie ernſt. Da griffen ſich die Polen einen deut⸗ 
ſchen Gymnaſiaſten und ſchleppten ihn unter Schlägen in ihre Schule. 
Es war Abend geworden, ein Montag, da die Handwerksgeſellen und 
viele Bürger zu feiern pflegten. Sie waren draußen vor den Stadttoren 
in den Biergärten geweſen. Auf dem Heimweg erfuhren ſie von der neuen 
Kränkung ihrer Stadtfreiheit, von dem Übergriff der polniſchen Junker. 
Die erregten Bürger und Burſchen drängten ſich vor den Fenſtern der 
Jeſuitenſchule. Drohungen wurden laut. Deutſche Gymnaſiaſten, beſorgt 
um das Schickſal ihres Mitſchülers, verlangten die Herausgabe des Ver⸗ 
ſchleppten, deſſen Leben bedroht war. Die umlagerten Polen machten ſtatt 
deſſen mit geſchwungenen Degen einen Ausfall auf die Menge. Steine 
flogen. Die heranrückende Stadtwache ſpielte eine klägliche Rolle, ſie wußte 
nach beiden Seiten nichts auszurichten. Der Bürgermeiſter der Stadt, 
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Roefner, ſchickte den Stadtſekretär, erſuchte um Herausgabe des deutſchen 
Gymnaſiaſten. Der polniſche Rektor verlangte zuvor die Entlaſſung des 
polniſchen Schülers. Der Tumult wuchs über dieſem fruchtloſen Hin und 
Her. Die Bürgerwache wird aufgeboten. Zum zweitenmal ſchickt Roeſner 
den Sekretär in das Kollegium. Er ſagt die Entlaſſung des polniſchen 
gegen die des deutſchen Schülers zu. Der Entſcheid läßt auf ſich warten. 
Von den Polen wird die große ehrwürdige Glocke von St. Johann ge⸗ 
läutet. Die Deutſchen werden durch dieſes Sturmgeläut nicht ruhiger. 
Der Kommandant der polniſchen Krongarde ſchickt eine Abteilung Sol⸗ 
daten. Da kommt der Stadtſekretär mit dem freigelaſſenen Deutſchen aus 
der Schule. Der Aufruhr ſcheint gedämpft, die Menge hat ihr Ziel er⸗ 
reicht. Da erdreiſten ſich die polniſchen Schüler, aus den Fenſtern auf die 
eben beruhigte Menge zu ſchießen. Die Bürger rotten fih erneut zu: 
ſammen. Einzelne machen ſich an der Tür zu ſchaffen. Sie gibt nach. Das 
Volk bricht in die Schule. Da iſt kein Halten. Über den Hof ins Kloſter 
nachdrängend, beginnt die Menge zu zerftören, was ihr in die Hände fällt. 
Durch die polniſche Krongarde wird fie ſchließlich zerſtreut und der Auf⸗ 
ruhr beendet. Inzwiſchen war es halb zwölf geworden. Wer da zerftört 
hatte, was geſchehen war, hatte kein Beteiligter im Dunkeln erkennen 
tönnen. Ein Holzzaun war draußen auf der Gaſſe verbrannt worden, 
Senſterrahmen; die Polen behaupteten, Heiligenbilder und Altäre. Immer⸗ 
hin war die innere Einrichtung der verhaßten Schule zerſtört, aber kein 
Menfchenleben vernichtet worden. 

Es war keine ſchöne Tat. Sie ging in der Ahndung jugendlicher 
Hochfahrt weit über jedes Maß hinaus. Man wird ſie dennoch aus der 
Not und Hoffnungsloſigkeit der deutſchen Bürgerſchaft leicht begreiflich 
finden. Da hatten ſich eben jene Nonnen die evangeliſch⸗deutſche Jakobs⸗ 
kirche bald nach dem Olivaer Frieden, der doch den preußiſchen Städten 
durch die europäiſchen Machte in feierlicher Sorm geiſtliche und weltliche 
Freiheit und Beſitzſtand zugeſichert hatte, durch eine offenkundige, geradezu 
ſchamloſe Urkundenfälſchung zuſprechen laſſen. Da war Schritt für Schritt 
eine der beſchworenen Freiheiten nach der anderen Kronpreußens beſchrankt 
worden. Als Diſſidenten fielen die Deutſchen Stufe um Stufe zu einer 
verächtlichen und rechtloſen Bevölkerung geringſten Ranges herab. Offen⸗ 
kundige polniſche Bemühungen galten der Gewinnung der letzten deutſchen 
Kirche in der Stadt. Mit Krontruppen war der Kulmer Bifchof zur Sron- 
leichnamsprozeſſion nach Thorn gerückt. Mit Ketten hatten die deutſchen 
Bürger ihre letzte Kirche in der eigenen Stadt befehützen müffen. Unlängft 
war es erſt geweſen, daß der Biſchof unverblümt gedroht hatte: „Euer 
pöſtſetzen und Rettenvorziehen wird euch diesmal nichts nützen.“ Die 
Stadt, die ein vorbildliches, im deutſchen Oſten hoch angeſehenes deut⸗ 
ſches Gymnaſium unterhielt, hatte ſich nicht dagegen wehren können, daß 
in dem faſt rein deutſchen Gemeinweſen, in dem dafür nicht das geringſte 
Bedürfnis vorhanden war, von den Jeſuiten ein Kolleg gegründet wurde, 
das vorzugsweiſe den herbeigezogenen polniſchen Adelsſöhnen zur Er⸗ 
ziehung diente, der Stadt aber einen fremden Einſchlag gab, der durch eine 
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Keihe polniſcher Offizianten und Militärs eine Verſtärkung erfuhr. Freilich 
hatte ſich Thorn den deutſchen Charakter wie Danzig und Elbing ge⸗ 
wahrt, ſeine Fünfte waren anders wie in den groß⸗ und kleinpolniſchen 
Städten rein deutſch. Nur in den Vorſtädten ſiedelten Polen. Die dienen⸗ 
den Berufsſtände, Knechte, Mägde, Berufe wie die Sackträger waren 
polniſch. Steuer⸗, FZollbeamten, die Poſtoffizianten waren Polen. Das 
Bürgertum in ſeinen drei Ordnungen war ungebrochen deutſch, war in 
der geſchichtlichen Entwicklung des Landes evangeliſch. Vor wenigen 
Jahren hatte die Stadt den Nordiſchen Krieg überſtanden, da fie unter 
der Führung des königstreuen Bürgermeiſters gegen die ſchwediſchen 
Glaubensgenoſſen Widerſtand geleiſtet hatten und um ihrer treuen Aale 
tung willen Beſchießung und Brandſchatzung der Schweden hatten aus⸗ 
halten müffen. Seitdem war der Wohlſtand der Stadt gebrochen. Er- 
regung und Sorge um die Zukunft waren allgemein. Es war ein unerträg⸗ 
licher Zuftand mißtrauiſcher Spannung, halben Krieges. Enttäuſchung, 
Verbitterung, Sorgen hatten ſich in einem elementaren Ausbruch entladen. 

War die Zerftörung des Jeſuitenkollegs durch deutſche Bürger eine 
unbeſonnene Tat, fo wurde die gerichtliche Sühne zu einem unvergeß— 
lichen Martyrium. „Man hat ſoviel Grauſamkeit gegen dieſe arme, un⸗ 
ſchuldige Leute ausgeübet, daß es bey der poſteritaet faſt keinen Glauben 
finden wird“, äußerte fidh in nie überwundener Empörung Rönig Stied- 
rich Wilhelm I. von Preußen. Der polniſche Rechtsgang aber war ein 
grelles Bild von Rechtsperweigerung, Beſtechlichkeit, falſchem Zeugnis, 
Sanatismus, das für ganz Europa über Jahrzehnte hinweg das Urteil 
über polniſche Zuftände und Rechtsinftitutionen beſtimmte. 

Der Rat entſchuldigte ſich bei dem Rektor der Jeſuitenſchule. Diefer 
meinte kühl, ſolche Kränkung müſſe höheren Orts ihre gerechte Sühne 
finden. Das geſchah für polniſche Verhältniſſe ungewöhnlich ſchnell, faſt 
kann man ſagen, mit einer verdächtigen Haſt und Eile. Wie ſehr Bericht 
und Gegenbericht der beklagten Stadt und der Ankläger in der Solge über 
den Tumult voneinander abwichen, darin ſtimmten ſie überein, daß nicht 
nur die Tätlichkeiten am 16. Juli von einem polniſchen Schüler ohne 
Herausforderung ausgegangen waren, ſondern daß auch der Tumult am 
Tage darauf feinen Anlaß in der gegen das Soheitsrecht der Stadt und die 
geſetzliche Ordnung verſtoßenden Verſchleppung des deutſchen Schülers 
in das polniſche Kollegium hatte. Anſtatt von bieten feſten Befunde aus: 
zugehen, diente die polniſche Unterſuchung lediglich dazu, eine vorgefaßte 
Kränkung der katholiſchen Staatsreligion durch die deutſchen Diſſidenten 
nachzuweiſen. Und die Strafe für die Stadt ſtand bereits feſt, ehe über⸗ 
haupt ein Jeugenverhör angeſtellt war. Die ſchon 14 Tage nach dem Ge- 
ſchehnis ergangene Vorladung der Stadt vor das Hofgericht erfolgte mit 
der Begründung, „um die verdiente Strafe zu empfangen“. 

Freilich hätte die Stadt nach dem Urteil erfahrener Leute es in der 
Hand haben können, ſich von vornherein einen günſtigen Boden zu ſchaf⸗ 
fen. Als Kompanien der Krongarde, Dragoner, Fußtruppen des Königin 
tegimentes aus Daten, 13 Rompanien an der Zahl, wie im Kriege in die 
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verängſtigte Stadt rückten und ihr mit Einquartierung und Streitigkeiten 
ſchwere Laſten erwuchſen, griffen die Ordnungen zu dem gebräuchlichen 
Mittel, die Befehlshaber zu „devincieren“, wie der Ausdruck für ſchmieren 
hieß. Aber für die vornehmen Herren der Unterſuchungskommiſſion reichten 
die Stadtmittel nicht aus. „100 ooo preußiſche Gulden hättet ihr bei fo 
gefährlichen Umſtänden nicht anſehen, ſondern ſie denen, ſo am meiſten 
wider euch geſchrien, in den Hals werfen ſollen, da ſie denn das Maul 
wohl zugetan haben würden“, kritiſierte ein ſachkundiger Zeitgenoſſe das 
wenig angebrachte Vertrauen der Thorner in ihre Unſchuld und den pol— 
niſchen Kechtsgang. d 

Nachdem das Hofgericht wie gebräuchlich entſchieden hatte, daß an 
Ort und Stelle eine Unterſuchungskommiſſion den Tatbeſtand prüfen ſollte, 
begann am 10. September unter Vorſitz des Pommereller Biſchofs Szem: 
beck die Nachprüfung der beiderſeitigen Darſtellungen über die Vorgänge. 
Zuvor hatte noch ein Mitglied der Kommiſſion zur beſonderen Kränkung 
der Stadt die Ablieferung der Stadtſchlüſſel verlangt, unter Verpfändung 
ſeines Wortes, ſie bei Abreiſe wieder auszuliefern, ein Wort, das von dem 
Geber, dem Fürſten Lubomirſki, glatt gebrochen wurde. Die folgende 
Unterſuchung war eine für die Rechtlichkeit der polniſchen Rechtſprechung 
vernichtende Farce, bei der nicht nur der wichtigſte Jeuge mundtot gemacht 
wurde, ſondern auch durch geheimes Verhör, durch Drohung und fort⸗ 
geſetzte Einſchüchterung eine ſtändige Zeugenbeeinfluffung ſtattfand. Ent: 
laſtende Ausſagen fanden keine Berückſichtigung, durch Zeugenauswahl 
und ⸗beſchränkung, durch Ausdehnung der Zahl der Beklagten wurde das 
Verhör völlig willkürlich gelenkt. So wurde der Schuhmacher Wunſch 
auf Grund der Angabe ſeiner polniſchen Magd verurteilt, obgleich ſich 
ſämtliche Nachbarn zum Schwur erboten hatten, daß er bettlägerig ge⸗ 
weſen ſei und aus dem Grunde gar nicht an dem Tumult hätte teilnehmen 
können. Später, als dann auch die Magd, von Gewiſſensbiſſen getrieben, 
ihre Ausſage zurücknehmen wollte, wurde ſie zurückgewieſen: „Haſt du 
es einmal beſchworen, fo packe dich fort.“ Nicht anders ſtand es um die anz 
gebliche Schuld der meiſten der von der Unterſuchungskommiſſion heraus⸗ 
gegriffenen Hauptſchuldigen, zu denen der Bürgermeiſter Roeſner als erſter 
gehörte, weil er dem Tumult nicht geſteuert, ſondern ihn vielmehr an⸗ 
gefacht hätte. Mit einem umſtändlichen Dekret ſchloß die Rommiſſion ihre 
vierwöchige Arbeit ab. Danach hätten die Jeugenverhöre 15 Perſonen der 
Anſtiftung des Tumultes und der Gottesläſterung überführt. Bezeichnend 
für den Rechtsgang ift, daß die Zeugenausfagen dem Rat nicht mitgeteilt 
wurden. Übrigens hatte ſich kurz vor der Verleſung des Dekretes ein 
ſchamloſer Erpreſſungsverſuch der Kommiſſion auf die verarmte Stadt 
ereignet, der das witzige Urteil jenes erwähnten Zeitgenoffen glaubhaft 
macht. Zwei Tage feilſchte die Kommiffion um ein Douceur oder Honorar 
in Höhe von mindeſtens 200 Dukaten für das Mitglied, wobei ſich einzelne 
noch beſondere Forderungen vorbehielten, wie der Raftellen von Kulm, 
der gleich 1000 Dukaten beanfpruchte. Die Stadt konnte dem allzu deut: 
lichen Wink nicht folgen und die Kommiffion „devincieren“, ihre Armut 
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zwang ſie, um die Höhe des Honorars zu handeln und ſich den Unwillen 
aller Mitglieder zu wecken. 

Das Dekret gelangte nunmehr als Grundlage des zu fällenden Urteils 
vor den Polniſchen Reichstag, der ſchon ungeduldig feinem Willen zu 
ſtrengſter Ahndung Ausdruck gegeben hatte. Man wird ſich hierbei er⸗ 
innern, daß hinter der Entrüſtung über die gekränkte katholiſche Bon: 
feſſion der alte Haß gegen das Deutſchtum Preußens, die leidenſchaftliche 
Abneigung gegen die ſtädtiſche Selbſtverwaltung die wahren Beweg⸗ 
gründe zu einem ſcharfen Zugriff waren. Als dann Ende Oktober die end⸗ 
gültige Verhandlung vor dem Warſchauer Aſſeſſorialgericht ſtattfand, 
wurde die Stadt unter dem fanatiſchen Lubomirſki lediglich von Vertretern 
der polniſchen Nationalität abgeurteilt. Die verteidigenden Darlegungen 
der Deputierten der unglücklichen Stadt wurden ungehört niedergeſchrien. 
Die jeſuitiſchen Berichte über den Tumult wurden in nahezu allen Einzel⸗ 
heiten als erwieſen angenommen. Das Urteil kam demnach zur Seftftellung 
der Mitſchuld Roefners und des Zweiten Bürgermeiſters Zernede. Das 
Gericht erkannte für beide auf Todesſtrafe. Dieſelbe Strafe wurde über 
12 weitere Thorner Bürger verhängt; daneben erkannte das Gericht auf 
eine Reihe geringerer Strafen. Die ganze Stadt wurde ferner zu einer 
Verfaſſungsänderung verurteilt, die ihr im Laufe der Zeit in verz 
hängnisvollſter Weiſe den deutſchen Charakter ſchmälern mußte. Rat, 
erſte und zweite Ordnung mußten in ihre Reiben Polen aufnehmen; 
Bürgerrecht und Jugehörigkeit zu den Zünften ſollten wie in den polo⸗ 
niſierten Städten Groß- und Kleinpolens ohne Einſchränkung Polen offen⸗ 
ſtehen. Die Marienkirche als letzte deutſche Kirche der Stadt ſollte mit dem 
deutſchen Gymnaſium dem Orden der Bernhardiner ausgeliefert werden. 

Am 16. November wurde das Urteil der Vollſtreckungskommiſſion 
übergeben. Ein Umſtand allein ſchien nur noch das äußerſte von der 
tief erſchütterten Stadt abwenden zu können: die Vollſtreckung war an 
die Ableiſtung eines Feugeneides durch die Kläger geknüpft. Es ftand zu 
hoffen, daß dieſe Eide, wenigſtens ſoweit es das Leben Thorner Bürger 
betraf, von den Jeſuiten nicht geſchworen werden würden. 

Die Stadt ſollte ſich auch hier täuſchen. Inzwiſchen waren Bitt⸗ 
ſchreiben an den König erfolglos geblieben, ebenſo wie das Erſuchen, nach 
deutſchem Recht und preußiſchen Gewohnheiten erneut verhört zu werden. 
Auch vermochte ein gemeinſamer Schritt der drei großen Städte Preußens 
polniſchen Anteils, außer Thorn, Danzig und Elbing, nichts zu erreichen. 
In ſeiner Bedrängnis wandte ſich ſchließlich der Rat an die Urheber des 
harten Spruches, die Thorner Jeſuitenväter, mit der Bitte, durch ihre Gürz 
ſprache das Urteil zu mildern. Sie benutzten die Gelegenheit, ihre Für- 
bitte an Geldzahlungen zu knüpfen. Vergeblich verwandte ſich auch Sried- 
rich Wilhelm I. von Preußen für die Thorner. Seine Bitten an König 
Auguſt gipfelten in der Forderung, das Urteil zu verwerfen und den 
Tumult vor ein gemiſchtes Gericht beider Nationalitäten und Bekenntniſſe 
zu bringen. Er begründete ſeine Intervention als Mitgarant des Olivaer 
Friedens. 
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Alle diefe Verſuche kamen zu fpät. Die Urteilsvollſtreckung ging ihren 
vorgeſchriebenen Gang. Alles hing von den Jeſuiten ab. Sie aber machten 
die Rettung der zum Tode Verurteilten von ihrem Übertritt zum katho⸗ 
liſchen Bekenntnis abhängig. Hier wächſt der bisher allem äußeren An⸗ 
ſchein zum Trotz faſt ausſchließlich politiſche Handel, der eine Handhabe 
zur Schwächung der preußiſchen Selbſtändigkeit geben ſollte, in das Gebiet 
religiöſen Martyriums hinein. Über die Verurteilten, die mit einer einzigen 
Ausnahme allen Verſuchungen gegenüber ſtandhaft blieben, leuchtet am 
Ende dieſer Tragödie aus der Dürftigkeit eines verworrenen, in ſich un⸗ 
einigen Geſchlechts dumpfer Bürgerlichkeit und enger Eigennützigkeit der 
Adel tiefen, reinen Glaubensbekenntniſſes auf. Aber der Beurteiler verkennt 
die Bedeutung des Vorgangs, wenn er dieſes Märtprer⸗ und Glaubens: 
kämpfertum des Schlußaktes als beſtimmend für die früheren Abſchnitte 
des Geſchehniſſes annimmt. Hoffnung und Verzweiflung wechſelten in⸗ 
deſſen in der Stadt von Stunde zu Stunde, war doch bekannt geworden, 
daß ſelbſt der päpſtliche Nuntius in Warſchau den Thorner Vätern aus⸗ 
drücklich befohlen hatte, den verlangten Todeseid nicht zu ſchwören. Ein 
großer Teil der Ausführungskommiſſion hatte nichts anderes erwartet. 
Um fo tiefer waren „Konſternation und Lamentieren“, als die Jeſuiten 
mitleidslos den verlangten Eid leiſteten. 

Nichts vermochte nun noch den Gang aufzuhalten. Das einzige, 
was vom Tage der Eidleiſtung über einen zwiſchenfallenden katholiſchen 
Feiertag zum Morgen der Urteilsvollſtreckung die inneren Seelenkämpfe 
der unſchuldig Verurteilten unterbrach, waren die unabläſſigen Bemühun⸗ 
gen der Jeſuiten, mit der Bekehrung der Verurteilten ihr Leben zu retten. 
Aber alle blieben feſt. Der frühe Morgen des 7. Dezember fand Bürger- 
meiſter Roeſner als erſten auf dem Gang zum Schafott. Mit dem Liede 
„Herr Jeſu Chriſt, ich ſchrei' zu dir“ auf den Lippen wurde er enthauptet. 
Ihm folgten, nicht minder ſtandhaft, alle bis in den Tod wiederholten Be⸗ 
kehrungsverſuche der polen zurückweiſend, 9 Thorner Bürger, mit evange⸗ 
liſchen Sterbeliedern, mit dem Gebet „Herr Jeſu, dir lebe ich“ ſich Zu⸗ 
ſpruch gebend, und wurden in grauenhafter Weiſe von dem betrunkenen 
Scharfrichter verſtümmelt und zerhackt. Durch das Blut, über die zuckenden 
Leiber der nur ſchlecht gerichteten Vordermänner hinweg mußte einer 
nach dem anderen der Unglücklichen auf das Schafott ſchreiten. „Gottlob“, 
richtete ſich einer von ihnen, Hertel mit Namen, an dem heldenhaften 
Tode Roeſners auf, „unfer unſchuldiger Vater hat überwunden, wir 
wollen ihm fröhlich folgen“. Begnadigt wurde allein Jernecke, der Zweite 
Bürgermeiſter, der ſich gewiſſer Juneigung bei den Jeſuiten erfreute, frei⸗ 
lich koſtete ihm die Gnade ein Vermögen. Seine unerſchrockene Frau hatte 
unabläſſig für ſeine Begnadigung gewirkt. 

Eine ungeheuerliche Tat war geſchehen. Jehn gewiß unſchuldige 
deutſche Bürger, darunter der gelehrte Bürgermeiſter der Stadt, deſſen 
Königstreue wiederholt ihre Bewährung gefunden hatte, waren in grau⸗ 
ſamſter Weiſe auf völlig unerwieſene Behauptungen hin an ihrem Leben 
gerichtet worden, obwohl Veranlaſſung und Schuld an dem Tumult auf 
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Seiten der Kläger lagen: eine öffentliche Entblößung tiefer Kechtloſigkeit 
der deutſchen Bevölkerung in Polen, zügelloſer Willkür der Träger der 
Staatsmacht. Die Tat rief allgemeine Empörung in Europa hervor, ſie 
beſchäftigte eine Reihe europäiſcher Höfe in ſchwerwiegenden diploma: 
tiſchen Entwürfen. Saft ſchien es zum Kriege kommen zu follen. Die 
polniſchen Teilungen warfen ihre Schatten vorauf. Don England, Däne⸗ 
mark, Schweden, Frankreich, Rußland, den Garanten der politiſchen und 
kulturellen Freiheit Preußens polniſchen Anteils, im Olivaer Frieden hatte 
fih Dänemark noch vor der Vollſtreckung des Bluturteils, ebenſo wie 
Brandenburg, für die Verurteilten verwandt. Schweden gewann Frank⸗ 
reich und England für ein gemeinſames Vorgehen. Katharina von Ruß: 
land bot dem preußiſchen Könige gemeinſame militäriſche Maßnahmen 
gegen Polen an. Es ſchien, als nach Abſchluß der Wiener Allianz der 
katholiſchen Mächte Oſterreich und Spanien in Hannover Frankreich, Eng- 
land und Preußen einen Schutzvertrag abſchloſſen, zu einem neuen Reliz 
gionskrieg kommen zu ſollen. Da mußte Friedrich Wilhelm erkennen, daß 
das Bündnis der letzten Mächte nicht die Rechte der Evangeliſchen in 
Polen und eine Neuordnung der polniſchen Verhältniſſe zum Ziel hatte, 
ſondern die Eroberung und Aufteilung der öſterreichiſchen Niederlande. 
So wurde die preußiſche Freiheit in den Schachzügen der europäiſchen 
politik fallen gelaſſen, nachdem die aufgerührten Leidenſchaften für kurze 
Zeit weiter zielenden Plänen der Großmächte ihren Atem geliehen hatten. 
Sriedrich Wilhelm aber näherte ſich in der Golge mehr Rußland. Er ſelbſt 
vergaß die Thorner Tragödie Zeit feines Lebens nicht. Sie zitterte im Gez 
dächtnis des Jahrhunderts von Geſchlecht zu Geſchlecht nach und trug 
dazu bei, das ſpätere Schickſal Polens im zeitgenöſſiſchen Urteil Europas 
als „ein gerechtes Verdikt der Geſchichte“ gut zu heißen. 


Jo ſe ph Dubrowitſch: 
Der Schnaps, die Pute und die Europafrage 


An der Krakauer Vorſtadt, im neuen Mittelpunkt der Stadt, wo vier 
Stätten des äußeren Warſchauer Lebens ſich gegenüberſtehen, das Miniſter⸗ 
präſidium, wie feindliche Brüder die beiden größten Hotels und die Rom: 
mandantur, liegt eine beliebte Weinſtube. Hier ſtrömen aus den Hotels 
die Stemden und Provinzler, über die Kommandantur das Militär und über 
das Miniſterium das Krönchen der Bürokratie und Preſſe zuſammen. 

An einem griesgrämigen Nebeltage, der weit beffer zur polnifchen Dor: 
ſchnapsſtimmung als zum Londoner Optimismus paßt, betraten das 
Reftaurant drei Herren, offenſichtlich aus der Provinz. Sie beſtellten eine 
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Slaſche Starta ), einen Hering, einen Maponnaiſenfiſch, Schinken, ſaure 
Gurken und einen Sleiſchſalat. Nach einer halben Stunde angeregter Unter⸗ 
haltung baten ſie mit etwas geröteten Geſichtern um eine Wiederholung 
der Sakuſka **), eine zweite Slaſche Starka und darauf je eine Portion 
Slaki ***). Zum Ungarwein, den der Wirt ſelbſt herbeibrachte, ein ſchmäch⸗ 
tiger Herr mit weißem Haarſchopf und einem ſtolz im Knopfloch ſtrahlen⸗ 
den ungariſchen Orden für beſondere Verdienſte (um die Einfuhr von 
Ungarwein), beſtellten die Herren je eine Portion Kurcza po polsku +). War 
es nun das politiſche Thema, auf das man unausbleiblich bei derartigen 
Anläſſen in Polen, ſpäteſtens beim Wein, zu kommen pflegt, oder einfach 
das Ende der Pute, die Stimmung wurde gereizt. In das dürre Schweigen 
fiel der Funken, als einer der Herren ärgerlich bemerkte: „Es war überhaupt 
kein Fleiſch an dieſer pute.“ Der zweite ſtocherte nachdrücklich in den 
Rnochen: „Eine verteufelt kleine portion.“ Und der dritte fiel mit dumpfer 
Stimme ein: „Wir wollen uns beſchweren.“ 

Der Schmächtige mit dem weißen Nünſtlerſchopf kam in eiligem Tanz⸗ 
ſchritt, mit windiger Eleganz, halb gaſtwirtlichen Urſprungs, halb noch 
Merkmal des in jedem Polen ſchlummernden ſchneidigen Stolzes. Mit 
weicher Stimme ſuchte er, nicht ohne leiſen Vorwurf durchſpielen laſſend, 
zu erklären, daß leider die Portionen nicht mehr nachgemeſſen werden 
konnten, daß logiſcherweiſe von der beften pute zum Schluß nur Knochen 
zu hinterbleiben pflegen und daß die Beſchwerde nun, nachdem die Pute 
verzehrt ſei, ein biſſerl zu ſpät komme. Da erhebt ſich einer der Herren 
zu ſeiner vollen Größe und ruft hochroten Geſichts, dröhnend, wie auf einer 
Volks verſammlung, in den Raum: „Sind wir eigentlich in Europa, oder 
ſind wir es nicht?“ Der keck hochgedrehte, weiße, galiziſche Schnurrbart 
des Schmächtigen erzittert beleidigt. Die politiſche Wendung, die die An: 
gelegenheit durch die Frage erhält, läßt auch an den Nebentiſchen des voll⸗ 
gepfropften Reſtaurants lebhaft für und gegen die ſtreitenden Parteien 
Stellung nehmen. Eine ſchwankende Uniform erhebt ſich vom Nebentiſch, 
begibt ſich mit Schlichtermiene zu den Streitenden. Der Offizier macht 
den Vorſchlag, den Betrag für die Pute einem patriotiſchen Zweck zu⸗ 
zuführen, vielleicht dem Dispoſitionsfond des Kriegsminiſters, den der 
Sejm Pilſudſki ſoeben geſtrichen hat, wonach die Pilſudſkiſten beſchloſſen, 
den Millionenbetrag durch eine freiwillige Sammlung aufzubringen. Aber 
der Wirt lehnt erregt ab. Er werde vom Kriegs miniſterium nicht das Geld 
für die Puten erhalten, die er zum nächſten Tag einkaufen müſſe. Auch der 
Schlichter bekommt einen roten Kopf. Er legt vorſorglich ſeinen geladenen 
Revolver auf den Tiſch. Man beginnt, einander politiſche und andere 
Grobheiten an den Ropf zu werfen. Einige Damen und Fremde verlaſſen 
das Lokal. 

Eine Viertelſtunde fpäter iſt die erregte Auseinanderſetzung zu Ende. Die 


.) Starka = alter Schnaps. 

% Satufta = Dorfpeifen. : 
*) Sieft = Nationalgericht ähnlich Königsberger led. 
+) Kurcza po polsku = Pute auf polniſche Art. 
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drei Provinzler, der Wirt und der Schlichter fitzen bei einer Slaſche teuerſten 
franzöſiſchen Kognaks beieinander. Sie ſtellen feft, daß ihre Samilien fogar 
weitläufig verwandt ſeien. Sie küſſen ſchmatzend einander auf die Backen, 
und ſie erheben das Glas auf das Wohl und die Eintracht des polniſchen 
Volkes. 

* 

Die Szene iſt in jedem Strich dem Leben entnommen. Die Macht des 
Schnapſes, das Schlemmen, das Aufflammen des Temperaments ins 
Krakeeleriſche, aber auch das ſchnelle Verflammen, das ſchillernde Um⸗ 
ſchlagen der Stimmung, vor allem aber der ewige zweifelsvoll⸗gereizte 
Wunſch, Europa zu ſein, es ſind immer wiederkehrende Elemente des ge⸗ 
ſellſchaftlichen, geiſtigen, politiſchen Alltags. 

Der Schnaps ift ein ruſſiſches Erbe. Oder richtiger das Schnaps- 
monopol, das den Schnaps erſt zum ſtaatserhaltenden Getränk erhebt. 
Neben dem Met tritt die Wudka als Nationalgetränk ſchon in der pol- 
niſchen Geſchichte auf. Jedoch, daß ihr ſilbriger Strom nicht nur die 
Mäuler, ſondern auch das Staatsſäckel erfriſcht, das iſt ruſſiſche Schule. 
Das flüffige, weiße Seuer gehört zum pfychologiſchen Grundton des mür⸗ 
ben, griesgrämigen, knurrenden Gemüts, das durch den Kauſch erft zu 
ſeinem wallenden Temperament erweckt wird, zur heißen, brodelnden Lebens⸗ 
luft, dem wirklichen Charakterzug, den ein Jahrhundert der Bedrückung 
und Mißſtimmung zur heutigen gereizten Dumpfheit zermürbt hat. Und der 
Staat, der im Paradies der Freiheit keine Roſenbetten zu bauen verſteht, 
greift zum Mittel der früheren Herren: er hilft den Gram erſäufen, um 
ſo mehr als dies noch die beſte Möglichkeit für ihn iſt, ſeine Finanzen zu 
balancieren. Aber man kennt die Wirkung des Alkohols auf die leicht ent⸗ 
flammbaren Mitbürger. Und fo verbietet man ihn für kurze Zeiträume in 
den Augenblicken, wo die Stimmung auch ohnedem hochzugehen pflegt. 
Bei Wahlen, Kekrutenaushebungen, am 1. Mai. Ein bezeichnendes Breiz 
ſpiel bot der Sejmmarſchall Daſzynſki. Als Pilſudſki den Sejm auflöſen 
ließ und die Parteien im Sejm hart auf hart aufeinanderzuprallen drohten, 
war ſeine erſte Maßnahme das Schnapsverbot im Sejmreſtaurant. 

Das üppige Gaſtmahl iſt polniſche Tradition. Die Gaſtfreundſchaft 
der Szlachta iſt hiſtoriſch, und da die Szlachta Ausdruck der polniſchen 
Nation war, ſolange es noch einen polniſchen Staat gab, weil die anderen 
Bevölkerungsſchichten beiſeite ſtehen mußten und gleichſam im Rahmen 
des Nationalen als minderwertige Elemente nicht Platz fanden, ſo iſt alles, 
was heute das hiſtoriſch verwurzelte Traditionsbewußtſein ausmacht, 
ſzlachtiſchen Urſprungs. Nun ift während der unfreien Zeit die hiſtoriſche 
Tradition beſonders inbrünſtig gepflegt worden. Religion, Kunſt und 
Literatur klammerten fich in dieſer Zeit der bedrohten Kultureinheit, des in 
ſtetiger Gefahr ſchwebenden Nationalgutes, an die Überlieferung. Dieſe, 
umrankt von in der Zeit der Ohnmacht gefponnenen Phantaſieträumen einer 
Erinnerungspſychoſe, nimmt, irreal und pretentiös, in der heutigen nüch⸗ 
ternen Wirklichkeit einer im Wirtſchaftsraum des 20. Jahrhunderts ſtehen⸗ 
den Staatsmaſchine unverhältnismäßig viel Platz ein. Hier liegt auch 
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der Grund der ſonderbar anmutenden Übermacht des Szlachtiſchen im 
öffentlichen Leben Polens verborgen. Das Sgzlachtiſche in der Struktur 
der polniſchen Geſellſchaft, insbeſondere aber jener Geſellſchaftskreiſe, 
die ſich um die regierenden Cliquen gruppieren, ift Folge der hiſtoriſchen 
Vorbedingungen, die in Polen, ſeltſame Tatſache bei einem derartig phyſiſch 
verwurzelten Nationalismus, einen reinen Klaſſen⸗, wenn nicht Cliquen⸗ 
ſtaat neu erſtehen ließen. Auch die Parteiführer der Sozialiſten und Bauern, 
ſofern ſie nicht ſelbſt der Szlachta entſtammen, paſſen ſich der Atmoſphaͤre 
an, die ganz eine Erneuerung des edelmänniſchen Klüngels, wie ihn die alte 
Szlachta darſtellte, zu werden ſcheint. Selbſtverſtändlich iſt hierbei, daß 
nicht die formelle Angehörigkeit zu einem alten Adelsgeſchlecht verlangt 
wird, ſondern daß der neue Klüngelkreis ſich erſt bildet, alſo gewiſſermaßen 
eine neue Herrſchſchicht entſteht, die in ihrer Struktur der alten Szlachta 
entſprechen wird. 

neben dem liberum veto, das die Jer fahrenheit des ſonſt ſtraffen Raften- 
geiſtes bedingte, neben dem nicht immer richtig verſtandenen Begriff der 
Ritterlichkeit, neben dem reizbaren Ehrempfinden, das dem polniſchen 
Szlachtiz den Ruf des Krakeelers eingebracht hat, iſt das Gaſtmahl das 
Sinnbild der Szlachta. Der Szlachtiz hat ſeit jeher mehr gegaſtmahlt und 
gefeiert als gearbeitet. Das Gaſtmahl für den Woiwoden, für den Richter, 
für den politiſchen und Geſchäftsfreund war das erſte Beſtechungsmittel. 
Und wenn der Fremde heute mit Staunen die lange Dauer der Gaftmähler 
in Polen betrachtet, ſo muß er berückſichtigen, daß auf dieſen Gaſtmählern 
die wichtigſten Entſcheidungen fallen. Daß dieſe Entſcheidungen, da ſie oft 
im Raufch gefaßt find, nicht immer dem Leben ſtandhalten, ift verſtandlich. 
In richtiger Erkenntnis dieſer Tatſache hat Pilſudſti das Wort von den 
„luftigen Budgets“ geprägt, von dem Dispoſitionsfonds der Kriegs- 
miniſter, die in Schnaps zerfloſſen, von den Abgeordneten, die das Volks⸗ 
vermögen zum Unterhalt ihrer Mätreſſen verwandten. Die Zwieſpältigkeit 
der Kritik Pilſudſkis iſt aber ſchon daraus zu erſehen, daß er ſelbſt und ſeine 
nächſten Mitarbeiter nicht nur als Nachkommen ſzlachtiſchen Geblüts die 
typiſchen Merkmale der alten Szlachta in ſich tragen, ſondern nun in Sinn 
und Geiſt auch die Begründer der neuen Szlachta ſind. Wenn es richtig iſt, 
daß die Regierungen im neuen Polen bis Mai 1926 nicht ohne den Schnaps 
zur Welt kamen, wie 3. B. die Regierung Witos, die im „Bacchus“ 
gebildet wurde, in einem Warſchauer Keſtaurant, das den treffend ſpmbo⸗ 
liſchen Namen für diefe Regierungsbildung trug, fo iſt es nicht weniger 
richtig, daß auf den Legionärkongreſſen, zu denen alljährlich die heutigen 
Machthaber aus allen Teilen Polens zuſammenkommen und in denen Pil⸗ 
ſudſki ſelbſt den Mittelpunkt bildet, ganze Ströme der Wudka fließen. 

Der empfindlichſte, weil wundeſte Punkt der heutigen politiſchen Ehre 
Polens iſt die Schickſalsfrage: „Sind wir Europa, oder ſind wir es 
nicht?“ Denn wenn dieſe Frage für Rußland von jedem Polen negativ 
beantwortet wird, ſo liegt naturgemäß bei der Raſſeverwandtſchaft der 
beiden Völker im tiefſten Grunde der Seele immer der Zweifel auch für ſich 
ſelbſt verborgen. Seit Jahrhunderten betrachtet ſich die polniſche Nation 
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als das weſtliche Bollwerk gegen den Oſten. Seine katholiſche Kultur gilt 
ſeit jeher der Abwehr der öſtlichen Mentalität, wenn es ihr auch nicht ganz 
gelingen konnte, die Macht der Mentalität im eigenen Volke zu brechen. 
Denn die weſtliche Kultur ift eine Kultur der Oberſchicht, jener höfiſchen 
Schicht, die in früheren Jahrhunderten ſo wenig mit dem Volk verwachſen 
war, daß ſie die franzöſiſche Sprache weit beſſer beherrſchte als die polniſche, 
und deren Epigonen aus der öſterreichiſchen Zeit noch heute wieneriſcher als 
polniſch find. Der weſtlich⸗öſtliche Dualismus ift ſchon deshalb die Schick⸗ 
ſalsfrage Polens, weil heute mit Pilſudſki das Wilnaſche Element am 
Ruder iſt. Und wenn einerſeits das jagelloniſch⸗machtvolle Beſtreben, 
europäiſche Großmacht zu ſein, das Programm Boleslav des Tapfern 
„Vom Baltiſchen bis zum Schwarzen Meer“, die Kreuzzugsmentalität eines 
Jan Sobieſki lebendiger iſt denn je, ſo ſtöhnen doch die ehemaligen Preußen 
und Gſterreicher unter der Übermacht Warſchaus und Wilnas, der ruſſi⸗ 
ſchen Regierungsfchule, die bezeichnenderweiſe fidh in dieſem noch in drei 
homogene Mentalitätsgebilde geteilten Nationgebilde ſich als die über⸗ 
mächtige erwies. 


Eine Zwieſprache uͤber den Korridor 


„Wie denken Sie über die Forderung Deutſchlands auf Rückgabe des 
Danziger Rorridors? Glauben Sie nicht, daß dies die Stelle iſt, an der 
eines Tages eine Grenzberichtigung ſtattfinden wird? 

Der bisher fo ruhige Spezialiſt fährt auf ... ſchnauft heftig! Nein, 
ganz und gar nicht. Eine Rorridorfrage gibt es überhaupt nicht! Wir 
halten uns darin an den Geiſt und den Buchftaben des Verſailler Vertrages! 
Polen brauchte einen Ausgang zum Meere. Wir haben jetzt eine Slotte und 
einen Hafen, und es iſt die vorzüglichſte Aufgabe ſowohl der Regierung 
wie des Volkes, alle Möglichkeiten, die der Meereszugang bietet, auszu⸗ 
beuten, um unſerem Lande zu ſeiner nötigen Ausweitung zu verhelfen. 

Die Deutſchen bieten Ihnen Erſatz an: Danzig als Freihafen, die 
Internationaliſierung der Weichſel, Eiſenbahnlinien für Ihren Verkehr ... 

Daran liegt uns nichts! Und unſere Flotte? Unter Hafen? .. 

Immerhin iſt die Lage Oſtpreußens auch recht ſchwierig. Es hat nicht 
nur keine Verbindung mit Deutſchland, ſondern ift auch noch durch Joll- 
grenzen von dieſem getrennt... 

Was für Jollgrenzen? Es find keine Zollgrenzen dal... 

Wirklich nicht? Man hat mir aber doch davon erzählt! Rur einige 
geſchloſſene und plombierte Jüge fahren unkontrolliert durch den Zoll... 

Es gibt keine Jollgrenzen . 

Auch Danzig beklagt ſich über Ihre Einmiſchung. Haben Sie nicht 
im Hafen ein Munitionsdepot eingerichtet? Und wollen es dort laſſen . 
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Ach, mein Herr! Ich verfichere Sie: Polen will nur Frieden. Aber 
es läßt feine Großmachtvorrechte nicht antaſten. Den Zugang zum Meere 
hat es bekommen und wird es erhalten! Er ift eine Lebensnotwendigkeit. 
Wie geſagt, für uns Polen ift die Aufwerfung der Rorridorfrage eine Un: 
möglichkeit 

Man muß ſagen: mein guter Mann erfüllte ſeine Aufgabe in dieſem 
Spezialiſtenbüro, er war für mich ganz intereſſant — trotz ſeiner ſtändigen 
trompetenartigen Schnaufer. Aber das Geſpräch hatte ſich in die Länge 
gezogen, und ich merkte, trotz ſeiner Höflichkeit, daß er gelangweilt war 
und mich zum Teufel wünſchte. e 

Alſo, ſagte ich und ſtand auf, dann ſteht, im ganzen genommen, 
alles recht gut? 

Ja, mein Herr, man könnte fo fagen... 

Ich wünſche es von Herzen. 


Entnommen aus: Robert Tourly: Le conflit de demain Berlin-Varsovie-Dantzig. 
Paris 1928. S. 75/76. 


Polen uͤber Polen 
(Aus dem Breſt⸗Prozeß November / Dezember 1931) 


Der Abgeordnete Brodadi (von Beruf Richter) erklärte: „Es fällt 
mir ſchwer, darauf zu antworten, aber das Recht iſt in Polen zu einem 
Spinnennetz geworden, durch das die Bremſe ungehindert durchfliegt, wäh⸗ 
rend die kleine Stiege hängen bleibt.“ 

Der Abgeordnete Roman Bybarſki (Profeſſor für Sinanzfragen an der 
Warſchauer Univerſität und Präſes des Parlamentariſchen Klubs der Natio⸗ 
nalen partei), über feine Meinung bezüglich des gegenwärtigen Rechts: 
zuſtandes in Polen befragt, ſagte aus: „In Polen iſt das geſchriebene 
Kecht anders als die tatſächlichen Verhältniſſe es ſind, und zwar ſchon ſeit 
mehreren Jahren. Ohne eine ausdrückliche politiſche Notwendigkeit wird 
in Polen das Recht gebeugt.“ 

Er bekundete des weiteren: Der vom Sejm alljährlich verabfchiedete 
Haushalt beſtünde eigentlich nur auf dem Papier, da die Regierung nach 
ihrem eigenen Gutdünken und nach einem beſonderen Syſtem wirtſchafte, 
wobei ſie abſichtlich jeder Verantwortung dem Sejm gegenüber ausweiche. 
Der Innenminiſter, General Schadowfli, habe ſeinerzeit erklärt: „Was bez 
deuten ſchon Geſetze“, und der frühere Handelsminiſter Awiatowſki habe 
dë Sejm offen geſagt: „Ihr könnt beſchließen, was ihr wollt, wir bleiben 

och. 
Mogilnicki bekannte: „Die Verfaſſungsbrüche find in Polen zur Ge- 
wohnheit geworden. 

Pragier: Das Regierungsſyſtem in Polen ift eine Diktatur hinter 
dem Wandſchirm. 
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Ein Sang auf Polen und feine Zintergruͤnde 
Adieu à la Pologne (1574) 


Adieu, Pologne, adieu, plaines désertes, 
Tousjours de neige et de glaces couvertes, 
Adieu, pays, d'un éternel adieu! 

Ton air, tes mœurs, mont si fort sgeu desplaire 
Qu’il faudra bien que tout me soit contraire 

Si jamais plus je retourne en ce lieu. 


Adieu, maisons d’admirable structure, 
Poisles, adieu, qui dans vostre closture 
Mille animaux pesle-mesle entassez, 

Filles, gargons, veaux et boeufs tout ensemble! 
Un tel mesnage à Pâge d'or ressemble, 
Tant regretté par les siècles passez. 

Quoy qu'on me det de vos mœurs inciviles, 
De vos habits, de vos meschantes villes, 

De vos esprits pleins de légèreté, 

Sarmates fiers, je n’en voulois rien croire, 
Ny ne pensoy que vous peussiez tant boire; 
L’euss&-je creu sans y avoir esté! 

Barbare peuple, arrogant et volage, 
Vanteur, causeur, n’ayant rien que langage, 
Qui, jour et nuit dans un poisle enfermé, 
Pour tout plaisir se joue avec un verre, 
Ronfle à la table ou s’endort sur la terre, 
Puis comme un Mars veut estre renommé. 


Ce ne sont pas vos grand’s lances creusées, 
Vos peaux de loups, vos armes desguis&es, 
Où maint plumage et mainte aile s'estend, 
Vos bras charnus ny vos traits redoutables, 
Lourds Polonnois, qui vous font indomtables; 
La pauvreté seulement vous deffend. 


Si votre terre étoit mieux cultivée, 

Que l'air fust doux, qu'elle fust abreuvée 

De clairs ruisseaux, riche en bonnes citez, 

En marchandise, en profondes rivières, 
Qu’elle eust des vins, des ports et des minières, 
Vous ne seriez si long-tans indomtez. 


Les Othomans, dont l'àme est si hardie, 

Aiment mieux Cypre ou la belle Candie, 

Que vos deserts presque toujours glacez; 

Et l'Allemand, qui les guerres demande, 

Vous dedaignant, court la terre Flamande, 

Où ses labeurs sont mieux r&compensez *). 

*) Aus der „Anthologie des Ecrivains Français des XVe et XVIe siècles. 

Poesie. Paris, Bibliothèque Larouſſe. 
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Abſchied von Polen (1574) 


Leb, Polen, wohl, du Land der wüſten Weiten, 

Mit Schnee bedeckt — leb wohl auf ewige Zeiten — 
Ich laſſe dich auf Nimmerwiederſehn. 

Schier unerträglich ſchienen deine Sitten, 

Leid’ ich je wieder, was ich dort gelitten — 

Das könnte nicht mit rechten Dingen gehn. 


Lebt wohl ihr Häuſer mit den ſchmutz'gen Höfen, 

Ihr Kammern, die, gelehnt an ſtick'ge Ofen 

Das liebe Vieh dem Menſchenvolk gefellt; 

Wo Magd und Knecht und Herr mit Kälbern, Schafen, 
Und Schweinen Tag wie Nacht in bunter Reihe ſchlafen, 
Seit Noähs Arche einzig in der Welt. 


Was man auch hört von euren muff’gen Raten 

Und ſchlimmen Sitten, treffliche Sarmaten, 

Von eurem Leichtſinn, eurer falſchen Art, 

Und was ihr ſauft, — man kann's in Büchern leſen, 
Doch niemand glaubt es, der nicht dageweſen, 
Man muß es ſehen, es lohnt die Fahrt. 


Barbariſch Volk, anmaßend, ungezogen, 

Des eignen Lobes voll, verſchwatzt, verlogen, 

Dann hockt es hinterm Ofen ſtur und ſtill. 

Die einz'ge Freude liegt im Branntweinglaſe, 

Man ſchnarcht bei Tiſch, dann fällt man auf die Naſe — 
Doch hört man ſie, iſt jeder ein Achill. 


Nein, niemand fürchtet eure Bratenſpieße, 

Die Eulenflügel und die Bärenfließe, 

Noch, was dem Manne Mut und Kraft verleiht; 
° Nicht eure Waffen ſind's, ihr fhweren Polen, 

Euch ſchützt allein, ich ſag' es unverhohlen, 

Des kargen Landes große Dürftigkeit. 


Würd’ dieſes Land, betreut von fleiß' gen Händen, 
Wie unſeres, dem Landmann Segen ſpenden, 
Reihte fih Dorf an Dorf und Haus an Haus. 
Reifte der Wein und hämmerten die Effen, 
Stapelten Güter ſich auf Märkten, Meſſen, 

Schon lange wäre es mit eurer Freiheit aus. 


Doch lieber läßt der Sultan ſeine Banden 

An Cyperns lieblichen Geſtaden landen, 

Als an den Küften, wo der Nordſturm weht. 

Und Deutſchlands kriegsgewohnte Völker wandern 

Gen Weft, euch abgekehrt, ins reiche Flandern — 

Weil man euch fürchtet? — Weil man euch verſchmäht “). 


) Überfetst nach Anthologie des Poètes Français des XVe et XVIe 
siecles. Paris. Larouſſe, S. 150. 
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Nicht einem mißgünſtigen Deutfchen oder dem Angehörigen einer 
anderen derzeitigen Minderheit des polniſchen „Staatsvolkes“ verdanken 
wir dieſe erbauliche Charakteriſtik. Sie entſtammt dem Jahre 1574, iſt 
alſo jetzt trotz teilweiſer Aktualität faſt 3½ Jahrhundert alt. Philippe 
Desportes, Schüler des großen Ronfard und Dichter der ſogenannten 
„Plejade“, ſchildert ſo die Eindrücke, die er während der kurzen polniſchen 
Königszeit Heinrichs von Anjou, des nachmaligen Heinrich III. von Srank⸗ 
reich, empfing. Hierbei iſt zu bedenken, daß dieſer Franzoſe nicht als von 
den Polen gedrückter, rechtloſer Fremdling, ſondern im Gefolge des von 
ihnen umſchmeichelten Königs zu ſeinem Urteil gelangte, und daß Krakau, 
die Refidenz, damals halb deutſchſprachig, von italieniſchen Architekten und 
deutſchen Künſtlern reich geſchmückt, als kultivierteſte Stadt des Landes 
noch den erträglichſten Aufenthalt bot. 

Heinrich von Frankreich — mehrere Bilder des zu hoch aufgeſchoſſe⸗ 
nen und zu ſchmalen, ſichtlich dekadenten Königs hängen im Saal XI 
des Louvre — war damals noch frei von dem ſchlimmen Leumund, den ſein 
ſpäteres Lebensalter ihm ſchuf. Da er von ſeiner florentiniſchen Mutter her 
italieniſch fließend ſprach, daneben ein wenig Latein, ſtand er im Ruf 
beſonderer Gelehrſamkeit. Unter Oberleitung des berüchtigten Tavanne 
hatte er im Jahre 1569 bei Jarnac und Montcontour gegen die Hugenotten 
unter Coligny ſich gut geſchlagen und geſiegt. Der ſittenſtrenge Hiſto⸗ 
riker Jacques de Thou meinte damals, daß „nie ein Prinz zu ſchöneren 
Hoffnungen berechtigte“ ). Und ein bewährter Soldat, wie der Maréchal 
Blaiſe de Montluc, riet damals der Königinmutter, ihn mit einer deutfchen 
Prinzeſſin zu verheiraten, dann würde er „ſicherlich Kaifer werden“ **). 
All das veranlaßte die Polen, ihn nach dem Ausſterben der Jagellonen 
mit dem Tode Sigismunds II. zum Könige zu wählen. Entſcheidend 
aber war der Grund, den der venezianiſche Sondergeſandte Johann Moro: 
fini klug hervorhebt: Frankreich und Polen grenzen nicht aneinander, äh 
rend man die Nähe der anderen mächtigen Kandidaten, des Eſterreichers 
und des Moskowiters, fürchtete“). In der Entfernung lag immer das 
wirkliche Unterpfand polniſch⸗franzöſiſcher Wertſchätzung. Hinzu kommt 
als weiterer Anlaß das ſtändige Beſtreben Karls IX., den jüngeren Bruder 
aus der Heimat zu entfernen. Des Königs krankes Hirn war von der 
gleichen Verwandtenfurcht geplagt, die im Serail der türkiſchen Kaiſer 
jene ſtändig beſtimmende Volle ſpielte. 

Am 18. Auguft 1573 war die polniſche Sondermiſſion in Paris feier: 
lich eingeholt worden. Mit der Hinreiſe aber hatte Heinrich es nicht 
fo eilig wie fpäter mit der Rückkehr, trotz des Drängens der Polen und 
der königlichen Familie. Bis Blamont (zwiſchen Luneville und Saarburg) 
gab Katharina von Medicis ihm das Geleite. Dann ging die gemächliche 
Sahrt nach Heidelberg, wo ihn Friedrich III. von der Pfalz mit eifiger 


*) Dot, Gaſton Dodu, Henry III. Revue Hiſtorique, Okt. 1950, S. 19. 
**) Ebenda S. g. 
* Dot, Rante, Denezianifche Relationen in Bd. 5 der franz. Geſch. S. 96. 
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Höflichkeit empfing. Bei Tiſch taten den ſchweigenden Ehrendienſt der 
Bartholomäusnacht entflohene franzöſiſche Edelleute; nach aufgehobener 
Tafel führte der Kurfürft den Gaſt vor das bekränzte Bild des Admiral 
Coligny: „Wiſſen Euer Majeſtät, wer das ift? der befte und ehren werteſte 
Mann Europas. Seine Rinder nahm ich zu mir, auf daß franzöſiſche 
Hunde (sic) fie nicht zerfleiſchten wie den Vater ').“ Erft am 18. Sebruar 
1574 traf Heinrich in Krakau ein, gefolgt vom Herzog von Nevers und 
feinem ſpäteren Seinde, dem Herzog Karl von Mayenne, und einer großen 
Keihe heimiſcher Edelleute. Am 21. war die Krönung. Aber „Mayenne, 
der Zeuge dieſes Feſtes war, war es auch der Unannehmlichkeiten, die der 
König bald von feinen Untertanen zu erleiden hatte“ **), denn, fo berichtet 
der Chevalier de Solignac im 5. Bande ſeiner „Histoire de Pologne“, „er 
wußte nicht, daß er es mit einem Volke zu tun hatte, das ſich für den 
einzigen Monarchen im Staate haͤlt und Mißfallen an der Perſon ſeiner 
Könige heuchelt, um einen Grund zu haben, ſich ihrer Autorität zu ent⸗ 
ziehen“. 

Nach 4 Monaten ſchon verließ Heinrich Polen, wo er noch König 
war, wie ein Landflüchtiger, ohne ſich zu ſcheren um den „spectacle 
indécent, qu'il alloit donner à l’Europe****), Diesmal ging es febr 
ſchnell. Von Krakau bis Breslau waren Relais heimlich vorbereitet, erſt 
jenſeits der ſchleſiſchen Grenze fiel die Kavalkade, der die Furcht vor den 
Roſaken der polniſchen Großen im Nacken ſaß, wieder in normale Gang⸗ 
art. In Wien erholte man ſich von den Strapazen, in Venedig ließ man 
ſich von Doge und Senat endlos feiern, wovon noch heute eine Inſchrift, 
wenn ich mich recht entſinne, im Innenhof des Palazzo Ducale zeugt, und 
fortan war die Eile nicht mehr groß. Am 18. Juni war man aus Krakau 
geflohen, am 6. September traf man in Lyon ein. 

Die kurioſe Epiſode hinterließ außer dem Gedicht Desportes’ das 
hübſche Wort Heinrichs: „qu'il aimeroit cent fois mieux vivre prisonnier 
en France que maitre en Pologne“. Desportes, der unter den letzten 
Valois und noch unter Heinrich IV. eine Art poeta laureatus war, mag zu 
dieſem Erguß von ſeinem königlichen Herrn inſpiriert worden ſein, der auf 
diefe Weiſe den komiſchen Eindruck feiner haſtigen Flucht vor der eigenen 
Krone abzuſchwächen beſtrebt ſein mochte. 

Bemerkenswert iſt beſonders die letzte Strophe. Mit ſeheriſcher 
Ahnung wird hier doch ſo etwas wie eine kommende polniſche Teilung 
vorweggenommen, nur daß damals ſtatt des noch ſchlafenden Rußland 
die Türkei als Großmacht des nahen Oſtens in Betracht kam. Die beiden 
erſten Zeilen beziehen fich auf die Angriffe Selims II. von 1570 gegen die 
venezianiſchen Levantebeſitzungen, beſonders gegen Cypern, denen im fol⸗ 


) Vgl. Perau, Vie du Duc Henry de Guise, S. 307, Bd. 37 der 
„Hommes Illuſtres de France“. Amſterdam 1751. 
*) vgl. Perau, Vie du Duc Charles de Mayenne, S. 22, Bd. 18 des 
gleichen Werkes. 


% pérau a. a. O., S. 24. 
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genden Jahre die Züchtigung von Lepanto durch die geeinte Chriſtenheit 
unter Don Juan d' Auſtria gefolgt war. 


* 


Etwa 100 Jahre ſpäter hätte es der Hiſtorie faſt beliebt, fih zu 
wiederholen. Während der Thronvakanz nach Johann Sobieſkis Tode 1697 
bewarben ſich Habsburg, Bourbon und Wettin um den polniſchen Thron. 
Schließlich aber trug der mit den reichlichſten Beſtechungsgeldern arbei⸗ 
tende kurſächſiſche Agent Herr v. Flemming für Auguſt den Starken den 
Sieg davon *). 

Die polniſchen Magnaten hatten allerdings den Prinzen Franz Lud⸗ 
wig von Bourbon⸗Conti bereits zum König gewählt. Dieſer Neffe des 
großen Condé gehörte zu den zahlreichen franzöfifchen Edelleuten, denen 
das Hofleben nicht gefiel. Er hatte jahrelang gegen den Willen des Königs 
mit Prinz Eugen in Ungarn gegen die Türken gekämpft, woher ſein 
Ruhm bei den Polen ſtammte. „Louvois, der wußte, daß viele ihm nach⸗ 
ahmen wollten, hielt es nicht für eine geſunde Politik, daß die Franzoſen 
den Waffen des Kaiſers, mit dem Krieg drohte, zum Siege verhelfen 
follten *).“ Nach feiner Rückkehr wurde der Prinz in Verſailles vom 
König ſchlecht behandelt, während er fih ſonſt im In⸗ und Ausland all⸗ 
gemeiner Beliebtheit erfreute. Mit ſeinem Schickſal unzufrieden, trank er 
zuviel. „Die polen wirdt der printz de Conti divertiren wen Er voll iſt, 
den Er iſt recht poſſirlich wen Er getrunken hatt“, ſchreibt Liſelotte von der 
Pfalz am 3. November 1097 der Kurfürftin von Hannover. Die Hinter 
gründe feiner polniſchen Königswahl analyſiert fie im folgenden Briefe 
vom 14. November zugleich ergötzlich und überzeugend: „Es iſt groß 
aparentz, daß die poln den printzen Nur haben kommen lagen, Ihm fein gelt 
außzuſaugen, Es ſeindt falſche intereſſirte leütte. — Der pring de Conti 
jammert mich, da Man Ihn wider ſeinen willen In Eine ſo widerliche 
und verdrießliche ſache embarquirt hatt, Ich wolte daß Er wider hir 
were.“ 

Dieſer Wunſch ging recht bald in Erfüllung. Schon in Danzig er⸗ 
fuhr der Sranzofe, daß Auguft von Sachſen inzwiſchen das Rennen ge: 
macht hatte, und kehrte um. Fritz Jaffé. 


Der Orang⸗Utang in Europa (1780) 


„In der That, ich habe Türken, Verſchnittene, Barbaren, Wilde und 
Pohlen geſehen; alle diefe zwepfüßigen Thiere find ſonderbar; allein das⸗ 
jenige, welches am wenigſten beſchrieben werden kann, und am wenigſten 
beſchrieben worden, iſt, nach meiner Meinung, das, was die Naturkündiger 

) Vgl. G. Stecher, Eine Zeitfatire zur polniſchen Rönigswahl. Preuß. 


Jahrb. Juli 1929. 
**) Dol, Anquetil, Louis XIV., sa Cour, et le Regent. paris 1769, S. 197. 
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den Pohlen genennet haben. Ich muß geſtehen, daß ſeine Sitten, ſeine 
Gemüthsart, ſeine Laſter, ſein lächerliches Weſen etc. wegen ihrer Selt- 
ſamkeit verdienen, daß ein jeder neugieriger Beobachter ſeine Aufmerkſam⸗ 
keit darauf richte. Dieſem Bewegungsgrunde habe ich meine Arbeit und 
Geduld zu verdanken; ich glaube, daß die beſondere Unterſuchung, die ich 
von dieſer Art im allgemeinen angeſtellet habe, ſo wohl denen, die die 
pohlen kennen, als denen, die ſie nicht kennen, nicht anders, als nützlich 
Teen könne.“ 


Der Örang-litang in Europa oder der Pohle, nach feiner wahren Beſchaffenbeit; 
eine methodiſche Schrift, welche im Jabre 1779 einen Preis in der Natur- 


geſchichte davon getragen bat. Unbekannter Verfaſſer aus dem Jahre 1780. 


Warnung (1792) 


„O vous tous, mes compatriotes et mes freres, vous qui, comme 
moi, avez appris à vos depens à connoitre les Polonois, joignez vos 
accens aux miens pour rendre s’il se peut désormais inutile la maliz 
gnité et la duplicité de ce peuple! Apprenons à nos frères, répétons 
à tous les échos que le Polonois est sans fois et sans loi, et que la 
parole d'un Calmouck vaut cent fois mieux que tous les contrats 
timbrés de Pologne!“ 


„Landsleute und Brüder, die Ihr wie ich zu eigenem Schaden der 
polen Bekanntſchaft gemacht habt, vereint Eure Stimme mit der meinen, 
um die Bosheit und Doppelzüngigkeit diefes Volkes in Zukunft unſchädlich 
zu machen. Alle Brüder ſollen es hören, jedes Echo ſoll es wiederholen, 
daß der Pole ohne Recht und Geſetz ift, daß das Wort eines Ralmüden 
hundertmal mehr wiegt als alle unterzeichneten Verträge in Polen.“ 


M. Méhée: Histoire de la Pretendue Révolution de Pologne. 
Paris 1792. S. 184. 


Ein altes Lied (1792) 


„Alle Kulturſtaaten haben einige Hauptgeſetze, die allen ziviliſierten 
Ländern gemeinſam find und die aus den verſchiedenen Geſetzbüchern ſtam⸗ 
men. Polen allein nimmt an dieſer Gemeinſchaft nicht teil. Es hat nur 
Einzelgeſetze oder ⸗gebrauche, und die Geſetze aller anderen Länder ſind nicht 
die ſeinen. Seine Gerichtshöfe, deren Oberhaͤupter ſtets eiferfüchtige Rivalen 
ſind, bringen nur Kompetenzftreitigkeiten zuftande zum größten Schaden 
der Klienten, vor allem der Fremden, die in Polen Gerechtigkeit verlangen. 

Dieſe kommen vornehmlich nach Warſchau, um ihre Schuldner ge⸗ 
richtlich zu belangen und ihre Gelder einzutreiben. Sie fallen faſt immer 
ihrer Gutgläubigkeit zum Opfer und preiſen ſich glücklich, wenn ſie mit 
den Koften einer fruchtloſen Reife davonkommen. Die Wahrheit dieſer 
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Tatſache könnte ich mit Hunderttauſenden von Beiſpielen belegen. Unter 
anderem ſah ich einen Händler aus Paris, der nach Warſchau gekommen 
war, um von Edelleuten, denen er Geld geliehen hatte, die Rückzahlung 
dieſer Summen zu erlangen und um ſich von Kaufleuten ſeine Rechnungen 
und Wechſel begleichen zu laffen: bei der erſten Außerung feiner Sorderung 
war er drauf und dran verhaftet zu werden und gezwungen, eine Kaution 
zu ſtellen, um in Sreiheit bleiben zu können. Seine Sache lag vollkommen 
klar. Sie zu prüfen und zu entſcheiden hätte eine Stunde genügt. Indeſſen 
iſt er ſeit drei Jahren in Polen, ohne eine Zahlung erreicht zu haben, 
ſtändig beſchäftigt mit ſeinem Prozeß und gezwungen, ſeinen guten Ruf 
zu verteidigen. Wird er ſein Geld erhalten? Ich glaube es nicht. Oder 
wenn etwa doch, dann werden die Koften der Reife und des Aufenthalts, 
vor allem aber die Gerichtskoſten — ganz abgeſehen von den Unannehm⸗ 
lichkeiten, denen er ausgeſetzt iſt — bei weitem die Summe der Rückzahlung 
übertreffen, die im Laufe der Zeit ſehr zuſammenſchmelzen wird.“ 
Aus: Mehee: Histoire de la Pretendue Révolution de Pologne. 
Paris 1792. 


sre . der größte Räuber der Erde ..“ (1796) 


n.. Wir waren in Polen, dem ärmſten und ſchlechteſten 
Lande Europas. Von der Oder angefangen keine Straßen, wir mar: 
feierten im §lugſand oder in einem fürchterlichen Moraſt. — Der größte 
Teil des Landes war unbebaut und die von uns angetroffenen Bewohner 
von einer Unſauberkeit, die jede Vorſtellung überſchritt. Die im Oktober 
und bis Mitte November vorzügliche Witterung wurde fürchterlich, wir 
ſahen keine Sonne, es regnete oder ſchneite unaufhörlich. Die Verpflegung 
wurde ſpärlich, kein Wein, faſt niemals Bier oder unglaublich ſchlechtes, 
kein Brot, und Quartiere, die man Rüben und Schweinen ſtreitig machen 
mußte. Unſere Soldaten ſagten: Was? Die polen wagen das ein 
„Vaterland“ zu nennen?“ 

Kaifer Napoleon ſelbſt war enttäuſcht. Gekommen, um Polen wieder⸗ 
herzuſtellen, hatte er gehofft, daß beim Einrücken der franzöſiſchen Armeen 
das ganze Volk dieſes weiten Landes aufſtehen würde wie ein Mann — 
aber niemand rührte ſich. Um den Patriotismus der Polen aufzuſtacheln, 
hatte er vergeblich an den berühmten General Rosciufzko, den 
Führer im letzten Aufſtand, ſchreiben laſſen, er möge ſich mit ihm ver⸗ 
einigen. Aber Kosciuſzko blieb friedlich in der Schweiz, wohin er fih 
zurückgezogen hatte. Auf die ihm deswegen gemachten Vorwürfe ant⸗ 
wortete er, ihm ſeien die Gleichgültigkeit und der unbeſtän⸗ 
dige Charakter ſeiner Landsleute zu bekannt, als daß er 
hoffen dürfte, ſie würden ſich zur Befreiung aufraffen, 
ſelbſt in Anbetracht der Hilfe Frankreichs. — Da er Kosciuſzko 
nicht heranziehen konnte, wollte Napoleon wenigſtens deſſen Anſehen aus⸗ 
nutzen und erließ im Namen dieſes alten Polen eine Proklamation an die 
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Polen. Aber nicht einer griff zu den Waffen, obzwar unſere Truppen 
mehrere Provinzen und ſelbſt die Hauptſtadt des alten Polen beſetzt hatten. 
Die Polen wollten erft, nachdem Napoleon die Wiederherſtellung prokla⸗ 
miert hatte, zu den Waffen greifen; dieſer wiederum dachte gar nicht 
daran, bevor die Polen ſich gegen ihre Bedrücker erhoben hätten, was ſie 
nicht taten.“ 

Band I, Seite 357: 

„ .. Solange wir in dem fürchterlichen Polen waren, wo es 
keine einzige feſte Straße gab, gebrauchten wir 12—16 Pferde, um unſere 
Wagen durch die Löcher und Sümpfe zu ziehen, Und auch da nur im 
Schritt. Erſt in Deutſchland fanden wir endlich wieder ein zivi— 
liſiertes Land und richtige Wege.“ 

Band III, Seite 51: 

„. .. Napoleon konnte im Norden keinen einzigen Bundesgenoſſen 
haben außer Polen. Aber dieſes turbulente Volk, deſſen Vorfahren ſich 
nicht einigen konnten, als ſie noch einen geſchloſſenen, ſelbſtändigen Staat 
bildeten, bot ihm keinerlei materielle oder moraliſche Stütze.“ 

Band III, Seite 61: 

„.. aber Napoleon befürchtete vor allem die Unbeſtändigkeit 
der Polniſchen Nation, die, ihn in einen Krieg mit den drei Groß⸗ 
mächten des Nordens verwickelnd, vielleicht ihre Verſprechungen von heute 
nicht halten würde. Der Raifer antwortete daher, daß er das Königreich 
polen nur anerkennen wolle, wenn die Bevölkerung dieſes weiten Landes 
durch einen Aufſtand gegen ſeine Bedrücker ſich der Unabhängigkeit wert 
erweiſen würde.“ 

Band III, Seite 62: 

„. .. Man glaubte durch einige Tage an einen allgemeinen Aufſtand 
(der Polen — D. Überf.), welchen Napoleon wahrſcheinlich unterſtützt 
hätte. Aber dieſe unüberlegte Exaltation währte nur ſehr kurz bei den 
polen, von denen kaum einige Hundert ſich mit uns vereinigten. — Die 
Abkühlung wurde derartig, daß Stadt und Umgebung von Wilna nur 
20 Mann zur Ehrengarde für Napoleon ſtellen konnten.“ 

„ . . Weit entfernt, den franzöſiſchen Truppen zu helfen, verſagten 
ſie ihnen die notwendigſten Dinge. Im Verlaufe des Feldzuges mußten 
unfere Soldaten fich oft mit Gewalt der Lebensmittel und Souragen bez 
mächtigen, welche die Bewohner und insbeſondere die Adligen uns ver⸗ 
bargen, während ſie ſolche bei der erſten Requifition den Ruffen — ihren 
Unterdrückern — lieferten. Dieſe Parteilichkeit zugunſten unſerer Seinde 
empörte die franzöſiſchen Soldaten.“ 

Band IN, Seite 63: 

„. .. Der Kaiſer ernannte zu Präfekten oder Unterpräfekten die auf⸗ 
geklärteſten Polen. Aber deren Verwaltungstätigkeit war illuſoriſch und 
brachte der franzöſiſchen Armee keinerlei Vorteile. Die Haupturſache dieſer 
Gleichgültigkeit der Polen in Litauen ſtammte von dem Intereſſe des Adele 
an der ruſſiſchen Herrſchaft, welche ihnen ihre Rechte an den Bauern 
ſicherſtellte, wobei man deren Befreiung durch die Franzoſen befürchtete. 
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Denn alle polniſchen Adligen, obzwar fie ftändig von der 
Freiheit ſprachen, hielten ihre Bauern in der drückendſten 
Leibeigenſchaft.“ 

Band III, Seite 218 (Rückzug aus Rußland): 

„ . . Der Punſch, fih zu bereichern, zog uns einen neuen $eind 
aus den Reiben unſerer eigenen Verbündeten zu: Das waren die 
Polen. Der Marſchall von Sachſen, Sohn eines ihrer Könige, ſagte mit 
Recht: „Die Polen ſind die größten Räuber der Erde, ſie achten 
nicht einmal Hab und Gut des eigenen Vaters.“ — Jene in unſeren Reihen 
achteten nicht die Habe der eigenen Verbündeten. Auf dem Marſch und im 
Biwak ſtahlen ſie alles, was ſie erblickten. Aber da man ihnen ſchließlich 
mißtraute und vereinzelte Diebereien allmählich ſehr ſchwierig wurden, 
beſchloſſen ſie, im großen zu arbeiten. Zu dieſem Zwecke organiſierten ſie 
ganze Banden, nahmen ihre Helme ab und ſetzten Bauernmützen auf, 
ſchlichen aus dem Lager und vereinigten ſich nach Einbruch der Dunkelheit 
an einem verabredeten Punkt, von dem fie mit dem Kriegsruf der Koſaken 
— Urra Urra — gegen das eigene Lager vorſtießen. — So brachten ſie 
Verwirrung in die geſchwächten Geiſter, viele flüchteten, ließen ihre 
Effekten, Wagen und Lebensmittel im Stich. Die angeblichen Roſaken 
zogen fih nach vollbrachter Plünderung zurück und ſtanden in der Frühe 
wieder in den Reiben der franzöſiſchen Armee, um in der kommenden 
Nacht wieder zu „Kofaken‘ zu werden. 

Mehrere Generäle und Oberſten beſchloſſen, diefe ſchändliche Räuberei 
zu beſtrafen. Der General Maiſon ließ im Lager des II. Korps fo gut 
wachen, daß eines Nachts unſere Poſten etwa 50 Polen in dem Augenblick 
überraſchten, als fie eben mit Urra! zum Raub vorgehen wollten. Von 
allen Seiten eingeſchloſſen, hatten dieſe Banditen die Unverſchämtheit zu 
erklären, ſie hätten ſich nur einen Spaß machen wollen. — Da aber 
weder Ort noch Stunde danach waren, ließ General Maiſon ſie ſämtlich 
auf der Stelle niederſchießen.“ — 


Dieſe wörtlich überſetzten Stellen aus den Memoiren eines der hervorragendſten Offiziere 
der Napoleoniſchen Armee ſtammen aus den Erinnerungen des Generals Baron de Marbot. 
Seine Laufbabn begann im Jabre 1796 als gemeiner Sufar in Italien und endete als General 
inſpekteur der Kavallerie unter Ludwig XVIII. Teilnehmer an allen Seldzügen Napoleons, 
elfmal verwundet, von Napoleon ſelbſt in ſeinem Teſtament aufgefordert, ſeine Memoiren zu 
vollenden, ſind ſeine Schriften als vollwertige Quellen zu betrachten.) 


Nationalſtolz (1835) 


„. Diefes hier nur flüchtig angedeutete Weſen des polniſchen Adels 
hat, wie man ſich denken kann, am meiſten beigetragen zu der höchſt 
wunderlichen Geſtaltung von Polens politiſcher Geſchichte, und die Ein⸗ 
flüſſe dieſer letzteren auf die Erziehung der Polen, und alſo auf ihren 
Nationalcharakter, waren faſt noch wichtiger als die obenerwähnten Ein⸗ 
flüſſe des Bodens. Durch die Idee der Gleichheit entwickelte ſich bei den 
polniſchen Edelleuten jener Nationalſtolz, der uns oft febr überraſcht durch 
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ſeine Herrlichkeit, der uns oft auch ſo ſehr ärgert durch ſeine Gering⸗ 
ſchätzung des Deutſchen, und der fo febr kontraſtiert mit eingeknuteter Be⸗ 
ſcheidenheit. Durch eben jene Gleichheit entwickelte ſich der bekannte groß⸗ 
artige Ehrgeiz, der den Geringſten wie den Söchſten beſeelte, und der oft 
nach dem Gipfel der Macht ſtrebte, da Polen meiſtens ein Wahlreich war. 
Herrſchen hieß die ſüße Frucht, nach der es jedem Polen gelüſtete. Nicht 
durch Geiſtes waffen wollte der Pole ſie erbeuten, dieſe führen nur langſam 
zum Ziele; ein kühner Schwerthieb ſollte die ſüße Frucht zum raſchen 
Genuß herunterhauen. Daher aber bei den Polen die Vorliebe für den 
Militärſtand, wozu ihr heftiger und ſtreitluſtiger Charakter fie hinzog; 
daher bei den Polen gute Soldaten und Generale, aber gar wenige ſeidene 
Staatsmänner, noch viel weniger zu Anſehen geſtiegene Gelehrte. Die 
Vaterlandsliebe ift bei den Polen das große Gefühl, worin alle andern 
Gefühle, wie der Strom in das Weltmeer, zuſammenfließen; und dennoch 
trägt dieſes Vaterland kein ſonderlich reizendes Außere. Ein Franzoſe, der 
dieſe Liebe nicht begreifen konnte, betrachtete eine trübſelige polniſche 
Sumpfgegend, ſtampfte ein Stück aus dem Boden, und ſprach pfiffig und 
kopfſchüttelnd: ‚Und das nennen die Kerls ein Vaterland!“ Aber nicht aus 
dem Boden ſelbſt, nur aus dem Kampfe um Selbſtändigkeit, aus hiſtori⸗ 
ſchen Erinnerungen und aus dem Unglück iſt bei den Polen dieſe Vater⸗ 
landsliebe entſproſſen. Sie flammt jetzt noch immer ſo glühend wie in den 
Tagen Rofciuftos, vielleicht noch glühender. Saft bis zur Lächerlichkeit ehren 
jetzt die Polen alles, was vaterländiſch iſt. Wie ein Sterbender, der ſich 
in krampfhafter Angſt gegen den Tod ſträubt, ſo empört und ſtrãubt fih 
ihr Gemüt gegen die Idee der Vernichtung ihrer Nationalität. Dieſes 
Todes zucken des polniſchen Volkskörpers ift ein entſetzlicher Anblick! Aber 
alle Völker Europas und der ganzen Erde werden dieſen Todeskampf über⸗ 
ſtehen müſſen, damit aus dem Tode das Leben, aus der heidniſchen Na⸗ 
tionalität die chriſtliche Fraternität hervorgehe ..“ 
Seinrich Seine: Über Polen. Gef. Werke Bd. VI / II. Berlin ⸗Leipzig 1909. 


Eine Prophetie? (1848) 


Am 20. April 1848 ſchrieb Bismarck in einer Juſchrift an die 
„Magdeburger Zeitung“, daß ein wiederhergeſtelltes Polen „Preußens 
beſte Sehnen durchſchneiden und Millionen Deutſcher polniſcher Willkür 
preisgeben würde“. Ein ſelbſtändiges Polen würde „ein raſtloſer 
Gegner für uns werden, ſtets bereit, uns bei jeder weſtlichen Verwick⸗ 
lung in den Kücken zu fallen, viel gieriger nach Eroberung auf unſere 
Botten als der ruſſiſche Kaifer“. An anderer Stelle äußert er ſich: 

„Die Herren kennen Polen nicht und wiſſen nicht, daß ein uns 
abhängiges Polen nur aufhören konnte, Preußens Seind zu fein, wenn 
wir zu ſeiner Ausſtattung Länder hergeben, ohne die wir wiederum nicht 
eriftieren können, wie die untere Weichſel, ganz Poſen und was in 
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Schleſien Polniſch ſpricht. Und ſelbſt dann wären wir des Friedens 
mit ihnen in keiner Verlegenheit ſicher.“ (v. B. 25. 2. 54.) Es gibt keine 
beſſere Schilderung der geſchichtlichen Entwicklung Weſtpreußens und 
Pofens als Bismarcks Rede am 18. März 1867 im Abgeordnetenhaus. 
Von der Berufung der deutſchen Ordensritter durch Konrad von Maſovien 
angefangen, gibt Bismarck einen Überblick über die deutſche Kultur⸗ 
arbeit und polniſche Eroberungsluſt, um zum Schluß zu ſagen: 
„Wie Sie angeſichts dieſer Tatſachen, dieſer Gewalt, die von Ihren Vor⸗ 
fahren jederzeit geübt wurde, da, wo ſie die Macht dazu hatten, ſich auf 
die Geſchichte berufen, das verſtehe ich nicht. Ihr Anſpruch auf Weſt⸗ 
preußen hat ſo lange gegolten, als der Säbel, der ihn eroberte, ſtark genug 
war, ihn zu behaupten; als Ihr Arm erlahmte, hörte der Anſpruch mit 
der Rechtsquelle auf, aus der allein er hergeleitet wurde. Man braucht nur 
die Verhältniſſe genauer zu kennen, und dieſer Anſpruch hat vor Europa 
keinen Beſtand, das Ganze verſchwindet in Utopie, namentlich, wenn man 
zur Verwirklichung der Utopie darauf ausgehen muß, zunächſt drei große 
Reiche zu zerſtören, Öfterreich, Preußen und Rußland, drei unter fünf oder 
ſechs europäiſchen Großmächten in die Luft zu ſprengen, um auf den 
Trümmern derſelben eine neue phantaſtiſche Herrſchaft von 6 Mil: 
lionen Polen über ıs Millionen Nichtpolen zu begründen.“ 


Franzoͤſiſche Klagen (1929) 


„Ich kann hier nicht die ganze Menge an treffenden und überzeugenden 
Ausſprüchen wiedergeben. Ich werde mich damit begnügen müſſen, eine 
einzige, aus dem „Robotnik“ zu geben: 

„In allzu großer Naivität haben wir an die Unparteilichkeit und den Ge⸗ 
rechtigkeitsſinn Frankreichs geglaubt. Schon Mickiewicz hat von Frankreich geſagt, 
es fei der ‚Pilatus unter den Völkern‘, denn es könne feine Hände waſchen, 
wenn unſchuldiges Blut fließt.“ 

Hierzu bemerkt d' Etchegoyen ganz melancholiſch: 

„Wenn ich an die weitherzige Gaſtfreundſchaft denke, die dem Dichter 
geboten wurde und die ihm die Tore des College de France öffnete, 
kommt mir der Ausſpruch meines ruſſiſchen Freundes ins Gedächtnis: 

„Glauben Sie an die Dankbarkeit der Polen?“ 

Daß Frankreich Polen im Augenblick unterſtützt, iſt ganz offenbar 
nicht in ſeinem Intereſſe. Es geſchieht aus einer albernen Sentimentalität 
heraus. Es glaubt Polen zu lieben, aber es kennt es gar nicht. Es kennt 
dieſes Volk nicht, das, kaum wieder im Beſitz ſeiner Unabhängigkeit, 
ſchon alles in ſeinem Umkreis Erreichbare mit ſeinem Netz umſpannt, und 
zwar ſo, daß mehr als 400% polniſcher Untertanen Fremde ſind, die es 
haſſen, die heimlich revoltieren und nur auf eine Gelegenheit zur Befreiung 
warten. 

Weiß Frankreich, daß dieſes Polen noch immer nicht zufrieden iſt mit 
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feinen 40% §Sremdſtämmigen und daß es den Größenwahn und die 
Kilometer wut fo weit treibt, Schleſien von Beuthen bis Oppeln, die ganze 
Ukraine, Danzig und Oſtpreußen zu verlangen?“ 


Pierre Valmigére: Et demain? France, Allemagne et Pologne. 


Paris 1929. S. 15/16. 


„Polen iſt ſchwach, weil es keine Einheit ift. Wie wir ſahen, ift 
polen das neue Gefängnis der Völker. $ Millionen Ukrainer, 5 Millionen 
Juden, 2 bis 5 Millionen Litauer, Weißruſſen und Deutſche. Alles in 
allem: nach mäßigſten Schätzungen 14 Millionen Fremde und feindlich 
gefinnte Fremde auf 30 Millionen Einwohner! Und dieſes Polen, in dem 
die echten Polen gerade eben die abſolute Mehrheit haben, hat wider alle 
Vernunft und gegen alle Gerechtigkeit beſchloſſen, die ihm anvertrauten 
Völker — Recht hin — Recht her — zu aſſimilieren. Es unterdrückt fie, 
es rüttelt ihr Selbſtbewußtſein auf und ſät wie ein irrer Narr, ſich ſelbſt 
ins Verderben ſtür zend, mit vollen Händen Haß⸗ und Kachegedanken. Der 
Haß der Unterdrückten brütet weiter, um bei der geringſten Gelegenheit 
auszubrechen. Man geſtatte uns die Erinnerung an ein perſönliches und 
wahres Erlebnis: Als wir durch Zufall im vorigen Jahr in Poſen waren, 
begegneten uns auf der Landſtraße verſchiedene polniſche Regimenter, die 
auf ukrainiſch — es waren ukrainiſche Soldaten aus Galizien — natio⸗ 
naliſtiſche Kehrreime, voll von Wut und Verachtung gegen Polen, fangen. 
Die polniſchen Offiziere hörten ſtumm, mit geſenktem Kopf zu — und 
machten keinen Verſuch, dem entgegenzutreten. „Leider“, ſagte einer von 
ihnen, „können wir fie weder alle töten noch alle ins Gefängnis werfen!‘ 
Was iſt von ſolchen Truppen im Kriegsfalle zu erwarten? Werden ſie 
es nicht machen wie die tſchechiſchen Regimenter im letzten Konflikt? 
In Galizien ſagte man uns: ‚Die ganze polniſche Armee ift nicht ſoviel 
wert wie die Freiwilligen⸗Rorps, die 1920 die Schlacht bei Warſchau 
gewannen. Dieſe Sormationen wurden von echten Polen gebildet, die an 
ihr Land glaubten und es verteidigen wollten. Heute ſind unſere Truppen 
dank der Entente beſſer bewaffnet und ausgerüſtet, aber das Rommando 
kann ſich nicht auf eine einzige ſeiner Diviſionen verlaſſen. Bei der erſten 
beſten Gelegenheit wird ſich die Bevölkerung von Galizien, von Weiß⸗ 
rußland und Litauen erheben, wird die polniſche Armee auseinanderfallen, 
und man wird vergeblich nach ſeinem Verbündeten ſuchen. Dazu iſt noch 
nicht einmal ein ernſter Konflikt mit einer Großmacht nötig: an dem 
Tage, an dem die Mobilmachung angeordnet wird, an dem die Bevölke⸗ 
rung der Grenzbezirke Waffen erhält, iſt das Schickſal des polniſchen 
Staates beſiegelt.“ 

Ja, das iſt vollkommen richtig: Das Selbſtbewußtſein der von Polen 
unterdrückten Völker iſt lebendig; ſie organiſieren ſich planmäßig und ſorg⸗ 
faltig bis ins einzelne für den Tag der Befreiung. Den Polen ift diefe ge 
heime Arbeit wohl bekannt, aber ſie wiſſen, daß ſie nicht die Macht haben, 
fie zu bekämpfen. Sie ſtehen zu ſehr unter dem Bewußtſein ‚man kann fie 
weder alle töten noch alle ins Gefängnis werfen!“ 

René Martel: La Pologne et Nous. Paris 1928. 
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Polen 1951 im Polniſchen Staatsanzeiger. 


Die Lektüre des Staatsanzeigers eines Landes iſt immer aufſchlußreich. 
Denn ſie bringt die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Staates und zum 
Teil auch Politik und Tagesereigniſſe in nackten Tatſachen. Es iſt dem 
Leſer damit freigeſtellt, die Folgerungen aus dieſen nackten Tatſachen zu 
ziehen und zu einem Geſamtbilde zuſammenzuſchließen, wobei er ſich aller⸗ 
dings auch vergegenwärtigen muß, daß ein weſentlicher Teil des übrigen 
Inhalts, insbeſondere die Reden und Verlautbarungen, einſeitig im Regie: 
rungsſinne geſchrieben iſt. In Polen heißt der Staatsanzeiger „Monitor 
Polſti“. Er ift das amtliche Organ der Regierung, das zuſammen mit 
dem Geſetzblatt, der Urteilsſammlung des Oberſten Verwaltungsgerichts 
und der Lemberger Zeitung im Staatsverlage erſcheint und dem Miniſter⸗ 
ratspräſidenten unterſteht. Es ergibt fih daraus, daß es in erſter Reihe, 
wie überhaupt, der Regierung dienen will. Aber immerhin ſind die geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Veröffentlichungen jeder Art ſchon wahrhaftere Bez 
lege für die Wirtſchaft und die Politik des Landes. Geht man nun Num⸗ 
mer für Nummer eines ganzen Jahrganges durch, ſo zeigen ſich erſt die 
vielen Unſtimmigkeiten, über die man ſonſt vergeblich Auskunft verlangen 
würde. Man gewinnt den Eindruck, als ſei alles, wenn auch nicht mehr 
im Entſtehen, ſo aber doch in der Um⸗ oder Weiterbildung begriffen, als 
ob man noch verſuchen und proben, taſten und fühlen wollte, als ob ſich 
erſt allmählich ſachlich feſte und beſtimmte Begriffe oder Regeln und 
Sormen herauskriſtalliſieren wollten und man perſönlich beſtimmte Kate: 
gorien einer Berufsklaſſe auf ihre Eignung als Staatsmänner, Beamte 
und Richter auszuprobieren verſuchte. Andererſeits gewinnt man den Ein⸗ 
druck, als ob oft kleinlicher Ehrgeiz nach Erlangung eines verantwort⸗ 
lichen Amtes die Umarbeitung und Umredigierung, zum mindeſten die Er⸗ 
gänzung beſtehender Vorſchriften veranlaſſen würde. Und dabei wird mit 
einer unglaublichen Leichtfertigkeit und Oberflächlichkeit gearbeitet, die un⸗ 
zählige Sehlerberichtigungen erfordern. Nicht etwa Druckfehler — die läßt man 
ruhig laufen! Richtige fehlerhafte Angaben, die berichtigt werden müßten! 

Der erſte Blick beim „Monitor“ fällt auf die Aufſtellung der im Ge⸗ 
ſetzblatt erſchienenen Geſetze und Verordnungen, von denen verſchiedene in⸗ 
haltlich wiedergegeben werden. In dieſen Geſetzen und Verordnungen 
ſpiegelt ſich fo recht die Unruhe und Nervoſität der heutigen Zeit wider. 
Und dieſe Unruhe und Nervoſität ergreift nicht nur die menſchen, fie 
ergreift ſogar das Land, wörtlich genommen. Uberall ſind Veränderun⸗ 
gen in den Namen und den Grenzen der Ortſchaften, Ausſcheidungen, Auf⸗ 
hebung von Orten, Gutsbezirken und Kreiſen, Juſammenlegungen von 
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Orten, Bildung neuer Ortſchaften zu beobachten, kurz, man beabſichtigt 
ſcheinbar, das Land, wenigſtens auf den Landkarten, völlig umgeändert 
und neu erſcheinen zu laſſen. Vielleicht glaubt man dadurch die Zeit der 
Unfreiheit eher aus dem Gedächtnis verſchwinden laſſen zu können. 

Die Unruhe zeigt ſich aber auch in den vielen Abänderungen, Ergän: 
zungen, Aufhebungen und Neufaſſungen der Geſetze, Verordnungen und 
Ausführungsverordnungen. Es ſieht aus, als ob jeder verantwortliche 
Staatsmann ſich, wenn durch ſonſt nichts anderes, ſo wenigſtens durch 
eine Neufaſſung von Verordnungen und ihre Unterzeichnung verewigen 
wollte. So ſetzte das Geſetz vom 22. Oktober 193} über die Verbrauchs⸗ 
ſteuer von Wein gleich die Höhe der Steuer feſt. Das am 10. November 
verkündete Geſetz wurde aber ſchon am 23. November 1931 geändert, inz 
dem man die Steuer um 10 gr. ermäßigte. Hätte man dies nicht vorher 
überlegen können? Oder glaubte man in einer Woche ſchon hinreichende 
Erfahrung zur Anderung des Geſetzes geſammelt zu haben? 

Diefe innere und äußere Unruhe ergibt ſich zum Teil aus der Not der 
Zeit. Drückend und ſchwer liegt die Not über dem Lande und ſeinen Be⸗ 
wohnern. Selbſt wenn wir es nicht wiſſen würden, würden wir es ſehen 
aus den zahlreichen Veröffentlichungen der Gerichte über Konkursverfahren 
und Geſchäftsaufſichten, denen in Oſtoberſchleſien ſogar große Eiſenwerke, 
wie die Friedenshütte, erliegen. Daß die Kunſteisbahn in Kattowitz, die 
erſt im vorigen Jahre, zum Teil mit ſtaatlicher und ſtädtiſcher Unter⸗ 
ſtützung, als Reklameunternehmen erbaut wurde, um den woeftlichen 
Charakter des Landes zu unterſtreichen, unter Geſchäftsaufſicht gehen mußte, 
iſt ebenſo bezeichnend wie die Tatſache, die wir allerdings aus dem „Moni⸗ 
tor“ nicht herausleſen, daß die Hüttenwerke den verbleibenden Arbeitern 
und große Städte ihren Beamten den Lohn nur noch in Raten zahlen 
können. Aber wir ſehen wieder, daß Kurzarbeitern Arbeitsloſenunterſtützung 
gewährt wird, daß ſogar den Saiſonarbeitern in der toten Saiſon dieſe 
zum erſten Male zuerkannt wird. Wie ſollen ſie auch als Saiſonarbeiter 
gelten, da ſie überhaupt keine Saiſon gehabt haben? Und wenn wir dann 
noch die zahlreichen Iwangsverſteigerungen verfolgen, dann müſſen wir 
zugeſtehen, daß dieſe wirtſchaftliche Not nicht mehr größer werden kann. 
Dabei ſind die Verſteigerungen nur zu einem Teile vermerkt. Denn in den 
weſtlichen Provinzen veröffentlichen nicht alle Gerichte ſie im „Monitor“. 
Aber verſchiedene Kreditanſtalten in Städten Kongreßpolens, wie War: 
ſchau, Wilna, Czenſtochau, Siedlec, Lodz, Kielce, Kaliſch, Bialpſtok u. a., 
geben von Zeit zu Zeit die Grundſtücke bekannt, die unter den Hammer 
kommen ſollen. Es ſind oft Tauſende von Grundſtücken. Wilna z. B. ver⸗ 
öffentlicht in Nr. 85 auf 43 ½ Seiten diefe Grundſtücke. Jede Seite um⸗ 
faßt durchſchnittlich bo Grundſtücke. Später find es noch einmal 381/2 Seiz 
ten zu verſteigernde Grundſtücke. Leider wird über das Ergebnis nichts 
bekannt. 

Daß in dieſer Notzeit ein umfangreicher Abbau eintreten mußte, iſt be⸗ 
kannt, wenn auch nicht veröffentlicht. Nur an einer Stelle heißt es in 
einer Berichtigung, daß die Jahl der an landwirtſchaftlichen Schulen ab⸗ 
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gebauten Lehrer nicht 122, ſondern viel weniger, nämlich 70 betrage. Auch 
über Arbeiterlöhne iſt nichts Genaueres zu erſehen. Wieder nur eine Be⸗ 
richtigung ſagt, daß die Ermäßigung der Akkordlöhne in den Eiſenhütten 
Oberſchleſiens auf Grund der Entſcheidung vom 20. Auguſt ſich in den 
Grenzen von 3—4% bewege, genau 3,0% betrage. 

Dagegen werden die Gehälter der Beamten um 15% gekürzt, und in 
Oberſchleſien erfolgt eine weitere Kürzung der Woiwodſchaftszulage um 
5—20 0%. Nur das Militär macht eine Ausnahme. Hier wird die urz 
ſprüngliche Anordnung dahin geändert, daß nur 5% gekürzt werden. Dies 
geſchah natürlich auf Anordnung bzw. Initiative des Kriegsminiſters. 
Die Kürzung der Gehälter war jedoch für die unterſten Klaſſen der Anz 
geſtellten zu radikal geweſen. Später muß dieſen unteren Angeſtellten ein 
einmaliger oder ſtändiger Ausgleichszuſchlag gezahlt werden. 

Neben der Lohnermäßigung werden die Steuern erhöht. Die Einkom⸗ 
menſteuer erhält einen 10%igen Zuſchlag, es kommt der Kriſenzuſchlag 
zur Einkommenſteuer von ½ bis 10% des Einkommens, den aber die 
Beamten nicht zahlen. Eine neue Bierſteuer wird erhoben, eine ſolche auf 
Wein und met, auf Streichhölzer und Spielkarten. Auf Fahrkarten, Poſt⸗ 
und Telephongebühren und Radio werden Zuſchläge erhoben. Die Zu: 
ſchläge zu den Fahrkarten ſollen in der vorgeſehenen Zeit vom 15. Oktober 
bis 15. April 1932 allein 5 Millionen Zloty einbringen. Daneben ſollen 
die Eiſenbahner, wie der Verkehrsminiſter wünſcht, ſich noch ſelbſt be⸗ 
ſteuern und ſammeln. Bei den Poſtgebühren zeigt ſich jetzt die merk⸗ 
würdige Tatſache, daß ein Brief nach Danzig billiger iſt als ein einfacher 
Brief im Lande. Denn nach Danzig koſtet das Porto 30 gr., ſonſt 35 gr. 

Es folgen Zufchläge zur Gebäudeſteuer, zur Wohnungsſteuer, eine 
ſtaatliche Steuer auf elektriſche Kraft. Dieſe Geſetze gelten nicht in Ober⸗ 
ſchleſien. Im ganzen Lande wird aber eine außerordentliche Steuer von 
Notaren, Sppothekenſchreibern und Gerichts vollziehern erhoben. 

Auf abſehbare Zeit iſt jede Beförderung oder höhere Eingruppierung 
der Beamten ausgeſchloſſen. Überall werden nicht nur untere Gerichte, 
ſondern auch auswärtige Kammern der Landgerichte aufgehoben. Auf- 
gehoben werden auch die Jentralſtaatskaſſe und das Hauptverſorgungsamt. 
Rüdftändige Steuern können in beſtimmten Fällen in Natur abgegolten 
werden. Während des ganzen Jahres ergehen Verordnungen, daß Kurz⸗ 
arbeiter beſtimmter Betriebe, die in der Woche nicht mehr als den nor⸗ 
malen einfachen oder doppelten Tagelohn verdienen, die Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung erhalten. 

Die Paßgebühren werden wieder einmal verdoppelt, fo daß ein ein⸗ 
facher Paß 200 Zloty koſtet. Verbilligte Sammelpäſſe werden nicht mehr 
ausgegeben, ſondern nur verbilligte Päſſe an Einzelperſonen nach ent: 
ſprechender Begründung des Antrages und Prüfung der Verhältniſſe, wo⸗ 
bei natürlich eine beſtimmte Einkommengrenze nicht überſchritten werden 
darf. Schließlich werden die verbilligten Päſſe nicht mehr durch die 
Woiwodſchaftsbehörden, ſondern direkt vom Miniſterium ausgeſtellt. 
Vielleicht war die bisherige Kontrolle nicht ſtreng genug. 
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Eigentlich müßte man in der ſchweren Zeit, in der die Einkommen vers 
ringert, die Belaſtungen erhöht werden, einen Preisabbau oder wenigſtens 
den Verſuch eines ſolchen erwarten. Aber nichts davon. Nur ziemlich zu 
Beginn des Jahres lieſt man, daß die Unterhaltskoſten fih um 6,10% 
vermindert hätten, und um dieſelbe Zeit gibt der Staatskommiſſar in Warz 
ſchau bekannt, daß nach den Angaben der Reftaurateure in Warſchau die 
preiſe ſchon um 10—15% geſenkt feien, daß eine weitere Senkung um 
10% verfucht würde. Das iſt aber auch alles, ſonſt nichts. Ich weiß nicht, 
ob die Preiſe in Warſchau tatſächlich ermäßigt warden find. In Oft: 
oberſchleſien aber beſtimmt nicht. Denn da ſtehen die Preiſe, beſonders in 
den Gaſtwirtſchaften und Hotels, auf derſelben Höhe wie vor 2 bis 
3 Jahren, und die Getreidepreiſe gehen ſchon lange in die Höhe. Der Lohn⸗ 
abbau, der erhöhte Steuerdrud, die geſteigerten Gebühren werden alſo merk⸗ 
würdigerweiſe nicht von einem allgemeinen Preisabbau begleitet. 

Schon ſeit Beginn des Jahres wird in den Eiſenbahnwerkſtätten des 
Landes nur an 5 Tagen gearbeitet, mit Ausnahme von Warſchau, das voll 
arbeitet, und mit Ausnahme von Kattowitz, das nur jeden 2. Sonnabend 
eine Seierſchicht hat. Beſonders im letzten Drittel des Jahres ſieht man die 
krampfhaften Verſuche der Behörden und des neugebildeten Hauptkomitees 
zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, diefe einzudämmen und den Arbeits⸗ 
loſen Hilfe zu bringen. Der Arbeitsminiſter läßt Kontrollen und Revi- 
fionen in Betrieben vornehmen und ſtellt feft, daß verſchiedentlich ver⸗ 
botenerweiſe Frauen und Kinder beſchäftigt und Überftunden gearbeitet 
werden, ſo daß infolgedeſſen Arbeitsloſe eingeſtellt werden können. Er 
gibt weiter bekannt, daß für die Arbeitsloſen, die keine Unterſtützung mehr 
erhalten oder ſie überhaupt nicht erhalten haben, eine Sonderaktion, wie 
es in den Jahren 1925—1929 die Nothilfe geweſen fei, eingeleitet fei, 
die Sonderhilfe, die feit 1930 arbeite. Die Nothilfe fei infolge Beſſerung 
der Arbeitslage im Jahre 1929 beendet worden. Die ſpätere Verſchlech⸗ 
terung habe dann zur Sonderhilfe geführt, deren Mittel nicht mehr den 
Arbeitsloſenfonds, ſondern den Woiwoden überwieſen worden ſeien, denen 
auch die Aufſicht zuſtehe. Die Einteilung der Arbeitsloſen und die Uus: 
zahlung der Beträge ſei den Verwaltungsbehörden anvertraut worden. Die 
Aktion beſtehe im Sommer im allgemeinen in Beſchäftigung Arbeitsloſer 
bei öffentlichen Arbeiten, im Winter in Ernährung der Arbeitsloſen in 
Voltsküchen und Erteilung von Unterſtützung. Im Jahre 1929 feien bei 
durchſchnittlich monatlich 11259 Arbeitsloſen 2915946 Zloty ausgegeben 
worden, im Jahre 1930 bei monatlich 50000 Arbeitsloſen ca. 9.000 000 
Zloty und in der erſten Hälfte des Jahres 1953 bei monatlich 50 ooo Ar⸗ 
beitsloſen 11497570 Zloty. Zum Schluß ſingt der Miniſter ein Loblied 
auf ſich und den Staat, weil ſie den Arbeitsloſen nicht ſeinem Schickſal 
überlaſſen haben. 

Später wird verſchiedenen Betrieben die erteilte Genehmigung zur 
Arbeitsverlängerung widerrufen und ziemlich viel Genehmigung zur 
Nachtarbeit erteilt, wenn in 4 bzw. 3 Schichten gearbeitet würde. Das 
Verkehrsminiſterium will nicht zurückſtehen und läßt, da das Baus 
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programm für 1931/32 nicht verwirklicht wird, alſo Geld vorhanden ſein 
wird, einen früher beſchloſſenen und ſchon zu zroei Drittel zu Ende ge⸗ 
führten Bahnbau, der infolge des Bolſchewiſtenkrieges von 1920 eingeſtellt 
und ſeitdem nicht wieder aufgenommen worden iſt, fortführen, ſoweit zur 
Verfügung geftellte 300 000 Zloty reichen werden. 

Die Tätigkeit des Hauptkomitees zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
erſchöpft ſich lediglich in zahlreichen Sitzungen und Konferenzen, Vor⸗ 
ſchlägen und Berichten. Lediglich die Mildtätigkeit der Mitmenſchen wird 
angerufen, und Sondergebühren werden beſchloſſen, ſo z. B. die Entrich⸗ 
tung einer Gebühr von je 10 gr. pro Stube durch Hausbeſitzer und Mieter. 
Dieſe Tätigkeit ſcheint nicht viel Erfolg gehabt zu haben. Denn in Nr. 274 
bedauert das Hauptkomitee, daß ſich ſeiner Aktion, zu der in einem an 
den Haustüren aufgehängten Aufrufe aufgefordert worden ſei, noch nicht 
alle Hausbeſitzer angeſchloſſen haͤtten. Daher wende es ſich noch einmal 
an die Hausbeſitzer mit der Bitte um Hilfe, da ſich von dieſer Aktion 
weder Mieter noch Hausbeſitzer ausſchließen könnten. Dieſe Mitteilung 
beleuchtet blitzartig die ganze Situation. Was das Land macht, iſt zu 
wenig und reicht bei weitem nicht aus, den Arbeitsloſen einigermaßen 
Hilfe zu bringen. Die Hauptarbeit wird den Gemeinden und der Mildtätig⸗ 
keit der Bevölkerung überlaſſen. Und ſo leſen wir mit Verwunderung, daß 
die Aktion für die Arbeitsloſen auf dem beſten Wege ſei, da die Offiziere 
des Kriegsminiſteriums am 25. Oktober — etwas ſehr ſpät! — beſchloſſen 
hätten, ſich auf die Dauer von o Monaten ſelbſt zu beſteuern. Voller 
Freude erläßt der Kriegsminiſter einen ſchönen Aufruf für ſeine braven 
Offiziere. Es ſcheint aber doch recht ſchlecht beſtellt zu ſein um die Opfer⸗ 
willigkeit und Gebefreudigkeit des Landes, wenn das einer Hervorhebung 
bedarf, was in Oſtoberſchleſien ſchon feit Monaten unter viel drückenderen 
Laſten und bei bedeutend größeren Lohnabzügen unter der Beamten⸗ 
und Angeſtelltenſchaft gang und gäbe iſt. Allerdings ſo weit geht die 
Bereitwilligkeit nicht, daß der Oberſchleſier ſich vorſchreiben ließe, was er 
zu geben hat. Er gibt, was er will, und nicht, was der Miniſter will. 
Dieſer hatte nämlich angeordnet, daß in Oſtoberſchleſien zwei Schichten für 
die Arbeitsloſen gearbeitet werden ſollte. Die Oſtoberſchleſier ſollten noch 
mehr ausgeſaugt werden. Der Vorſchlag wurde aber rundweg abgelehnt 
und ein Prozentſatz des Arbeitslohnes bewilligt. Später wird mitgeteilt, 
daß auch die chriſtlichen Bäcker in Warſchau fih mit 5 bzw. 5 Zloty 
monatlich auf die Dauer von 5 Monaten freiwillig beſteuern, daß es ge⸗ 
lungen ſei, von den Elektrizitätsrechnungen für Licht 2%, für Kraft 10% 
als beſondere Abgabe zu erhalten, daß auch die Kaufmannſchaft ſich ver⸗ 
pflichtet habe, monatliche Beiträge zu entrichten, in Kategorie 1: 125 Floty, 
in Kategorie 2: 25 Zloty, in Kategorie 3: 5 Zloty und in Kategorie 4: 
2 Zloty. 

Das Hauptkomitee ſcheint die wunderlichſten Abſichten zu hegen, um 
Geld zu erlangen, und die wunderlichſten Vorſtellungen müſſen von ſeinen 
Abſichten umherſchwirren, wenn es ſich veranlaßt ſieht zu erklären, daß 
es nicht beabſichtige, den Verkauf der Weihnachtsbäume zu monopoli⸗ 
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ſieren. Allerdings, 60 Millionen Zloty follen aufgebracht werden, um den 
Arbeitsloſen einigermaßen Hilfe bringen zu koͤnnen. Bis Ende des Jahres 
dürften aber kaum 3 Millionen Zloty eingegangen fein. 

Die Geſetzgebung ſelbſt greift nur zögernd ein. Durch Geſetze vom 
7. November 1931, die allerdings der Zuſtimmung des ſchleſiſchen Sejm 
bedürfen, wird der Miniſterrat ermächtigt, in Oſtoberſchleſien die Arbeits- 
zeit zu verlängern oder zu verkürzen. Beabſichtigt iſt natürlich in erſter 
Keihe, die Arbeitszeit zu verkürzen. Vor einigen Jahren glaubte man die 
Arbeitsloſigkeit durch Verlängerung der Arbeitszeit. beheben zu können, 
diesmal durch Arbeitskürzung. Die Arbeitsloſigkeit iſt hier ungeheuer 
groß. Denn von den 253355 Arbeitsloſen, die fih am 31. Oktober 1931 
im Lande befanden, waren in Oberſchleſien allein 63435 Perſonen, regi⸗ 
ſtrierte Perſonen. Mitte Dezember waren es ſchon 83702 regiſtrierte 
Arbeitsloſe. Seitdem werden keine Zahlen mehr veröffentlicht. Nach einer 
ganz verläßlichen, aber nicht offiziellen Zählung beträgt die Zahl der 
Arbeitsloſen in der Woiwodſchaft Schleſien am Ende des Jahres 102 505. 
Wenn wir die Jugendlichen, die Handwerker, die Kurzarbeiter und die 
turnusweiſe Beſchäftigten bzw. Beurlaubten hinzurechnen, ſo beträgt die 
Armee der Arbeitsloſen in der Woiwodſchaft Schleſien nicht viel weniger 
wie 150000. Das ift eine erſchreckend große Zahl, die aber immer noch 
im Steigen begriffen iſt. 

In diefe Rubrik „Arbeitsloſigkeit“ gehört es auch, wenn offiziell bez 
ſtritten wird, daß die Abſicht beſtehe, alle Ausländer auszuweiſen, wenn 
dann aber doch die Einreiſe und die Beſchäftigung ausländiſcher Künſtler 
und Artiſten verboten wird. 

Die Not der Zeit zwingt auch den polniſchen Städteverband, der Rez 
gierung die mißliche §inanzlage der Städte darzulegen. 

Vielleicht liegt es auch in der ſchweren Notzeit begründet, daß in den 
Weſtprovinzen nach den Veröffentlichungen der Gerichte fo viele Chr: 
männer auf ihr Recht, das Vermögen ihrer Ehefrauen zu verwalten und 
die Nutznießung daraus zu ziehen, verzichten. Vielleicht liegt auch eine Art 
Verſelbſtändigung der Ehefrauen darin. Leider veröffentlichen nicht alle 
Gerichte im Weſten die Güterrechts veränderungen im Monitor. Denn ſonſt 
hätten wir geſehen, daß ſelbſt der Demagoge Korfanty, der ſich jetzt ein- 
fach Redakteur nennt, auf die Verwaltung und die Einkünfte aus dem Ver⸗ 
mögen ſeiner Ehefrau verzichtet. Hier wird wohl ein klein wenig Schie⸗ 
bungsabſicht vorliegen. 

Bereits das Geſetz über den Staatshaushalt hatte die Not der Zeit 
angedeutet. Große Abſtriche wurden in allen Miniſterien gemacht, vor 
allem auf dem Gebiete des Schulweſens und in der Wohlfahrtspflege. Be⸗ 
ſonders traurig wirkten ſich dieſe Abſtriche im Volksſchulweſen aus. Denn 
3012 etatmäßige Lehrerſtellen mußten infolgedeſſen unbeſetzt bleiben. Das 
bedeutet, daß ungefähr 700 ooo ſchulpflichtige Kinder in die Schulen gar 
nicht aufgenommen werden können. Dafür wurden aber 7,8 Millionen 
Sloty für die militäriſche Ausbildung der Schuljugend eingeſtellt. Nur ein 
Etat blieb unverändert: der Militäretat. Mit 850 Millionen Zloty um- 
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faßt er über ein Drittel des geſamten Etats. Und wer Beſcheid weiß, der 
ſieht, daß noch in den Titeln verſchiedener anderer Miniſterien hohe Be⸗ 
träge eigentlich nur dem Militarismus dienen. Und hieraus erſehen wir 
den zweiten Grund der Unruhe: das Beſtreben nach Sicherheit infolge der 
Unſicherheit der Lage. Aus dieſer Unſicherheit heraus ergeben ſich immer 
neue Forderungen für Militärzwecke, die Militarifierung der Eiſenbahn, die 
militärifche Ausbildung der Jugend und der Grauen, der Bau der Kohlen: 
bahn Oberſchleſien —Gdingen mit franzöſiſchem Gelde. Man hofft einer 
Grenzreviſion eher Widerſtand leiſten zu können, wenn man die Franzoſen 
an dieſer wichtigen Bahn beteiligt hat. 

Aber nicht nur Unſicherheit von außen, auch Unſicherheit im Inneren 
ſcheint die Machthaber zu beunruhigen. Und ſo ergeht eine äußerſt draſtiſche 
Maßnahme: die Verhängung des Standrechts durch Verordnung vom 
2. September 1931. Das Standrecht kann geſetzlich nur verhängt werden, 
wenn gewiſſe ſchwere Verbrechen in einer für die Ordnung und öffentliche 
Sicherheit allgemein gefährlichen Weiſe ſich verbreiten oder die Gefahr 
einer ſolchen Verbreitung unmittelbar beſteht. Ich weiß nicht, ob es ſchon 
ſo ſchlimm im Lande iſt, jedenfalls ſo ſchlimm iſt es beſtimmt nicht in Oſt⸗ 
oberſchleſien, fo daß die Verhängung des Standrechts weniger im Intereſſe 
des Landes als im Intereſſe der Regierung zur intenſiveren Bekämpfung 
der Oppoſition erfolgt fein dürfte. Zur Oppoſition gehören auch die Minder⸗ 
heiten. Und ſo ſieht man, wie verſchiedene Todesurteile an Angehörigen der 
minderheiten vollſtreckt werden. Auch in Oſtoberſchleſien wollte man miß⸗ 
liebige Deutſche vor das Standgericht bringen. Man ſchmuggelte Waffen 
in ihr Gehöft. Nur ein glücklicher Zufall entdeckte die Machinationen der 
Kegierungsſpitzel und bewahrte die Deutſchen vor dem Tode. Denn Tod iſt 
neben Freiſpruch das einzige Urteil, das ergehen kann. Die Zahl der Todes⸗ 
urteile ſcheint ſehr groß zu ſein, obwohl jetzt gar nichts mehr darüber ver⸗ 
öffentlicht wird. Aber der Henker ſcheint der einzige Menſch in Polen zu 
fein, der in Überftunden arbeitet. Denn bei einer neuen Hinrichtung ver⸗ 
ſpätete er ſich um 24 Stunden, weil er mit der Arbeit nicht fertig werden 
konnte. Polen iſt ſcheinbar zu reich an Menſchen. Es iſt doch ein fürchter⸗ 
liches Ding, dieſes Standrecht, beſonders wenn es noch gegen jedes Recht 
eingeführt wird. 

Von der inneren Ungewißheit der Lage oder, beſſer geſagt, von der 
Abſicht der Ronfolidierung der Beamtenſchaft ſpricht auch der unaufhörliche 
Beamtenſchub in den einzelnen Miniſterien. Zwar hängt die Slucht aus 
dem Richterftande zur Rechtsanwaltſchaft mehr mit der Not unter der 
Beamtenſchaft zuſammen, die Appellationsgerichtspräſidenten und Ober⸗ 
ſtaatsanwälte zur Advokatur, in den anderen Landesteilen ſogar Mini⸗ 
ſterialräte zum begehrten Poſten eines Sypothekenſchreibers treibt, aber die 
eigentliche Triebfeder der unendlichen Verſetzungen in den Ruheſtand iſt 
doch wohl die Abſicht, die Stellen mit Anhängern der Regierung zu be⸗ 
ſetzen. Und fo werden junge Leute, oft Aſſeſſoren und Referendare, in den 
Nuheſtand verſetzt, ganz abgeſehen von den vielen Fällen, in denen als 
Grund der Entlaſſung die Kündigung oder Ungeeignetheit angegeben wird. 
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Um nur ein Beiſpiel herauszugreifen, bringt Nr. 207 die Juruheſetzung 
von $ Räten und 10 Referendaren und Aſſeſſoren. Penfionierte Beamte und 
Offiziere als Studenten zu ſehen, iſt keine Seltenheit. 

Die Regierung will alles zentraliſieren, will alles ſelbſt in der Hand 
behalten. Deshalb die Beſetzung aller Stellen mit Regierungsanhängern, 
und deshalb auch die noch hin und wieder erfolgende Auflöſung von Stadt: 
verordnetenverſammlungen. Aber die Jahl der Auflöſungen iſt verſchwin⸗ 
dend gering im Vergleich zu früheren Jahren. 

Zwar will die Regierung, wie fie erkärt, nicht ſo weit gehen, daß fie 
alle Gewerkſchaften auflöſt und Kegierungsgewerkſchaften bildet. Aber die 
tatſächlichen Verhältniſſe ſprechen doch ſehr dafür, daß zum mindeſten in⸗ 
direkt dieſe Abſicht zur Verwirklichung gebracht werden ſoll. 

Einen Verſuch der Regierung bzw. ihrer Organe, alles in ihre Hand 
zu bekommen, kann man wohl darin erblicken, daß zwiſchen dem Arbeits 
gericht in Krakau und dem Bezirksarbeitsinſpektor ein Kompetenzkonflikt 
ausbrechen konnte. Ein Kompetenzkonflikt wegen einer Forderung eines 
Haus ver walters in Höhe von 606,44 Zloty gegen einen Hausbeſitzer! Was 
um alles in der Welt hat der Arbeitsinſpektor bei einem privatrechtlichen 
Streite zwiſchen zwei Parteien zu ſuchen! Der Termin vor dem Kompez 
tenzkonfliktshof war auf den 20. November anberaumt geweſen. Leider 
wird das Ergebnis nicht bekanntgegeben. Es wäre doch zu intereſſant, zu 
erfahren, wer den Sieg davongetragen hat. 

Doch etwas hatte noch Selbſtverwaltung: die Krankenkaſſen. Daher 
werden dieſe einfach im Verordnungswege konſolidiert. Außer den in Oſt⸗ 
oberſchleſien verbleiben nur noch 61 Krankenkaſſen, während 183 liquidiert 
werden. Die verbleibenden erhalten kommiſſariſche Vorſtände. Daß die 
Rrantentaffen nunmehr auch auf Anordnung des Arbeitsminiſters bis zum 
31. März 1956 die Kriegsinvaliden zu heilen und ihnen Protheſen zu 
liefern haben, gehört auch zu dem Spftem, das nur Steuern einziehen will, 
die Volksausgaben aber den Gemeinden und der Bevölkerung überläßt. 

So ſoll das Wegenetz mit den Mitteln eines beſonderen Fonds, des 
Wegebaufonds, ausgebaut werden. Der Sonds belaſtet wieder Beſitzer von 
Autos und Autobuſſen in ganz erheblicher Weiſe und damit wieder den 
Verkehr. Zudem ift das Straßennetz im Weſten einigermaßen ausgebaut. 
Nur der Oſten und die Mitte hat keine Straßen. Der größere Verkehr im 
Weſten ſoll alſo dazu dienen, dem Oſten die Straßen ausbauen zu helfen. 
Die Auto» und Autobusbeſitzer greifen zur Selbſthilfe und ſtellen den Perz 
kehr ein. Dies rührt die Regierung wenig. Der Verſuch, eine Audienz beim 
Minifterratsvorfitzenden zu erlangen, gelingt erft dann, als deſſen Ber 
dingung, Wiederaufnahme des Verkehrs, erfüllt wurde. Eine Miniſterial⸗ 
kommiſſion wird zur Prüfung der Angelegenheit gebildet, die vorſchlägt, 
daß zur Führung eines derartigen Unternehmens eine Konzeffion notwendig 
ſein wird. Sie ſchlägt noch weitere Erleichterungen vor, die ſich aber erſt 
im Laufe der Zeit auswirken dürften. 

Wenn man dann aber wieder lieſt, wie durch Erhöhung der Zölle 
oder durch Einfuhrverbote eine Zollmauer um das Land gegen das Ein⸗ 
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dringen ausländiſcher Waren gelegt wird, wie ſelbſt weltbekannte phar⸗ 
mazeutiſche Artikel nicht eingeführt werden dürfen, wenn zweifelhafte 
inländiſche Produktion vorliegt, was aus dem Verzeichnis der einfuhr⸗ 
berechtigten Artikel hervorgeht, während gleichzeitig durch Schaffung eines 
Exportfonds und durch Jollrückerſtattung bei Warenausfuhr, das Ver⸗ 
fahren wird beiſpielsweiſe bei der Baconausfuhr geregelt, zu erkennen 
gegeben wird, daß die Abſicht beſteht, ſelbſt möglichſt viel Waren aus⸗ 
zuführen, dann kann man dies alles nur unter einem Geſichtspunkte ver⸗ 
ſtehen: Furcht vor einer paſſiven Handelsbilanz und dem Fall der Wäh⸗ 
rung. Zur Fernhaltung dieſer Möglichkeit werden rückſichtslos alle Mittel 
angewendet, ſelbſt die Vergewaltigung der freien Perſönlichkeitsrechte durch 
Seſtſetzung unerſchwinglicher Paßgebühren, die es einmal dem gewöhnlichen 
Sterblichen unmöglich machen, außerhalb des Landes zu gelangen, im 
Gegenſatz zur Ware, die man gern hinausſchickt, die dann aber, wenn der 
Sterbliche doch hinausfährt, hinausfahren muß, daraus eine erhebliche 
Einnahmequelle ſchaffen. Unter Paßgebühren und Einſchränkungen leiden 
ja nicht die Machthaber, ſondern nur das Volk. Und ſo freut ſich das 
Land, daß hinſichtlich der Ausfuhr von Kohle über Danzig und Gdingen 
im September 1931 die Rekordziffer von 1006000 t erreicht worden ift, 
obwohl die Kohlenbahn noch nicht fertiggeſtellt ift und man erft nach ihrer 
Sertigſtellung dieſe Ziffern zu erreichen gehofft hatte. Dafür rollen die 
Koblenzüge aber auch Tag und Nacht an Sonn- und Feiertagen wie an 
Wochentagen. Allerdings will der Verkehrsminiſter Anweiſung gegeben 
haben, den Güterverkehr an Feiertagen, ſoweit möglich, einzuſchränken. 
Die Poft hat es beffer; fie braucht an Sonn- und Feiertagen die Poft nicht 
auszutragen. Mit Genugtuung wird ſo feſtgeſtellt, daß die Ausfuhr von 
Kohle im Oktober um 7,2% geſtiegen iſt im Verhältnis zum September, 
während die Einfuhr ſich in der gleichen Zeit um 4,6% vermindert hat. 
Alles, um die Handelsbilanz auszugleichen, wie hervorgehoben wird. Da⸗ 
bei fällt uns ein, daß Kohle in den Jahren 1925/26 die zweite Inflation 
aufgehalten hat und daß eines der Hauptargumente für die Erlangung 
Oberſchleſiens die Behauptung Polens geweſen war, daß der Inlands⸗ 
bedarf Polens über 66% der oberſchleſiſchen Kohle aufnehmen würde, wäh⸗ 
rend Deutſchland nur gin dieſer Kohle verbraucht habe, Oberſchleſien alfo 
wirtſchaftlich an Polen gebunden ſei. Nun, wir wiſſen, wie ſich dieſe Be⸗ 
hauptung verwirklicht hat. Polen iſt auf Ausfuhr der Kohle angewieſen, 
um nicht in eigener Kohle zu erſticken. Daher will es auch Deutſchland, 
das angeblich nur 9% Roble aus Oberſchleſien verbraucht hat, allein aus 
Oſtoberſchleſien im Wege des Handelsvertrages eine Menge aufdrängen, 
die die genannten 9% bei weitem überſteigt. Dabei geſchieht der Aus- 
landverkauf zu Schleuderpreiſen. Der Ausfall muß durch die Preiſe des 
Inlandbedarfes gedeckt werden. Dadurch iſt die Inlandkohle über den 
Weltmarktspreis geſtiegen, was bei der auf die Hälfte des Wertes ge⸗ 
ſunkenen Valuta für die Bevölkerung ſich recht unerfreulich auswächſt, ſo 
daß engliſche Kohle ſchon um 1/, billiger iſt als Inlandkohle. Hier mag 
erwähnt ſein, daß der Verbrauch an Kohle bei der Eiſenbahn nach den 
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Angaben des Verkehrsminiſters immer geringer wird. Im Etatsjahr 
1928/29 betrug er für 1000 t / km 50,58 kg, 1929/30 noch 54, 85 kg und 
für die erſten drei Quartale des Jahres 1930/31 nur noch 54,42 kg. 

Aus vielen Jollerhöhungen ſpricht ein Kampfgeiſt, und der Zoll ſtellt 
ſich als Kampfzoll, vor allem auch gegen Deutſchland, aber auch gegen 
Danzig dar. Noch kurz vor Neujahr kommen 4 Verordnungen über Ein⸗ 
fuhrverbote, Jollerhöhungen, Zolleemäßigungen und Ausfuhrprämien 
heraus. 

Es iſt menſchlich zu verſtehen, daß man im Intereſſe des Tandes bei 
möglichſt großer Ausfuhr möglichſt wenig einführen möchte. Eine Über: 
ſpannung dieſer Wünſche wird aber bei den anderen Nationen wenig 
Gegenliebe finden, beſonders wenn dieſe finden ſollten, daß ſie nach pol⸗ 
niſcher Anſicht nur dazu da ſeien, um polniſche Waren abzunehmen. Und 
man ſcheint den Bogen in dieſer Hinſicht ſchon etwas zu ſtraff geſpannt 
zu haben. Denn das ſtaatliche Exportinſtitut hatte für den 14. Dezember 
eine Konferenz einberufen, um über Pläne zur Belebung des bedrohten 
Exports zu beraten. Obwohl der Aus fuhrüberſchuß im Oktober 1931 noch 
über 55 Millionen Zloty betragen hatte, war man ſich einig darüber, daß 
der Export bedroht ſei. Die verſchiedenſten Pläne wurden er wogen, wobei 
beſonders die Notwendigkeit einer engen Mitarbeit der Wirtſchaftskreiſe 
mit den ſtaatlichen Behörden betont wurde. Und damit kommen wir auf 
das, was die Regierung gern möchte, was in verſchiedenen früheren Ver⸗ 
ordnungen ſchon ſeine Andeutung gefunden hatte und in den letzten Ver⸗ 
ordnungen gewiſſermaßen eine Art Abſchluß gefunden hat. Es iſt die Ab⸗ 
ſicht, die Privatwirtſchaft zu verſtaatlichen, Handel und Gewerbe zu 
monopoliſieren. Wenn ein Miniſter in verſchiedenen Verordnungen über Ein⸗ 
fuhrverbote, Zollerhöhungen, Ausfuhrprämien ermächtigt wird, Ausnah⸗ 
men zuzulaſſen, ſo bedeutet dies die Schaffung einer Art Monopol, durch 
das eine Sirma oder Perſon, bei der die Regierung einen ausſchlaggebenden 
Einfluß hat oder ſelbſt beſtimmt, die Einfuhrgenehmigung erhält, niedere 
Jollſätze zu zahlen braucht oder Follfreiheit genießt und bei Ausfuhr Aus- 
fuhrprämien erhält, wodurch ſie eine finanzielle Stärkung ihres Betriebes 
erfährt, mit der andere Sirmen nicht konkurrieren konnen. Dies geſchieht bei 
den neueſten Verordnungen in umfangreichſtem Maße, und beſonders die 
Einfuhr über polniſche Häfen genießt zum Nachteile von Danzig erheb⸗ 
liche Zollermäßigungen. Erfolgt die Einfuhr gar noch mit Genehmigung 
des Miniſters, ſo ſinken die Einfuhrzölle noch um ein bedeutendes, ſo daß 
praktiſch für beſtimmte Waren, wie Kaffee, Tee und Südfrüchte, aber auch 
Thomasſchlacke, trotz der Ableugnung der Regierung eine Monopoliſierung 
erfolgt. Bisher iſt ſchon die Holzausfuhr, der Reishandel, die Obſteinfuhr 
monopoliſiert worden, indem die Reisfchälerei und die Obſtdörrerei in 
Gdingen durch Vorzugszölle ſtark begünſtigt werden, eine einzige Ex⸗ 
portfirma für Holz vom Ausfuhrzoll befreit ift. Folgen follen noch der 
Handel mit Gummi und Baumwolle, der Autohandel und Metallhandel, 
der Getreideaußenhandel. Bei der Hefe ift die Sache ähnlich. Die Einfuhr 
billiger ausländiſcher Hefe mußte zugelaſſen werden, weil die Preiſe für 
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inländiſche Hefe wucheriſch hoch waren. Daher gibt die Regierung bez 
kannt, daß ausländiſche Hefe nicht immer gut fein ſoll. Die Zulaffung 
zum Verkehr wird alſo erſt nach Zahlung der Gebühren und Unterſuchung 
der Hefe im chemiſchen Laboratorium des Spiritusmonopols in Warſchau 
erfolgen. Dadurch erhöhen fih die Koften derart, daß die ausländifche 
Hefe nicht mehr konkurrenzfähig wird. Und die Stickſtoffeinfuhr wird 
überhaupt geſperrt, da die Preiſe für Stickſtoff aus den Fabriken in Chor⸗ 
zow und Moſcice, die den ganzen Bedarf des Landes zu decken imſtande 
ſeien, dank dem Entgegenkommen der Regierung, die auf Amortiſations⸗ 
abſchreibungen in den Jahren 1951 und 1982 verzichtet habe, niedriger 
ſeien als in den anderen Staaten. 

Mit dieſen Methoden gewinnt man nicht nur maßgebenden Einfluß 
in der Privat wirtſchaft, ſondern glaubt auch andere Häfen zugunſten eige⸗ 
ner Häfen ausſchalten zu können. Man vergißt aber, daß die Welt wirt⸗ 
ſchaft ihre eigenen Wege geht und ſich nicht von Wirtſchaftsdiktatoren 
beeinfluſſen läßt. Denn der Grundgedanke aller dieſer Maßnahmen iſt der, 
alles, aber auch alles, Recht, Verwaltung, Wirtſchaft und politik in einer 
Hand zu vereinigen. Wie Rußland alles in einer Hand hält und die 
Privatwirtſchaft völlig ausgeſchaltet zu haben glaubt, ſo will man dies in 
Polen tun, wo man ja, leider mehr, als man glaubt, ruſſiſche Verhältniſſe 
nachahmt. Polen iſt daher auch das Land, das nach Rußland die meiſten 
Monopole aufzuweiſen hat. 

Intereſſant iſt es hier, darauf hinzuweiſen, was etwa 14 Tage vor 
den letzten Jollverordnungen der Arbeitsminiſter als Ergebnis der s. inter: 
nationalen Verkehrskonferenz bekanntgegeben hat. Er meinte, daß auch 
die Konferenz die gegenwärtige Wirtſchaftskriſe als Vertrauenskriſe bez 
trachtet habe. Das mangelnde Vertrauen der Staaten zueinander müſſe 
durch internationale Solidarität wiederhergeſtellt werden. Es ſei nicht ein 
Vorrecht der beſitzenden Klaſſe, am Verkehr teilzunehmen, dieſes Recht 
gehöre der breiten Maffe, die dadurch auch in den Handelsverhältniſſen 
ihres Landes ausſchlaggebend wirken könnte. Daher ſei es zu empfehlen, 
daß alle diefe den Verkehr hemmenden Schwierigkeiten, wie Paßgebühren, 
Viſumgebühren uſw., verſchwänden. Das Ergebnis der Konferenz in Polen 
ſehen wir ja. 

Von weiteren Geſetzen intereſſiert hier die Verordnung, nach der am 
9. Dezember 1931 die zweite Volkszählung in Polen ſtattgefunden hatte. 
In Oſtoberſchleſien war eine ſolche bereits im Jahre 1924 beabſichtigt 
geweſen, wurde aber im letzten Augenblicke abgeblaſen. Damals war An⸗ 
gabe des Volkstums vorgeſehen. Diesmal iſt nur die Mutterſprache anzu⸗ 
geben. Eine kleine Anderung nur, wie man ſagt, die aber dazu beitragen 
ſoll, die Minderheiten, wenigſtens auf dem papier, erheblich zu vermin⸗ 
dern. Die Beantwortung der Frage, ob man leſen und ſchreiben könne, gibt 
viel zu denken. Nach den Vorbereitungen follen etwa 160 000 Ortſchaften 
vorhanden fein. Die Zählkommiſſare erhalten für ihre Tätigkeit einen bez 
ſonderen Orden. 

Eine neue Gefangnisordnung wird vom Juſtizminiſter erlaffen. Sie 
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iſt derart rückſtändig, beſonders hinſichtlich der politiſchen Gefangenen, die 
den anderen Geſetzesübertretern völlig gleich behandelt werden, daß ſie 
ſogar den Proteſt des Auslandes hervorgerufen hat. Allerdings iſt der 
Tod eines Gefangenen, wie der Juſtizminiſter berichtet, nicht infolge des 
durch die Einführung dieſer Verordnung erfolgten Hungerſtreikes erfolgt. 
Im Anſchluß daran mag erwähnt werden, daß die Zentralſchule des Gez 
fängnisweſens einen neuen Kurſus eröffnet hat. Nach polnifcher Be- 
hauptung iſt dieſe Schule die einzige ihrer Art in Europa, die ſich mit der 
Ausbildung des unteren Gefängnisperſonals befaßt. Vielleicht ift eine folde 
Schule mit Kückſicht auf Breſt⸗Litowfſk auch notwendig geweſen. Nur hätte 
ſich ihre Tätigkeit auch auf Perſonen erſtrecken müffen, die vorübergehend 
Gefängnisdienſt verſehen. 

Nach einer Beſtimmung wird das Strafregiſter jetzt beim Juſtiz⸗ 
miniſterium geführt, und die Strafregiſter von Gneſen, Graudenz und 
Stargard werden mit dem J. März bzw. 1. Mai bzw. 3. Juli 1932 dies 
fem über wieſen. 

Am 7. Mai wird durch Geſetz bekanntgegeben, daß der ſchleſiſche 
Sejm zur Prüfung der beanſtandeten Wahlen das Appellationsgericht in 
Kattowitz beſtimmt hat. Da die Wahlen bereits am 25. November 1950 
ſtattgefunden haben, dürfte wohl, wenn es weiter ſo langſam geht, die 
Periode des Sejm abgelaufen ſein, ehe die Wahlproteſte erledigt ſein werden. 

Noch ein Geſetz iſt zu erwähnen, das ſog. Antialkoholgeſetz, das mit 
Ausnahme der Bahnhofswirtſchaften und Speiſewagen die Anzahl der 
Alkoholverkaufsſtellen auf 20 ooo beſchränkt. Höchſtens 3/4 dieſer Stellen 
ſind für den Ausſchank vorgeſehen. Der Verkauf von Alkohol mit über 
45% iſt verboten, verboten iſt der Verkauf in verſchiedenen Gebäuden und 
in deren Nähe ſowie an Sonn- und Feiertagen von 6 bis 14 Uhr. Die 
Gemeinden haben das Redt, die Trockenlegung ihrer Gemeinden zu bez 
ſchließen. Alkoholſchulden können gerichtlich nicht beigetrieben werden. In 
Ausführung diefes Geſetzes ſetzt eine Verordnung vom 30. Juli die An⸗ 
zahl der Alkoholverkaufsſtellen in jeder Woiwodſchaft feft. Das kleine 
Schleſien hält mit 3000 Verkaufsſtellen den Rekord vor allen übrigen 
Woiwodſchaften; ihm folgt Poſen mit 2700 Stellen. Warum beglückt 
man Schleſien ſo mit Alkohol? Dabei heißt das Geſetz Antialkoholgeſetz. 
Es verſtößt ebenſo wie das Spiritusmonopolgeſetz gegen die ſchleſiſche 
Verfaſſung und ift ohne Juſtimmung des ſchleſiſchen Sejm unwirkſam. 
Aber es wird ihm wohl fo ergeben, wie es dem Spiritus monopolgeſetz 
ergangen iſt. Trotz gerichtlicher Entſcheidungen, trotz der Proteſte der Be⸗ 
völkerung, trotz der Reſolutionen des ſchleſiſchen Sejm wird es in Oſt⸗ 
oberſchleſien angewandt, weil erwieſenermaßen Macht immer noch vor 
Recht geht. Ein altes Geſetz von 1920 hatte für 2500 Einwohner eine 
Schankſtätte vorgeſehen. Das neue Geſetz ſieht für 30 Millionen Ein⸗ 
wohner 20 ooo Verkaufsſtellen vor, wozu noch die Bahnhofswirtſchaften 
kommen, alfo auf 1500 Einwohner mindeftens eine Verkaufsſtelle. Die 
auf Grund des alten Geſetzes erfolgte Trockenlegung von Gemeinden be⸗ 
darf einer Neuabſtimmung. Dabei fällt uns ein, daß, nach Zeitungsnach⸗ 
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richten, die Abſicht der Trockenlegung von Gemeinden durch Ukrainer als 
ſtaatsfeindlicher Akt angeſehen wurde, da er fih gegen das Spiritus: 
monopol richte. Es iſt ſchon richtig, das Geſetz heißt Antialkoholgeſetz, 
weil es die Vertilgung des Alkohols durch vermehrten Verbrauch bezweckt. 

Eine neue Apothekenordnung kommt heraus, ein ſehr merkwürdiges 
Ding. Man geht gewöhnlich zu dem Arzt, deſſen Anweiſungen man nicht 
nur verſteht, ſondern auch aus dem Rezepte erſehen kann. Jetzt wird das 
Rezept in der Apotheke zurückgehalten, man erhält dafür eine Kopie als 
Fahne an die Flaſche geheftet, aber eine Kopie in polniſcher Sprache, ſelbſt 
wenn das Rezept Anweiſungen in deutſcher Sprache gegeben hatte. Wer 
dieſe Sprache nicht verſteht, muß alſo zum Arzt laufen, um ſich die 
Anweiſungen über den Gebrauch der Medizin aufſchreiben zu laſſen, oder 
fich einen Dolmetſcher beftellen, wobei noch die Frage offen bleibt, ob Ober: 
haupt richtig überſetzt worden iſt. So wird der Gebrauch der deutſchen 
Sprache in Oſtoberſchleſien nach dem Genfer Abkommen in Warſchau ver⸗ 
ſtanden. Apotheker find aber keine Beamte, die in polniſcher Sprache am: 
tieren müßten. 

Gegen Ende des Jahres wird dann noch ein Geſetz verkündet, das 
noch merkwürdiger iſt. Es beſtimmt nämlich, daß bei Einberufung von 
Offizieren und Mannſchaften der Reſerve und des Landſturms zu Übungen 
oder zum Heeresdienſte die Transport- und Verkehrsinſtitute, die ſtändig 
oder zeitweilig einen Betrieb unterhalten, auf Verlangen der Behörde den 
Transport gegen Kreditierung zu bewerkſtelligen haben. Im Falle es die 
Sicherheit des Staates verlangt, kann auch der Transport von Militärgerät 
auf dieſe Weiſe, alfo gegen Pump, angeordnet werden. Außer dem Ge: 
ſetz über die allgemeine Dienſtpflicht vom 23. Mai 1924, das im Jahre 
1928 neu verkündet wurde, der Verordnung über die Sachleiſtungen im 
Kriege vom 20. Auguft 1925, die ſchon im Srieden die Möglichkeit gibt, 
für Induſtrie und Gewerbe Anordnungen auf Umſtellung zu Kriegs- 
lieferungen zu treffen, und die eine allgemeine Enteignung allen Beſitzes 
bedeutet, außer der Verordnung über den Ausnahmezuſtand vom 16. März 
1928, die verſchiedene Beſchränkungen bzw. Leiſtungsverpflichtungen auf: 
erlegt, und außer der Verordnung vom 12. November 1927 über Lieferung 
von Transportmitteln für das Heer im Frieden, ift nun dieſes Geſetz er- 
gangen, das allgemein den Pumpzwang für das Militär einführt. Rez 
quiſitionsſcheine wurden bisher nur im Kriege ausgeſtellt. Vielleicht will 
das Militär auf dieſe Weiſe ſparen oder die dafür vorgeſehenen Gelder für 
andere Zwecke verwenden. Durch ein weiteres Geſetz vom gleichen Tage 
wird die Einfuhr von Kriegsmaterial von jedem Zoll befreit. Sind das 
etwa Vorbereitungen für die Abrüſtungskonferenz? Auf Grund der Ver: 
ordnung vom 32. November 1927 wird gegen Ende des Jahres eine Auf: 
ſtellung und Reihenfolge der Flugzeuge bekanntgegeben, die dem Militär 
im Laufe des nächſten Jahres auf Verlangen zur Verfügung zu ſtellen 
ſind. Nur dieſe wenigen Beiſpiele aus der Menge der, wie alljährlich, ſo 
auch dieſes Jahr in großer Maſſe erſcheinenden Geſetze und Verordnungen 
ſeien hervorgehoben, wenn man nicht noch erwähnen will, daß erſt ſeit 
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dem Geſetz vom 21. September 1931 Generalverſammlungsbeſchlüſſe der 
Aktiengeſellſchaften notarieller Beurkundung bedürfen. Erwähnt werden 
muß aber, daß andauernd eine Um: oder Neuorganiſation bei den einzelnen 
hohen Amtern vorgenommen wird. So ergeht eine Ergänzung zu den 
Vorſchriften über die Eiſenbahnbeförderung, eine Vorſchrift über die Stel⸗ 
lung der Woiwoden und Staroſten als Vertreter der Regierung, über die 
Organiſation der Woiwodſchaftsämter und ihren inneren Betrieb, eine 
Anderung der Vorſchriften über das Amtieren der Gerichte in Strafſachen, 
Vorſchriften über das Amtieren der Staatsanwaltſchaften bei Bezirks⸗ und 
Appellationsgerichten, eine Anderung der Vorſchriften über das Amtieren 
der Staatsanwaltſchaft beim Oberſten Gericht. Serner ift ergangen ein 
Statut über die Organiſation des Handelsminiſteriums, des Agrarreform⸗ 
miniſteriums, des Landwirtſchaftsminiſteriums und des Poſtminiſteriums. 
So wird das Statut über die Organiſation des Innenminiſteriums neu 
veröffentlicht, nachdem es verſchiedentlich ergänzt worden war. Das Sta⸗ 
tut der polniſchen Staatsbank wird geändert, die Direktion des Spiritus⸗ 
monopols, des Tabakmonopols und die Generaldirektion der Wälder, ferner 
das Sejmbüro und das Senatsbüro werden hinſichtlich ihrer Tätigkeit in 
Paragraphen feſtgelegt. So ergehen Kaſſenvorſchriften für das Emigra⸗ 
tionsamt, Kanzleivorſchriften für die allgemeine Staatsverwaltung, Be⸗ 
ſtimmungen über die Organiſation und den Umfang der Sinanzämter und 
der §inanzkammern, Anordnungen über die Sinanzwirtſchaft der jüdiſchen 
Gemeinden und endlich Vorſchriften, wie ſich das Publikum in den Poſt⸗ 
und Telegraphenämtern zu verhalten hat und was mit den in das Be⸗ 
ſchwerdebuch der Poſt eingetragenen Beſchwerden zu geſchehen hat. Endlich 
gibt der Arbeitsminiſter noch ein Statut über den Verband der Derfiches 
rungsanſtalten für Angeſtellte heraus, und der Finanzminiſter regelt den 
konzeſſionierten Tabakverkauf. Er beſtimmt dann noch, daß Privatperſonen 
ohne Genehmigung der Behörde nicht mehr wie 3000 Stück Zigaretten 
oder — nicht: und! — 300 Zigarren beſitzen dürfen. Anderenfalls iſt die 
Privatperfon keine ſolche mehr, ſondern Geſchäftsinhaber und zur Umſatz⸗ 
ſteuer, Patenteinlöſung uſw. verpflichtet. 

Der eigentliche Geſetzgeber ift nach der Verfaſſung noch immer der 
Sejm und der Senat. Beide Körperſchaften haben aber ſehr zurückhaltend 
werden müſſen. Sie werden nur noch ſelten einberufen. Die Hauptarbeit 
in der Geſetzgebung leifter der Staatspräſident, der von den Miniſtern 
eifrig unterſtützt wird. Ein großer Fehler der polniſchen Geſetzgebung ift 
es nämlich, daß nur fog. Kahmengeſetze erlaſſen werden, bei denen dann 
den einzelnen Miniſtern die verſchiedenſten Berechtigungen zugewieſen wer⸗ 
den, von denen ſie ausgiebig Gebrauch machen und ſich ſelbſt immer wieder 
zu neuen Anderungen und Anordnungen ermächtigen. 

Die Verhandlungen im Sejm und Senat find im „Monitor“ veröffent⸗ 
licht. Schon früher, als die Regierung eine Mehrheit im Sejm nicht hatte, 
waren Klagen über die einſeitige Darſtellung der Verhandlungen laut ge⸗ 
worden. Das iſt natürlich nicht beſſer geworden. Nur die Reden der 
miniſter und der Größen der Regierungspartei werden gebracht, im übri⸗ 
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gen die Redner aber nur erwähnt. Dagegen werden die Reden und die 
Anſprachen der Miniſter, die ſie bei anderen Gelegenheiten halten, bei 
Klubſitzungen des Regierungsklubs, bei Feſtlichkeiten, bei Erinnerungs⸗ 
feiern, deren es ja viele gibt in Polen, wörtlich wiederholt. 

Was die Miniſter ſonſt dienſtlich tun, geht im allgemeinen aus den 
Publikationen hervor. Sie bleiben nicht ſtändig im Amte, ſondern gehen 
und kommen, und das Schreiben, das ſie vom Staatspräſidenten beim 
Et ſcheinen oder beim Abgang erhalten, wird wörtlich wiedergegeben. Sie 
treten dann ihren Dienſt an, haben in den Minifterien gewöhnlich eine 
Neujahrsfeier, werden krank oder wieder einmal geſund, ſterben wohl auch 
bisweilen und werden beerdigt, anderenfalls nehmen ſie auch Urlaub und 
machen Inſpektionsreiſen, repräſentieren bei verſchiedenen Feiern, halten 
Reden, bilden Rommiffionen, beſchicken Konferenzen, eröffnen vereinzelt 
wohl Konferenzen im eigenen Lande, nehmen ſogar an Seelenmeſſen teil, 
organiſieren Kurſe, ſprechen bei Verſammlungen des Regierungsklubs und 
beſichtigen Induſtriewerke. So wird die mechaniſche Bäckerei in Lida be⸗ 
ſichtigt, die wahrſcheinlich ein öſtliches Gegenſtück zu der berüchtigten, in⸗ 
zwiſchen eingegangenen Mannabäckerei in Bismarckhütte ſein ſoll. Auch 
Preſſekonferenzen veranſtalten ſie, zum Teil verbunden mit Beſichtigungen, 
wie die der polniſchen Skodawerke und der ſtaatlichen Slugwerkſtätten. 
Auch polniſche Motoren und Kabel konnten beſichtigt werden, wobei ber: 
vorgehoben wurde, wie ſchwierig es geweſen ſei, alle Hemmniſſe, auch 
in der Kohſtoffbeſchaffung, zu beſeitigen. Aber dank der Tüchtigkeit der 
polniſchen Konſtrukteure und der polniſchen Arbeiter unter der ſtändigen 
Kontrolle der Luftfahrtabteilung des Kriegsminiſteriums fei jetzt bei Ver: 
kehrsflugzeugen eine 100%ige Sicherheit gewährleiſtet. Eine Reihe von 
Erfindungen polniſcher Konſtrukteure fei fogar zum Muſter für andere 
Staaten geworden, die nicht nur vereinzelt ganze Slugzeuge kauften. Die 
Miniſter erlaſſen ſchließlich Verordnungen, empfangen größere oder klei⸗ 
nere Delegationen oder Einzelperſonen, von Zeit zu Zeit auch wohl Tele: 
gramme, und verabſchieden ſich von ihren Beamten, wenn ihre Zeit wieder 
abgelaufen iſt. Ob ſie ſonſt noch arbeiten, wie ſie arbeiten, wann ſie er⸗ 
ſcheinen, iſt leider nicht angegeben. Aber ſonſt iſt ihre Tätigkeit doch um⸗ 
fangreich genug. Manchmal beſchließen fie nicht allein, ſondern da bez 
ſchließt die Geſamtheit der Miniſter, der Miniſterrat, und der beſchließt 
ziemlich viel. Viele Verordnungen des Miniſterrats gehen hinaus, auch 
einige, die manche kurz vorher ergangene Verordnung abändern. Bekannt 
ift da geworden, daß bei der allgemeinen Reduktion der Beamtengehaͤlter 
um 15% der Kriegsminiſter erklärte, das gelte trotz des Wortlautes der 
Verordnung nicht für das Militär. Mit Mühe und Not brachte es dann 
der Miniſterrat dahin, daß den aktiven Militärperſonen wenigſtens ein 
Drittel des vorgeſehenen Prozentſatzes in Abzug gebracht wird, was eine 
Ergänzung des kurze Zeit vorher ergangenen Beſchluſſes erforderte. 

Intereſſant iſt es doch, die Tätigkeit der einzelnen Miniſter ſo im 
beſonderen zu verfolgen. Ich will nicht die verſchiedenen Konferenzen er: 
wähnen, die beſchickt oder beſucht werden, vor allem ſind es Eiſenbahn⸗ 
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konferenzen, auch nicht die verſchiedenen Kurſe, die eingerichtet werden, wie 
Sanitätskurſe, Pflegerkurſe, Hygienekurſe, Kurſe für Tropenhygiene u. a., 
ſondern berichten, was auch für die Allgemeinheit von Intereſſe iſt. So 
berichtet der Innenminiſter im März auf einer Preſſekonferenz über die 
polniſche Propagandatätigkeit in Frankreich gegenüber der deutſchen anti⸗ 
polniſchen Arbeit. Beſonders die Sidac, die internationale Militärorgani⸗ 
fation der Seindmächte, deren Vertreter in Polen geweilt hätten, arbeite in 
dieſem Sinne und mache Polen in Frankreich bekannt. Propaganda für 
polen iſt natürlich ſehr beliebt. Als wirkſame Propaganda wird auch der 
Slug polniſcher Slieger nach Afrika betrachtet. In anderen Ländern machen 
ſolche Flüge Frauen. 

Dann wird berichtet über die Verhandlungen mit Belgien, um den 
dort lebenden polniſchen Arbeitern die ſozialen Einrichtungen gleich den 
Belgiern zukommen zu laſſen. Dieſe Verhandlungen führten dann ſchließ⸗ 
lich zu einem Vertragsſchluß. Bei ähnlichen Verhandlungen mit Deutſch⸗ 
land wird die Hoffnung ausgeſprochen, daß dieſe zum Ziele führen mögen. 
Würden die polniſchen Forderungen berückſichtigt, dann würde dies von 
großer Bedeutung ſein für die Polen, die ſtändig in Deutſchland wohnten, 
aber auch für die, die aus Deutſchland nach Frankreich und Belgien aus⸗ 
gewandert ſeien und Anſprüche an deutſchen Verſicherungsanſtalten hätten. 
Über den Abſchluß dieſer Verhandlungen iſt noch nichts bekanntgeworden. 
In derſelben Nummer wird bekanntgegeben, daß Aufwertungsanſprüche 
aus Lebens verſicherungen nunmehr angemeldet werden können. Sogar das 
Sormular für die Anmeldung in deutſcher und polniſcher Sprache wird 
veröffentlicht und weiter mitgeteilt, daß die Anmeldung an das Finanz⸗ 
miniſterium zu richten ſei. Einige Zeit ſpäter miſcht ſich der Weſtmarken⸗ 
verein in die Angelegenheit ein und läßt im September durch die Woiwod⸗ 
ſchaft bekanntgeben, daß Anträge nur durch ſeine Hände an das Miniſte⸗ 
rium gehen dürfen. Unbekannt geblieben iſt, wer den Weſtmarkenverein 
hierzu ermächtigt hat. Es ſcheint, als ob dieſer ſich das Recht anmaße, in 
allen Angelegenheiten mit Deutſchland die Vermittlung übernehmen zu 
müffen. Später wird auf Grund eines deutſch⸗polniſchen Vertrags vom 
14. Dezember 1928 über Sparkaſſen die kommunale Kreditbank in Poſen 
als Treuhänder für 19 deutſche Sparkaſſen, deren Geſchäftsbezirk durch die 
Grenzziehung bei Entſtehung Polens durchſchnitten worden iſt, beſtimmt. 
Eine öſterreichiſche Verſicherungsgeſellſchaft gibt ihre Tätigkeit in Polen 
auf, und vor einer Sirma, die angeblich Stellen in Niederländiſch⸗Indien 
vergebe, die Stellenſuchenden aber nur betrüge, wird gewarnt. Zur Be⸗ 
kämpfung des Mädchenhandels follen neue Propagandaplakate heraus⸗ 
gegeben werden, und der Arbeitsminiſter will die vom Sotelierverband in 
drei Sprachen herausgegebene Überſicht über die beſten Hotels in 41 Städ⸗ 
ten ergänzen, weil 9 wichtige Kurorte und s bedeutende Städte, wie 
Jaſtrzemb, Hela, Gneſen u. a., darin fehlten. Der Innenminiſter macht 
ſogar Reklame für ein Handbuch für die kommunalen Sparkaſſen und 
empfiehlt deſſen Anſchaffung bis zur Herausgabe allgemeiner Vorſchriften 
über den inneren Arbeitsgang bei den Sparkaſſen, die unbedingt notwendig 
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fei, da viele Sparkaſſen ihre Tätigkeit nicht auf ſolche Vorſchriften ſtützten. 
Ein Geſetzesvorſchlag über die Anwaltſchaft wird veröffentlicht, der unter 
den Anwälten Schrecken und Beſtürzung auslöſt. Er bezweckt nämlich 
nichts anderes als die Unterordnung der Anwälte unter die Gerichte in 
jeder Hinſicht. Der Kichter hätte den Anwälten gegenüber mehr Rechte als 
feinen Beamten gegenüber. Wenn dem kleinſten und unbedeutendſten Ridh- 
ter bei der Verhandlung ein Anwalt nicht paßte, konnte er ihn ſogar aus 
der Anwaltsliſte ſtreichen laſſen. Daß fih die Anwälte, die nach dieſem 
Entwurf überhaupt keine Verteidigung mehr übernehmen durften, wenn 
ſie nicht ihre Exiſtenz aufs Spiel ſetzen wollten, gegen dieſes Projekt ſträub⸗ 
ten, braucht nicht beſonders hervorgehoben zu werden. Eine Abordnung 
der Warſchauer Anwaltskammer begab ſich zum Juſtizminiſter. Dieſer 
empfing ſie, obwohl ihm, wie er erklärte, der neue Advokatenrat noch keinen 
Höflichkeitsbeſuch abgeſtattet habe. Dann fuhr er fort, daß er an dem Ent⸗ 
wurf keine Anderungen machen könne, da die Warſchauer Anwaltſchaft 
Politik treibe und zu befürchten ſei, daß ſie nicht von dem Wege abkehren 
würde, den ſie beſchritten habe, entgegen ihren eigenen Intereſſen. Da fällt 
uns ein, daß ſeinerzeit die Warſchauer Anwälte gegen die Methoden zweier 
Juſtizminiſter, in denen ſie lediglich Rechtsbrüche erblickten, proteſtiert hat⸗ 
ten. Der neue Juſtizminiſter, Staatsanwalt für Breſt, als die Politiker 
dort ſaßen, will nun die Anwälte auf andere Weiſe in ſeine Hand be⸗ 
kommen. Vor allem ſollte die Verteidigung in dem Prozeſſe, der den Poli⸗ 
tikern gemacht wird, zum Kuſchen gebracht werden. Da der Prozeß aber 
inzwiſchen begonnen hat, ohne daß das Projekt Rechtskraft erlangt hat, 
ſcheint man an ihm kein weiteres Intereſſe zu haben. Weitere Abordnun⸗ 
gen aus Galizien und dem Teſchener Schleſien hatten ebenfalls keinen Er⸗ 
folg. Ja, die Regierung zeigt ihre ſtarke Hand. Man muß aber auch 
wiſſen, daß die Regierung ſich größtenteils aus aktiven Oberſten und Gene⸗ 
ralen zuſammenſetzt. So zeigt auch der Außenminiſter ſeinen energiſchen 
Willen, ſich und das Land allen Anfeindungen des Auslandes gegenüber 
durchzuſetzen, wenn er dem Generalkommiſſar in Danzig ſein volles Ver⸗ 
trauen ausſpricht, da dieſer ſich vollſtändig im Rechte befinde und dies auch 
durch die entſprechenden Völkerbundsorgane feſtgeſtellt werden würde. 
Kurz vorher hatte der Völkerbundskommiſſar für Danzig Warſchau bez 
ſucht. Die Ungezogenheiten des polniſchen Kommiſſars für Danzig mit 
dem urecht polniſchen Namen aus Straßburg ſind durch die Tageszeitungen 
bekanntgeworden, auch wie er ſich wieder nach der Einigung benommen 
hat. Davon ſchreibt das amtliche Blatt nichts, auch nicht, wie der pol⸗ 
niſche Geſandte dem amerikaniſchen Senator Borah gegenüber aufgetreten 
ift. So etwas verſchweigt man lieber, weil man fih nicht gern Kon: 
flikten mit Größeren ausſetzen will. Wenn es ſich aber um Kleinere han⸗ 
delt, dann ift man rückſichtslos. So beruft der damalige Unterſtaats⸗ 
ſekretär Beck am 27. März einfach den öſterreichiſchen Geſandten zu ſich 
und fordert von ihm Aufklärung über die beabſichtigte Zollunion mit 
Deutſchland, indem er ſein Erſtaunen zu erkennen gibt darüber, daß die 
öſterreichiſche Regierung die polniſche nicht informiert habe. Man geht 
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ſchneidig und militäriſch vor. Auch Deutſchland gegenüber iſt man ener⸗ 
giſch. Als zwei polniſche Militärflieger bei Oppeln landen, erhält die pol⸗ 
niſche Geſandtſchaft in Berlin den Auftrag, ſich unverzüglich an die 
deutſche Regierung zu wenden zwecks sreilaſſung der feſtgehaltenen Site: 
ger und Herausgabe der Flugzeuge. Und Rußland gegenüber wird betont, 
daß, als am 30. Februar ein Einbruch in die polniſche Geſandtſchaft in 
Moskau erfolgt war, die Sowjetbehörde wenig Aktivität zeige, keine 
Unterſuchungen an Ort und Stelle vornehme und die Geſandtſchaft offiziell 
über den Stand der Angelegenheit nicht informiere. . 

Um auf Danzig zurückzukommen, mag hier erwähnt werden, daß das 
Exequatur für einen ausländiſchen Konſul, der ſeinen Sitz in Danzig neh⸗ 
men will, vom polniſchen Staatspräſidenten im Einvernehmen mit dem 
Danziger Senat erfolgt. Wann wird für Danzig das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht gelten? Erinnern wir uns an das, was der polniſche Generalkom⸗ 
miſſar bei einer Tagung des polniſchen Reſerveunteroffizierverbandes in 
Danzig im November 1931 erklärt hat, daß Danzig polniſch geweſen fei 
und polniſch werden müſſe, dann vielleicht nie. 

Die Wirtſchaftspolitik der Regierung iſt oft nicht klar. Zwar wird 
mit aller Entſchiedenheit abgeſtritten, daß beabſichtigt ſei, ein Moratorium 
nachzuſuchen, und auch die beabſichtigte Auflöſung der Woiwodſchaft 
Lodz wird in Abrede geſtellt, andererſeits muß aber zugegeben werden, daß 
6000 t Auslandsgetreide angekauft worden feien. Der Ankauf fei auf Grund 
früher abgeſchloſſener Ausfuhrverträge notwendig geworden. Die Einfuhr 
für Bedarfszwecke komme nicht in Frage. An einer anderen Stelle wird 
geſagt, daß die Kattowitzer Polonia vom 30. Mai wegen der lügneriſchen 
und das Staatsweſen ſchädigenden Nachricht, daß eine Inflationsabſicht 
beſtehe, beſchlagnahmt worden ſei. Gleichzeitig werde der Verlag zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden. Um noch an einem anderen Beiſpiel zu 
zeigen, aus welchem Grunde eine Zeitung beſchlagnahmt werden kann — 
wir werden ſpäter darauf zurückkommen —, ſei die Bekanntmachung des 
Staatskommiſſars in Warſchau erwähnt, nach der die Nr. 250 des Ro⸗ 
botnik deswegen beſchlagnahmt worden ſei, weil dieſer den Verlauf eines 
Streikes in Grodno in „einer der Wahrheit nicht entſprechenden Weiſe 
dargeſtellt“ habe. So etwas genügt alſo ſchon zur Beſchlagnahme. 

Wir haben geſehen, daß die Oberſten der Regierung ſehr energiſch 
ſind. Das ſcheinen alle Militärs, auch auf anderen Gebieten, zu ſein. Denn 
eine Verordnung beſtimmt, daß penſionierten Militärperſonen Fahrkarten 
nach Militärtarif nicht auszuſtellen find, auch wenn dieſe Perſonen in Uni⸗ 
form erſcheinen. Dieſen Perſonen ſtänden nur die allgemeinen Fahrt⸗ 
erleichterungen auf Grund ihrer Legitimation zu. Daraus ergibt ſich einmal, 
daß die Uniform wahrſcheinlich dazu verwandt worden iſt, um billiger 
fahren zu können. Wir wiſſen ja, daß die Uniform allein ſchon einen 
moraliſchen Eindruck zu erwecken, einen gewiſſen Nachdruck auf den Gegner 
auszuüben imſtande iſt. Und wer im öffentlichen Leben ſteht, weiß, daß vor 
Gericht und Behörden ſelbſt Aufſtändiſche in Uniform erſcheinen, wenn 
ſie etwas erreichen, ihren Prozeß gewinnen wollen. Das Uniformtragen 
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ſcheint ſogar der Regierung zu weit zu gehen. Denn das Staatsamt für 
die militäriſche Ertüchtigung gibt bekannt, daß vielfach Unberechtigte Uni⸗ 
form tragen, beſonders den Offiziersgürtel, der nur für Offiziere beſtimmt 
ſei. Es beabſichtige daher, Anordnungen über die Berechtigung zum 
Tragen von Uniformen zu erlaſſen. 

Dann folgert aus der Anordnung über Fahrkartenverkauf, daß ver⸗ 
ſchiedentlich Sahrterleichterungen gegeben ſind. So zahlen die Staats⸗ 
beamten nur die Hälfte der Preiſe, eine 50 %% ige Sabrpreisermäßigung ift 
bei Sahrten in Bäder und Kurorte und mindeſtens zotägigem Aufenthalt 
daſelbſt gegeben, andere Erleichterungen bei Sportfabrten, Verkehrs⸗ und 
Sammelausflügen. Eine Verlautbarung befagt, daß der Kultusminifter 
1000 Zloty dem Erholungsheim für Akademiker in Jakopane zur Abgeltung 
von Gaben bei Bällen, Seften uſw. über wieſen habe. Es fei daher zwecklos, 
fidh bei derartigen Veranſtaltungen noch an ihn zu wenden. Damit wird 
eine Erſcheinung des täglichen Lebens beleuchtet, die ſich als grober Unfug 
darſtellt. Alles nämlich, was veranſtaltet wird und was Geld koſtet, ge⸗ 
ſchieht nicht mit eigenen Mitteln, ſondern mit fremden Mitteln, die ge⸗ 
wöhnlich im Wege der Bettelei aufgebracht werden. So werden ſogar 
Bälle und Vergnügungen auf öffentliche Botten gefeiert. 

Jur Ablöſung von Neujahrswünſchen zeichnen verſchiedene Miniſter 
und Staatsſekretäre Beträge, die nicht ſehr bedeutend ſind. Denn 25 bis 
100 Sloty zahlten ebenfalls Kattowitzer Stadträte, ohne daß ſie in den 
„Monitor“ kamen. 

Dann ſei erwähnt, daß Inſtallationsgeſchäfte für elektriſche Anlagen 
einer Konzeſſion bedürfen, daß die Seeſchule von Dirſchau nach Gdingen 
verlegt worden iſt, daß wieder einmal ein Juſammenſtoß zwiſchen litau⸗ 
iſchen und polniſchen Grenzwachen ſtattgefunden hat, woran die Miniſter 
allerdings nicht teilgenommen hatten, worüber ſie aber berichten, daß die 
linke PPS. (ſozialdemokratiſche Partei) nach Anſicht der Regierung un⸗ 
geſetzlich iſt und daß der Polenbund in Deutſchland ein Ehrendiplom für 
ſeine Arbeit und die Ausgeſtaltung ſeines Ausſtellungswerkes „Die Polen 
in Deutſchland“ auf der Landesausſtellung in Poſen erhalten hat. Auf 
einer Ausſtellung in Rotterdam ſoll außer dem ſchwediſchen der polniſche 
Ausſtellungskiosk der ſchönſte geweſen ſein, wie angegeben wird. Außer⸗ 
dem haben ſie noch etwas Schönes eingerichtet, einen Waſſerdienſt, der mit 
ſeiner Tätigkeit ausführlich beſchrieben wird und bezweckt, der Seefahrt 
zu dienen und die Bewohner vor Überſchwemmung zu ſichern. Da er 
durch Radio verbreitet wird, ſollen nach glaubwürdigen Angaben, wie 
behauptet wird, die litauiſchen Behörden für die Wilja und den Njemen 
und auch Lettland für feine Slüffe davon Nutzen gezogen haben. So mache 
ſich der Waſſerdienſt ſogar um die benachbarten Staaten verdient, ſchließt 
der Bericht. Augenſcheinlich kennt Polen keinen anderen Waſſerdienſt als 
den eigenen. 

Von Zeit zu Zeit gibt der Poftminifter bekannt, daß wieder in ver: 
ſchiedenen Orten bei Agenturen Telegraphen⸗ und Telephondienſt eingeführt 
worden iſt. Es ſcheint im übrigen daran noch ſehr zu hapern. An anderen 
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Stellen wieder werden Enteignungsbeſchlüſſe von Grundſtücken für Militär⸗ 
zwecke bekanntgegeben. So braucht die Garniſon Rozan zu Übungs⸗ 
zwecken 150 ha, die auf drei Jahre enteignet werden, für die gleichen 
Zwede braucht Lomza 117 ha, und auch Graudenz braucht einen Platz zur 
Vergrößerung der Garniſon. Oft find die früheren Enteignungsbeſchlüſſe 
derart mangelhaft, daß ſie nach Namen, Schreibweiſe, Beſitzer und Befit- 
verhältniſſen umfangreicher Berichtigungen wie in Nr. 235 bedürfen. Es 
iſt doch wohl kaum anzunehmen, daß die Beſchlüſſe ſo ſchnell heraus⸗ 
kommen müſſen, daß nur oberflächlich die Beſitzverhältniſſe angegeben 
werden können. 

Was der „Monitor“ ſonſt an kulturellen und wiſſenſchaftlichen Sort: 
ſchritten durch Tätigkeit der Miniſter bringt, iſt nicht allzuviel. So wurde 
eine Station zur Beobachtung des Vogelfluges beim Joologiſchen Muſeum 
in Warſchau errichtet, eine Wohnungsbauausſtellung wird eröffnet, ein 
Eiſenbahnmuſeum, das in feinen Grundgedanken ſchon im Jahre 1927 ent⸗ 
ſtanden ſei, wird in ſeinem neuen Gebäude eröffnet, und ebenſo gibt es 
eine Ausſtellung „Polniſches Meer und Pommerellenland“. Vor einiger 
Zeit gab es die Verlobung mit dem Meere, wo alle Anweſenden auf ein 
gegebenes Zeichen aufjauchzen mußten, dieſes Jahr gibt es nur die Aus⸗ 
ſtellung. Es kann auch nicht jedes Jahr dasſelbe wiederholt werden. In 
diefe Rubrik gehört auch die Angabe, wann man in den Speiſewagen 
gehen darf. Reifenden dritter Klaſſe ift der Zutritt außer der auf der Fahr⸗ 
karte angegebenen Zeit nur zwiſchen 16 und 17 Uhr geſtattet. 

Philateliſten dürfte intereffieren, daß Bildpoſtkarten mit 32 verſchiede⸗ 
nen Darſtellungen herausgegeben werden. Hoffentlich macht der Sammel: 
eifer der Philateliſten der Poſt nicht allzuviel Arbeit, denn ſchon früher 
hatte ſie gebeten, daß die Bewohner der Hauptſtadt, beſonders Banken, 
Firmen und Unternehmungen, ihre Poſtſendungen am Vormittage auf: 
geben möchten, um Gewißheit zu haben, daß ſie mit den Abendfernzügen 
noch abgingen, während die Aufgabe der Sendungen in den Nachmittags⸗ 
ſtunden zur Zeit des größten Verkehrs es zweifelhaft erſcheinen laffe, daß 
die Sendungen noch abgingen, ſo daß ſie nicht am folgenden, ſondern erſt 
am nachfolgenden Tage in den Beſitz des Empfängers gelangen würden. 

Das Land hat ſchon 9s Schneepflüge, und die Sernzüge auf der 
Strecke Werfchau—Pofen werden mit Radioempfangsgeräten verſehen 
werden. 

Vor kurzem iſt auch eine Kammer für Niederdruck zu Unterſuchungen 
in flugmediziniſcher Hinſicht eröffnet worden. Es ift dies, wie behauptet 
wird, eine der erſten in Europa. Man könnte da beinahe ſtaunen über den 
Fortſchritt des Landes, wenn man nicht wüßte, daß dieſer Fortſchritt 
nichts anderes iſt als eine Nachahmung weſtlichen Geiſtes, ohne prat- 
tiſchen Nutzen für das Volk, daß manches nur geſchaffen und künſtlich 
aufgezogen wird, um als Blender vieles zu überſtrahlen, das weniger für 
das Licht der Welt beſtimmt iſt. 

Von großer Gpferfreudigkeit gibt eine Stiftung Runde, die beſtätigt 
wird. Durch diefe Stiftung läßt ein Bogdan Hutten⸗Czapſti der War: 
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ſchauer Univerſität und Techniſchen Hochſchule zu gleichen Teilen Mittel 
zukommen zur Unterſtützung der polniſchen Wiſſenſchaft, beſonders für 
Preiſe an polniſche Bürger, zur Unterſtützung für wiſſenſchaftliche Ar⸗ 
beiten, Erfindungen und ihre Veröffentlichung in polniſcher Sprache. Das 
Stiftungsvermögen beſteht aus dem Rittergut Smogulec in Poſen. 

Um Blinde der Außenwelt kenntlich zu machen, tragen dieſe in Zu⸗ 
kunft einen weißen Stock mit ſchwarzem Beſchlag und der Nummer des 
Blinden. 

Ein Zeugnis der fortſchreitenden Kultur darf nicht vorenthalten wer⸗ 
den. Der deutſche Wirtfchafts: und Kulturbund, der kleine, von Polen ge: 
gründete Verband der im polniſchen Fahrwaſſer ſchwimmenden Renegaten 
zur Bekämpfung des Deutſchtums, ſchickt dem Außenminiſter eine De⸗ 
peſche aus Bismarckhütte mit der Mitteilung, daß der Bund hinter der 
Regierung ftebe und dem Miniſter für feine Bemühungen um den rieden 
danke. Dieſes Geſchreibſel wird in Nr. 135 mitgeteilt. 

Intereſſant zu vernehmen ift, daß der Verkehrsminiſter alljährlich 
Wettbewerbe für Eiſenbahner veranſtaltet, um in den Beſitz der von dieſen 
gemachten Erfindungen zu gelangen. Im diesjährigen Wettbewerb wur⸗ 
den ss Arbeiten vorgelegt, von denen die beſten prämiiert wurden. Eigent⸗ 
lich ein einfaches Verfahren, ſeine Erfindertätigkeit in den Dienſt des 
Staates zu ſtellen. Anderwärts iſt die Anſicht vertreten, daß außergewöhn⸗ 
liche Arbeiten, zu denen doch die Erfindungen gehören, nicht ohne wei: 
teres dem Arbeitgeber überlaſſen zu werden brauchen. 

Noch etwas über Schulen. An einer Stelle werden nämlich die 
Privatſchulen aufgeführt, deren Beſuch die Eltern der Schüler zur Rüd- 
forderung des Schulgeldes berechtigt. Um dies zu verſtehen, muß etwas 
weiter ausgeholt werden. Noch heute wimmelt das Land von Analpha⸗ 
beten, zu deren Feſtſtellung auch die Volkszählung dienen ſollte. Die 
erſten Machthaber wollten aber, daß Bildung Allgemeingut würde, und 
verankerten daher in der Verfaſſung den Grundſatz, daß der Schulunter⸗ 
richt unentgeltlich zu erfolgen habe. Nur für die Benutzung von Schul⸗ 
utenfilien wurden ſpäter ſog. Taxen, Gebühren eingeführt, die nicht be⸗ 
ſonders hoch find und gewöhnlich 8o 100 Zloty pro Schuljahr betragen. 
Aber auch von dieſen Taxen ſind die Beamten bis auf einen Betrag von 
4 Zloty halbjährlich befreit. Die Privatſchulen haben keinen Anlaß, die Kin⸗ 
der vom Schulgeld zu befreien. Daher wird den Eltern dieſer Kinder, 
ſoweit ſie Beamte ſind und ſoweit ſie beſtimmte Privatſchulen, die auf⸗ 
geführten, beſuchen, auf Antrag das Schulgeld zurückerſtattet. Die Bevor⸗ 
zugung der Schulen und Lehrer führte bei dem Lehrermangel in der erſten 
Zeit dazu, daß einfache Volksſchullehrer ohne weitere Ausbildung Pro- 
feſſoren an höheren Lehranſtalten werden konnten. Andererſeits werden 
heute hochqualifizierte deutſche Lehrkräfte als nicht qualifiziert angeſehen, 
wenn ſie die polniſche Noſtrifikation nicht erlangt oder nachgeſucht haben. 
Bemerkt mag noch ſein, daß die Titelſucht unter den Lehrern ebenſo groß 
iſt wie unter den übrigen Sterblichen. Im Grunde genommen gibt es 
unter den Leuten, die ſich zur Intelligenz rechnen, nur drei Klaſſen: die 
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Profeſſoren, die Radcas (Räte) und die Doktoren. Etwas anderes zählt 
eigentlich nicht mehr mit. Am begehrteſten ift noch immer der Doktortitel. 
Und ſo ſieht man, daß die Intelligenzler, denen das Doktorat bei der Ab⸗ 
ſchlußprüfung nicht gleich mitgegeben wurde, was noch bis in die jüngſte 
Jeit üblich war, ſich wenigſtens Magiſter nennen, was bei einem Mini⸗ 
ſterialrat Magiſter Sowieſo zum mindeſten etwas eigen wirkt. 

Von großem Intereſſe, auch in kultureller Hinſicht, iſt der Parzel⸗ 
lierungsplan für 1952. In Poſen ſollen 24000 ha und in Pommerellen 
weitere 20 ooo ha parzelliert werden unter insgefamt 180000 ha. Auf 
Poſen und Pommerellen kommen daher ein Viertel des geſamten zu par⸗ 
zellierenden Gebietes. Weshalb die Quoten fo hoch find, die höchſte und 
dritthöchſte, wird man unſchwer erraten können. Man wird ſich auch er⸗ 
innern können, daß bei Abſchluß des Liquidationsabkommens befürchtet 
wurde, die Liquidation könnte durch die Agrarpolitik erſetzt werden. Das 
ſcheint nun tatſächlich einzutreffen. Wenn man andererſeits weiß, daß 
Tauſende von kleineren Gütern unverkäuflich ſind, weil ſich keine Ab⸗ 
nehmer finden, dann müßte diefe großzügige Agrarreform durch Parzel- 
lierung völlig unverſtändlich fein, wenn man nicht die mit dieſer Pare 
zellierung verbundene Nebenabſicht, Vertreibung der Deutſchen, kennen 
würde. Man verſucht, den Deutſchen auf jede Weiſe heraus zubekommen. 
An Liquidationsbeſchlüſſen, wie fie früher gang und gäbe waren und 
ganze Seiten füllten, fehlt es jetzt, ſoweit deutſcher Beſitz in Frage kommt. 
Im Gegenteil, drei alte Beſchlüſſe gegen Deutſche werden aufgehoben. Wie 
es aber früher ausgeſehen haben mag, davon geben einige Beſchlüſſe, die 
ruſſiſches Eigentum betreffen, Kunde. So werden verſchiedentlich Güter 
zur Liquidation geſtellt, ein Gut im Wilnaer Bezirk geht auf den Staat 
über. Die nach der Liquidation verbleibende Aktivmaſſe iſt ſo lächerlich 
gering, daß es ſich kaum lohnt, ſie abzuheben. Sie wird auch wirklich 
hinterlegt, da die Berechtigten nicht bekannt find. Wird das Geld innerhalb 
10 Jahren nicht eingefordert, geht es in das Eigentum des Staates über. 
Dann hat der Staat das Gut umſonſt übernommen. Der Liquidator ver⸗ 
ſchiedener ruſſiſcher Banken, deren Liquidation noch nicht beendet iſt, gibt 
Grundſtücksverſteigerungen bekannt, und endlich wird in Nr. 278 bekannt⸗ 
gemacht, daß der Staat 9 ruſſiſche Güter und über ss ooo Zloty über- 
nommen hat. 

In gewiſſem Zuſammenhange mit der Liquidation ſteht ein Rund⸗ 
ſchreiben des Agrarreformminiſters vom 7. Juli 1931, das ſich an die Bez 
zirkslandämter in Poſen, Graudenz und Kattowitz wendet und das vor⸗ 
ſchreibt, daß dieſe Amter das Wiederkaufsrecht hinſichtlich der einzelnen 
Rentengüter auf Grund der Rentenverträge nicht ausüben ſollen, ſoweit 
dieſes Recht nicht bis zum 17. Mai 1950 ausgeübt worden ift, wenn es 
ſich um geſetzliche Erben der 1. und 2. Ordnung handelt, ferner um eine 
Ehefrau als geſetzliche Alleinerbin, ohne dieſes Recht auf ihre Erben aus⸗ 
zudehnen, bei einer Frau mit Vorerbſchaft und den geſetzlichen Erben als 
Nacherben, falls ein minderjähriger Erbe das Gut allein nicht bewirt⸗ 
ſchaften kann, eine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung aber auf feine Botten 
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erfolgt. In allen dieſen Fallen iſt das Wiederkaufsrecht aber trotzdem aus⸗ 
zuüben, wenn die berechtigte Perſon wegen Verbrechens oder Vergehens 
gegen den Staat rechtskräftig verurteilt worden iſt, insbeſondere wegen 
Deſertion und Anſtiftung dazu, wegen „Geheimbündelei“, wie es wört- 
lich heißt, wegen Entziehung vom Militärdienſt und Anſtiftung dazu oder 
wegen anderer feindlicher Akte gegen den Staat. Übertretungen von Zoll: 
und Finanzvorſchriften, ſoweit es fih nicht um Rückfälle handelt, ge⸗ 
hören nicht hierzu. 

Eine beſondere kulturelle Veranſtaltung war der ſog. ſchleſiſche 
Monat, der den ganzen November hindurch währte. Durch dieſen Monat 
ſollten die breiten Maſſen über die Bedeutung Schleſiens informiert wer⸗ 
den, das Augenmerk beſonders auf das Los der Polen in Deutjchober: 
ſchleſien hingelenkt werden. Pflicht aller derer, die es konnten, war es auch, 
möglichſt viel über Schleſien zu ſchreiben. Beachtenswert iſt, daß die 
Hauptſitzung des vom Weſtmarkenverein organiſierten Hauptkomitees für 
den ſchleſiſchen Monat unter dem Vorſitz des Chefs der Zivilkanzlei des 
Staatspräſidenten ſtattfand. In Wirklichkeit bedeutete der ſchleſiſche Monat 
eine verſtärkte Hetze gegen das Deutſchtum, worauf ſchon der Hinweis 
auf das Los der Polen in Deutſchoberſchleſien deutet. Er entwickelte ſich 
aber zu einem Pommerellener Monat, da er mit einem Angriff auf den 
amerikaniſchen Senator Borah wegen ſeiner Außerung über die Korridor⸗ 
frage begann. 

Es mag nur noch erwähnt werden, daß auch die Militärgendarmerie 
zuſtändig ift beim Einſchreiten gegen Zivilperſonen, aber nur hilfsweiſe, 
und zwar dann, wenn auch das Militär zur Erhaltung der Sicherheit, 
der Rube und der öffentlichen Ordnung zuſtändig wäre. 

Eine Inſtruktion des Poſtminiſters vom 12. Juni beſtimmt, daß in 
einer Entfernung von 950 m von Flughäfen erſter Ordnung, von 650 m 
von Flughäfen 2. Ordnung und von 400 m bei allen anderen Slughäfen 
der Bau und die Erhaltung von Telegraphen⸗ und Telephonlinien, die Er⸗ 
teilung der Konzeſſion hierzu ſowie die Genehmigung zum Bau und 
zur Erhaltung von Radioempfangs⸗ und ⸗ſendeſtationen verboten iſt. In 
einer weiteren Entfernung von 500 m iſt auch die Errichtung von ober⸗ 
irdiſchen Telegraphen⸗ und Telephonlinien und die Aufſtellung von An⸗ 
tennen von über 6 m Höhe nur mit Genehmigung der Luftfahrtbehörden 
geſtattet. Dieſe können im Intereſſe der Sicherheit anordnen, daß im Um⸗ 
kreiſe von 10 km vom Flugplatz alle Säulen mit weißroten Streifen 
bemalt werden. Außerdem müſſen innerhalb der zkm- one vom Slug⸗ 
platz alle nicht verdeckten Säulen und Maſten auf Anordnung mit roten 
oder weißroten Lampen verſehen fein. Innerhalb 1o km vom Flugplatz 
ſind auch Antennen anzumalen und in der Nacht durch Lampen zu er⸗ 
leuchten. 

In Verbindung mit der Kohlenausfuhr und dem Bau der Koblen- 
bahn Oberſchleſien —Gdingen mußte der Bahnhof Tarnowitz als Der- 
teilungsbahnhof ausgebaut werden. 4,8 Millionen Zloty waren dafür 
vorgeſehen, 3,7 Millionen find bereits ausgegeben. 25 km Geleis find neu 
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gebaut worden, was in Zukunft erlauben wird, 48 Zugpaare pro Tag ab⸗ 
zulaſſen. Mitte Dezember fand die Einweihung dieſes Bahnhofes ſtatt. 
Der Verkehrsminiſter, der eine zweitägige Inſpektionsreiſe unternommen 
batte, hatte außer dieſem Bahnhof noch die Bahnhöfe in Scharlei Piekar 
und Rybnik einzuweihen, die Spielſchulen für Eiſenbahnerkinder in Tar⸗ 
nowitz und Summin, einen Hangar beim Aeroklub in Kattowitz, ein 
Eiſenbahnerwohnhaus daſelbſt, ein Eiſenbahnererholungsheim in Weichſel 
und das Eiſenbahnerſanatorium in Biſtray⸗Wilkowitz. Wann hat er da 
Zeit zum Inſpizieren gefunden? Oder verſteht man unter Inſpizieren 
Seftefeiern? Übrigens iſt aus der ganzen Sache mehr gemacht worden, als 
ſie in Wirklichkeit ausſieht. Die Spielſchule in Tarnowitz z. B. ift eine 
uralte, noch aus deutſcher Zeit ſtammende Baracke, die im Inneren kleinen 
Umänderungen unterlag. 

Auch der Juſtizminiſter meldet ſich wieder einmal und beſtimmt, wie⸗ 
viel Zimmer Richter und Beamte in Dienſtgebäuden haben müffen. Der 
Präſident des Oberſten Gerichts hat z. B. 7 Zimmer mit Küche und Bei- 
gelaß in einer Größe bis zu 260 qm zu erhalten, während der Erſte 
Staatsanwalt des Oberſten Gerichts nur 6 Zimmer mit 220 qm Größe 
zu beanſpruchen hat. Die anderen Richter und Staatsanwälte bekommen 
noch weniger. 

In der letzten Nummer des Jahres weiſt der Sinanzminifter darauf 
hin, daß die Gewerbezeugniſſe, die vor Eröffnung eines Geſchäfts oder 
Betriebes einzulöſen und alljährlich zu erneuern ſind, für das Jahr 1952 
nur bis zum 33. Dezember 1931 erworben werden können. Im neuen 
Jahre würden fofort Kontrollen ſtattfinden, um die Säumigen der Be: 
ſtrafung zuzuführen. 

Viel allgemeine Angaben werden noch gebracht, die vielleicht für 
einzelne intereſſant ſein mögen, aber nicht beſonderer Hervorhebung be⸗ 
dürfen, wie Ziehungsbeginn der Staatslotterie, Gewinne der Dollars 
anleihe, Höhe der Staatsſchulden, die übernommenen Staatsgarantien, der 
Goldwert des Zloty, die Höhe der Unterhaltungskoſten, die Statiſtik der 
Krankheits⸗ und Todesfälle, der Viehſeuchen, die Überſicht über Linz und 
Ausfuhr, der Lauf der Schonfriſten für Wild, wobei bemerkt ſein mag, 
daß für Bär und Luchs Schonzeit vom 15. Januar bis zum 15. Dezem: 
ber iſt, das Ernteergebnis, das Ergebnis der Wirtſchaft im Staatshaus⸗ 
halt, der Goldausweis der Staatsbank, die Aufzählung der Zollämter 
und der Zollerpofituren bei der oberſchleſiſchen Induſtrie. Ebenſowenig 
dürfte es allgemeiner intereſſieren zu erfahren, wo in den vergangenen 
Jahren der Kartoffelkrebs geherrſcht hat, daß neue 20⸗loty⸗Scheine her⸗ 
ausgegeben werden, wie die Bedingungen über die Annahme der Frei⸗ 
willigen zum Heeresdienſte lauten oder wer dieſes Jahr in die Keſerve⸗ 
fähnrichsſchule kommt. Auch die Anordnung über die Vornahme von 
Wahlen in den jüdiſchen Gemeinden, die Angabe der Jeichnungsberechtig⸗ 
ten für einzelne Staatsbanken, beſonders der Bank Rolny, oder die An⸗ 
gabe des Schnittes der Uniform für die Waſſerpolizei wie der Umzug 
des Arbeitsminiſteriums in ſein neues Heim dürfte weniger Intereſſe 
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erwecken. Bedeutungsvoller iſt, daß der Außenminiſter ſo gegen Ende des 
Jahres nach London fuhr, um ein kleines Störungsmanöver vorzunehmen, 
und daß in den Jahren 1918 bis 1930 898 105 Perſonen ausgewandert 
find, davon 457 297 nach Europa, 441806 nach Überfee. Hätten fie den 
„Monitor“ 1931 geleſen, fie wären beſtimmt im Lande geblieben. 

So ſieht die Tätigkeit der Miniſter und ihrer Miniſterien aus. In⸗ 
tereſſanter iſt es ſchon, etwas über den Staatspräſidenten zu erfahren. Er 
iſt nach außen hin das Haupt des Staates, was vor allem bei den jähr⸗ 
lichen Neujahrsempfängen in Erſcheinung tritt. Die erſte Nummer der 
Zeitung iſt daher auch dieſen Empfängen gewidmet, in deren Mittelpunkt, 
wie erwähnt, der Staatspräſident ſteht. Beſonders die Anſprache des 
Nuntius und die Antwort darauf werden wörtlich wiedergegeben. In 
einem gewiſſen Gegenſatz hierzu ſteht es aber, wenn dieſelbe Nummer die 
Mitteilung bringt, daß der Papſt den polniſchen Geſandten beim Vatikan 
gebeten habe, ſeine Glück⸗ und Segenswünſche dem Marſchall Pilſudſki — 
nicht dem Staatspräfidenten — zu übermitteln. Im übrigen veröffent⸗ 
licht der Staatspräſident die Geſetze, er gibt auch Verordnungen mit Ge⸗ 
ſetzeskraft heraus. Er empfängt die Beglaubigungsſchreiben fremder Diplo⸗ 
maten, erteilt Bonfuln das Exequatur, erhält und verleiht Orden, er⸗ 
nennt die hohen Beamten, gibt von Zeit zu Zeit eine Herbatka (Tee), 
gewährt Audienzen, macht Reifen, wechſelt aus beſonderen Gelegenheiten 
mit anderen Staatshãuptern Telegramme, ſchickt ſolche auch wohl ein: 
zelnen Perſonen, geht zum Kirchgang und nimmt an Seſtlichkeiten teil, 
kurz, er macht, was ein Staatspräſident zu tun pflegt. Im einzelnen ſei 
hervorgehoben, daß der Staatspräſident, was den wenigſten bekannt ſein 
dürfte, am 1. Februar feinen Namenstag feiert. Dazu hat er auch aus 
Krakau eine einzige offizielle Depeſche erhalten. Ob er privatim mehr er⸗ 
halten hat, iſt nicht angegeben. Sonſt keine Feier, nichts. Depeſchen erhält 
er anläßlich des Nationalfeiertages vom 3. Mai und des ſog. Unab⸗ 
hängigkeitsfeiertages vom 11. November. Zum erſten Seiertage fenden die 
Staatshäupter von Frankreich, Italien, Nordamerika, Tſchechoſlowakei, 
perſien, Belgien, Bulgarien und Eſtland Glückwunſchtelegramme. Beim 
zweiten Feſte foll die Anzahl der Telegramme aus dem Jn- und Auslande 
fo groß geweſen fein, daß der Staatspräſident dafür offiziell im „Moni⸗ 
tor“ danken läßt. Von Zeit zu Zeit verirrt ſich auch einmal ein Huldi⸗ 
gungstelegramm an ihn. Der Staatspräſident läßt ſich dann 150% ſeines 
Gehalts abziehen. Er fährt nach Schleſien, wo die Jo jährige Erinne⸗ 
rungsfeier an den dritten Aufſtand mit viel Pomp und Roftenaufwand 
gefeiert wird, er fährt nach Pofen, wo die Einweihung des von Pade- 
rewſki geſtifteten Wilſon⸗Denkmals ſtattfindet, er fährt nach Lublin, wo 
ein anderes Denkmal, dem Andenken der Gefallenen in den Kämpfen mit 
den Ruffen gewidmet, enthüllt wird. Er empfängt polniſche Sifcher, die 
ihm ein faſt ı kg ſchweres Bernſteinſtück überreichen. Neben vielen Er⸗ 
innerungſalben erhält er von der Thorner Schützengilde zur Erinnerung 
an die Abgabe eines Schuſſes auf die hiſtoriſche Königsſcheibe ein golde⸗ 
nes Erinntrungskreuz und vom Legionärverband mündlich den Dank für 
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feine Anweſenheit bei der Erſtaufführung des Films „Zehn aus Pawiak“. 
Ein Silm zur Erinnerung daran, daß mal wieder einige Heißſporne Revo⸗ 
lution geſpielt hatten. Es iſt nur merkwürdig, daß man das verherrlicht, 
was man ſelbſt getan hat oder was ſeinesgleichen getan haben, während 
man es, von anderen vollbracht, auf das ſchärfſte verurteilt und ver⸗ 
dammt. 

Der Staatspräſident empfängt den neuen Vorſtand des Pfadfinder⸗ 
bundes, der ſich in der Perſon des ſchleſiſchen Woiwoden vorſtellt und 
für den er trotz des lauten Echos aus Genf eine beſondere Vorliebe zu 
haben ſcheint. Denn gemeinſam mit ihm fährt er auch einſt mit Sonderzug 
nach feinem Jagdſchloß Weichſel. Und da fällt uns wieder ein, daß ja 
gerade der Woiwode dieſes Jagdſchloß mit einem Roſtenauf wand von über 
5 Millionen Zloty, die er dem ſchleſiſchen Staatsſchatz ohne Genehmigung 
des ſchleſiſchen Sejm entnommen hatte, aufgebaut hat. Wir erinnern uns 
weiter, daß nach Zeitungsnachrichten eine Meute von 80 Jagdhunden dort 
ſtationiert ſein ſoll, daß ſogar ein Jagdauto angekauft worden ſein ſoll. 
Und das arme Volk fragt ſich in der heutigen Zeit voller Sorge: Muß 
das ſein? 

Der Staatspräſident iſt auch nur ein Menſch. Er kann Fehler begehen 
wie jeder andere Menſch. Bei ſeiner hohen Stellung nimmt man aber an, 
daß er allen Menſchen und allen Parteien gegenüber von der gleichen Ge⸗ 
rechtigkeitsliebe beſeelt ſein wird. Daß er eine Delegation des Weſtmarken⸗ 
vereins empfangen hat, ſcheint nur dafür zu ſprechen. Daß er aber von 
dieſer Delegation, unter der ſich, nebenbei geſagt, auch ein Prälat befand, 
einen Bericht über die Tätigkeit des Weſtmarkenvereins entgegengenommen 
hat, iſt ſchon weniger erfreulich. Die Tatſache, daß er am s. Oktober die 
unter Teilnahme der Behörden erfolgte konſtituierende Verſammlung des 
ſchleſiſchen Monats des Weſtmarkenvereins von dem Chef feiner Zivil: 
kanzlei leiten läßt, läßt die Frage auftauchen, ob ſich ein großer Teil 
des Volkes überhaupt deſſen bewußt iſt, daß die Tätigkeit des Weſtmarken⸗ 
vereins Ausrottung des Deutſchtums bedeutet. Wenn dieſe Frage bejaht 
werden ſollte, dann müßte mit Bedauern feſtgeſtellt werden, daß von 
hoher und höchfter Stelle die ſubjektive Einſtellung von Behörden und 
Beamten gegenüber einem Teile der Bevölkerung geduldet wird. Denn die 
Mitgliedſchaft im Weſtmarkenverein macht den Deutſchen gegenüber eine 
objektive Einſtellung unmöglich. 

Auch an dem Feſte der militäriſchen Ertüchtigung nimmt der Starte: 
präſident teil. Drei Tage dauert das Feſt, das in einem rieſigen Heerlager 
der Jugend in Spala abgehalten wird und Krieg und Manöver und Feld⸗ 
dienſtübungen und ſonſtige militäriſche Tätigkeit ins Jugendliche überträgt, 
durch Schüler und Lehrlinge abwickeln läßt. Auch ſonſt wird er zu den 
verſchiedenſten Seften eingeladen, fo auch zur Legionärstagung in Tarnow. 

Manchmal ſcheint der Präſident ſchlecht beraten geweſen zu ſein und 
nicht von ſelbſt genügend Objektivität gewahrt zu haben. So, als er an⸗ 
läßlich der zojährigen Erinnerungsfeier des 5. Aufſtandes in Kattowitz 
vor dem Mikrophon die Aufſtändiſchen über den Kamm lobte und ge: 
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wiſſermaßen für ihre Tätigkeit eintrat, dieſelben Aufſtändiſchen, die auf 
der Januartagung des Völkerbundes unter dem Schweigen der polniſchen 
Delegation doch als richtige Banditen hingeſtellt worden waren und über 
die in wenigen Tagen wieder Bericht erſtattet werden ſollte. Auch ſeinen 
Liebling, den ſchleſiſchen Woiwoden, der in Genf doch ziemlich unver⸗ 
blümt als geiſtiger Führer dieſer Banditen angeſehen worden war, zeichnete 
er mit einem hohen Orden aus. Warum hat damals Deutſchland nicht in 
entſprechender Weiſe darauf reagiert? 


Das Leben des Staatspräſidenten geht ſo ſeinen verhältnismäßig ruhi⸗ 
gen Gang. Raufchender ſieht es um den Marſchall aus. Sein Namenstag 
iſt überall bekannt. Obwohl er in der Serne weilt, tragen ſich alle die Leute, 
die etwas vorſtellen wollen, in das Beſuchsbuch ein. Der Andrang der An⸗ 
meldungen zum Empfang iſt aber derart, daß für die einzelnen Beſucher⸗ 
klaſſen Beſuchsſtunden feſtgeſetzt werden. Und dann folgen Defiladen, 
Akademien, Vorträge. Das Militär hat feine ſchlimmſte Zeit, es muß feine 
größte Pracht entfalten. Dutzende von Telegrammen der wichtigſten Per: 
ſonen werden in den verſchiedenen Nummern des „Monitor“ veröffent⸗ 
licht. Auch der Staatspräſident ſchickt ſein Telegramm, obwohl die Gegen⸗ 
ſeitigkeit nicht verbürgt iſt. Schon einige Jeit vor dem Namenstage hatte 
die Poſt bekanntgegeben, daß alle Poſtanſtalten mit Glückwunſchkarten 
überhäuft feien. Es war nämlich jemand auf den findigen Gedanken ge: 
kommen, dem Marſchall durch Schulkinder und Beamte eine einheitliche 
Glückwunſchkarte zukommen zu laſſen. Dieſer Gedanke fand Billigung bei 
den Behörden und der Erfinder des Gedankens wahrſcheinlich ein gutes 
Einkommen. Die Billigung der Behörden bedeutete aber für alle Bes 
teiligten: mittun! So gingen denn die Karten ab. Daß verſchiedene De: 
amte gerüffelt, daß viele Kinder beſtraft wurden, weil fie den Betrag für 
die Karten nicht aufbrachten, daß Beamten der Betrag zwangsweiſe von 
ihren Bezügen abgezogen wurde, wiſſen wir wieder nur aus den Tages⸗ 
zeitungen. Und wir können uns berechnen, daß bei 5 Millionen Stück ab: 
gefandter Karten beinahe 21/2 Millionen Zloty aus der kranken Wirtſchaft 
für eine Kateridee herausgezogen wurden. Wie ſehr der Marſchall diefe 
Ehrung ſchätzte, erhellt daraus, daß er ſchon wieder zurück war, als ein 
Teil der Karten noch nicht an Ort und Stelle war. Nach den Angaben 
der Poſt war auch ein großer Teil der Sendungen nicht richtig frankiert 
geweſen. Zur Vermeidung von Strafporto ſollten dieſe Karten direkt in 
das Heim des Gefeierten geleitet werden. Für alle dieſe Wünſche läßt der 
Marſchall ſpäter danken, wie er auch ſchon für die Wünſche zu Weih: 
nachten und Neujahr hatte danken laſſen. Anläßlich des Namenstages des 
Marſchalls erhält der Handelsminiſter als Schatzmeiſter eines Komitees 
von Polizeibeamten eine Summe von 3000 Zloty zum Bau eines Denkmals 
für den Marſchall. Und da erinnern wir uns wieder, daß ſchon einmal in 
den Spalten dieſer Zeitung die Feierlichkeiten bei der Einweihung eines 
pilſudſki⸗Denkmals ausführlich beſchrieben wurden. In Rolomea hatten 
dieſe ſtattgefunden, am 27. Oktober 1929. Und weiter fällt uns ein, daß 
auch ſchon eine Ortſchaft nach dem Marſchall benannt iſt. Pilſudy heißt 
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der glückliche Ort, der am 4. September 1928 entſtand, während der 
Staatspräſident erſt ſpäter, nämlich am 25. Juni 1929, ſein Moſcice erhält. 

Viele Ehrungen vereinigt der Marſchall auf ſich. Er wird dann im 
laufenden Jahre Ehrenbürger von Rowno und erhält von den Einwohnern 
von Pulawa eine ſchöne Schatulle zur Erinnerung daran, daß er 1920 
bei der Gegenoffenſive dort geweilt hatte. Daneben iſt er Ehrenpräſes des 
Siedlerverbandes und hatte u. a. das Protektorat bei der Denkmals⸗ 
entbüllung in Benjaminow am 28. Juni zu Ehren der von den Deut: 
ſchen wegen Eidesverweigerung internierten Legionäre. Er empfängt den 
Großmeiſter des Malteſerordens, von einem Empfange beim Staatspräſi⸗ 
denten ift nichts bekannt. Die Schweizer Reiter, die bei einem Reitturnier 
in Warſchau beteiligt ſind und ſpäter beim Staatspräſidenten die Herbatka 
nehmen, tragen ſich in das Beſuchsbuch beim Marſchall ein. Er iſt Chef 
des 10. rumäniſchen Infanterieregiments geworden und empfängt die 
Offiziere feines Regiments. Er allein erhält zum vierten Male das goldene 
Verdienſtkreuz. Bei der Eröffnung der 11. Oſtmeſſe in Lemberg ſchließt der 
Stadtpräſident feine Anſprache mit einem Hoch auf den Marſchall, nicht 
auf den Staatspräſidenten. Zahlreich find die Huldigungstelegramme, die 
er erhält und die veröffentlicht werden. Da bittet eine polniſche Auslands⸗ 
gruppe vom Schiff Roſeiuſzki um feine väterliche Huld während ihres 
Aufenthalts im geliebten Vaterlande. Da grüßen die Wilnaer Pfadfinder, 
deren Führer doch wohl nicht ausſchließlich deswegen Karriere gemacht hat, 
weil er das Telegramm unterzeichnet hat. Die ehemaligen polniſchen Sol⸗ 
daten in Argentinien, die polniſchen Veteranen in Amerika, die Powſtanzen 
in Kattowitz und ſpäter die jungen Polinnen, die Schweſtern und Töchter 
von Powſtanzen in Kattowitz fenden ebenſo Huldigungstelegramme, wie 
der 5. Zjazd der linken PR., der erſte Kongreß der Sportflieger, der 
6. Verbandstag der unteren Staatsbeamten, die Handelskammervereini⸗ 
gung, der polniſche Volkstag in Rumänien, die Berufsmüller in Krakau, 
der Bauernverband in Pommerellen, der Verband der Poſtangeſtellten und 
die verſchiedenen Abteilungen der Luftliga. Ja, ooo Amazonen aus War: 
ſchau, Mitglieder der militäriſchen Ertüchtigung, huldigen am 29. Novem⸗ 
ber dem Marſchall perſönlich, wie dies auch eine Delegation der Artillerie 
diviſionen tut, anläßlich der 10. Wiederkehr der Dekorierung von Offizieren 
und Mannſchaften der Artillerie zu Pferde mit dem Orden Virtuti militari 
durch den Marſchall. 

Nach der Anſicht des Landes hat der Marſchall das Heer geſchaffen 
und auch ſchon erprobt. Wohl alle polniſchen Parteien, ohne Unterſchied 
der politiſchen Überzeugung, find ſich darüber einig, daß ein ſtarkes Heer 
notwendig iſt. Wenn auch öfter über die vielen Militärausgaben trotz der 
ſchweren Not gemurrt wird, ſo bringt die unruhige äußere Lage dieſe 
Leute doch bald davon ab, ſich ernſtlich mit einer Kürzung der Militär- 
ausgaben zu befaſſen. Polen hat demnach, von Rußland abgeſehen, hinter 
Frankreich und Italien die drittſtärkſte Heeresmacht der Welt, wie der 
Völkerbund angibt. Wenn man ein derartiges Sicherheitsmittel hat, will 
man es auch zeigen, ſchon um andere von unüberlegten Schritten ab⸗ 
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zuhalten. Und ſo ſteht das Militär im Mittelpunkt und im Intereſſe des 
öffentlichen Lebens. Die Zeiten unterſcheiden ſich nicht von denen, in denen 
man noch von „klingendem Spiel und wehenden Sahnen“ ſprach. Im 
Gegenteil, dieſer Zeitgeift iſt noch etwas mehr betont und unterſtrichen. 
Es gibt auch viele Gelegenheiten, wo das Militär ſich zeigen kann; wo es 
keine Gelegenheit gibt, wird eine geſchaffen. Da iſt der Nationalfeiertag, 
der Geburtstag des Marſchalls, der Unabhängigkeitsfeiertag, zwar ohne 
geſetzliche Grundlage, aber im Verordnungswege geſchaffen, die Feiern 
der verſchiedenen Aufſtände, das Wunder an der Weichſel, der Marſch 
an die Oder und viele andere. Die militäriſche Ertüchtigung hat ſogar ein 
dreitägiges Seft, an dem auch der Staatspräſident teilnimmt. Bei der 
15. Schützendiviſion in Rowno gibt es Feldmeſſen, Japfenſtreich, Ab⸗ 
brennung von Solzſtößen, Einweihung neuer Fahnen und Überweifung der 
alten, in Frankreich entſtandenen, ins Militärmuſeum. Das 85. Regiment 
feiert den Tag des Referviften. Jur Erinnerung an die Schlacht bei Iganin 
vor 100 Jahren wird ein Denkmal in Anweſenheit von 50000 Perſonen 
enthüllt, und die Legionärsfeier in Czenſtochau ſchließt mit der Enthüllung 
des Denkmals für den ermordeten Prãſidenten Narutowicz. Hervorgehoben 
mag bier fein, daß der Vorſitzende des Regierungsklubs Slawek, der frühere 
Miniſterpräſident, betonte, daß er hier vor dreißig Jahren mit dem unter⸗ 
irdiſchen Kampfe gegen die Moskalen begonnen habe. Was würde er wohl 
ſagen, wenn ſich ein anderer, der nicht zum Regierungslager gehört, ganz 
zu ſchweigen von den Minderheiten, einer ſolchen Tätigkeit rühmen würde! 

Die höhere Kriegsſchule feiert ihr zo jähriges Beſtehen, die mili⸗ 
täriſche Ertüchtigung der Eiſenbahner hat ihr 2. Bezirksſchießen, nachdem 
vorher das Sammellager dieſer Abteilung eingeweiht worden war, und 
die IDAK hat ihr Regimentsfeft. Sogar Allerſeelen wird zu einer militä⸗ 
riſchen Feier am Grabe des Unbekannten Soldaten, an der auch eine Frauen⸗ 
abteilung der militäriſchen Ertüchtigung teilnimmt. Sie beginnt mit der 
Ankunft einer Stafette, die von der §riedhofskapelle in Radzymin Seuer zur 
Entfachung der hier vorhandenen Lichter mitbringt, und endet mit mili- 
täriſchem Gepränge, mit Nationalhymne und Geſang. Bei der Feier des 
ir jährigen Beſtehens der idac wurde betont, daß Polen unter 10 Staaten 
der einzige Staat ſei, an deſſen Befreiung Frauen unmittelbar mitgewirkt 
hätten. 

Einer Seier fei beſonders gedacht, der boo⸗Jahres⸗Jeier des Sieges über 
die Kreuzritter bei Plowce, die mit großem Pomp und Aufwand gefeiert 
wird. Der polniſche Miniſter mit dem deutſchen Namen Boerner gedenkt 
dieſes Sieges, der ſchließlich mit Grunwald zum freien polniſchen Meere 
geführt habe. Er ſpricht gegen die Danziger Kreuzritter und hebt hervor, 
daß im Augenblicke der höchſten Gefahr auch der Gegner des polniſchen 
Königs wieder unter deſſen Befehl ſich als Pole geſtellt habe und daß 
beide, vereint, geſiegt hätten. Er verſchweigt nur, daß diefe Kreuzritter 
nicht von ſelbſt gekommen waren, ſondern von dem Gegner des Königs, 
Vinzent von Samter, zu Hilfe herbeigerufen worden waren, und daß Vin⸗ 
zent von Samter treulos ſeine hilfsbereiten Bundesgenoſſen verriet, ge⸗ 
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meinſam mit dem König über fie herfiel und fie niedermetzelte. Es ift fhón, 
die Treue zum Volke und zum Könige zu wahren und zu betonen, wenn ſie 
aber zur Treuloſigkeit und zum Verrat an einem hilfsbereiten Dritten wird, 
dann iſt es anſtändiger, ſie zu verſchweigen. Die glänzende Feier des 
Sieges noch nach 600 Jahren zeigt, daß dieſer Charakterzug der Treu⸗ 
loſigkeit und Hinterliſt zum mindeſten gebilligt wird. 

Im alten Rom bekam das Volk, um es zufriedenzuſtellen, ſein 
panem et circenses. Die circenses erſetzen heute die vielen Seiern, das 
panem zum Teil Arbeitsloſenverſicherung und Hilfsaktion für die Arbeits⸗ 
loſen. Aber noch eine dritte Möglichkeit zur Jufriedenſtellung des Volkes 
iſt gegeben: die Ordensverleihung. Und fo rauſcht von Zeit zu Zeit ein 
Ordensſegen oder auch Ordensregen von gewaltigem Ausmaße wie ein 
Platzregen herab. Am Namenstage des Marſchalls find s Seiten des um: 
fangreichen „Monitor“ mit den Namen der Glücklichen gefüllt, am Un⸗ 
abhängigkeitstage fogar 231/2 Seiten. Tauſende, allerdings auch ſchon viele 
Tote haben den Unabhängigkeitsorden in feinen drei verſchiedenen Klaſſen 
erhalten. Viele ſchienen mit der ihnen verliehenen Klaſſe nicht zufrieden ge⸗ 
weſen zu ſein. Denn man lieſt bei den mit der 2. Klaſſe Dekorierten 
wiederholt den Vermerk: an Stelle der früher verliehenen dritten Klaſſe. 
Verſchieden ſind die Gründe für die Verleihung der anderen Orden. Ver⸗ 
dienſte um die öffentliche Sicherheit, um Berufsarbeit, um die Ausbildung 
des Heeres, der Polizei, die militäriſche Ertüchtigung der Jugend, ja, um 
Ausbreitung der Kriegsinduſtrie werden erwähnt. Auch für Verdienſte um 
die Hebung der Geſundheit und des ſchönen Ausſehens der Gegend ſowie 
für Verdienſte bei der Abſtimmung in Ermland und Maſuren werden be⸗ 
lohnt. Voriges Jahr konnten verſchiedene Oberſchleſier für ihre Verdienſte 
bei der Abſtimmung in Oberſchleſien dekoriert werden. Jetzt erhält auch ein 
jüdiſcher Kaufmann in Bielke einen Orden für feine opferbereite Hilfe 
gegenüber den Mitgliedern der polniſchen Kriegsorganiſationen während 
des Krieges. Etwas reichlich fpät kommen dieſe Auszeichnungen für Hilfe 
während des Krieges und für wunſchgemäße Abſtimmung! 

Die vorhandenen Ordensarten ſcheinen aber nicht auszureichen. Daher 
wird für die Handwerker ein beſonderer Handwerkerorden geſchaffen. Wer 
ſich 25 Jahre im polniſchen Handwerk verdient gemacht hat, erhält ihn 
verliehen. Auch die Sportler erhalten ein beſonderes Sportabzeichen. Daß 
die Jählkommiſſare der letzten Volkszählung einen extra dazu geſchaffenen 
Orden erhalten, iſt ſchon erwähnt worden. Die Bergleute haben bekannt⸗ 
lich ſchon ſeit einigen Jahren ihren Berufsorden. Bergleute ſind einfache, 
ſchlichte Leute. Daher iſt auch der ihnen verliehene Orden einfach und 
ſchlicht, er beſteht aus Blech. 

In polen beſteht ein Geſetz, nach dem Bergbauberechtigte für dieſe 
Berechtigung eine nach der Größe dieſer Berechtigung errechnete An⸗ 
erkennungsgebühr zu zahlen haben, zwar nicht dem Eigentümer, wie man 
glauben könnte, ſondern dem Staate. Dieſes Geſetz ſcheint nicht überall be⸗ 
kannt zu ſein. Denn die Oberbergämter in Kattowitz und Warſchau for⸗ 
dern alle halben Jahre eine Unmenge dieſer Berechtigten, die ſich zum 
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größten Teile nicht mehr im Lande befinden, auf, die Gebühr zu entrichten. 
Warſchau verlangt ſogar für Berechtigungen, die in Poſen und Pomme⸗ 
rellen liegen, die Kückſtände feit dem 2. Halbjahr 1924. Das find vielfach 
Beträge bis zu einer halben Million, oft auch über eine halbe Million 
Zloty. Ein anderer Aufruf iſt noch weniger erfreulich. Das Bezirksland⸗ 
amt in Breſt richtet die Aufforderung an die Erben früherer Grundſtücks⸗ 
eigentümer, ihre Anſprüche für diefe im Kreiſe Robrin liegenden Grund- 
ſtücke geltend zu machen. 286 Grundſtücke in einer Größe von durch: 
ſchnittlich 10 ha, aber auch größere bis zu 32,70 ha find fo frei und harren 
ihrer Eigentümer. Und trotzdem wird immer noch parzelliert. Dort im 
Kreiſe Kobrin war während des Krieges Operationsgebiet, und man kann 
ſich ganz gut vorſtellen, daß da manche Familie völlig zugrunde gegangen 
iſt. Manche andere mag vertrieben, verſchleppt worden ſein, mag im frem⸗ 
den Lande vergeblich auf die Heimkehr warten, während inzwifchen ihr 
Eigentum in andere Hand gerät. Vielleicht auch eine Folge des Krieges iſt 
die Angabe, daß in einer Ortſchaft das Grundbuch erneuert werden ſoll. 
Auch die vielen Vermißtenaufrufe erinnern an den Krieg. Noch im Jahre 
1951 werden 185 Vermißte geſucht. Dies geſchieht auf Grund eines 
polniſchen Geſetzes, um den Angehörigen die Erlangung einer Rente zu er⸗ 
möglichen. Das Recht auf die Rente erliſcht aber mit Ablauf von drei 
Jahren, wenn inzwiſchen die Todeserklärung nicht erfolgt iſt. Die meiſten 
ſind Vermißte aus dem Weltkriege, vor allem frühere ruſſiſche und öſter⸗ 
reichiſche, aber auch einige deutſche Soldaten. Auch viel polniſche Soldaten, 
die im Kriege gegen die Bolſchewiſten verſchwunden ſind, werden geſucht. 
Zum Vergleiche mag angegeben werden, daß im Jahre 1929 die Anzahl der 
geſuchten Vermißten 430 betrug. 

Das Oberſte Rontrollamt, das Oberſte Gericht und das Oberſte Verz 
waltungsgericht geben bekannt, daß Kandidaten für frei werdende Richter: 
ſtellen und Stellen ihre Bewerbungen einreichen können. 

Aus Gerichtsveröffentlichungen ſei bemerkt, daß Gdingen im Juli die 
Streichung von 4 Handelsſchiffen, Robur II, Anna, Gornik und Henryt, 
wegen Untergangs bekannt gibt. Das polniſche Handels marineamt in 
Danzig gibt weitere drei Streichungen bekannt. Krakow iſt geſunken, und 
2 im Eigentum des Staates ſtehende Schiffe, Pilſudſki und Lwow, haben 
das Recht eines polniſchen Handelsſchiffes verloren. Unter den Handels⸗ 
geſellſchaften und Genoſſenſchaften findet man öfters deutſche Namen. 
Andererſeits ſieht man, daß verſchiedene Aktiengeſellſchaften, die in Deutſch⸗ 
land als deutſche gelten, doch Ausländer, Engländer oder Amerikaner, ſind. 
Das gilt vor allem von der Sunlicht⸗Seife und den Singer-Nähmaſchinen. 
Die Aktiengeſellſchaften müſſen nämlich ihre Statuten nach Erlangung der 
miniſteriellen Genehmigung veröffentlichen. Inzwiſchen ſind zum Geſetz 
über die Aktiengeſellſchaften am 22. März 1928 Anderungen ergangen. Die 
Aktiengeſellſchaften haben ihre Statuten mit dieſen Anderungen in Einklang 
zu bringen und die geänderten und dann wiederum genehmigten Statuten 
von neuem zu veröffentlichen. Viele deutſche, in Polen neu gegründete 
Handelsgeſellſchaften, wie 3. B. die „Polniſche Siemens A.⸗G.“, haben 
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nur Polen zu Gründern, darunter aber Grafen und Sürften, die wahr⸗ 
ſcheinlich unter Ausnutzung ihrer guten Beziehungen gute Gewinne ein⸗ 
heimſen wollen. Auch deutſche Genoſſenſchaften gibt es noch. Aber die eine 
oder andere wird auf Beſchluß des Genoſſenſchaftsverbandes aufgelöſt. 

Ein am 24. Auguft gefaßter Beſchluß der Kattowitzer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb fällt auf. Nach dieſem unterſtehen 
die Vertreter von Vorſtandsmitgliedern dieſen und ſind an die Beſchlüſſe 
des Vorſtandes gebunden. Es ſieht ſo aus, als ob Vertreter von Vorſtands⸗ 
mitgliedern ſich ſelbſtändig hätten machen wollen, vielleicht unter Aus⸗ 
nutzung der politiſchen Konſtellation fih in Gegenſatz zum Vorſtand ge⸗ 
ſetzt hätten. 

Aus weiteren Veröffentlichungen der Gerichte in den Weſtprovinzen 
— Rongreßpolen und Galizien haben ſolche Veröffentlichungen nicht — 
ſieht man, daß bei manchen Gerichten die Bedeutung der Sirmenwahrheit 
noch nicht ſo recht erkannt worden iſt. Denn ſonſt dürften ſie nicht ſolange 
zögern, die Eintragungen im Handelsregiſter zu veröffentlichen. So macht 
das Gericht von Liſſa zwei Sirmeneintragungen vom 27. November und 
27. Dezember 1928 erft am 13. Sebruar 195) bekannt. Gdingen veröffent⸗ 
licht am 12. Mai 1951 Eintragungen aus Mai, Juni, Juli, Auguſt und 
September 1950, ſogar eine vom 27. Dezember 1929. Und ſo gibt es bei 
verſchiedenen Gerichten unerklärliche Verzögerungen. Auch einige kleinere 
oberſchleſiſche Gerichte, wie Ruda und Loslau, ahmen das ſchlechte Bei⸗ 
ſpiel nach und laſſen Eintragungen erſt nach o bis 9 Monaten veröffent⸗ 
lichen. Überall aber ſieht man, wie die Polen ihre eigene Sprache hoch⸗ 
halten, auch was ausländiſche Ortsbezeichnungen betrifft. Wenn nun 
Gericht oder Verwaltungsbehörden, Polizei oder andere Behörden, ja 
Privatperſonen etwas bekanntgeben, niemals heißt ein Ort im Auslande 
ſo, wie er amtlich geſchrieben wird, ſondern wie er polniſch lautet. Es gibt 
keine amtliche ausländiſche, es gibt nur eine polniſche Schreibweiſe. Kein 
pole wird etwa Danzig oder Breslau ſchreiben, für ihn gibt es nur ein 
Gdanſk, ein Wroclaw, ſelbſt wenn er Schreiben nach dieſen Orten richtet. 

Intereſſant ift es, die Namensänderungen zu verfolgen. Ungewöhnlich 
ſtark iſt der Wunſch vieler Leute, ihren angeſtammten Namen zu ändern. 
Ganze Spalten des umfangreichen „Monitor“ ſind mit ſolchen Anträgen 
und den erfolgten Anderungen gefüllt. Sehr viele deutſche Namen werden 
geändert. Ibre Träger erhalten aber einen anderen deutſchen Namen, und 
aus dem Klange des Namens ſieht man, daß es ſich um Juden handelt, 
die unter einer anderen Lebensfirma gehen wollen. Es ſind dies vor allem 
Leute aus rituellen Ehen, die bisher den Namen ihrer Mutter geführt 
hatten, und die nun, nach gehöriger Verſtempelung, das Recht erlangen, 
durch Namensänderung den Namen ihres Vaters zu führen. Dabei legen 
dieſe Leute, die zum großen Teil auch in Berlin, Bremen, Antwerpen, Wien 
und anderen Städten Europas wohnen, ſcheinbar kein Gewicht auf den 
Wohlklang und die Bedeutung des neuen Namens, ſo daß aus einem Arzt 
ein Bader, aus einem Herzog ein Kitter, aus einem — einer, hätte ich bei⸗ 
nahe geſagt — Inſel ein Löffelſtiel, aus einem Taubenfeld ein Metzger 
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wird. Daß ein Mann, der Jungfrau heißt, gern den Namen Jung an⸗ 
nimmt, iſt verſtändlich. Die meiſten Namen werden noch richtig deutſch 
geſchrieben, und es ſind ſchöne darunter, wie Edelheit, Wolfenhaut, Zim⸗ 
merſpitz, Lebensart. Andere ſind ſchon in der Ausſprache und Schreibweiſe 
verhunzt und polonifiert, fo Wircybefer (Würzebeſſer), Filberglajt (Silber: 
gleit). Manche ändern nur die Vokale ihres Namens, fo daß 3. B. aus 
einem Puretz ein Perutz wird. Aber viele Juden wie auch frühere Deutſche, 
Litauer, Ruthenen wollen ihre Herkunft und Abſtammung unter einem 
wohlklingenden polniſchen Namen verſtecken. Es muß auch, beſonders für 
einen Beamten und Regierungsmann etwas peinlich fein, wenn man feine 
oder feiner Vorfahren Zugehörigkeit zu einer anderen Raffe oder zu einem 
anderen Volke an ſeinem Namen erkennen kann. Allerdings nur für kleine 
Naturen. Wer Verſtändnis für ſeinen Namen hat, wird ihn auch in jeder 
Lebenslage weiter behalten. So haben viele bedeutende Männer des polni⸗ 
ſchen Volkes deutſche Namen und ſchämen ſich ihrer nicht. Sogar ein pol⸗ 
niſcher Oberſt mit dem banalen Namen Müller ſcheut ſich nicht, ihn 
weiter zu führen. Allerdings liegt oft ein kleines Entgegenkommen an die 
polniſche Mentalität darin, daß dem deutſchen Namen ein urpolniſcher 
zweiter Name zugefügt wird. Andere Fremdſtämmige wollen aber auch 
nach ihrem Namen Urpolen ſein, und ſo lieſt man die wunderlichſten An⸗ 
träge. Ein Rademacher aus Grätz wird zum Kolodziejczyk, ein Zielke aus 
Bromberg zum Zielafkowſki, ein Ingenieur Müller in Gdingen heißt jetzt 
Mierzwowicz und ein Follinſpektor Schrott aus Poſen Szarſki. Ein 
Lehrer Bodenſtein wird zum Gelitowſki, ein Advokat Hakmacher in War: 
fhau zum Hakowſki, ein Teitel zum Tarczewſki, ein Berlinerblau zum 
Berlinſki, ein Kondratiew zum Kondracli, Joſepczuk zum Jozefezyk, Naza⸗ 
rut zum Nazarewſfki u. a. 

Ungeheuer groß iſt auch die Jahl derer, die mit ihrem angeborenen, 
ehrlichen Namen nicht zufrieden ſind, weil er einen kleinen Beigeſchmack, 
eine kleine Nebenbedeutung hat. Und da ein polniſches Geſetz vom 22. März 
1929 die Anderung ſolcher Namen ſogar ſtempelfrei geſtattet, bei Un⸗ 
begüterten, während ſonſt ein Stempel von 200 Zloty zu zahlen iſt, wird 
ſehr reichlich davon Gebrauch gemacht. Die alten Namen verſchwinden ſo 
allmählich. Einige charakteriſtiſche ſeien aufgeführt: Byk (Bulle), Baran 
(Hammel), Niedzwiedz (Bär), Wilk (Wolf), Wrona (Krähe), Piorun 
(Blitz), Biedak (armer Teufel), Jaiko (Ei), Paraſol (Schirm), Pienta (Serfe), 
Szezur (Ratte), Swinionoga (Schweinsbein), Pies Gund), Pieſek (Hünd⸗ 
chen), Wol (Ochſe), Pempek (Fabel), Bolibrzuch Bauchweh), Twardo⸗ 
hleb (Hartbrot), Jydek (Jüdchen), Diabelek (Teufelchen), Ciapa (unbeholfene 
Perſon) und viele andere. Neue, echt polniſche Namen tauchen auf, deren 
Inhaber nunmehr glauben, mit dem Namen auch andere Verpflichtungen 
auf ſich genommen haben zu müſſen, deren Erfüllung ſich dann nicht nur 
in der Familie, ſondern oft in der ganzen Verwandtſchaft, ja in der ganzen 
Gemeinde auswirkt. 

Von ſonſtigen Veröffentlichungen ſeien erwähnt die Aufgebotsver⸗ 
fahren, die öffentlichen Ladungen, die alle möglichen Forderungen be⸗ 
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treffen, aber auch in vielen Eheſcheidungsſachen ergehen. Bemerkt mag 
ſein, daß auch kirchliche Gerichte zum Teil wegen Ungültigkeitserklärung 
der Ehe, zum Teil wegen Eheſcheidung öffentlich laden. Sogar die Eiſen⸗ 
bahn läßt einen armen Teufel wegen 55,57 Zloty öffentlich laden. Anz 
geblich hat er ſich ſeiner Verpflichtung, den Eiſenbahnerweg bei Rornowo 
zu reparieren, entzogen, weshalb dies die Eiſenbahn auf feine Botten habe 
tun müffen. Behörden fordern zur Einreichung von Offerten auf: Bauten 
ſollen hergeſtellt, Waren geliefert, Dienſtpferde verkauft, Stoffe zu Dienſt⸗ 
uniformen verarbeitet werden. Verſchiedene Städte und Kreisausſchüſſe 
geben auf Grund der Verordnung vom 16. Sebruar 1928 bekannt, daß ein 
Bebauungsplan für beſtimmte Ortsteile aufgeftellt wird. Die vielen ver⸗ 
lorengegangenen Dokumente, die in jeder Nummer des „Monitor“ bekannt⸗ 
gegeben werden, intereffieren bier nicht weiter. Aber zwei Arten von Ver⸗ 
oͤffentlichungen müſſen hier zum Schluß näher beſprochen werden. Eine 
betrifft die gerichtliche Beſtätigung der Feitungsbeſchlagnahmen. Im lau⸗ 
fenden Jahre find 825 Beſchlagnahmen beſtätigt worden. Dieſe Beſtäti⸗ 
gungen betreffen aber nur Galizien. Was in Kongreßpolen und den Weft- 
provinzen beſchlagnahmt und beſtätigt worden iſt, iſt nicht angegeben, 
kann aber das Mehrfache dieſer Zahl betragen. Im Jahre 1929, wo das 
Preſſedekret noch angewendet wurde und alle Beſchlagnahmen und ihre 
Beſtätigung veröffentlicht werden mußten, waren es 1552. Die Verhält⸗ 
niſſe haben ſich alſo nach Aufhebung des preſſedekrets weſentlich verſchlech⸗ 
tert. Das kommt daher, daß die Gerichte inzwiſchen ſchon ſo eingeſtellt ſind, 
daß ſie ohne Preſſedekret wiſſen, was gewünſcht wird, und was nicht. 
Wir haben ja ſchon früher geſehen, daß ſogar infolge unrichtiger Dar⸗ 
ſtellung von Tatſachen eine Beſchlagnahme erfolgen kann. Und aus dem 
Prozeß gegen die Breſter Gefangenen wiſſen wir, daß ſogar die Ausſagen 
von Jeugen nicht wörtlich wiedergegeben werden durften. Die Anzahl 
der Jeitungsbeſchlagnahmen aus Anlaß dieſes Prozeſſes iſt Legion. Die 
Beſchlagnahme erfolgte zwar gegen jedes Recht, auch gegen das Recht in 
polen, aber nicht das Recht allein entſcheidet, ſondern die Macht. Hier wie 
überall. So wird denn auch alles, was gewöhnliche Sterbliche nicht hören 
und vernehmen ſollen, beſchlagnahmt. Und wenn etwas Derartiges aus 
dem Auslande kommt, wird ihm das Recht entzogen, mit der Poſt be⸗ 
fördert werden zu können. So haben im Laufe des Jahres 82 Zeitungen 
und 27 Bücher und Broſchüren das Poſtbezugsrecht in Polen verloren. 
Unter den Büchern befindet ſich die in vier Sprachen erſchienene Broſchüre: 
„Auf Befehl des Marſchalls. Die Hölle von Breſt⸗Litowſk vor dem pol⸗ 
niſchen Sejm“ und v. Oertzens „Das iſt Polen!“ Das iſt Polen, kann 
man ſagen, wenn man dieſe Kulturerrungenſchaften betrachtet und andere 
Länder zum Vergleich heranzieht. Im Jahre 1929 find 185 Seitungen und 
Bücher von dieſem Verbot betroffen worden. 

Noch auf eine andere Kulturerſcheinung muß aufmerkſam gemacht 
werden. Das iſt die auf Grund des Geſetzes vom 1. Juli 1926 den Woi⸗ 
woden vom Miniſter erteilte Berechtigung, Kindern unbekannter Eltern 
einen Namen zu geben. Allerdings iſt die Namensgebung nicht das für 
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uns Maßgebende. Entſcheidend ift vielmehr die Tatſache, daß es noch Rin- 
der gibt, deren Eltern unbekannt ſind, daß es alſo noch Findlinge gibt, 
vor allem, daß es noch fo viele Findlinge gibt. Denn 338 Falle über 
Namensgebung wurden im Jahre 1931 veröffentlicht. Allerdings find nicht 
alle Findlinge aus den letzten Jahren. Es ſind Leute darunter, die über 
20 Jahre alt ſind. Und das iſt das eigentlich Bedauerliche an der ganzen 
Tatſache. Nicht Krieg und Nachkriegszeit, nicht die augenblickliche Not 
ſind die alleinige Urſache, daß Kinder ausgeſetzt werden. Dieſes Ubel war 
ſchon vor dem Kriege vorhanden, es wird weiter beſtehen, ift mit der Be: 
völkerung ſchon nach Oſtoberſchleſien gewandert, weil es ein Charakterzug 
der Bewohner des Landes iſt, herzlos zu ſein, herzlos ſogar dem eigenen 
Kinde gegenüber, das man in die Welt geſetzt hat, für das man aber nicht 
ſorgen will. Und wie viele der ausgeſetzten Kinder mögen nicht gefunden 
worden fein, mögen umgekommen fein! Im Jahre 1929 betrug die Zahl 
der Benamſeten 195. Wenn man bedenkt, daß ſich unter den Kindern, die 
im Jahre 1951 benannt wurden, allein 194 befinden, die in den letzten drei 
Jahren in Warſchau zum Teil noch als Säuglinge ausgeſetzt wurden, ſo 
ift dies einfach entſetzlich. Und dieſes traurige Ergebnis gibt ein wahr⸗ 
hafteres Bild von der Kultur und dem Fortſchritt des Landes als Sieges⸗ 
feiern und Feſte. Kindesausſetzung und Standrecht, Parzellierungspolitik 
und Anebelung der Preſſe, Zollmauern und Freiheitsbeſchränkung illu- 
ſtrieren die Lage des Landes eindringlicher als Paraden und ſchöne Ausſtel— 


lungskioske, als Niederdruckkammern und Amazonen. 
Montan Sileſius. 


Genf, Januar 1931. 

„Laſſen Sie mich zunächſt die Einwendungen gewiſſer politiſcher 
Kreiſe beleuchten, die in den Gewalttätigkeiten und Terrorhandlungen, die 
auf Veranlaſſung der polniſchen Regierung gegen die nationalen Minder⸗ 
heiten begangen wurden, nichts weiter als die natürliche Bekräftigung der 
übrigen Methoden ſehen, die man überall gegen die politiſche Oppoſition 
anwende. Wenn ſchon gefordert werde, daß Polen eine ſtarke Regierung 
haben müſſe, um die Situation zu meiſtern und ſie zu Mitteln zu greifen 
habe, die vom Standpunkt der Menſchlichkeit verwerflich ſeien, dann iſt es 
nach Meinung dieſer Kreiſe das befte, die tragiſchen Ereigniſſe, die wir 
beſchrieben haben und die Gegenſtand der deutſchen Vorſtellungen beim 
Völkerbund geweſen ſind, nicht allzu ſchwer zu nehmen. Wenn man über 
den fühlbar egoiſtiſchen und parteilichen Charakter einer ſolchen Art, die 
ganze Angelegenheit zu betrachten, hinwegſieht, ſo bleibt doch die Frage 
der durch die Verfaſſung verbürgten Rechte völlig offen. Sie wird in keiner 
Weiſe von ſolchen Einwendungen berührt. 

Der gleiche feierliche Akt, der die Unabhängigkeit der polniſchen 
Nation nach dem Weltkriege wiederberftellte, brachte die nationalen Minz 
derheiten in Polen unter den Schutz der Genfer Verſammlung. Dieſe 
Minderheiten erwarten nun von dem Völkerbund ein energiſches Ein⸗ 
ſchreiten. Der Völkerbund, eine Einrichtung, deren Grundlagen in erſter 
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Linie pſychologiſcher Natur ſind und deſſen Lebenskraft das Vertrauen der 
Völker iſt, wird einen großen Teil ſeines Anſehens verlieren, wenn er ſich 
angeſichts dieſer ſchweren Ereigniſſe nicht verpflichtet fühlt, ſeine ganze 
Autorität einzuſetzen, um die verlangte Regelung durchzuſetzen. Aber über 
dieſen Standpunkt der ſchlichten und reinen Gerechtigkeit hinaus erhebt ſich 
eine zweite Frage in drohender Geſtalt. Die Gefahr, die aus einer ſolch 
unerträglichen Lage entſteht, zwingt zu durchgreifenden Maßnahmen, um 
die Wiederkehr ähnlicher Vorgänge zu verhindern. Die Überreizung der 
Leidenſchaften nationaler Kreiſe diesſeits und jenſeits einer Grenze führt 
zu einer dauernden Bedrohung des Friedens. Ein bekannter franzöſiſcher 
Schriftſteller hat ganz richtig bemerkt: ‚L’homme d'Etat etudie le passé 
pour préserver discrètement Vavenir. Der Völkerbund, der nach Per- 
faſſung und Tätigkeit übernational iſt und deſſen Verantwortlichkeiten ent⸗ 
ſprechend größer ſind als die einzelner Nationen, darf ſich nicht in dieſer 
Weiſe ſeinen Verpflichtungen entziehen, ſondern muß ſich ganz der Auf⸗ 
gabe widmen, die Welt von einer Bedrohung ihres Friedens zu befreien. 
Eine gerechte Löſung und endgültige Maßnahmen würden überdies in 
polens eigenen Intereſſen liegen. Dieſe junge Republik, deren berechtigte 
Anſprüche auf Unabhängigkeit zuerſt von Deutſchland und ſeinem Ver⸗ 
bündeten Oſterreich anerkannt worden find, hernach in Verſailles beftätigt 
wurden, entſtand in einer Atmoſphäre allgemeinen Wohlwollens. Die 
Beſtätigung hierfür wurde unmittelbar nach Polens Wiederherſtellung da⸗ 
durch gegeben, daß ihm eine politiſche, wirtſchaftliche und militärifche 
Rückendeckung gewährt wurde, dank derer es aus ſeinem Abwehrkampfe 
gegen feinen mächtigen öſtlichen Nachbarn ſiegreich hervorgehen und die 
Schwierigkeiten überſtehen konnte, die ſich mit der Bildung einer neuen 
politiſchen Einheit einfanden. Aber es iſt nicht zu leugnen, daß ſeit einiger 
Zeit, in der Hauptſache den Handlungen zufolge, die man in Warſchau 
beging, viele Länder in ihren Beziehungen zu Polen kühler geworden ſind. 
In der Vorſtellung der Schöpfer der polniſchen Republik wurde dieſe nicht 
nur mit dem Gedanken, dem polniſchen Volke ein Vaterland zu geben, 
gegründet, ſie ſollte auch ein Träger des europäiſchen Friedens und Wohl⸗ 
ergebens fein. Um fo mehr muß man bedauern, daß Polen, weit entfernt, 
dieſem Ideal zu entſprechen, von dem Geiſt zariſtiſcher Gewalttätigkeit 
beſeelt zu ſein ſcheint und mehr und mehr eine Gefahr für den Frieden 
Europas zu werden droht. Aber die natürlichen Empfindungen, die uns 
auf die Seite der Unterdrückten und in den Kampf gegen den Unterdrücker 
zwingen, ſcheinen im gegenwärtigen Augenblick auch die Sympathien der 
ganzen Welt den Minderheiten zu gewinnen. 

Es ift ſymptomatiſch für die gegebene Lage, daß nicht weniger als 
51 mitglieder des britiſchen Parlaments eine Petition an den General⸗ 
ſekretär des Völkerbundes, Sir Eric Drummond, und gleichzeitig eine Er⸗ 
klärung an das Foreign Office gerichtet haben, in welchen ſie feierlichſt 
gegen die Methoden Einſpruch erheben, deren ſich die polniſche Regierung 
während der letzten Wahlen bedient hat. Mit dieſer Aktion fiel die Ver⸗ 
öffentlichung eines Aufſatzes von dem Mitglied der Labour Party, Malone, 
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im Mancheſter Guardian zuſammen, in dem dieſer ſein Bedauern darüber 
ausſpricht, daß die britiſche Regierung nichts in Richtung des Vorſchlages 
unternommen babe, in Genf eine ſtändige Rommiffion zu bilden. Ihre 
Aufgabe ſollte es ſein, ſich unter dem Geſichtspunkt mit dieſer Angelegen⸗ 
heit zu befaſſen, daß — nach Malone — das Problem der Minderheiten 
eine Gefahr für den Weltfrieden darſtelle. 

Schließlich und endlich iſt eine energiſche und endgültige Löſung 
unbedingt erforderlich, ob fie nun den unterdrückten Völkern oder jedem 
einzelnen zugute kommt. Wir erwarten mit Zutrauen — das allerdings 
nicht frei ift von Beſorgniſſen — von der Weisheit und dem Anſehen des 
Völkerbundes, daß eine ſolche Löſung von ihm gefunden wird.“ 


Überſetzung aus: Cesare Santoro, Through Poland during the 
elections of 1930. Genève 1931. 


Warſchau, November 1951. 

„War es ſchon immer eine ſchwierige Aufgabe, über polniſche Ver⸗ 
hältniſſe verantwortungsbewußten, kritiſchen Bericht zu erſtatten, fo 
iſt es heute zum ſchier unlösbaren Problem geworden, auf der einen 
Seite mit der notwendigen Gewiſſenhaftigkeit die wahren Tatbeſtände 
aufzuzeigen, auf der anderen Seite den Glauben des chriſtlichen Abend⸗ 
landes an die Miſſion Polens — damit iſt ſelbſtverſtändlich nicht die 
klägliche politiſche Rolle des ‚Drobgendarmen‘ im Often gemeint, die 
Polen im Auftrag Frankreichs ſpielen muß, ſondern die höhere Beſtim⸗ 
mung, Bollwerk gegen den Bolſchewismus zu ſein — nicht noch weiter 
zu erſchüttern. Denn die Tatſachen ſprechen eine traurige Sprache: Das 
heutige Polen, vor die Entſcheidung zwiſchen Oſten und Weſten geſtellt, 
hat den klaren Weg verloren. Durch ehrwürdige katholiſche Tradition 
vielleicht dazu berufen, dem Abendland das Beiſpiel eines chriſtlichen 
Staats weſens vor Augen zu ftellen, hat das Polen Pilſudſkis und feiner 
Militärs ſich Hegelſchen Staatstheorien verſchrieben, obendrein, ohne ſie 
wirklich verarbeiten zu können und ohne ſich wenigſtens ihr natürliches 
Ethos zu eigen zu machen. Außer dieſem Polen gibt es freilich noch 
ein anderes, das eigentliche katholiſche Polen, das jedoch gezwungen iſt, 
in den Grenzen des von Pilſudſki beherrſchten Polen zunächſt einmal ſeinen 
religiöſen Beſitzſtand zu verteidigen, der durch die immer ſtärker wer: 
denden liberaliſtiſchen Tendenzen arg gefährdet iſt. Das Cragiſche ift 
bei alledem: Wirklich ſchöpferiſche Kräfte ſind im Augenblick weder im 
Lager Pilſudſkis, noch bei den auf chriſtlichem Boden ſtehenden Oppo⸗ 
ſitionsparteien vorhanden. Pilfudfti hat es nicht vermocht, feinem Lande 
eine neue Staatsidee zu geben, auch keine Pilſudſkiſcher Prägung, mit der 
doch wenigſtens eine Auseinanderſetzung möglich wäre. Ebenſowenig 
aber iſt vorläufig die Oppoſition in der Lage, die von ihr zu vertretende 
chriſtliche Staatsidee mit verpflichtender Kraft durchzuſetzen, weil ſie ja 
ſelbſt, als ſie noch an der Macht war, dieſe chriſtliche Staatsidee allzu 
lange vergeſſen hatte. So ſtehen ſich zwei ſtreitende Lager gegenüber, 
von denen das eine Macht ohne Idee, das andere Idee ohne Macht hat. 
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Der innere Kampf entbehrt damit zwangsläufig aller beſtimmten Ziel⸗ 
richtung. 

Aus dieſer troſtloſen Situation erklären ſich die meiſten Erſchei⸗ 
nungen, die das Anſehen des heutigen Polen ſo ſehr ſchmälern, die leider 
ſo dominierend geworden ſind, daß es faſt unmöglich geworden iſt, 
etwas Poſitives aus Polen zu berichten. Die innere Unſicherheit findet 
ihren Ausdruck in der falſchen Minderheitenpolitik, in dem Durcheinander 
der Wirtſchaftspolitik, in der Unklarheit der Außenpolitik. Selbſtändige 
Gedanken können weder entwickelt noch durchgeführt werden, daher auch 
die durchaus nicht allein von Zweckmäßigkeitserwägungen, ſondern weit 
mehr durch Angſtlichkeit diktierte Unterordnung unter die franzöfifche Poli- 
tik. Hier iſt auch der Schlüſſel dafür zu ſuchen, warum die Berichterſtat⸗ 
tung über Polen heute, wofern ſie ehrlich ſein will, zumeiſt einen aus⸗ 
geſprochen negativen Charakter hat. Es iſt ein ſchwerer Irrtum, wenn 
Pſeudopazifiſten, die Polen nur vom Hörenſagen oder beſtenfalls von gut 
arrangierten Beſuchsreiſen im Salonwagen und aus den monatlichen Über- 
weiſungen der Propagandaſtellen kennen, den in polen tätigen deutſchen 
Journaliſten tendenziös antipolniſche Einſtellung vorwerfen.“ 

Rölniſche Volkszeitung Nr. 569 vom 5. Dezbr. 193]. 
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